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" ... Studenten der Amerikanistik/ Anglistik 
beantworteten Fragen nach Studieninhalt 
und -dauer. Verwundert war der Prince 
über die Tatsache, daß dieses Fach nur in 
Kombination studiert werden kann. Eine 
Studentin, die als Zweitfach Russisch 
angab, fragte er neugierig. ob sie denn auch 
russisch sprechen könne.• 

Aus einem Bericht über den Besuch von 
Prinz Charles in der Humboldt-Uni am 13. 
November 1995 (Humboldt, die Zeitung der 
Humboldt-Universität 2-95/96) 
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Editorial 

In der Bundeswehr und an den ostdeutschen Hochschulen ist die innere Einheit 
am weitesten fortgeschritten: So läßt sich das Ergebnis einer vergleichenden 
Lektüre der Zwischenbilanzen und politischen Statements formulieren, die zum 
Fortgang der ost-west-deutschen Zusammenführung in den letzten drei Jahren 
erschienen sind. 

Die Parallelität von Streitkräften und den Schulen des wissenschaftlichen Streits ist 
hier weniger abwegig. als es auf den ersten Blick anmutet. Der jeweilige West-Ost­
Strukturtransfer erfolgte unter Zeitdruck bei gleichzeitiger Betreuungsnotwendig­
keit der Altlasten. Die Bundeswehr brauchte eine Weile noch recht viele NVA­
Berufssoldaten zur Bewachung der Objekte und zum Minenräumen an der vormali­
gen Grenze. An den Hochschulen sicherte das alte Personal auslaufende Studien­
gänge oder gestaltete andere um für die nun einmal vorhandenen Studenten. Was 
bei diesen Gelegenheiten gleich ausgesondert wurde, erblickte weitere Verwen­
dung: Die alten Robotron-Computer der Hochschulen wurden weitergereicht ins 
östlichste Europa, die NVA-Panzer an die Türkei. Auch das Prinzip der Inneren 
Führung fand sein Entsprechung; Dem Hochamt der Wertfreiheit entzog sich 
besser niemand, der auf weitere Beschäftigungschancen hoffie. Zwar gab es 
gastweise Lehrveranstaltungen wie„Grundprobleme unserer Freiheitlich Demokra­
tischen Grundordnung" (C.C. Schweitzer, Bonn, an der Uni Leipzig, Sommerseme­
ster 1992), und der Prediger von der Patenschaftsgemeinde mag mit solcher 
Parteilichkeit dem Objektivitätsanspruch der Meßgesänge nicht unbedingt ent­
sprochen haben. Doch so ist das nun einmal in Glaubensdingen. Ähnlich waren 
auch der Umfang der militärischen und der wissenschaftlichen Personalaussonde­
rung wie deren Modalitäten: Übernahmebedingung von NVA zu Bundeswehr war 
das Einverständnis mit der Degradierung um eine Stufe. Vom Major zum Haupt­
mann, beispielsweise. Die alten majors an den DDR-Hochschulen, ordentliche 
Professoren zuvor, genießen die Freiheit der Wissenschaft, sofern nicht im 
Vorruhestand.jetzt meist aufCJ-Stellen. BAT Ila ist auch recht häufig, 

Zwei kleine Unterschiede bestehen (abgesehen von der nebensächlichen Differenz 
des Mitteleinsatzes für Kasernenausbau-Ost und Hochschulbau-Ost): Zum einen 
die Beziehungen der jeweiligen Veteranen. Der Bundeswehrverband hat seine 
lobbyistische Schlagkraft erhöht durch die Rekrutierung führungsgewohnter DDR-

1 

Kader als Kreisvorsitzende und Schatzmeister: Die arbeiten nun in gemeinsamen 
Abendveranstaltungen mit den neuen Kameraden die Feindschaft von gestern auf. 
Wo solcherart der Bundeswehrverband im Rekurs auf das Soldatische den Streit 
der Ideologien überwindet, da leben die außer Dienst befindlichen Professoren 

bodlSd1ulc ost 1/1996 7 



West und Ost in zwei verschiedenen Welten. Die einen im Kontakt zu ihrer 
Hochschule, die einschlägigen Kongresse frequentierend, Schüler protegierend 
und Fachorgane beliefernd. Die anderen in eingetragenen Vereinen mit dem 
häufigen Zusatz ,,für Wissenschaft und Bildung": Dort entfalten sie ein vom • 
etablierten Wissenschaftsbetrieb kaum zur Kenntnis genommenes reges Tagungs­
und Publikationswesen. Der zweite Unterschied: Wo von der inneren Einheit bei 
der Bundeswehr die Rede ist, da spricht man immer auch von wechselseitigem 
Personalaustausch. Vom Weststandort nach Ost und von Ost ins Westregiment. 
Innere Einheit an den Hochschulen indes meint allein: Wie klappt's deM mit den 
Wessis an den Ost-Hochschulen? 

Immerhin: Der Zusammenprall zweier derart verschiedener Wissenschaftskulturen 
stellt wissenschaftsgeschichtlich doch einen eher seltenen Vorgang dar. Auf der 
einen Seite die vom angelsächsischen Einfluß nicht gänzlich unberülute westdeut­
sche Beamtenwissenschaft mit ihrem der Pampersindustrie entlehnten Produktmar­
keting, Auf der anderen die zuvor an den herausragenden Leistungen der Soajet­
wissenschaft orientierte zentralplangesteuerte Erkenntnissuche im Dienste der 
Erfüllung der Hauptaufgabe der Realisierung der Einheit von Wirtschafts- und 
Sozialpolitik. 

In drei Wissenschaftsdisziplinen haben sich die ost-west-deutschen Querelen der 
letzten Jahre mit intensiveren Debatten innerhalb des jeweiligen Faches verbun­
den. Die Geschichtswissenschaft veranstaltete ein medienträchtiges Hauen und 
Stechen mit gelegentlich nur marginalem Bezug aufwissenschaftsübliche Argu­
mentationsstandards. hochschule osl hat dies relativ kontinuierlich dokumentiert. 
Die Soziologen waren zivilisierter. Der Westzunft galten die Ostkolleginnen 
augenscheinlich als zwar Schmuddelkinder. aber doch zur Familie gehörend. 
Wolfgang Schluchter und Hansgünther Meyer, zwei zentrale Akteure auf West­
bzw. Ostseite, haben die Vorgänge in der Soziologie in hochschule osl ausführlich 
beschrieben. Weitgehend außerhalb unseres bisherigen Wahrnehmungshorizon­
tes waren bislang die Entwicklungen in der Erziehungswissenschaft. Das sei mit 
dem ersten Themenschwerpunkt dieses Hefts zumindest ansatzweise repariert. Als 
einzige Disziplin hane die Erziehungswissenschaft sich dazu durchgerungen, ihren 
Auftritt in Ostdeutschland einer selbstorganisierten Evaluation zu unterziehen 
(vgl. den Beitrag von Keil & Olbertz). Auch liegt dort, ähnlich den beiden anderen 
Fächern, unterdessen eine beachtliche Reihe von Bestandsaufnahmen der DDR• 
Pädagogik wie Dokumentationen der Um- und Neugestaltun~debatten vor. 

Letzteres fehlt für die in der DDR betriebene Theologie noch. Deshalb können wir 
uns dort nicht so kurz fassen wie bei der Erziehungswissenschaft. Wir setzen hier 
den in Heft 4/95 begonnenen Themenschwerpunkt in der folglich gebotenen 
Ausführlichkeit mit seinem zweiten Teil fort. 

------------------------- p.p. 
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THEMA 1: Erziehungswissenschaft, 
Pot.sdamer Modell &.Bildungsforschung Ost 

Adolf Kell (Siegen) & Jan-H. Olbertz (Halle/S.): 

Die Deutsche Gesellschaft für Erziehungswissenschaft 
im Vereinigungsprozeß Deutschlands 

1. Zur Gründung und Entwicklung der Deutschen Gesellschaft für Erzie• 
- bungswissenscbaft (DGfE) 

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrie­
ges war die Entwicklung der Eziehun~­
wissenschaft bzw. Pädagogik eingebun­
den in den Wiederaufbau der Universitä­
ten und Pädagogischen Hochschulen. In­
haltlich und personell wurde versucht. an 
die Traditionen der Weimarer Republik 
anzuknüpfen~ die Weiterentwicklung war 
maßgeblich von den örtlichen Verhält• 
nissen in den damaligen drei bzw. vier 
Besatzungµonen abhängig. Für überre­
gionale Kontakte und Kooperatione~ 
fehlten fast alte infrastrukturellen, poh­
tischen, ökonomischen und personellen 
Voraussetzungen. Frühe institutionali• 
sierte Kooperationen setzten erst ein, 
nachdem sich die Ost-West-Trennung 
durch die Gründung der ,,Bundesrepublik 
Deutschland„ (BRD)und der ,,Deutschen 
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Demokratischen Republik" (DDR) ma­
nifestiert hatte (z.B. in der Westdeut­
schen Rektorenkonferenz 1949). Zu 
einer gemeinsamen Beratung von Vertre­
tern der Pädagogik an den Universitäten 
Westdeutschlands und Westberlins auf 
einer .,Pädagogischen Tagung"war es auf 
Initiative des „Cultural Officer" der Ame­
rikanischen Besatzun~machtbeim ,,High 
Commissioner for Germany" (HICOG) 
gekommen (Bad Wildungen 29. • 30.05. 
1952~ vgl. SCHEUERL 1987, S. 269). 
Die persönlichen Kontakte der 22 Teil­
nehmer auf dieser Tagung haben zu dem 
Einvernehmen geführt, sie durchjähr­
liche Zusammenkünfte fortzusetzen. Als 
,,Konferenz. Westdeutscher Uni~rsi­
tätspädagogen" führten etwa 25 bis 30 
Erziehungswissenschaftler die verabre-
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deten Jahrestagungen durch. Auf der Ta­
gung 1963 in Hamburg wurde die 
Gründung der DGtE beschlossen und . 
1964 kam es zum Vollzug dieses Be­
schlusses durch die Konstituierung der 
Gesellschaft (vgl. SCHEUERL 1987). 
Von diesem Ursprung hat sich die DGtE 
zur führenden erziehungswissenschaftli-

cl1en Fachgesellschaft entwickelt, die 
heute über 1.600 Mitglieder aus allen 
Universitäten und Pädagogischen Hoch­
schulen, z.T. auch Fachhochschulen 
für Sozialpädagogik/Sozialarbeit, in 
Deutschland zählt und 18 wissenschaftli­
che Kommissionen sowie 6 Arbeitsgrup­
pen auf Zeit unterhält. 

2. Kooperationsbemübun1en vor der Vereinieun1 

Die Möglichkeiten der institutionellen 
und personellen Kooperation zwischen 
Erziehungswissenschaftlern an den Hoch­
schulen der Bundesrepublik und der Deut­
schen Demokratischen Republik waren 
durch die politischen Rahmenbedingun­
gen eng begrenzt. Auf gesamtdeutscher 
Ebene gab es für die DGtE keine ver­
gleichbare staatsunabhängige F achgesell­
schaft in der DDR. Bemühungen der DGtE, 
über die wenigen Kontakte westdeutscher 
mit ostdeutschen Erziehungswissen­
schaftlern und einige Institutionen hinaus 
Beziehungen zur Akademie der Pädago­
gischen Wissenschaften (APW) in Ost­
berlin als zentrale Institution der DDR­
Pädagogik herzustellen, wurden mit dem 
Hinweis auf das Fehlen eines Kulturab­
kommens zwischen beiden deutschen 
Staaten zurückgewiesen (vgl. Erzie­
hungswissenschaft 1.( 1990), l ,S. 84). 

Nach der Öffnung der Mauer sind vom 
Vorsitzenden der DGfE die Bemühungen 
um Kontakte durch einen Besuch in der 
APW im Dezember 1989 fortgesetzt und 
u.a. durch die Einladung zur Teilnahme 
am 12. DGtE-Kongreß vom 19. bis 21. 
März , 1990 in Bielefeld konkretisiert 
worden. Durch den Versand von Plakaten 
und Einladungen an 15 DDR-Institutio-

10 

nen Ende Januar 1990 wurde diese Einla­
dung grundsätzlich an alle Erziehungs­
wissenschaftler an den Hochschulen der 
DDR erweitert und bekannt gemacht. Der 
neue (amtierende) Präsident der APW, 
Prof. Dr. Hans-Jörg König, hat diese Ein­
ladungzurTeilnahme am Bielefeld-Kon­
greß angenommen und zu einem Gruß­
wort genutzt. Auf dem Kongreß konnten 
dann auch ca. 100 Erziehungswissen­
schaftlerinnen und Erziehungswissen­
schaftler aus der DDR begrüßt werden. 
Durch die Anwesenheit dieser Kollegin­
nen und Kollegen auf den Symposien und 
den Arbeitstagungen der Kommissionen 
sind die persönlichen und fachlichen 
Kontakte erheblich erweitert worden. Ins­
besondere die Kontakte mit den Spre­
chern einer Initiativgruppe zur Gründung 
einer staatsfreien erziehungswissen­
schaftlichen Fachgesellschaft in der DDR 
bildeten den Ausgangspunkt für eine in­
stitutionalisierte Zusammenarbeit. Der 
DGtE-Vorstandbegrüßtedie Initiative zu 
einer solchen Gründung und empfahl den 
Kommissionen und Art>eitsgemeischaf­
ten die Knüpfung von Arbeitsbeziehun­
gen zu den Kolleginnen und Kollegen aus 
der DDR, legte ihnen aber vorerst Zu­
rückhaltung bei der Mitgliederwerbung 
unter ihnen nahe, ,.bis der Selbstklärungs-
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prozeß einer DDR-eigenen erziehungs­
wissenschaftlichen Gesellschaft so fort­
geschritten sei, daß an ein potentielles 
Zusammenführen der Gesellschaften ge­
dacht werden könne" (vgl. Erziehungs­
wissenschaft 1. ( 1990), 1, S. 89). 

Kurz nach dem Bielefelder Kongreß ist 
am 24.03.1990 die Deutsche Gesell­
schaft für Pädagogik (DGP) von 104 Er­
ziehungswissenschaftlerinnen und Erzie­
hungswissenschaftlern der DDR gegrün­
det worden (zur Gründung und Entwick-

. lung der DGP vgl. Er:iehungswisse11-
schaft 3.(1992),5, S.135-170). Ungeach­
tet der z. T. umstrittenen Zusammenset­
zung ihrer Mitglieder, unter denen sich 
auch Erziehungswissenschaftler befan­
den, die in der DDR politisch exponiert 

waren und in unterschiedlicher Weise für 
die Probleme nicht nur der eigenen Dis­
ziplin vor der Wende Verantwortung tru­
gen, haben die Vorstände der DGtE und 
der DGP und viele Kommissions- bzw. 
Sektions-Vorstände in der Folgezeit viel­
fältige Kooperationskontakte geknüpft 
(vgl. Erziehungswissenschaft 1.(1990), 
2,S.112). Zur Ausweitung und Vertiefung 
der Kontakte bot die erste Konferenz der 
DGP am 4. und 5. September 1990 in 
Berlin zum Thema ,,Erziehungswissen­
schaft - Bildungspolitik - Schulreform" 
weitere Gelegenheit. Die Vorstände bei­
der Gesellschaften haben diesen Kon­
greß zu einer ersten gemeinsamen Sit­
zung am 3. 9. 1990 genutzt, der zwei wei­
tere gemeinsame Sitzungen (2. 7. 1991 und 
15.3.1992) folgten. 

3. DGfE und DGP im Vereinigungsprozeß 

Es zeigte sich, qaßdie zunächst getrennte 
Entwicklung der beiden erziehungswis­
senschaftlichen Gesellschaften gerade im 
Sinne des notwendigen Selbstklänmgs­
prozesses unter den Erziehungswissen­
schaftlerinnen und Erziehungswissen­
schaftlern der ehemaligen DDRein·gang­
barer Weg in eine gemeinsame wissen­
schaftliche Identifikation war. Den Tag 
der Deutschen Einheit hat der DGtE­
Vorstand für eine erste öffentliche Er­
klärung ,,Zu den Aufgaben erziehungs­
wissenschaftlicher Studiengänge" zum 
Anlaß genommen, in der auf die Notwen­
digkeit hingewiesen wurde, .,eine freie 
erziehungswissenschaftliche Lehre und 
Forschung und eine ideologisch nicht 
mehr bevormundende pädagogische Pra­
xis aufzubauen" (vgl. Erziehungswi.rsen­
schajl 1.( 1990),2, S.116-118). Es folg-
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ten verschiedene „Initiativen zur Weiter­
entwicklung und zum Neuaufbau der Er­
ziehungswissenschaft in den neuen Bun­
desländern", unter denen vor allem die 
Einrichtung einer Informationsstelle zur 
Vermittlung deutsch-deutscher For­
schungskontakte an der Freien Universi­
tät Berlin.die Planung und Durchführung 
von DFG-Rundgesprächen, Fachkonfe­
renzen und Konferenzen mit den Grün­
dungsdekanen, Gründungsprofessoren 
und Vertretern der Wissenschaftsmini­
sterien der neuen Bundesländer hervor­
zuheben sind (vgl. KELL 1994, S. 12 f.). 

Auf dem 13. DGtE-Kongreß im März 
1992 in Bert in gab es zahlreiche Thema­
tisierungen der Transformationsprozes­
se und Aktivitäten zu deren Begleitung 
und Beeinflussung (vgl. KELL 1994,S. 
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13 f.). Auf der Mitgliederversammlung 
dieses Kongresses hat der Vorsitzende 
der DGP, Prof. Dr. Wolfgang Steinhöfe!, 
in einem Grußwort ,,Zur Ambivalenz 
'deutsch-deutscher TreMung' und 
'deutsch-deutscher Vereinigung' in der 
Erziehungswissenschaft" Stellung ge­
nommen und hier wiederholt, was er auf 
der letzten gemeinsamen Sitzung beider 
Vorstände am 15.3.1992 bereits erläu­
tert hatte: die Auflösung der DGP und die 
Empfehlung an ihre Mitglieder, eine Mit­
gliedschaft in der DGtE anzustreben. 
Entsprechend einer Verabredung auf der 
letzten gemeinsamen Vorstandssitzung 
wurde ein Beitrag ,,Zur Geschichte der 
DGP im Spannunsfeld von Aufarbeitung 
der DDR-Pädagogik und Erneuerung der 
Erziehungswissenschaft in den neuen 
Bundesländern" erarbeitet und im Mit­
teilungsblatt veröffentlicht (vgl. Erzie­
hungswissenschaft 3.( 1992),5,S.135-
170). 

Auf der Mitgliederversammlung wurden 
zwei ad hoc-Anträge zur EntwickJ ung der 
Erziehungswissenschaft in den neuen 
Bundesländern gestellt. Der Antrag von 
Prof. Dr. Wolfgang Nitsch fand in fol­
gendem Wortlaut mit großer Mehrheit 
die Zustimmung der Mitglieder: 

., Die Mitgliederversammlung möge be­
schließen: Die DGJE beabsichtigt, eine 
Enquete-Kommission zu den Verfahren, 
Ergebnissen und Auswirkungen der per­
sonellen und strukturellen Umge­
staltung der Erziehungswissenschaft in 
den östlichen Bundesländern einzurich­
ten. Der Vorstand wird beauftragt, die 
Wahl einer solchen Kommission und 
die nähere Bestimmung ihres Auftrags 
durch die nächste Mitgliederversamm­
lung vorzubereiten und hier in Abstim­
mung mit den Kommissionen eine Vor­
bereitungsgruppe zu bilden. lvlitglie­
der der DGJE, die als Gründungsdeka­
ne und in ähnlichen Funktionen an der 
Umgestaltung der Erziehungswissen­
schaft in den neuen Bundesländern mit­
wirken, werden gebeten, der Vorberei­
tungsgruppe fur die Enquete-Kommis­
sion über ihre Tätigkeit zu berichten. " 

Der von der Mitgliederversammlung für 
die An1tsperiode 1992 - 1994 gewählte 
Vorstand beschloß dann im Zuge der 
Festlegung seiner Arbeitsschwerpunkte 
und der Vergabe von Ämtern bzw. Funk­
tionen, eine Vorstands-Kommission 
,,Entwicklung der Erziehungswissen­
schaft in den neuen Bundesländern" ein­
zusetzen. 

4. Zur Arbeit der DGfE-Vorstaodskommission 
,,Entwicklung der Erziehungswissenschaft in den neuen Bundesländern" 

Die Aufgaben der Kommission sollten 
nach den Vorschlägen des DGtE-Vor­
standes darin bestehen, für einen laufen­
den Informationsaustausch mit den Grün­
dungsdekanen und-beauftragten Sorge zu 
tragen, die Verfahrensmodi der Evalua­
tionsprozesse zu dokumentieren und zu 
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analysieren, Stellungnahmen der DGtE 
zu aktuellen und strukturellen Problemen 
des Neuaufbaus der erziehungswissen­
schaftlichen Fachbereiche in Ostdeutsch­
land zu erarbeiten und inhaltliche Vorbe­
reitungen für die Gründung einer Enqu~te­
Kommission zu treffen. Darüber hinaus 
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ging es darum, mittels Umfragen und Ana­
lysen die Entwicklung der Erziehungs­
wiss~nschaft in den neuen Bundeslän­
dern z:u begleiten, z:u dokumentieren und 
zu untersuchen, und zwar u. a. hinsicht­
lich der Stellenpläne vor und nach 1990, 
der Fakultäts-, Fachbereichs- und Insti­
tutsstrukturen, der Berufungsgebiete und 
der Berufungspraxis, der Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses (Be­
rücksichtigungvon Kolleginnen und Kol­
legen aus der ehemaligen DDR, Gleich­
stellung von Erziehungswissenschaftle­
rinnen usw.). 

Nachdem die Stellungnahmen der Kom­
missionen und Arbeitsgemeinschaften 
eingeholt waren und über die Aufgaben 
und die personelle Zusammensetzung der 
Kommission Einvernehmen bestand, ist 
auf der 5. Vorstands-Sitzung am 13./14. 
Dezember 1992 über die Aufgabenstel­
lung und die personelle Besetzung be­
schlossen worden. Der Vorsitz der Kom­
mission wurde Prof. Dr. Adolf Keil ange­
tragen (vgl. KELL 1994, S. 16 f.). Am 
25./26. Februar 1993 hat sich die Vor­
standskommission in Berlin konstituiert. 
Man beriet über die auf der konstituie­
renden Sitzung empfohlenen Aufgaben­
komplexe, um in der Spannung von 
Wünschbarem und Machbarem die Mög­
lichkeiten und Grenzen für ein Arbeits­
programm der Kommission bis zum 14. 
DGfE-Kongreß im März 1994 auszulo­
ten und darüber abzustimmen. In etwa 
einjähriger Arbeit mit besonders intensi­
ven Beratungen auffünfSitzungen hat die 
Kommission die ihr besonders vordring­
lich erschienenen Probleme bearbeitet. 
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Sie ging von dem Selbstverständnis aus, 
daß die Analyse und BewertungderTrans­
formationsproz:esse im Bereich der Er­
ziehungswissenschaft von der DDR zu 
den neuen Bundesländern eine umfang­
reiche interdisziplinäre Forschungsauf­
gabe ist, die nur längerfristig mit erhebli­
chem Mitteleinsatz bewältigt werden kann. 
Von einer ehrenamtlich arbeitende Kom­
mission kann mit einer begrenzten Mit­
gliederzahl und unter erheblichem Zeit­
druck (mit Bezug auf diese notwendige 
Forschungsaufgabe) war dagegen nur zu 
erwarten, daß sie auf die besonders wich­
tig erscheinenden Problembereiche auf­
merksam macht und exemplarisch erläu­
tert, warum diese Probleme von beson­
derer Bedeutung sind und wie sie bear­
beitet werde können. In diesem Sinne ha­
ben die Kommissionsmitglieder Berich­
te über ihre Arbeiten verfaßt und in einem 
Sammelband veröffentlicht (vgl. KELL 
1994). 

Aufgrund der Erfahrungen der Kommis­
sionsmitglieder aus den gemeinsamen 
Sitzungen und der vorgelegten Arbeits­
berichte hat die Kommission nach Ab­
stimmung mit dem DGfE-Vorstand der 
Mitgliederversammlung des 14. DGfE­
Kongresses im März 1994 in Dortmund 
den Antrag vorgelegt, die Arbeit der Kom­
mission für zwei Jahre fortzusetzen und 
mit der Errichtung einer Enquete-Kom­
mission ,,Erziehungswissenschaft in den 
neuen Bundesländern" auf eine neue 
Grundlage zu stellen. Der Antrag wurde 
am 15. März 1994 auf der Mitgliederver­
sammlung mit großer Mehrheit angenom­
men. 
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S. DGfE-Enquete-Kommission 
,,Erziehun:swissenschaft in den neuen Bundesländern" 

Der DGfE-Vorstand beriet auf zwei Sit­
zungen über die personelle Zusammen­
setzung der Enquete-Kommission und 
faßte den Beschluß, die Arbeit der Kom­
mission unter den gemeinsamen Vorsitz 
von Prof. Dr. Adolf Kell (Siegen) und 
Prof. Dr. Jan-H. Olbertz (Halle), der zu 
den neugewählten Mitgliedern des Vor­
standes gehört, zu stellen. Hinsichtlich 
der Zusammensetzung der zwölfköpfi­
gen Enquete-Kommission ist wiederum 
auf die Parität von Erziehungswissen­
schaftlern bzw. Erziehungswissenschaft­
lerinnen aus Ost und West und die Ausge­
wogenheit zwischen den erziehungswis­
senschaftlichen Disziplinen besonderer 
Wert gelegt worden. Auf der konstituie­
renden Sitzungarn 14./15. Oktober 1994 
haben sich die Mitglieder auf der Grund­
lage der Beiträge des Sammelbandes „Er­
ziehungswissenschaft im Aufbruch?" (her­
ausgegeben von KELL 1994) darüber 
verständigt, inwieweit bereits aufgegrif­
fene Themen vertieft bzw. erweitert und 
welche neue Fragestellungen im Sinne 
des Auftrages der Enquete-Kommission 
in ein Arbeitsprogramm aufgenommen 
werden sollten. 

Der Auftrag der Enquete-Kommission 
besteht darin, Bestandsaufnahmen der 
T ransformationsprozesse durchzuführen 
und über die Aufgaben der Erziehungs­
wissenschaft in den neuen Bundeslän­
dern und das Zusammenwirken ost- und 
westdeutscher Erziehungswissenschaft-
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lerinnen und Erziehungswissenschaftler 
zu beraten. Vor allem geht es darum, 
Informationen über die Entwicklung der 
Strukturen der Erziehungswissenschaft 
in den neuen Bundesländern. über Ver­
fahren und Prozesse der fachlichen Eva­
luation und der institutionellen Verände­
rungen in der Übergangszeit, über die 
beruflichen Laufbahnen von Erziehungs­
wissenschaftlerinnen und Erziehungswis­
senschaftlern, über die Entwicklung er­
ziehungswissenschaftlicher Studiengän­
ge und erziehungswissenschaftlicher Leh­
re sowie über die erziehungswissenschaft­
liche Weiterbildung und die Förderung 
des erziehungswissenschaftlichen Nach­
wuchses zu sichern. Zugleich sollen For­
schungsfragen zu den Transformations­
prozessen der Erziehungswissenschaft im 
innerdeutschen Vergleich seit 1945 dis­
kutiert und Informationen über entspre­
chende Forschungsvorhaben gesammelt 
und verfügbar gemacht werden. Zu die­
sem Zweck wird ein Forschungsatlas ,,Er­
ziehungswissenschaft in den neuen Bun­
desländern" erarbeitet, der auch die 
Grundlage für Empfehlungen zur For­
schungskoordination bilden soll. 

Mit Foren und Kolloquien will die En­
quete-Kommission den Austausch über 
die Transformationsprozesse und die 
Aufgaben der Erziehungswissenschaft in 
den neuen Bundesländern anregen, prak­
tisch ermöglichen und fördern. 
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6. Ausblick 

lnzwi:schen sind die Arbeiten der Kom­
missionsmitglieder und die Beratungen 
auf diesen Sitzungen so weit vorange­
kommen, daß im Rahmen eines weiteren 
Santmelbandes (unter dem vorläufigen 
Titel „Vom Wünschbaren zum Machba­
ren") eine Reihe neuer Arbeitsberichte 
erwartet werden kann. Schwerpunkt bil­
den dabei die Entwiclclungder erziehungs­
wissenschaftlichen Forschung in den neu-
en Bundesländern (Forschungptlas), Ten­
denzen und Probleme der Lehre in den 
erziehungswissenschaftlichen Studien­
gängen, die Entwiclclungder Grundschul­
lehrerausbildung, der Lehrerfortbildung 
in den neuen Bundesländern sowie der 
Sozialpädagogik an den Fachhochschu­
len und Universitäten. Beispielhaft sol­
len die Entwicklung der Allgemeinen 
Pädagogik, der Didaktik, der Hochschul­
pädagogik und der Sonder-bzw. Rehabili­
tationspädagogik der DDR bis 1990 
nachgezeichnet und ein Projektprogramm 
des Landes Brandenburg zur „Geschich­
te Struktur und Funktionsweisen der 
DDR-Volksbildung" vorgestellt werden. 

Studien zum Verbleib des erziehungswis­
senschaftlichen Personals außeruniver­
sitärer Institute der Bildungsforschung in 
der DDR, zur Lage der Erziehungswis­
senschaftlerinnen an den Universitäten 
der neuen Bundesländer, zu den Erzie­
hungswissenschaftlern aus der DDR an 
den Hochschulen der alten Bundeslän­
der, zu Beziehungen zwischen pädagogi­
scher Wissenschaft und Schulpra)(is aus 
der Sicht von Lehrerinnen/Lehrern und 
Lehrerbildnerinnen/Lehrerbildnernsowie 
„Innenansichten" von Bemfsschu llehrern 
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und Ausbildern eröffnen ein breites Spek­
trum erziehungswissenschaftlicher Pro­
blemrefle)(ionen im Konte)(t des Trans­
formationsprozesses. 

Während in dieser Beziehung die Arbeit 
der Enquete-Kommission gut vorangeht 
und erste Ergebnisse im Rahmen des 15. 
DGfE-Kongresses vom 11. bis 13. März 
1996 in Halle vorgestellt werden können 
(der Sammelband erscheint im Her~st 
1996), hat sich der Auftrag der Kommis­
sion, Foren und Kolloquien zu den Trans­
formationsprozessen zu organisieren, als 
schwierig erwiesen und konnte bisher nur 
zum Teil erfüllt werden. Auf zwei Tagun­
gen mit Lehrerinnen/Lehrern und Leh­
rerbildnerinnen/Lehrerbildnem aus der 
DDR und Erziehungswissenschaftlerin­
nen/Erziehungswissenschaftlern aus den 
neuen und alten Bundesländern ist über 
die Beziehungen zwischen pädagogischer 
Wissenschaft und Schulpra)(iS und deren 
Veränderungen - unter Berücksichti­
gungder Erfahrungen von Betroffenen in 
den verschiedenen Transformationspro­
zessen - beraten worden. 

Mit der Vorstandskommission ,,Entwick­
lung der Erziehungswissenschaft in den 
neuen Bundesländern"( 1992- 1994) und 
der Enquete-Kommission ,,Erziehungs­
wissenschaft in den neuen Bundeslän­
dern" ( 1994 - 1996) hat die DGfE e. V. 
die Entwicklung der Strukturen, perso­
nellen und institutionellen Bedingungen, 
der Forschung und der Lehre auf den 
Gebieten der Erziehungswissenschaft und 
die vielgestaltigen Transformationspro­
bleme in diesem Prozeß in den entschei-
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denden Jahren wissenschaftlich beglei­
tet, untersucht, dokumentiert und dem 
Austausch über die dabei gesammelten 
Erfahrungen ein Podium geboten. An die 
Stelle der Untersuchung solcher tiefgrei­
fenden Umgestaltungsprozesse wird nun 
die Auseinandersetzung mit einer allmäh­
lich eintretenden Normalität rücken müs­
sen, deren Probleme immer weniger aus 
der West-Ost-Differenz als aus der not­
wendigen Reform der erziehungswissen­
schaftlichen Studiengänge, der Lehrer­
bildung und der Studien- bzw. Hochschul­
reform in Deutschland insgesamt erwach­
sen. In diese gemeinsame Aufgabe sollen 

Li1tr■h1r: 

die Arbeitsergebnisse der Enquete-Kom­
mission Eingang finden. 

Adolf Keil, Prof Dr. rer.pol., isl Professor 
flir Er!ieh11ngswissenschafi/SchwerpunkJ 

Benif.spädagogik an der Uniwrsilät 
Gsemutshochsch11/e Siegen sowie Stellver­

treter des Vorsitzenden der DGJE 11nd 
Vors,1!ender der DGJE-Enq11ite-Kommissi­
on "Erzieh11ngswissenschaj/ in den ne11en 

Bundesländern". Jan-Hendri/r. 0/bert:, 
Prof Dr. paed., ist Professor fiir Erzie­

h11ngswisse,nschafi.-Schwerpunkl Erwach-
senenbildung an der Martin-luiher­

Universität Halle-Willenberg sowie 
Mitglied des DGJE-Vorstandes rmd 

Vorsit:ender der Enq11ile-Kommi.s.sion 

KELL,Adolf( 199-l)(Hg.): E.rriehllllgSwi.ssenschaft im Aufbruch? Arbeitsberichte. Weinheim. 330S. 

SCHEUERL, Hans (1987 ): Zur Grondungsgeschichleder Deutschen Gesellschaft fllr Erziehungswi.ssenschaf'l. ln: 
'üitschriftf/Jr Pt2dagogik33( 1987) 2, S. 267-287. 
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Thomas Jahnke (Potsdam): 

F·orschen und Lehren - Nach guter Lehre forschen: 
Das Potsdamer Modell der Lehrerbildung 

BIider und Gedanken aus dem westlichen Osten 1 

TRüDE GRIMM He11te kommt 'nSch11/rat 11nd /,tJrt sich meinen Unterricht 
an. Hinterher bin ic/, klr1ger. 

GRl,\/M Wnsfilr'n Schulrat? Ist das ',re Pn1ji.111g? 

rnUDE GRJMM Mehr als das, 'ne Üb e r- Pn1/ung. Die wollen wahr­
scheinlich ra11slcriegen, ob 11'/r Ostlehrerden IJ'estansprüchen gewachsen 
sind. 

GRJMM Seid ihr's? 

TRljDE GRIMM /c/, weiß es nich. Aber von Ost- 1111d Westanspri1chen mal 
abgesehen: Generel/ ldßt sie/, .tagen, daß die mel.tten Lehrer den Sc Ir II l­
anspn1c/1en nie/, gewachsen sind. Dari,r ulre i c Ir das Problem. 

[JurekBecker: Wirsindauchnurein Volk. Frankfurt am Main 1994,S. 70] 

Sie können schon aus der blumigen For­
mulierung meines Titels entnehmen, daß 
ich hier nicht wie andere über eine Fülle 
von Ergebnissen mathematikdidaktischer 
Forschung berichten werde, sondern eher 
über eine Fülle von Problemen, die auch 
nicht alle - zumindest nicht direkt -
mathematikdidaktischer Forschung zu­
zurechnen sind, und über einige Hoffnun­
gen. Ich will also versuchen, Ihnen einen 
Bericht über den Stand der Dinge in Pots­
dam zu geben, aber eigentlich noch weni­
ger als einen Bericht. nur eine oder meh­
rere Momentaufnahmen: Denn erstens 
sind die Dinge im Fluß - es mag also 
durchaus sein, daß Sie mich in einem Jahr 
nach einer Bemerkung, die ich hier mach­
te, fragen, und ich Sie dann gänzlich ver-
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ständnislos anschaue -, und zweitens zei­
gen solche Momentaufnahmen nur einen 
Ausschnitt und den obendrein nur aus 
einer ganz bestimmten Perspektive, wie 
man aus Photos in Reiseprospekten weiß. 
Meine Perspektive ist westlich, ist die 
eines Wessis, der seit April 1994 an der 
Universität Potsdam tätig ist. Je länger 
ich dort bin, desto bewußter wird mir 
eigentlich diese Perspektive bzw. deren 
Richtung, die sich nicht wie eine Brille 
aus\Wehseln oder ablegen läßt. Ich ethni­
siere also in Ossis und Wessis. 

Dieser Ausdruck stammt von Herrn Mon­
tada aus Trier. An unserer Universität 
Potsdam gibt es nämlich ein Zentrum für 
Gerechtigkeitsforschung, das aber nicht 
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der juristischen Fakultät zuzuordnen ist, 
als die im Osten vielfach geforderte Regi­
strierungsstelle für Wiedervereinungs­
unrecht - gleichsam als Nach-Wende­
Salzgitter -, sondern dem Fach Psycho­
logie: es geht also um soziale und indi vi­
duelle Gerechtiglceiten. Herr Montada, 
der Leiter dieses Zentrums, sagt nun: in 
diesem Ethnisieren in Ossis und Wessis 
liegt der Ansatz zur Ungleichheit, und 
was ungleich ist, das muß man auch nicht 
gleich behandeln, das hat auch keinen 
Anspruch darauf, gleich behandelt zu wer­
den etwa wenn es um Besoldungsfragen 
im öffentlichen Dienst, die Anerkennung 
von beruflichen Abschlüssen (z.B. im 
Lehrerbereich) oder von Dienstjahren 
geht. Ich sehe also wohl, daß das Ethni­
sieren diese argumentative Gefahr her­
aufbeschwört, zuweilen auch das Mißbe­
hagen meiner Mitarbeiter, die eine Ta­
gung zu den Problemen der Lehrerbil­
dung in den fünf neuen Bundesländern 
ablehnen und statt dessen eine Tagung zu 
den Problemen der Lehrerbildung z.B. in 
den nördlichen oder in den südlichen Bun­
desländern Deutschlands planen wollen. 
Aber dennoch wäre es meiner Meinung 
nach wenig sinnvoll, den unterschiedli· 
chen Lebenssituationen und den unter­
schiedlichen Geschichten und Traditio­
nen der Menschen in Ost und West ein­
fach die Fiktion der Gleichheit entgegen­
halten zu wollen. Wesentliche Lebens­
grundlagen (Arbeit, Wohnung, Familie) 
haben sich für die Menschen im Osten 
geändert oder sind ihnen sogar entzogen 
worden. Im Westen gibt es nichts Glei­
ches oder Vergleichbares. 

Das äußere Bild in Potsdam sind die Bau­
stellen: hier kann man sich vor Augen 
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führen, wo die 160 Milliarden DM Steu­
ergelder zum Teil bleiben: bei Hoch- und 
Tiefbauunternehmen aus dem Westen 
oder dem westlichen Ausland. Baustellen 
haben natürlich auf die Dauer etwas Lä­
stiges, aber es verbindet sich mit ihnen 
der Eindruck des Fortschrittes oder zu­
mindest doch der Änderungen. Für die 
Entwicklung insgesamt und auch für die 
Entwicklungen an der Schule und der 
Hochschule ist aber „Baustelle" doch eine 
falsche Metapher. Verbindet man mit ihr 
doch eine Planung, Architekten, Bauzeich­
nungen usw. Solches ist aber in der Ent­
wicklung allgemein nicht zu sehen. Si­
cher sind hier organische Bilder besser: 
ein Garten soll neu angelegt werden, man­
che Pflanzen hat man dabei stehengelas­
sen, andere ausgerissen, vieles einfach 
untergepflügt und dann natürlich neue 
Elemente, neue Pflanzen hinzugefügt, 
Beete und Wege neu angelegt und, wie 
das jetzt alles so wächst, das läßt sich 
nicht voraussagen. Insbesondere kommt 
auch manches. was man untergepflügt hat, 
früher oder später wieder zum Vorschein. 

Ich merke das auch an der Hochschule: 
Meinungsführer und Platzhirsche von 
ehedem waren durch die Wende und de­
ren Folgen zutiefst verunsichert und in 
ihren Stellen bedroht. Folglich waren sie 
auch innovationsbereit, im Aufbruch be­
reit zu verharren und sich auch zu bewe­
gen und schließlich sozusagen durch~­
starten. Wer von diesem Personen.kreis 
in die C-Besoldung überführt ist, bei dem 
schwindet zuweilen die jähe Refonnbe­
reitschaft recht schnell, sie erlahmt: Hat­
ten die Dinge in den letzten 30 Jahren 
nicht auch ihre (gute) Ordnung? Für den 
einzelnen mag die Restituierung seiner 
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Stelle oder sogar Stellung die Möglich­
keit schaffen, sich nun wieder zurückzu­
lehnen und seine Verletzungen zu behan­
deln, für das System und seine Subsyste­
me nicht. Es steht zugleich unter einem 
sehr hohen Anpassungsdruck an (westli­
che) Normen und einem fast ebenso gro­
ßen Innovationsdruck. In der Industrie hat 
dies zumeist tödliche, zerstörerische und 
zumindest absurde Formen angenommen: 
Ein Kühlschrankwerk darf nur überleben, 
weil oder falls es eine Weltneuheit zu 
bieten hat: den FCKW-freien Kühl­
schrank. Wenn ich hier eine nun wirklich 
schlechte Überleitung machen darf, die 
in ihrem Kern aber doch auch ein Stück­
chen Wahrheit enthält: eine der Weltneu­
heiten oder bescheidener eine Landes­
neuheit der Universität Potsdam, die zu­
gleich unter diesen hohen Druckver­
hältnissen aber doch auch in geradezu 
liebevoller Planung und Gartenarchitektur 
entstanden ist, ist das Potsdamer Modell 
der Lehrerbildung. 

Die 1948 gegründete Brandenburgische 
Landeshochschule Potsdam, die 1953 in 
Pädagogische Hochschule ,,Karl Lieb­
knecht" umbenannt wurde und nach der 
Wende 1990 zunächst wieder ihren ur­
sprünglichen Namen erhielt, hatte ihren 
wesentlichen Schwerpunkt in der Lehrer­
ausbildung für die Klassen 5 bis 12 in fast 
allen Fächern. Die einphasige 5jährige 
Hochschulausbildung der Lehrer bestand 
aus der fachwissenschaftlichen Ausbil­
dung in zwei Fächern, einer obligatori­
schen Ausbildung in den Grundlagen des 
Marxismus-Leninismus(imJargon ,,Rot­
licht")undeinererziehungswissenschaft­
lichen und pädagogisch-psychologischen 
Ausbildung für alle Lehramtsstudenten, 
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zu der auch fachdidaktische Lehrveran­
staltungen und Praktika gehörten. 

„Die seit 1990 erfolgten Verlnderungen lassen 
sich folgendermaßen charaktorisieren: 

( t) Sofort nach der Wende gab es intensive 
Bemühungen um eine Verbreitenmg und Plu­
rafi.,ierring de., A 11sbild11ngsangebots. (. .. ) 

( ... ) 
(4) Alle Überlegungen gingen davon aus, die 
Gleichwertigkeit der Abschliisse für Primar­
stufeolehrer und Selcundarstufenlehrer zu er­
reichen sowie inhaltlich die Kompatibilität mit 
vergleichbaren Studiengin gen in den alten Bun­
desländern herzustellen. Die Primarstufenleh­
rerausbildlUI g wurde universitärer Studieogaog. "l 

Offensichtlich hielten die Autoren die 
beiden Zielvorstellungen im ersten Satz 
des Abschitts (4) nicht für widersprüch­
lich. 

Im Juli 1991 legte Wolfgang Edelstein 
Thesen zur Begründung einer Fakultät für 
Erziehungs- und Unterrichtswissenschaf­
ten (Lehrerbildung) an der Universität 
Potsdam vor. Ich zitiere hier zunächst aus 
diesem vierseitigen, in fünf Punkte un­
tergliederten Papier. einmal aus histo­
risch-genetischen Gründen, zum anderen 
aber auch, weil - schon durch die Kürze 
der Ausführungen • prägnanter als in dem 
späteren, etwa sechzig Seiten umfassen­
den ,,Potsdamer Modell der Lehrerbil­
dung„ wesentliche Bestimmungen und 
Charakteristika dieses Modells formu­
liert sind. Die Edelsteinsehen Thesen wa­
ren übrigens auch meine erste Begeg­
nung mit den Potsdamer Reformvorstel­
lungen: als ich im Sommer 1992 auf­
grund meiner Bewerbung auf den Lehr­
stuhl für Didaktik der Mathematik zu ei­
nem Vorstellung.svortrag an die Univer­
sität Potsdam eingeladen wurde, sollte 
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ich im Anschluß daran und im Gespräch 
mit der Kommission auf sie eingehen. 

„Thesen 1.ur BecrUndunc einer Fakultät 
für I.niehuncs- und Bilduncswissen­
scbaften (Lebrerblldunc) an der Univer­
sität Potsdam von Wotrcanc Edelstein 

l. l Vorbemerkungen. Tradition und gesell­
schaftliche Bedingungen haben dazu geführt, 
daß in Deutschland eine auf das Professions­
wissen von Lehrorn orientierte Ausbildung (Qua­
lifirierung zur Profession) Grund· und Haupt­
schullehrern meist aufvoruniversitärer Ausbil­
dungsstufe vorbehalten war. Die wissenschaft­
lichen Lehrerstudenteo erhielten an den Uni· 
versititen eine weitgehend fachbezogeoe 
Ausbildung. Die professionsorientierte Kom• 
pooente in deo lehramtsbezageneo Studien• 
gängen blieb völlig ungenügend. Die „realisti­
sche Wende" der Erziehungswissenschaft 
(Roth) fand in diesem Kontext nicht statt. 

1.2 Die Folgen for Li!hrer an Primar• und 
Hauptschulen tintrstils, an Sekundarschu­
len {Sd1mdars1ufen I und II) andererseits 
sind unterschiedlich: Die professionelle Aus­
bildung der Primarlehrer ist zwar in mancher 
Hinsicht angemessener und besser als die Aus­
bildung der Studienräte auf den Erwerb von 
Lehrerexpertise abgestimmt,aborwissensc:baft­
lich nach wie vor unterqualifiziert. Die Ausbil­
dung der Sekundarschullehrer an der Universi­
tät ist im Hinblick auf die in der Profession 
erforderliche Expertise vollständig ungenügend. 

1.3 Die Folgen für das Ausbildungssystem: 
Dio traditionelle Dichotomio, fachliche Ausbil­
dung an der Uoiver&iUit, profossionolle im Stu­
dienseminar, löst die Probleme nicht: (a) Auch 
das Studienseminar ist überwiegend fachorien• 
tiert, die Profession fordert schon lange, aber in 
rapide wachsendem Ausmaße fachübergrei­
fende professionelle Kompetenzen. (b) Die fach• 
licheAusbildungist orientiert an fach.immanenten 
Standuds, die eine Professionalisierung im Blick 
auf die ~otwendigen Kompetenzen im Berufs• 
feld ausblenden. (c) Der Zwang, daneben ein 
wissenschaftlich uobefriod.igendos erDohuogs-
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wissenschaftliches Margj.nalstudium zu be­
treiben, demontiert die Motivation der Studen­
ten, diskreditiert die (als irrelevant empfunde­
ne) ErziehUDgswissenschaft, und desorientiert 
die zukünftigen Lehrer im Hinblick auf ihren 
Beruf und die dafür nötige Qualifikation. 

1.4 Die Folgen fiir das Beruftfeld: Die Leh­
rer, insbesondere der Sekundustufon, sind auf 
die heutigen Erfordernisse doa Lehrerberufs, 
den Umgang mit einer radikal verlloderten Scb ü• 
lerpopulation nicht vorbereitet und davon stark 
überfordert. Dies gilt für die kognitiven wie für 
die sonalpsychologischen Aspekte des Berufs. 
Das Resultat ist unter anderem weitverbreite­
tes frühzeitiges „bum-out" der Lehrer, weitver­
breitete Schul.lcritik bei Schülern und Lehrern 
und in der Gesellschaft allgemein; ( ... ) 

l.S Eine neue strukturelle und organisatorische 
Balance von fachlichem UDd professionsori­
entiertem Wissenerwerb im Studium ist vom 
ersten Semester an nötig. Die Universität Pots­
dam sollte hierfür ein Modell entwickeln, das 
auch für andere Universitäten in anderen Bun­
desländern (überregional) anregend ist. ( ... ) 

2. Strukturkomponenten eines Modells 

2. 1 Wäre man völlig froi, das Lehrerstudium 
neuzuentwerfen,esin zwoi etwa gleich umfang­
reiche Komponenten zu zedegen: eine fachwis­
senschaf\liche Komponente und eine pro­
fessionsorientierte eniehungswissenschaftliche 
Komponente ( ... ) 

3. Vorschlag eines Komponentenmodells 

3.1 Die Ausbildung von Lehrem soll je nach 
Schulstufe UDd FUDktioo in 0exibler Weise und 
in UDlerschiedlichem Umfang ( ... ) folgende 
Komponenten verbinden und somit das Studium 
organisieren: 

(a) Fachwissenschaft, 
(b) Fachdidaktik, 
(c) Unterrichtswissenschaft, allgemeine Di­

daktik, Entwicldungspsychologie und Pädago­
gische Psychologie ( ... ), 

(d) Sozialwissenschaften (einschließlich em· 
pirische Methoden und Statistik, Soliologie, Poli· 
tilcwissenschaft, ( ... ), 
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(e) Pldagogilc und Philosophie. 
(1) 5tudienbegleidonde Pra"-''· Bildung fllr den Ethilru . -

I\W\II, 

iiix.~AsMode~I soll nicht nur die fachliche Qua-
tion unddiefach5Jlezifischen VonnittJ 

, ntemcht, ... Die Prof es• 
soren werden durch Doppelberufllllg . be' 
den Bor • h eo 111 ,. 

eic eo verankert und nehmen ih G 

d
prozoLesseh sichern, sondern die ldentifikatio::O!: 
em rerbenü als wi h . 

ter Profession Stil 5:"'n~ lfibch orientier­
fi • tzen' die sich • wie jode Pro­
,:;ssio: •. aof Expertise stfltzt: auf Fachwissen 

staltungsrechte in beiden Bereichen wa:: e-
( ... ) . 

~8. For~chung: Die Lehrerausbildung an der 

oze wissen und KontelCtwicsen. • 
3•3 ( ... ) Die Qoalitlt d K 

n1verS1tlit Potsdam soll _ d An 
• m d Ubild em spruch nach 
ist : e . end fllr Deutschland sein. Deshalb 

( ) etn starkes Engagement an d F Qbe di "' er 0 mponenton muß r e rorschuna.,; .. t • . 
• h . . . .,..._ ensititderemzelnen Bo-

schung • e . er or-
. im ereich der besoadereo En. rti 

der erZJehungswi h . ..,..e se 
tig· (b) d ssensc aftlichen Fakultät nö-

re1c e stabilisiert werden . be 
J( , ms sondere der 

omponenten (c) und (d). Die Beteili 
Studenten an den p . kt gung der 

' er Ausbau forsch ua • . 

k6nnte Potsdam zu e~OJO eo der Professoren 
hun . mem Zentrum der erzie-

g~ssonschaftlicheo und untenichtswj 
schaftlichen empirischen Forschun SSlen• 
und der Universität damit e· h g machen. 
St U • ine ervorgehobene 

zialberei h • 851Dtensiver Spe-
c e stnnvoll, die das p fiJ d U . 

versität individuali . ro er n,-
( ... ) Sleren und attraktiv machen; 

S. Gelänge der Universittt Potsda . 
eh es Pro 1D, orn so1-

e uog,n der8erfin-Br1111denbu . h 
huJI rg,sc en Hoch-

: andschaft verleihen. Nach der Auflösu 

gramm zu etablieren wä • di 
Universität • D ' re sie e erste 
d an eutschland, die eine Art Gr 

uate School of Educatio · · •· 
r AdPW ist diese Position vakant. ng verwj kl' h n m ihrem Rahmen 

E . hr ,c en,unddamitderTendenzn1chd1·e 
4. 

Grundzoge der Institutionalisierung des 
ModeUs 

rZJe ungswisse haft . 
• . nsc (was •auner die auch 

:•;:u7eag! an einem Ort auf ein Niveau bringen 
4.1 Die Un.iversitit gründ t . . 
wiSS1eosch At: e eine erZJehu.ngs-
. a,.,.cheFakulwfilrdie Lehr bild 

dieAusbildun ßl u_ . er ung. 
• . ~ r p.....,gogische Berufe und die 
IJDWeitestenSIIUleerziehuo • . 
Forschung und Lehre. gswisseoschafthche 

4.2 Studenten, die die Absicht haben fll . 
Lehrerberuf zu studi • reinen 
IDatrilculi . . ereo, werden doppelt im-

h . ert. m ihrem Studienfach und in Erzie­
nngswissonschaft. 

4.3 Professoren mitfachdidalctisch 
punl1 soUte ,. • . em Schwer­
ihrem Fach ~ J~t apPo~tments' echidten: in 

( bere1ch) undtn dereniehua . 
senschaftlichen Fakultät gswts-

( ... ) 

4.S For die berufsbo . 
d . bo zogenen Tode der Ausbil-
d::g, ms sondere die fachdidaktiscbe Ausbil-

g, gn}nden die f1lcult1iten oder Fachb . 
ehe g • ere1-eme1nsame Institute bezi h . 
Zentren • d . e ungswe1se 
Fa lll.lt er ~rzi_ehungswissenschaftlichen 

kultil z_i,m Be1sp1el Institut filr Didaktik der 
Mathematik. for Sprachdidaktik, für politische 

bnd1sdmle <l',l 1/1?96 

• •s all{ andere Orte und auf diese 
Wissenschaft ausstrahlt." 

NachderG „ d 
da run ung der Universität Pots-

m a~ 1_5. Juli 1991 WUrdeeineStruktur­
konin11ss1on Lehrerbildung vom G „ 
dungs . run-

. senat eingesetzt, die eine Denk-
schr_,ft zum Potsdamer Modell der Leh­
rerbildung erarbeitet und zum 1. Septem­
~r l 99~ v?rgelegt hat. Mitglieder dieser 

omm1ss1on waren Frau p fi 
K' h ro essor 

irs~ (Potsdam) und Frau Erbach (As i-
rantan, Potsdam) sowie die Herren p p 
fessoren Edelstein (Berlin) H ro­
(T "b • , errmann 

u ingen), Lompscher (Berlin 1·e1 t 
Potsdam) Os (F . • z 
da ' er nbourg), Thiem (Pots-

m) und Herr Dr. Pecher (Potsdam) als 
Vertreter des Mittelbaus A d. s f 'ft • us teser 
c in werde ich nun noch einmal einige 

Pu~kte herausgreifen, freilich ohne sug­
gerieren ~u wollen, daß sie in ihrem Kern 
nur aus diesen bestände. 

21 



„Die Komponenten des Potsdamer Modells 

Das Studium der zukünftigen Lehrer soll je nach 
Schulstufe UDd FUDlction in flexibler Weise und 
in WJterschiedlichem Umfang( ... ) facbwissen­
schaftliche, erriebUDgswissenschaftliche und 
schulpraktiscbe Komponenten verbinden: 

(a) Die fach,viuenschaflliche Komponente 
enthilt in der Regel zwei Untenichtsficher und 
die dazugehörenden fachdidaktischeo Studien 
im Umfang von etwa 10 SWS je Fach. 

(b) Die er;iehungswissenschaflliche Kom­
ponente umfaßt pädagogische, psychologische 
WJd sozialwissenschaftliche Inhalte: Die Päda­
gogik liefert systematisches (philosophisches, 
historisches, lehrplaotheoretiscbes und unter• 
ricbtswissenscbaftlicbes) Grundlagenwissen, die 
Psycliologie kogoitionspsychologische, eotwick­
lUDgspsychologische,dilferentialpsycholo~scbe 
sowie sozial- und organisationspsychologische 
Informationen; die Sozialwisseoscbllfteo insbe­
sondere soziologische, sozialisatioostheoretiscbe 
und politikwi ssen scbaftlicb e Beiträge. Dazu sollte 
eine Ausbildung in empirisch eo Methoden und 
Statistik angeboten werden. 

(c) Deo schulpraklischen Studien kommt im 
Aufbau des berufsvorbereiteoden Grundlagen­
studiums die besondere Aufgabe zu, die inhalt­
liche Koordination und den zeitlichen Aufbau 
dos Studiums zu artikulieren. Das beruf&feld­
erscbließeode Pralctilcumvennittelt Erfahnuigeo 
und Frag eo, auf die die darauffolgenden Lehrver­
ao staltungeo abgestimmt werden. Das vertie­
fende zweite Praktikum dient der Anwendung 
insbesondere unterrichtswissenscbaftlicher 
Prinzipien auf die Untenichtsplanung und die 
erste Praxis. Das dritte, fachdidaktiscbe Prak­
tikum vertieft diese Erfahrung im Blick auf die 
facbdidaktiscbe Kompetenz im Kontext exem­
plarischer Unterrichtserfahrungen. Ergänzt 
worden diese schul- und unterrichtsboz.ogenen 
Praktika durch ein psychologisch-diagnostisches 
Praktikum,( ... )", 

Beacbtet man, daß in beiden Fächern je 
ein fachdidaktisches (Tages-)Praktikum, 
ein beide betreffendes vierwöchiges 
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Blockpraktikum und schließlich ein Prak· 
tikum in einem pädagogischen Arbeits­
feld außerhalb der Schule (z.B. in einem 
Jugendclub) zu absolvieren ist, so erg~­
ben sich nach (c) insgesamt sechs Prakti­
ka, die ein Studierender zu absolvieren 
hat. 

.. Prin:ipien des professionsorientierten S1u­
diums 

Das Lehrerstudium an der Universität Potsdam 
soll inhaltlich und sbukturell so gestaltet wor­
den daß Lehrern aller Stufen eine gleichwerti­
ge ;rziebungs- und untenichtswissenscbaftli­
cbe Ausbildung geboten wird, die gleicherma­
ßen an der Wissenschaft wie an der Prax.is des 
Lehrerhandelns, insbesondere am Unterricht, 
orientiert ist. 

( ... ) 
Deo gestiegenen Anforderungen im Berufsfeld 
entsprechen die Prinzipien der Potsdamer Leb· 
rerbildung: 
• Wissenschaftlichkeit in allen Teilbereichen 
der Ausbildung; 
• psychologische, sozial- und erzieh~gswis­
seoschaftliche Grundlegung der verschi&-
deoeo beruflichen Handlungskompetenzen; 

• funktionale Verilechtung und gleichmäßige 
Gewichtung aller Studienanteile; 
• Integration von Theorie und Praxis. .... 

Unter der Überschrift ,,Realisierungsbe­
dingungen des Potsdamer Modells" wird 
dann u.a. ausgeführt: 

,.( 1) Das Studium muß auf das pro/enionelle 
Handeln des Lehrers, insbesondere das UD· 

tenichtliche Handeln, bezogen sein. Dieser not­
wendige Bezug darf jedoch nicht zu einer vor­
dergründigen UDd wissenschaftlich verkürzten 
Praxisorientierung filhren. Die Festlegung von 
Ausbildungsinhalten und somit die inhaltliche 
Gestaltung von Lehre und Studium müssen 
sowohl nach Kriterien der beruflichen Praxis 
als !luch nach Kriterien der W1SSeoschaft erfol­
gen. ( ... ) 
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(3) Die fach wissenschaftliche Komponente des 
Studiums soll folglich um die Komponenten 
ein~JI psychologisch, insbesondere kognitions­
wissonschaftlicb, sowie sozial- und erzie­
hungswissenschaftlich fundierten Wissen er­
glnzt werden, das theoretisch wie praktisch auf 
die didaktische Aufgabe des Lehrers bezogen 
ist. Diese Komponente soll an der Universität 
Potsdam • auch unter Beteiligung der Studie­
renden • forschungsinteu-iv entwickelt wer­
den. Zur Unterstützung einer solchen Entwick­
lung wird ein unterrichtswissenschaftliches In­

stitut filr Lern • und Lehrforschung gegründet, 
in dessen Rahmen auch Lehramtsstudenten an 
Projekten mitarbeiten und ihre Examensarbei­
ten schreiben können. "1 

Wegen dieser erwünschten Forschungs­
intensität wurden interdisziplinäre Zen­
tren geplant, so z.B. 

,.· lnterdis:ip/inäres Zentntm fiir pädagogi• 
sehe Forsch11ng und lehrerbild11ng 

Leiter: Professor für Schulpädagogik oder 
allgemeine Didaktik 

Stellvertretender Leiter (für Koordination, 
Organisation, Dokumentation) 

3 wissenschaftliche Mitarbeiter auf Zeit; 2 
technische Mitarbeiter; 1 Sekretärin 
( ... ) 
• lnterdi.r::iplinäre.s ln.slffllf fiir tern- 11nd 
lehrforsch11ng • 

Leiter: Professor filr Psychologische Didaktik 
Stellvertretender Leiter 

3 wissenschaftliche Mitarbeiter: 2 technische 
Mitarbeiter; 1 Sekretärin".' 

Diese Zentren wurden inzwischen ge­
gründet; das zuerst genannte wird von 
Herrn Wyschkon, das andere von Herrn 
Lompscher • die beide oben schon er­
wähnt wurden • geleitet. 

Für den erziehungswissenschaftlichen 
Bereich wurde folgender Stellenplan 
gefordert, \1/0bei sich „der Aufbau der 
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Universität Potsdam sich an ca. 5000 
Lehramtsstudenten orientiert": 

,,Die Strukturkommission hat den Gründungs­
senat und das MWFK demzufolge davon über­
zeugt, daß in einer ersten A1tjba11pha.u die 
folgende Persona/011sstattung unvemchtbar 
ist (Zahlen nach der Gründungsdenkschrift der 
Universität): 

Fnch Proren Mlt11rbeltn 
Erz.wiss. IO 30 
Sonderpäd. 4 10 
Primarstufe 7 40 

Dazu kommen noch die entsprechenden Stellen 
für Psychologie, Sozialwissenschaften, Sport, 
Musische Fächer usw. sowie die Stellen für die 
Fachdidaktik in allen Fächern, für die Betreu­
ung der Praktika sowie für die Wahrnehmung 
von Querschnitts-und Koordinierungsaufgaben 
im gesamten Bereich der Lehrerbildung. 

Der Aufbau der Universität Potsdam stellt filr 
das Land Brandenburg auf Jahre hinaus einen 
ungewöhnlichen Kraftakt dar. Wer mit Uoiver­
sitätsverhältnisseo vertraut ist, wird ermessen 
können, welcher Überzeug11J1gsarbeit und Un­
terstützung innerhalb und außerhalb des Grtlo­
dungssenats es bedurfte, um die genannte Aus­
stattung der Lehrerbildung im Bereich der Er­
ziehungswisseoschRft zu erreichen."' 

Die Besetzung dieser Stellen ist bis heute 
noch nicht abgeschlossen, sie verläuft 
eher schleppend und stößt inzwischen 
zum Teil aus unterschiedlichsten Grün­
den auf mancherlei Hindernisse. 

Was ist weiter geschehen? Es wurde eine 
beeindruckende Zahl von Lehrstühlen für 
die Fachdidaktiken geschaffen: in der 
mathematisch-n atu rwi ssen schaft I iche n 
Fakultät für Didaktik der Mathematik, der 
Informatik, der Physik, der Chemie, der 
Biologie und der Geographie, in den an-
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deren Fakultäten z.B. für Didaktik der 
Geschichte, der deutschen Literatur, der 
deutschen Sprache, der englischen Spra­
che, der russischen Sprache, der Psycho­
logie, der Pädclio&ik, der Metall- und 
Elektrotechnik, der Musik, der politi­
schen Bildung. Diese Stellen sind weit­
gehend besetzt. wobei hier und da die 
Schwierigkeit bestand, geeignete Bewer­
ber zu finden. 

Die genannten Lehrstühle und Professu­
ren sind in den Fächern angesiedelt mit 
der Möglichkeit einer Doppelmitglied­
schaft in der Philosophischen Fakultät II, 
die im wesentlichen die Erziehungswis­
senschaften und damit auch das Institut 
für Grundschulpädagogik umfaßt. Letz­
teres betreut die Primarstufenstudentin­
nen, wozu u.a. Professuren für die Lern­
bereiche Sachunterricht, Deutsch, Ma­
thematik und Kunst geschaffen und be­
setzt wurden. 

Beim Anlaufen des Modells beziehungs­
weise bei der Überleitung alter oder 
provisorischer Zustände in dieses Mo­
detl - denn die Zeit ist ja nie stehen 
geblieben, stets gab es in Potsdam Leh­
rerstudenten - stellte und stellt sich nun 
heraus: 

l. Im Grundschulbereich läuft „die Sa­
che". Insbesondere hat das Integrierte Ein­
gangspraktikum eine wohl tatsächlich stu­
diumsmotivierende Funktion. Ich hebe 
das hier hervor, weil ich selbst Vorbehal­
te gegen dessen Einrichtung und Durch­
führung hatte. Bei diesem Praktikum as­
soziere ich eher - wenn Sie mir hier 
einmal der Kürze halber einige polemi­
sche Ausführungen und ein etwas schie­
fes Bild erlauben - die Züchtigung von 
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Topfpflanzen als eine berufliche Orien­
tierung. Kaum hat die Schülerin die Schu­
le verlassen, wird sie gewendet und er­
neut dorthin geschickt und gestellt;' nie­
mals war sie wirklich im Freien. Wenn 
das Studium tatsächlich die einzige Zeit 
ist, die die Studentin seit ihrer Einschu­
lung mit 6 Jahren außerhalb der Schule 
verbringt, bevor sie wieder dort hingeht, 
dann sollte sie dort nicht nur wieder und 
ständig auf die Schule verwiesen werden. 

Schule und schulische Curricula können 
sich trivialerweise nicht durch sich selbst 
rechtfertigen und erklären. Hierzu bedarf 
es nicht nur einer gestellten Außen- oder 
Fremdperspektive, sondern einer tatsäch­
lich gesellschaftlichen. 

„Warum sind Bildung und Ausbil4ung Sache 
des Gemeinwesens? Weil und sofern sie den 
einzelnen in den Stand setzen, ein guter Bürger 
zu sein. Dreiviertel der Gegenr.tinde und Vor­
gängen in unseren Schulen erfllllen dieses Kri­
terium nicht. "1 

Wenn man auch nur im Ansatz auf diese 
Frage eine ähnliche Antwort wie von Hen­
tig gibt, dann wird es doch zunehmend 
fraglich, die Schule gleichsam in das Zen­
trum des Studiums zu stellen. 

2. lm SI/SII-Bereich „läuft" das Potsda­
mer Modell schwer oder gar nicht. Noch 
anschaulicher könnte man vielleicht sa­
gen: es ist dort nicht „angekommen". Es 
stellt sich plötzlich heraus, daß die Fä­
cher bei seinem Entwurf, bei seiner Kon• 
struktion nicht beteiligt waren. Diese 
Abwesenheit der Fächer korreliert, um 
das einmal so boshaft zu sagen, übrigens 
hoch mit dem Fehlen ihrer Vertreter in 
der Kommission, die das Potsdamer 
Modell schuf (s.o.l). Diese Abwesenheit 
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kann nun unterschiedlich interpretiert 
werden. 

Eine Interpretation etwa wäre, daß das 
Potsdamer Modell und das, was es aus­
macht, im wesentlichen von der Pädago­
gik, der Psychologie und den Sozialwis­
senschaften gestaltet und ,,geliefert" wird. 
Auch wenn man diese Interpretation nicht 
teilt, sind ihre psychologischen Auswir­
kungen auf die Fächern und deren Bereit­
willigkeit, an dem Modell mitzuarbeiten, 
nicht zu unterschätzen. AJte und neue 
Aversionen der Fachwissenschaftler ge­
gen die Pädagogik und vice versa tun ein 
Übriges. 

Eine andere Möglichkeit wäre, dieses 
Loch oder, harmloser, diese Lücke als 
Leerstelle zu interpretieren, die dann von 
den einzelnen Fächern, die man nicht alle 
an der Ausarbeitung der Denkschrift be­
teiligen konnte, auf dem Papier und im 
Studienbetrieb auszufüllen ist. 

Wie auch immer. AJlem Anschein nach 
hielten die Autoren des Modells den „Auf­
bau einer fachwissenschaftlichen Wis­
senstruktur für den Lehrer' ... den Beitrag 
der Fächer zu einem „ professionsorien­
tierten Studium" 10 für nicht weiter frag­
würdig, für unproblematisch: lapidar 
könnte man sagen, der Beitrag des Faches 
besteht eben darin, daß der Student das 
Fach studiert, also die künftige Deutsch­
lehrerin dem üblichen Germanistikstudi­
um, der künftige Mathematiklehrer dem 
üblichen Mathematikstudium ,,ausgesetzt" 
wird usf., notgedrungen - aber ansonsten 
unbeachtet - in einer stunden- und in­
haltsmäßig ,,abgespeckten" Form. Der 
Fachdidaktik fiele dann die Rolle des 
missing link zu, dasdiefachwissenschafl-
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liehe und die er:iehungswisunschafl­
liche Komponente des Studiums verbin­
det. 

Zumindest für meine Fakultät weiß ich, 
daß dies nicht ,,funktioniert". Einen zen­
tralen Grund dafür gibt Wagenschein an: 

„Die entpädagogisi,r,nde Wirkung des 
Fachstudi11ms 

Was also heute dem klln.f\jgen Lehrer, jeden­
falls der Mathematik und der Naturwis­
senschaften, in seinem Fachstudium fehlt., und 
was nicht einfach zu heilen ist durch Additio­
nen von Pidagogik, Psychologie und Wissen­
schaftsgeschichte, das ist die genetische Me­
tamorphose des sogenannten Stoffes, ohne die 
jene pädagogisch-psychologischen Vorlesun­
gen Oberhaupt nicht richtig „ankommen" kön­
nen; nicht so nimlich, daß sie sich mit der 
Fachwissenschaft zu verbinden vermögen. Ein 
Umstand, der in den Diskussionen um die Leh­
rerbildung hiufig nicht bemerkt wird. Solang 
wir nicht auch genetische Fachvorlesungen ha­
ben. so lange also das Fachstudium eine ent­
pädagogisierende Wirkung hat, köMen wir al­
lenfalls durch nachlTig)icbe Regenerationsbe­
mUbungeo noch etwas indem und nur bei we­
nigen."" 

Dem so entpädagogisierten Fach steht 
eine ent-fach-te Pädagogik gegenüber, 
eine Pädagogik, die das Fach bzw. die 
Fächer als Gegenstand verloren hat. Wie 
sollte der Student etwas zusammenset­
zen können, was nicht zusammen paßt? 

Falls die erziehungswissenschaftliche, die 
fachdidaktische und die fachwissenschaft­
liche Komponente nicht auch inhaltlich 
aufeinander bezogen werden und sind, ist 
eine höhere Stundenkontingentierung 
zugunsten der Erziehungswissenschaften 
wenig sinnvoll, vielleicht sogar kontra­
produktiv zu dem eigentlichen Anliegen 
des Potsdamer Modells. 
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Diese Bezüge herzustellen, ist natürlich 
mehr als nur eine Frage des Good Will 
und der, wenn ich das hier selbstironisch 
einflechten darf, • mehr oder minder 
missionarischen • Überzeugung.5kraft 
der Fachdidaktiker als den Agenten und 
Lobbyisten der Lehramtsstudenten. Es 
bedarf dazu gewisser materieller Kristal­
lisationspunkte und Vorgaben, die in ei­
ner zweiten Stufe der Realisierung des 
Potsdamer Modells erst zu schaffen und 
in den Fächern zu „implementieren" sind 
und die dann auch als Modellelemente 
oder-charakteristika benennbar und vor­
zeigbar und von den Studenten einforder­
bar und für die Lehrenden verbindlich 
sind. (Unter letzteren kommt zuweilen so 
eine Art naturwüchsigen Akademielibe­
ralismus zum Vorschein: jeder lehrt und 
forscht das, wozu er Lust hat, und dadurch 
kommt das beste für die Studenten her­
aus.) 

Aus meinem bzw. unserem Fach heraus 
könnte ich für die (Inhalte und Formen 
der) lehre u.a. folgende Ideen beitragen: 

• eine Vorlesung ,,Einführen in die Ma­
thematik - ihre Ideen, Geschichte und 
Gebiete", in der der Versuch gemacht 
wird, in das Innere, das Ganze unserer 
Wissenschaft Einblicke zu geben und zu 
gewähren; die Erfahrung zeigt, daß das 
(zumindest für den Lehrerberuf) erfor­
derliche Metawissen sich bei den Stu­
denten nicht dadurch bildet, daß sie vom 
ersten Semester an eine „Fach"• Vorle­
sung nach der anderen hören: 

• ein Modellingkurs, also eine Veranstal­
tung, in der nicht die Fachsystematik, 
sondern nicht-fachliche Problemstellun­
gen der Ausgangspunkt sind, sich mit 
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Mathematik ( und anderem) zu beschäfti­
gen; 

• (weitere) Veranstaltungen, die ihrer 
Anlage nach den Studenten ein aktives 
Studium überhaupt erst ermöglichen; das 
Bild, das die Studenten von ihrem Fach 
und seinen Möglichkeiten und ihren Mög­
lichkeiten in diesem erwerben und mit in 
ihren Beruf nehmen, hängt wesentlich 
davon ab, wie das Fach ihnen angeboten, 
um nicht zu sagen, vorgesetzt wird: der 
weit verbreitete (und mit der Materie in 
einem inneren, wenn auch nicht unaus­
weichlich notwendigen Zusammenhang 
stehende) resultative Darstellungsstil 
mathematischer Lehrveranstaltungen ist, 
um kurz und pauschal mein Nest zu be­
schmutzen, seinem Charakter nach• hier 
und da vielleicht sogar vorsätzlich • we­
der eine Aufforderung zum Eintreten in 
das Fach, zum Mitdenken oder Selbst­
denken, noch eignet er sich in irgendei­
ner Weise als Vorbild für schulisches 
Lehren und Lernen; 

• eine selbstverständliche und regelmä• 
ßige Evaluation der Lehre. 

Zu solchen Vorschlägen, die auch auf 
eine Hebung der Unterrichtskultur an der 
Hochschule zielen, sollten weiter perso­
nellen Maßnahmen kommen und beitra­
gen: ein si nnvollesTutorenprogramm und 
Mentorensystem und die Einstellung von 
pädagogischen Mitarbeitern in den Fä­
chern, die gleichzeitig an der Schule und 
an der Hochschule arbeiten und so eine 
inhaltliche wie organisatorische Verbin­
dung zwischen diesen Bereichen schaf­
fen und ermöglichen. 

Daneben sind die Studien- und Prüfungs­
ordnungen den lntentionen des Potsda· 
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mer Modells anzupassen: bisher scheint 
zuweilen der Anpassungsprozeß umge­
kehrt zu verlaufen. 

Was die Forschung anbetrifft, habe ich 
weniger weitreichende Vorstellungen als 
mancher Teilnehmer dieser Tagung und 
bin auch vorsichtiger als die Autoren des 
Potsdamer Modells. Natürlich ist es an­
strebenswert und ganz im Sinne meiner 
obigen Vorschläge, daß es Veranstaltun­
gen mit explorativem Charakter gibt, in 
denen die Studenten primäre, nicht-ver­
mittelte, nicht-aufbereitete Erfahrungen 
machen und selbst- oder mitgestaltete 
Untersuchungen durchführen, aber es wä­
re ein arges Mißverständnis, Forschung 
mit empirischer Forschung gleichzuset­
zen, und, wenn ich einmal kurz diesen 
Pappkameraden aufbauen darf, es wäre 
obendrein ein Zerrbild.empirischer For­
schung, jeden Fragebogen, mit dem ein 
Student in die Schule eilt, und jedes Vi­
deoband. das dort aufgenommen und dann 
in zugegebenermaßen sehr langwieriger 
Arbeit transkribiert wird, unter diesen 
Begriff zu subsumieren. Auch und gerade 
in der Forschung stellt sich das Problem 
der Verbindung der oben genannten Stu­
diumskomponenten; stehen diese unver­
bunden nebeneinander, so ist zu fragen, 
wie wir z.B. einen Studenten in 8 SWS 
Mathematikdidaktik zum Forscher ma­
chen, zur Forschung befähigen können, 
oder wie das auf Grund eines 12 S WS­
Pädagogikstudiums gelingen sollte. 

Das Thema dieser Tagung läßt sich auch 
sanfter und weniger direkt gekoppelt 
interpretieren, z.B.: wi~ forschen in der 
Mathematikdidaktik, und diese Forschung 
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hat Auswirkungen auf die Inhalte und die 
Gestaltung unserer Lehre; denkbar ist 
auch: wir erforschen diese Ausbildung 
direkt. Daß es hier einen großen, drän­
genden Bedarf gibt, zeigt meiner Ansicht 
nach ein Blick auf die gängigen Formen 
und Praktiken der Lehrerausbildung in 
den alten Bundesländern. Hier ist nach 
gangbaren und befriedigenden Wegen und 
Lösungen zu forschen in Potsdam, aber 
nicht nur dort. Vielleicht kann ich Ihnen 
in zwei oder drei Jahren über (erste) Er· 
folge berichten. Heute noch nicht. 

Ein letzter Punkt: wir leben in histori­
schen Zeiten; die Wende liegt noch nicht 
weit hinter uns. Dieser Erdrutsch, dieser 
Bruch gibt uns für einen Moment den 
Blick ins lnnere frei, in Schichten, die wir 
sonst von außen nicht einsehen oder grei­
fen könnten. Hier wird aus meiner Sicht 
zu wenig geforscht. Tradierte Schulver­
hältnisse und Verkehrsformen zum Bei­
spiel kann man jetzt noch sehen und be­
trachten. Tradition als Anwesenheit der 
Vergangenenheit in der Gegenwart wird 
gerade dann greifbar, wenn die geschicht­
liche Entwicklung sich radikal änderte 
und scheinbar neue, vergangenheitslose 
Verhältnisse aufgebaut werden. 

Wenn man diese Chance nicht nutzt, dann 
bleibt später nur eine Narbenforschung, 
bei der man ungleicher schwieriger wird 
sehen können, was da eigentlich wie und 
wie verquer zusammengewachsen ist. 

Thoma.f Jahnke, Prof Dr. rer.nat .. ist 
Mathematikdidaktiker an dar Univer­

sität Potsdam und 1-'nrsitzendar dar 
dortigen Kommission Lehrerbildung 
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Potsdamer Modell der Lehrerbildung: 
Die studentische Sich.t ; .. 

1. Endlich haben wir sie ... 

... in die richtige Form diskutiert. Die 
Studienordnung für die erziehungswis• 
senschaftlichen Studiengänge an der Uni­
versität Potsdam (UP) und die dazugehö­
rige Praktikumsordnung. Nach der Al>­
segnung durch das Ministerium bilden 
sie die Kernstücke des Potsdamer Mo­
dells der Lehrerbildung (PML). Die Ge­
nese dieser für Lehrende und Lernende 
gleichermaßen verpflichtenden Orientie­
rungshilfe ist gleichsam ein Spiegel des 
Versuchs der Implementierung des hiesi• 
gen Modells,dasder Ausbildung fachlich 
kompetenter, psychologisch geschulter 
und pädagogisch handlungsfähiger Stu­
denten zum Lehrerberuf zweckdienlich 
sein soll. 

Die Unterkommission für Lehrerbildung 
des Senats {UKL) hat sich nach eingehen­
der Diskussion gerade der Praktikums­
ordnung für eine Version entschieden, 
die man nur noch als Strukturkonzept 
bezeichnen kann. Das hat den Vorteil, daß 
sie für die folgenden Studentengenera­
tionen leichtverständlich ist und die Gra­
benkämpfe individueller Ansichten des 
Universitätspersonals nicht mehr ables­
bar und somit auch nicht mehr einfluß.. 
nehmend sind. Der Nachteil jedoch be­
gründet sich durch den Verlust des Gei-

hocrudiulc n!4 1/1996 

stes dieses Modells (siehe dazu die Schrift 
von Prof Edelstein: Potsdamer Modell 
der Lehrerbildung). Zuviel Inhalt, zu we­
nig Gehalt. Schwer war es, den Gehalt in 
bloßen Inhalt umzukodieren. Mittelwege 
brauchen, wie man aus den letzten Jahren 
weiß, bedeutend mehr Zeit und Geduld. 
Nun regelt also die Studienordnung für 
die erziehungswissenschaftlichen Fächer 
die 30 SWS für das Studium der Erzie­
hungswissenschaft, der Psychologie und 
der Sozialwissenschaften, die Prakti­
kumsordnung ihrerseits das Zusammen­
spiel aller Studienbestandteile: Fächer, 
Didaktik des jeweiligen Faches (als eine 
eigenständige Disziplin für sich), Erzie­
hungswissenschaften und Psychologie 
(Die Sozialwissenschaften mit 6 SWS 
bleiben merkwürdigerweise völlig außen 
vor. Man kann sie aber auch nicht als eine 
Art Studium generale bezeichnen.). Doch 
wie man weiß, ist Papier geduldig. und die 
guten Vorsätze verändern die Personen in 
ihrem alltäglichen Hochschullehrerda­
sei n sehr wenig bis gar nicht. Die Diskus• 
sion um die Studiengebühren, die auch 
zur Verwendung der Verbesserung der 
Lehre dienen sollen, führt in die Irre. 
Sicherlich mag Geld ein Anreiz sein, um 
gute Lehre zu produzieren. Doch erstens 
ist nicht gewährleistet, daß das Geld im• 
mer vorhanden ist, und zweitens ist es 
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durchaus als Frechheit zu bezeichnen, 
daß die Hochschullehrer noch zusätzlich 
Trinkgelder von denen bekommen sol­
len, für die sie in gewissem Sinne die 
Verantwonung übernommen haben. Sie 
werden ja schon bezahlt. Dafür haben sie 
auch vernünftig zu arbeiten (siehe dazu 
u.a. Die Zeit vom 17. Nov. 1995). 

2. Mühsam nährt sich das 
Eichhörnchen 

Schwer hatten es die eingeflogenen Ge­
danken, hier fußzufassen und sich mit de­
nen der einheimischen Bevölkerung ein­
zulassen. Darunter litt auch die Anpas­
sungder guten Gedanken an den Standort 
Potsdam, nachdem die Idee geboren war. 
Denn es ist ja nicht zu leugnen, daß man 
schon früher anderenorts probiert hatte, 
die Verbindung von Fächern und erzie­
hungswissenschaftlichem Studium mit 
hohem Praxisanteil in die Realität umzu­
setzten. Und dennoch ist das Potsdamer 
Modell der Lehrerbildung keine Kopie, 
wie so vieles andere, sondern ist auch 
durch seine Entstehungsbedingungen ein 
eigenständiges Modell. War also die er­
ste Schwierigkeit, die einer guten tragfä­
higen Idee, überwunden, ergaben sich 
plötzlich Berge von Problemen, die die 
zweite Schwierigkeit, die der Erstellung 
eines studierfähigen Konzepts, bestimm­
ten. Davon sollen einige kurz skizziert 
werden. 

Die Entwürfe und Bearbeitungen dieser 
Ordung sind so zahlreich wie die sich 
bisher stets verändernden Personenkon­
stellationen und Erfahrungen, die wäh­
rend _der sich ebenfalls verändernden 
Schulstruktur gemacht wurden, zusam­
mengenommen. Das erste Problem er· 
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gab sich aus den menschlichen (Un)Tu­
genden, entweder sofort etwas sagen zu 
müssen. ohne um den Diskussionsstand 
zu wissen, oder sich erst zu dem Zeit­
punkt zu äußern. wenn es ein anderer 
wagt. Dann mit Nachdruck. aber trotzdem 
möglichst unpersönlich. Das wiederum 
ist jedoch auch etwas verständlich, da die 
bisher geforderten Selbstauskünfte hin­
sichtlich politischer, sozialer und fachli­
cher Kompetenz nicht nur zu personalen 
und personellen Klarstellungen und da­
mit Kategorisierungen führten, sondern 
darüber hinaus zu einem hohen Maß an 
Zwang zur Selbstbespiegelung. Das zwei­
te Problem wurde durch die verschlosse­
nen Türen der Schulen verursacht, die 
ihrerseits Raum und Zeit für sich selbst 
brauchten. 

Somit diskutierten an dieser Form der 
Lehrerausbildung Vertreter der Univer­
sität aus den Bereichen Pädagogik, Psy­
chologie und dem Institut für Grundschul­
pädagogik unter Hinzuziehung von Ver­
tretern des Bildungsministeriums des 
Landes Brandenburg. Die großartigen Ide­
en des Herrn Edelstein, die er in der 
Schrift Potsdamer Modell der Lehrerbil­
dung verewigte, wurden jedoch in einem 
Punkt nicht ernst genommen. Die Fach­
wissenschaften ließ man bei der Erarbei­
tung einer Struktur der erziehungswis· 
senschaftlichen Studiengänge vollkom­
men außen vor. Das Resultat ist fatal. 
Denn heute sind lediglich die an der Dis­
kussion beteiligten Wissenschaftsgebie­
te diejenigen, die sich der Realisierung 
des PML annehmen. Doch sie haben im 
Studium nur einen Anteil von einem gu­
ten fünftel (30 SWS). Nehmen die Di­
dalctiken der Fachwissenschaften dieses 
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Modell schon nicht durchgängig ernst, so 
fällt es in den Fachwisstnschaften völlig 
unter den Tisch. Bezog man sie einerseits 
nicht mit ein, so ließen sie sich anderer­
seits auch nicht dazu herab, sich um die 
Lehrerausbildungzu kümmern. Denn diese 
erscheint auch heute noch als ein wissen­
schaftlich minderwertiges Studium. In• 
halte und Methoden in der Ausbildung der 
Lehrer orientieren sich immer noch an 
denen der Magister- und Diplomstudien­
gänge. Die Methode der Auswahl von 
Inhalten ist ähnlich der der Historiker bei 
Schreibung der Geschichte: man geht vom 
Gegenwärtigen rückwärts und streicht, 
was man meint, nicht gebrauchen zu kön­
nen. 

Heraus kommt eine Geschichte der Sie• 
ger. Von den Inhalten der Magister- und 
Diplomstudiengänge wird gestrichen, was 
angeblich in der Schule nicht gebraucht 
wird. Damit hat man dann das Lehrerstu­
dium der Sekundarstufe II.II. Und so geht 
es abwärts. Das Schlußlicht bildet die 
Primarstufe, die ohnehin um ihr Ansehen 
kämpfen muß. Diese Vorgehensweise 
zeigt nicht nur die lgnorierung des PML. 
sondern auch etwas weniger offensicht­
lich die Unfähigkeit, die eigene Hoch­
schuldidaktik reflektieren zu können. Das 
muß man natürlich erst einmal wollen! 

Für die Lehramtstudenten bedeutet das in 
erster Linie, daß sie durch dieses Ver­
säumnis unglaublich viel mehr an Arbeit 
haben, als sie verkraften können. Wie 
immer klagen fast alle Hochschullehrer 
darüber, daß sie den Studenten zu wenig 
vermitteln könnten, da sie nur so wenig, 
Stunden in der Fachwissenschaft zur Ver• 
fügung hätten, und das Semenster ohne­
hin bald wieder vorbei wäre, während die 
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Studenten vor lauter Semesterarbeiten 
und Praktika nicht wissen, wo ihnen der 
Kopf steht. Nicht alten, aber vielen. Und 
es wird nicht besser werden. Der Stoff 
wird immer mehr, während die Methoden 
seiner Vermittlung sich auf dessen Fülle 
und die Schnellebigkeit der Zeit nicht in 
einem vertretbaren Maß einzustel Jen ver­
mögen. So gehen die Studenten nicht mit 
fachwissenschaftlicher Kompetenz und 
dem Wissen um Methodologie dieser 
Wissenschaft aus den großen Hallen, son­
dern mit Wissensfragmenten, die sie ent­
weder vor Schülern oder in wissenschaft­
lichen Veröffentlichungen stottern las­
sen. Die Verantwortung des Forschers 
und Hochschullehrers liegt nicht nur dar­
in, selbst Forschungbetreiben zu können, 
sondern auch weiterhin Forschung und 
gute Lehre an Schulen und Hochschulen 
zu ermöglichen. Die Bedeutung der For­
schung wird in ihrem Anspruch an der 
Hochschule gegenüber der Schule ge­
recht, die der Lehre nicht. Wie gut müßte 
die Lehre sein, würde für sie der gleiche 
Qualitätssprung gelten! 

Während man sich hieran der Universität 
Potsdam im neubesetzten Rektorat die 
Hochschuldiadaktik auf die Fahnen ge­
schrieben hat muß der Student immer 
noch sehen, und das sicherlich noch ein 
paar Jahre, wie er sein Wissen wenig­
stens einmal vor dem Referendariat kom­
binieren kann, d. h. Anwendung von Wis­
sen fachlicher Inhalte, von Kenntnissen 
in Psychologie und Kompetenzen in der 
Pädagogik. Kurz: er muß sich als wissen­
der und vermittlungsfähiger Mensch be­
weisen können. Und das möglichst bald 
im Studium. Denn der Einbruch am Ende 
ist wahrscheinlich der schlimmste. Des-
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halb ist es in hiesiger Ausbildung vorge­
sehen, schon im Grundstudium so oft als 
möglich den Kontakt zur Realität zu wah­
ren. Praktika sind neben den drei schon 
benannten Kernbereichen der Ausbildung 
in den Lehramtstudiengängen ein zusätz­
liches wesentliches Element. Aus den 
gesammelten Erfahrungen werden Dis­
kussionen in den nachfolgenden Semina­
ren. Sie sollten jedoch nicht als studien­
leitende Elemente bezeichnet werden, 
sondern als Diskussionsmaterial. Denn 
in den erziehungswissenschaftl ichen Stu­
dien wiederum kommt der Einbindung 
der Forschung nicht die Bedeutung zu, 
wie es notwendig wäre. Einige beweisen 
natürlich auch, daß es trotz der 30 SWS 
möglich ist, ein ausgewogenes Verhält­
nis von Forschung seitens der Hochschul­
lehrer und Schulerfahrung seitens der 
Lernenden zu verbinden. (Oftmals sto­
ßen sie dabei jedoch auf die Unlust und 
das Unverständnis der Studenten. Die 
ZEIT-Umfrage über die Sozialisations­
gruppe Studenten ist in dieser Hinsicht 
nicht befriedigend, so wie sie generell 
oberflächlich war.) 

Die fachdidaktischen Praktika - seme­
sterbegleitendes Tagespraktikum und 
Blockpraktikum in der vorlesungsfreien 
Zeit • besitzen insofem große Bedeu­
tung, als daß sie die Studenten aus der 
fachwissenschaftlichen Studierstube lok­
ken und vorerst mit einem oder im Ideal­
fall zwei Didaktikdozenten einen Pakt 
mit der Außenwelt, dem Schulalltag. 
schließen können. Dabei wird es in Zu­
kunft den Studenten möglich sein, beide 
Fäche~ in sechs Wochen statt jedes Fach 
in vier Wochen zu absolvieren. Bedin­
gung: Auf jeden Fall muß die Betreuung 
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durch Dozenten - auch Professoren • 
gesichert sein. Daß dies hier noch mög­
lich ist, liegt an dem selten günstigen 
Zahlenverhältnis von Studenten und Leh­
rern. lronischerweise haben sich fast alle 
Didaktikinstitutedaraufverschworen, mit 
ihrer Ausbildung erst im Hauptstudium 
zu beginnen. Dafür gibt es hier zwei Argu­
mente seitens der Hochschullehrer: l. 
Die Studenten sind im Grundstudium zu 
sehr mit den Studien in der Erziehungs• 
wissenschaft, der Psychologie und den 
Sozialwissenschaften beschäftigt. 2. Die 
Studenten müssen erst einmal etwas vom 
Fach lernen. Dank der gebotenen Lehr­
qualität tun sie letzteres nicht. Resultat: 
Die Fragmente der Zwischenprüfung müs­
sen ohnehin erst in den Didaktikveran­
staltungen fachlich aufgearbeitet werden, 
bevor man als Student über die Vermitt­
lungsformen nachdenken kann. Es han­
delt sich hier also um einen Trugschluß. 
Verbessern muß der Student. Der Hoch­
schullehrer hat sein Semester beendet. 

Wie also soll sich der Student in fachwis­
senschaftlicher Kompetenz üben, psy­
chologisches Wissen anwenden und als 
Pädagoge tätig werden. wenn ihn die Un­
sicherheit ob des eigenen Wissens stän­
dig quält und viel Zeit, zuviel Zeit in 
Anspruch nimmt. Die Anwendung des 
PML erscheint für den Studenten mo­
mentan nicht möglich. Funktioniert fast 
jeder Baustein für sich: das Zusammen­
spiel keineswegs. Die Krone der fachli­
chen Ausbildung wäre die Selbstreflexi­
on. Sie nützt am Ende des Studiums nach 
überwiegend negativen Erlebnissen nie­
mandem mehr. 

Diese u.a. Erfahrungen der Student~p sind 
in die einzelnen Ordnungen mit einge-
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gangen. Ohne Kompromisse geht keine 
Studienordnung über den Tisch. Oftmals 
auch-unter dem berechtigten Vorwand: 
Die Studenten brauchen eine Orientie­
rungshilfe, in der übrigens nun auch die 
Studienberatung festgeschrieben ist. So 
wurden durch die Erfahrungen von Stu­
denten und Hochschullehrern die Kon­
zeptionen immer wieder modifiziert. Die 
individuellen Ansichten vom optimalen 
Lehrerstudium oder vom Studium über­
haupt wurden natürlich zuweilen auch 
unsachlich und also personell durchge­
führt. Das ist zwar unseriös, wird aber nie 
zu vermeiden sein. 

3. So weit. So gut? 

Nein. Die Realisation in den einzelnen 
Studiengängen verläuft vollkommen un­
terschiedlich. Das Institut für Grund­
schulpädagogik bemüht sich seit Jahren, 
Studentenschon im integrierten Eingangs­
semester zu qualifizieren. Und es klappt. 
Das hat nicht notwendig etwas mit guter 
Lehre zu tun oder mit der irrigen Annah­
me, dort brauche man weniger zu wissen, 
also ginge alles viel leichter. Gar nicht. 
Viel einfacher: Die Studenten erhalten 
den großen Teil ihrer Ausbildung an ei­
nem Institut. In der Ausbildung der Fä­
cher der Sekundarstufe 1. werden sie von 
den Fachwissenschaften betreut. 

Diese Einigkeit für die anderen Studien­
gänge müssen sich alle erst erarbeiten. 
Einige Probleme wurden schon im zwei­
ten Teil angesprochen. Tatsache ist, daß 
vielfältig versucht wird, die Lehre in dem 
erziehungswissenschaftlichen Anteil der 
30 SWS nach dem PML zu gestalten. 

Damit ein Modell, das sich der Ausbil­
dung von Lehrern widmet, auch ständig 
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den Tatsachen des schulischen Alltags 
und dem neuesten Forschungsstand ent­
spricht, ist es notwendig. sich um wissen­
schaftliche Begleitung zu bemühen. Der 
Lehrerbildung wird damit auch ein feste­
rer Stand in der Universitätsausbildung 
gesichert. Wir denken hier deshalb der­
zeit über eine neue Struktur nach, die 
u.a.die folgenden Aufgaben bewältigen 
kann: 
- Koordination vom Fach, seiner Didak­
tik, der Erziehungswissenschaft, der Psy­
chologie und den Sozialwissenschaften 
(denn im PML bilden sie für jeden Stu­
denten einen Komplex) 
- Koordination der Interdisziplinären 
Zentren 
- Ständige Strukturüberprüfung 
- Beachtung und Beteiligungan außeruni-
versitären Debatten zur Schul- und Hoch­
schulausbildung. 

Zusatz: 

Eigentlich sind viele der Gedanken über­
haupt nicht Potsdam-spezifisch. Deshalb 
vielleicht noch drei grundsätzliche Äu­
ßerungen: 

1. Der Lehrerausbildung muß grundsätz· 
lich mehr Bedeutung beigemessen wer­
den. Die Methoden in der Lehre müssen 
aktualisiert werden. Nur mit Kursen zu 
neuen Medien ist ein Wettlauf mit der 
Außenwelt nicht zu starten. 

2. Die Diskussion um Studiengebühren 
wird allmählich lächerlich. Wenn über 
Studienzeitverkürzung nachgedacht wird. 
können nicht nur die Studenten zur Ver­
antwortung gezogen werden, sondern 
müssen sich die Hochschullehrer Gedan­
ken um ihre Lehre machen. Auch schiech-
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le Lehrqualität verlängert nachweislich 
das Studium. 

3. Über die Stiftung von Preisen für au­
ßergewöhnliche Lehrqualität nachzuden­
ken, ist gut und richtig. Die zusätzliche 
Finanzierung der Lehre von Studenten 

Wenn man als frischgebackener Student 
(sei es nun Lehramt oder Magister) durch 
die Gänge der Universität stolpert, ist das 
erste Problem die Informationsbeschaf­
fung. Zu diesem Zwecke sucht man zu­
nächst die Studienberatung auf. 

Die allgemeine Studienberatung be­
schränkt die Informationen über das Pots­
damer Lehrerbildungsmodell (PLM) auf 
eine kopierte DIN A4-Seite: Darauf be­
findet sich eine Tabelle, die einen Über­
blick über den erziehungswissenschaftli­
chen Studienanteil und die Praktika im 
Lehramtsstudiengang an der Uni Pots­
dam gibt. Eine Broschüre, die über die 
Entstehung. die Ziele und Besonderhei­
ten des PLM informiert, gipt es nicht. So 
wundert es nicht, daß der durchschnittli­
che Student in dem Glauben lebt, daß 
gesamte PLM bestünde aus jener Tabel­
le: also aus dem erziehungswissenschaft­
lichen Studienanteil des Lehramtstu­
diums und den relativ hohen Praxisantei­
len. Welch verhängnisvoller Irrtum! Denn 
daß das PLM noch wesentlich umfassen­
der, nicht nur Verpflichtungen, sondern 
auch den Studienablauf, den Charakter 
der Lehrveranstaltungen, die Evaluation, 
die Didaktik und sogar die Hochschuldi­
daktik. und die praktische Professions­
ausbildung beinhaltet und vieles mehr 
findet der Student erst spät oder gar nich; 
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durch Studiengebühren zu verlangen, ist 
eine Frechheit. 

Kathrin Finke 
Die A 11/orin 4l udier/ im J 2. Semester 

Germanistik und Musik-Lehramt an der 
Universität Potsdam und ist Mitglied der 
der dortigen Kommission lehrerbild11ng 

heraus· obwohl es für sein Studium und 
dami1 auch für den gesamten Studiengang 
rückwirkend wichtig ist, daß er über seine 
Möglichkeiten, Rechte und Pflichten 
Bescheid weiß. 

Will man etwas über das PLM erfahren 
so muß man sich auf eine detektivisch~ 
Suche begeben: Es verbirgt sich geschickt 
hinter Studienordnungen (ein Problem 
für sich, das später noch erläutert wird), 
einer Gründungskonzeption, Prüfungs­
ordnungen, diversen Schriften zumeist 
von Herrn Professor Jahnke ( Mathema­
tik-Didaktik); des\\eiteren kann man sich 
informieren bei Studenten älteren Seme­
sters, die diese mühsame Suche schon 
hinter sich haben, und über Einblick in die 
Senats-Unterkommission (UKL) verfü­
gen, die sich speziell mit dem PLM be­
schäftigt. 

Gut informiert, muß der Student auf dem 
Weg zur Verwirklichung des PLM in sei­
nem Studium drei Hindernisse überwin­
den. Zunächst stolpert er darüber, daß 
gewisseGrundsätzedes PLM in manchen 
beteiligten Fächern nicht oder nur kaum 
verwirklicht sind. Zweitens gibt es sol­
che Grundsätze im PLM, die von einem 
gewissen Studentenbild ausgehen und 
deshalb einengend wirken; und schließ. 
lieh gibt es solche Grundsätze, die zwar 
festgeschrieben und verwirklicht;· aber 
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aus mangelnder Koordination nicht aus­
führbar sind. 

Zum° e~sten Hindernis läßt sich einfach 
feststellen, daß die Fächer das PLM teil­
weise nicht angenommen haben, sei es 
aus Unkenntnis oder Unwillen. Das läßt 
sich oft schon leicht an den sogenannten 
"Stundenplänen" ablesen. Besonders im 
Grundstudium ist der zeitliche Rahmen 
eng abgesteckt: Es gibt kaum Wahl­
(pflicht)möglichkeiten, stattdessen eine 
hohe Zahl an Pflichtstunden, die das je­
dem Fach zur Verfügung stehende Stun­
denpotential meistens voll ausschöpfen. 
In vielen Fächern giltder"Einjahresrhyth­
mus", d.h. man kann nur im Sommerse­
mester "einsteigen" oder Prüfungen ab­
legen. Die didaktische Qualität der Ver­
anstaltungen beschränkt sich oft auf die 
autoritäre Vorlesungsart, das heißt: 90 
Minuten Stoffvermittlung ohne Frage­
möglichkeit. Alternative Lehr- und Lern­
formen werden nur in wenigen Fächern 
angeboten, ebenso Einführungsveranstal­
tungen, über deren Sinn die Meinungen 
weit auseinandergehen, obwohl sie von 
Studenten gewünscht werden (besonders 
die älteren Semestern klagen über man­
gelndes Einordnungsvermögen und "an­
erzogene" Passivität), allerdings nicht 
solche, die die Struktur des Lernstoffes 
zu eng umreißen. 

Die fachbezogene Studienberatung ist 
hinsichtlich des Lehramtstudiums oft 
ungenügend und beschränkt sich auf das 
Verteilen von Stundentafeln; Studienord­
nungen sind entweder noch nicht geneh­
migt, noch in Arbeit, noch aufi hrem Weg 
durch Instanzen und Kommissionen, noch 
nicht korrigiert oder aber gerade nicht als 
Kopie erhältlich. Hält man sie dann in den 
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Händen, stellt man fest, daß sie oft nur 
wenige für Studenten einforderbare Ele­
mente enthalten. 

Das zweite Hindernis beruht, wie schon 
erwähnt, auf einem Studentenbild, über 
das sich die Gründungseltern, die Erzie­
her und die Fachbetreuer des PLM einig 
sind: Das Bild des ewig faulen, passiven 
Studenten. Daraus folgt nämlich, daß die 
Studenten möglichst viele und möglichst 
festgelegte Verpflichtungen erfüllen 
müssen. Die Stundenverteilungeines Sek. 
1/11 Studenten sieht etwa wie folgt aus: Zu 
den ca. zehn Semesterwochenstunden je­
des Lehrfaches pro Semester kommen 
noch etwa sechs Stunden Psychiologie, 
Pädagogik und Soziologie und diverse 
Zusatzverpflichtungen, z.B. Medienpäd­
agogik oder Sprecherziehung. Das ergibt 
durchschnittlich etwa 27 Stunden pro 
Semester an reinen Pflichtveranstaltun­
gen. Das Studienideal, nämlich die frei­
willige Beschäftigung mit den vielfältig­
sten Themen, wird dadurch nahezu un­
möglichgemacht. Hat man Pech, dann hat 
man zwei Lehrfächer erwischt, die über­
haupt keine Wahlpflichtangebote im 
Grundstudium festschreiben. Hat man nur 
eines dieser Fächer erwischt, dann leiden 
zumindest das andere, offener gestaltete 
Fach sowie die erziehungswissenschaft­
lichen Fächer, die die Wahlfreiheit ziem­
lich gut verwirklicht haben, weil der Stu­
dent höhere Festschreibungen mit grö­
ßerer Wichtigkeit verbindet und die fle­
xibleren Fächer oft nicht ernst genug 
nimmt. 

Außerdem muß sich der Student in den 
ersten beiden Jahren seiner Ausbildung 
das Recht auf die Lehramtsausbildung 
hart verdienen. Zunächst muß er in endlo-
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sen Stunden Grundwissen vermittelt be­
kommen. Nach der Zwischenprüfung ist 
er dann "halbfertig" und darf sich nun 
auch der Didaktik widmen. Ich kann nur 
vom Grundstudium sprechen; dort ist die 
Hochschuldidaktik meist ein dermaßen 
schlechtes Beispiel für den werdenden 
Lehrer, daß sie ein didaktisches Bewußt­
sein kaum oder nur negativ schärft. 

Der relativ hohe Praxisanteil und die aus­
führlichen erziehungswissenschaftlichen 
Studien sind unbedingt als positiv heraus­
zustreichen; das PLM darauf zu reduzie­
ren, wäre allerdings eine unangemessene 
Verkürzung. 

Drittes Problem sind die nicht realisier­
baren Anteile des PLM. Aus alter Traditi­
on haben sich verwandte Fächer(z.B. Bio/ 
Chemie) hinsichtlich des Stundenplanes 
abgesprochen. Bei ''verrückten" Kombi­
nationen überschneiden sich die Veran­
staltungen derart, daß sie den geregelten 
Studienablaufbehindern und die Einhal­
tung der Regelstudienzeiten erschweren. 
Das Argument "als Student muß man im­
mer Prioritäten setzen" zieht hier nicht, 
da es um Verpflichtungen geht und nicht 
um Wahlmöglichkeiten. Desweiteren ist 
PotsdameineDIMIDO-Uni,d.h.das Wo­
chenende nimmt den größten Teil der 
Woche ein, was dazu führt, das nahezu 
alle Veranstaltungen auf drei Tage, und da 
auf die Hauptstoßzeiten, verteilt sind. 

Ansonsten ließe sich noch so mancher 
allgemeiner Tatbestand anführen, der das 
Studium erschwert: z.B. die Autbausitua­
tion der Uni Potsdam, die Verkehrslage 
der Stadt Potsdam, die weit voneinander 
entfernten Uni-Komplexe, die misera­
blen Öffnungszeiten der Bibliotheken etc., 
aber das würde zu weit führen. 
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Zum Schluß noch eine kurze Einschät­
zung der allgemeinen studentischen Ein­
stellung gegenüber dem PLM: Wahr­
scheinlich wären viele Studenten begei­
sterte Anhänger des PLM, wenn sie aus­
führlich darüber informiert werden wür­
den. Die Vorteile alternativer Lernfor­
men, didaktischer Bemühungen, der Eva­
luation etc. müßten eigentlich jedem 
hochschulbefähigten Menschen einleuch­
ten. Bisher muß man leider dem oben 
geschilderten Studentenbild Recht ge­
ben. Ein Großteil der Studenten ist sich 
der Dimensionen seiner Ausbildung nicht 
bewußt und hat darauf gebaut, daß man 
mit dem Lehramtsstaatsexamen "was si­
cheres in der Hand hat". Allerdings gibt 
es in Potsdam auch - und ich möchte 
behaupten, mehr als an anderen Universi­
täten - Studenten, die ausdrücklich Leh­
rer werden möchten und ihre Ausbildung 
sehr genau reflektieren. Von einem akti­
ven Studium, wie es das Idealstudenten­
bild sich wünscht, werden sie allerdings 
von allen vorher genannten Aspekten weit­
gehend abgehalten. 

Man darf bei alledem nicht vergessen, 
daß sich das junge PLM noch in der Pu­
bertät befindet und seine Entwicklung 
noch zu hoffen läßt. Ebenso die Fächer, 
die sich im Umbruch oder im Aufbau 
befinden und ihren Standpunkt zum PLM 
erst mühsam formulieren. Außerdem darf 
man nicht außer Acht lassen, daß es im­
merhin Fächer gibt, die schon viele der 
im PLM verankerten Forderungen ver­
wirklicht haben. 

Veronika lipphardt 
Die Autorin st11diert im 3. Semester 

Geschichte- 11nd Biologie-Lehramt an der 
f.-'rriversaä1 Potsdam und ist Mitglied der 

dortigen Kommission Lehrerbildung 
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Reglna Kaiser, Sabine Manning & Rudolf Thomas (Berlin): 

Universitäre und außeruniversitäre 
Bildungsforschung in den neuen Bundesländern 

Ergebnisse einer Bestandsaufnahme 

Mit der Studie ''Bildungsforschung in den 
neuen Bundesländern - eine Bestandsauf­
nahme" vom l 0.01 .1995 (Kaiser/Man­
ning/T'homas 1995), erarbeitet im Wis­
senschaftsforum Bildung und Gesell­
schaft e. V. unter Leitung von Rudolf 
Thomas, liegt zum ersten Male ein um­
fangreicher Überblick zur aktuellen uni­
versitären und außeruniversitären Struk­
tur und zur themenbezogenen Bildungs­
forschung in erziehungswissenschaftli­
chen und fachdidaktischen Instituten wis­
senschaftlicher Hochschulen sowie in 
außeruniversitären sozialwissenschaftli­
chen und Bildungsforschungsinstitutio­
nen der neuen Bundesländer(einschließ­
lich Ostberlin) vor. 
Damit existiert neben der (westdeut­
schen) Studie zur "Bildungsforschung in 
der Bundesrepublik Deutschland - Situa­
tionsanalyse und Dokumentation" des 

Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft von 1991 (WeishauptStei­
nert/Baumert 1991) nunmehr auch für 
diesen Teil Deutschlands ein Untersu­
chungsergebnis, aus dem sowohl For­
schungsinhalte, -typen und-finanzierung 
als auch Forschungsleitung, -laufzeit, 
Anzahl der Mitarbeiter, Ergebniserwar­
tungen sowie die Forschungskooperati­
on betreffender Projekte ablesbar sind. 
Ein Rückblick auf den Personalbestand, 
die Forschungsbereiche sowie die Haupt­
forschungsrichtungen von vier zentralen 
außeruniversitären Bildungsforschungs­
einrichtungen der DDR ergänzt in sinn­
voller Weise vorliegende Studie. Sie 
wurde mit konzeptioneller und finanziel­
ler Unterstützung des ehemaligen Bun­
desministeriums für Bildung und Wis­
senschaft in einer dreijährigen Projekt­
laufzeit erarbeitet. 

Institutionelle Struktur 

In den neuen Bundesländern ist nach tief­
greifenden institutionellen, personellen 
und inhaltlichen Veränderungen seit 1991 
eine neue Bildungsforschungslandschaft 
entstanden. Waren in der DDR in den 
achtziger Jahren vor allem drei zentrale 
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außeruniversitäre Berliner Institutionen 
(Akademie der Pädagogischen Wissen­
schaften, Zentralinstitut für Hochschul­
bildung. Zentralinstitut für Berufsbildung) 
sowie auch das Zentralinstitut für Ju­
gendforschung in Leipzigunddas Institut 
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für Fachschulwesen Karl-Marx-Stadt 
(Chemnitz) in der Bildungsforschung 
vorherrschend - wobei durchaus ein be­
trächtliches Potential auch an Hochsclm­
leinrichtungen existierte - so ist der in­
stitutionelle Schwerpunkt der Bildungs­
forschung in den neuen Bundesländern 
auf die wissenschaftlichen Hochschulen 
übergegangen. 

Gegenwärtig umfaßt der universitäre 
Bereich dieses Forschungsgebiets elf 
wissenschaftliche Hochschulen, die 
über alle neuen Bundesländerverteilt sind: 
die Universitäten Berlin (HUB), Greifs­
wald, Halle-Wittenberg, Jena. Leipzig, 
Magdeburg, Potsdam und Rostock, die 
Technischen Universitäten Chemnitz­
Zwickau und Dresden sowie die Pädago­
gische Hochschule Erfurt/Mühlhausen. 
Außerdem gibt es an der Technischen 
Universität Ilmenau in einem Fachbereich 

Berührungspunkte zur Bildungsfor­
schung. 

Das größte Potential an Bildungsfor­
schung weisen die erziehungswissen­
schaftlichen Strukturbereiche mit 51 In­
stituten auf(Stand: Wintersemester 1994/ 
95 ). Sie werden nachfolgend als das erste 
institutionelle Feld der universitären Bil­
dungsforschung bezeichnet. Bereiche der 
Didaktik bzw. Pädagogik innerhalb ande­
rer universitärer Fachgebiete bzw. Fakul­
täten mit insgesamt 173 Instituten bzw. 
Teilbereichen von Instituten bilden das 
zweite Feld dieser Forschung. Dieses 
reicht - wie die folgende Abbildung l 
zeigt - von didaktischen Forschungen in 
den Musik- und Kunstwissenschaften bis 
hin zur Religionspädagogik als Teil der 
Theologie. In den aufgeführten Struktur­
bereichen beider Felder kann, aber muß 
nicht Bildungsforschung betrieben wer­
den. 
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Der außeruniversitäre Bereich der Bil­
dungsforschung, der nach Abwicklung der 
zentralen DDR•Einrichtungen entstanden 
ist, besteht aus Institutionen unterschied­
licher Rechtsform und Finanzierung. Im 
wesentlichen sind das: 

• Außen- bzw. Regionalstellen von Bil­
dungsforschungseinrichtungen der alten 
Bundesländer: Deutsches Institut für In­
ternationale Pädagogische Forschung 
(DIPF) Frankfurt am Main (Außenstelle 
Berlin), Deutsches Jugendinstitut (DJI) 
München(Regionalstelle Leipzig), Hoch­
schul-Informations-System GmbH (HIS) 
Hannover {Außenstelle Leipzig) 

• Pädagogische Landeseinrichtungen, die 
unter anderem mit Modellversuchen und 
innovativen Projekten befaßt sind 

• als spezifische Einrichtung die Projekt­
gruppe Hochschulforschung Berlin­
Karlshorst, die auf der Basis etatisierter 
Projektfinanzierung des Bundes arbeitet 

• Einrichtungen in freier Trägerschaft, 
die anfangs Forschungen vor allem im 
Rahmen von Arbeitsbeschaffungsmaß-
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nahmen durchführten undvondeneneini­
ge seitdem zeitlich befristete For­
schungsprojekte für öffentliche Auftrag­
geber bearbeiten. 

Wie Abb. 2 zeigt, sind von den insgesamt 
17 außeruniversitären Einrichtungen nur 
fünfhauptsächlich und kontinuierlich mit 
Bildungsforschung befaßt. Die Konzen­
tration auf die Standorte Berlin und Leip­
zig ergibt sich aus den vorangegangenen 
Strukturen außeruniversitärer Bildungs-· 
forschung in der DDR. 

Dauerhafte Strukturen der Bildungsfor­
schung haben sich im außeruniversitären 
Bereich noch nicht herausgebildet. Als 
eigenständige und fest etablierte Einrich­
tungen können die Landesinstitute gel­
ten. Die Außen- bzw. Regionalstellen sind 
in ihrer Entwicklung an die jeweiligen 
Forschungsinstitutionen in den alten Bun­
desländern gebunden. Demgegenüber 
stellen die Projektgruppen - das gilt auch 
für die Projektgruppe Hochschulfor­
schung • eine Besonderheit dar, für die 
es keine langfristig gesicherte Existenz­
grundlage gibt . 

Personelle Ausstattunc 

Für die personelle Ausstattung des uni­
l'ersilären Bereichs der Bildungsfor­
schung ist das erziehungswissenschaftli-
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ehe Personal maßgebend. Allerdings ist 
hierbei der Anteil der s~ziell mit Bil­
dungsforschung Beschäftigten nicht ge-
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sondert ausgewiesen. Die Zahl der Erzie­
hungswissenschaftler beläuft sich im 
Dezember 1994 auf 126 l, wobei der 
Unterschied zwischen dem ersten insti• 
tutionellen Feld (724 Personen • 57%) 
und dem zweiten Feld(537 • 43%) gering 
ist. 

Die Bestandsanalyse des ersten institu• 
tionellen Feldes deutet allerdings darauf 
hin, daß die Umstrukturierung des Perso­
nals auch im Wintersemester 1994/95 
noch nicht abgeschlossen ist. 20% der 
geplanten Professorenstellen sind im­
mer noch unbesetzt. in einigen Einrich­
tungen werden weiterhin Stellen der wis­
senschaftlichen Mitarbeiter abgebaut. 
Die Relation von Professoren zu wissen­
schaftlichen Mitarbeitern beträgt insge­
samt 1 :4, im ersten Feld jedoch 1 :2. Dem­
gegenüber ist der Vergleichswert für Er­
ziehungswissenschaften in den alten Bun­
desländern 1: 1. 

Für den außenmiversitären Bereich der 
Bildungsforschung ergab die Bestands­
aufnahme Endes des Jahres 1994 eine 
Gesamtzahl von 456 wissenschaftlichert 

Kräften. Zu beachten ist hier jedoch. daß 
drei Vienel dieses Personalbestandes auf 
die Landeseinrichtungen entfallen und 
dort nur 15% der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter mit Bildungsforschung be­
faßt sind. Außerdem enthält diese Ge­
samtzahl das Personal für sozialwissen­
schaftliche Forschung an Einrichtungen 
in freier Trägerschaft. 

Insgesamt ergibt sich im außeruniversi­
tären Bereich ein realer Bestand von 80 • 
90 Bildungsforschern. Das entspricht 
ungefähr einem Zehntel des ehemals in 
der DDR beschäftigten außeruniversitä• 
ren Personals der Bildungsforschung ( an­
nähernd 900). Bemerkenswert hoch ist 
das Qualifikationsniveau der gegenwär­
tig tätigen Bildungsforscher: Mehr als 
die Hälfte ist promoviert, etwa ein Vier­
tel habilitiert. 

Die Relation zwischen universitärem und 
außeruniversitärem erziehungswissen­
schaftlichem Personal beträgt ungefähr 
3: l. Deutlich ist hier der Unterschied zu 
den alten Bundesländern. Das statisti­
sche Verhältnis des wissenschaftlichen 
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Personals in den universitären Erzie­
hungswissenschaften und im außeruni­
versitären Bereich liegt dort bei 2: 1 und 
gemessen an Vollzeitstellen bei 1: l. Be­
rücksichtigt man jedoch, daß für die alten 
Bundesländer bei universitären Erzie-

hungswissenschaften nur das erste insti• 
tutionelle Feld und bei außeruniversitä­
rem Personal nur Bildungsforscher er• 
faßt wurden, ergibt sich für die neuen 
Bundesländer eine Vergleichsrelation 
von 9: 1 (724 gegenüber 84). 

Umfang der Bildungsforschung 

Als Hauptmerkmal für den Umfang an 
Bildungsforschung bietet sich die Zahl 
der Projekte als Sammelbegriff für bear­
beitete Themen unterschiedlicher Art, 
Dauer, Finanzierung und Gewichtung an. 

Die Bestandsaufnahme erbrachte im uni­
versitären Bereich 428 Projekte der Bil­
dungsforschung. Von diesen werden zwei 
Drittel im ersten institutionellen Feld, 
vorwiegend an pädagogischen Instituten, 
bearbeitet. Innerhalb des zweiten institu• 
tionellen Feldes ist der größte Teil der 
Projekte an naturwissenschaftlichen In­
stituten angesiedelt. Im außeruniversitä­
ren Bereich wurden 48 Projekte ermit­
telt. 

Ein rein quantitativer Vergleich dieser 
Projektzahlen zeigt - ohne Beachtung 
von Laufzeit, einbezogenem Personal und 
anderen Charakteristika - das Überge­
wicht universitärer Bildungsforschung 
(etwa 90% aller erfaßten Projekte). 

IMerhalbdes universitären Bereichs kann 
der Umfang an Bildungsforschung noch 
differenzierter gekennzeichnet werden. 
Neben der Anzahl der Projekte ist festzu­
halten, wieviele erziehungswissenschaft­
lich relevante Strukturbereiche der Hoch­
schulen tatsächlich Bildungsforschung 
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betreiben. Etwa zwei Drittel der Institute 
weisen Bildungsforschung auf ( 125 von 
190 des Rücklaufs der Befragung). Der 
betreffende Anteil ist im ersten institu­
tionellen Feld größer (83%), aber auch 
im zweiten beachtlich (60%). Damit er­
streckt sich die Bildungsforschung über 
38 Institute im ersten und 87 im zweiten 
Feld. 

Ein weiteres Merkmal für den Umfang 
deruniversitären Bildungsforschung- die 
Besetzung mit Personal • läßt sich, wie 
bereits erwähnt, nur bedingt bestimmen. 
Als Anhaltspunkt kann die Zahl der Pro­
fessoren dienen, da bei ihnen eine antei­
lige Forschungstätigkeit zumindest vor­
auszusetzen ist und die Personalstellen 
(im Unterschied zu denen der Mitarbei­
ter)weitgehend festliegen. Insgesamt ste­
hen 250 Professoren in den Erziehungs­
wissenschaften zur Verfügung. davon 55% 
im ersten und 45% im zweiten Feld. Im 
letzteren haben die sozialwissenschaftli­
chen Fachbereiche den höchsten Anteil. 

Eine Verknüpfung der genannten drei 
Merkmale ennöglicht es, den Umfang an 
Bildungsforschung in den beiden institu­
tionellen Feldern und im Durchschnitt 
der Hochschulen zumindest in groben 
Umrissen zu bestimmen. 

41 



Abblld""II 4: Umf- •n unlvenltllW lllldunglfonchunfl 

... ~ IMQluililmtlN• ~., ............. ~10f9ft In En'--....,_.._ ,......... ~--Eralel 31 - 138 
IMUl\11....._f_.,. , __ 00-, -· 1!13'!1,I (55'11,1 

z-- 87 159 112 
lnstftuüoneftt• fellll 
,,.,., .... -0o.-1 nO'!I,• 1'.17'11,1 145'11,\ 

-hoc-11111 
1--

125 ◄28 250 

lw-h- 11 39 23 :.=,-

Inhaltliche Schwerpunkte 

Um die Projekte der Bildungsforschung 
nach inhaltlichen Gesichtspunkten zu glie­
dern, wurden vier Gruppen gebildet: 

• übergreifende Forschung, die auferzie­
hungswissenschaftliche Disziplinen be­
zogen ist, 
• etablierte interdisziplinäre Bildungs­
forschung, u.a. zur Bildungssoziologie, 
Bildungsökonomie, Heil- und Sonder­
pädagogik, 
• auf das Bildungswesen und seine Stufen 

gerichtete Forschung, 
• mit spezifischen Problemfeldern der 
Bildung, wie Umwelterziehung und 
deutsch-deutscher Vergleich, befaßte 
Forschung. 

Wie Abb. 5 zeigt, werden in der universi­
tären und noch stärker in der außeruniver­
sitären Bildungsforschung Themen zu den 
Bildungsstufen deutlich bevorzugt. Dem­
gegenüber sind die Anteile der anderen 
drei inhaltlichen Gruppen nahezu gleich. 
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Der Vorrang von Forschungen zu den 
Bildungsstufen könnte mit dem Kontext 
der' Umgestaltung des Bildungssystems 
in den neuen Bundesländern zusammen­
hängen. Allerdi ng.swird das Gewicht die­
ser Gruppe wesentlich durch die Schul­
pädagogik/-didaktik bestimmt, die auch 
in der Bildungsforschung der alten Bun­
desländer vorherrscht. Hingegen ist die 
F orschungzu anderen Bildung.sbereichen, 
namentlich Berufsbildung, sowie zu stu­
fenübergreifenden Themen relativ gering 

Bildung und Erziehung, weniger verbrei­
tet als in Anbetracht der gegenwärtigen 
öffentlichen Diskussion zu erwarten wäre. 

Im Unterschied zu den alten Bundeslän­
dern sind außeruniversitäre Projekte zur 
Berufsbildung und Weiterbildung nur 
schwach vertreten. Zu berücksichtigen 
ist hierbei zwar der Standort des großen 
Bundesinstituts für Berufsbildung in Ber­
lin, doch über die Gesamtheit der neuen 
Bundesländer betrachtet scheinen die 

vertreten. wenigen Berufsbildungsprojekte in kei-
Unter den spezifischen Themenfeldern nem Verhältnis zu den Problemen auf 
erscheinen einige, z. B. multikulturelle diesem Gebiet zu stehen. 

Fonchungstypeo 

Eine Einteilung der Projekte nach For­
schung.stypen erbringt einen deutlichen 
Vorrang praxisorientierter Forschung. 
Dies gilt nicht nur, wie zu erwarten, für 
den außeruniversilären Bereich, sondern 
auch für die universitäre Bildungsfor­
schung, speziell im zweiten institutionel­
len Feld 

Bei universitärer Bildungsforschung ragt 
die Curriculumforschung bzw. die pra­
xisnahe Curriculumentwicklung als ein­
zelnerTyp heraus (insgesamt ein Fünftel 
aller Projekte). Dies steht in engem Zu-

sammenhang mit dem bereits festgestell­
ten VorrangderSchulpädagogikbzw. -di­
daktik. 

Zum anderen sind innerhalb des Typs pra­
xisorientierter Forschung an den Hoch­
schulen Bestandsaufnahmen und Erhe­
bungen stark vertreten und an außeruni­
versitären Einrichtungen die Begleit- und 
Evaluationsforschung besonders ausge­
prägt. Diese Schwerpunkte könnten mit 
der Analyse von T ransformationsprozes­
sen des Bildungswesens in den neuen 
Bundesländern zusammenhängen. 
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Fazit 

Die Gesamtsicht der Merk.male läßt eine 
Bildungsforschungslandschaft der neuen 
Bundesländer erkennen, die im universi­
tären Bereich breit entwickelt und im 
wesentlichen ausgestaltet ist, während der 
außeruniversitäre Bereich geringes Aus­
maß und teilweise unbeständige Struktu­
ren aufweist. Dieses Mißverhältnis un­
terscheidet das östliche von dem westli­
chen Erscheinungsbild der Bildungsfor­
schung: ln den alten Bundesländern sind 
der universitäre und außeruniversitäre 
Bereich im wesentlichen gleichgewich­
tig. 

Um das Potential des außeruniversitären 
Bereichs der Bildungsforschung in den 
neuen Bundesländern zu erhalten bzw. 
auszubauen, bedarfeseinerstärk.eren För­
derung durch Bund und Länder. Vor allem 
wären eine anteilige Grundfinanzierung 
und eine Schwerpunktförderung im Stil 
der Kommission für die Erforschung des 

Littnlunacallea: 

sozialen und politischen Wandels in den 
neuen Bundesländern (KSPW) als wir­
kungsvoll zu betrachten. 

Die vorliegende Bestandsaufnahme wirft 
Fragen nach der Proportionalität und Ef­
fektivität von Bildungsforschung auf, die 
im ost-westdeutschen Vergleich weiter 
zu untersuchen sind. Auch für vertiefende 
Analysen zu Kapazitäten, lnhalten und Me­
t hoden der Bildungsforschung in den neu­
en Bundesländern ist der gesamtdeutsche 
Zusammenhang unverzichtbar. Darüber 
hinaus dürfte die vergleichende Einbe­
ziehung ausländischer Erfahrungen, ins­
besondere von den Mitgliedsländern der 
EU, gewinnbringend sein. 

Regfna Kaiser, Dtpl.-Bib/.kar., Sabine 
.\lanning, Dr. habil., um R11dolf Thomas, 

Dr. paed. habil., s Im als Btld11ngs/orscher 
am Wissenschaftsforum Bild11ng um 
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THEMA II: Kirche & Hochschule, 
.. , . ., . Theologie & Politik - Teil_ 2 

Joachim Helse (Berlin): 

Die Ausbildung des theologischen Nachwuchses an 
staatlichen Universitäten der DDR 

Entscheidungen Anfang der fünfziger Jahre 

In den ersten Jahren nach der Gründung 
der DDR entschieden die zuständigen 
staatlichen Stellen und Gremien der SED 
grundlegende Fragen der Arbeit und der 
Perspektive der Theologischen Fakultä­
ten an staatlichen Universitäten. Im Kern 
ging es dabei um die Frage der Fortexi­
stenz der Theologischen Fakultäten an 
sechs DDR-Universitäten. 1 Es wurde dis­
kutiert, ob der Fortbestand der theologi­
schen Fakultäten mit dem proklamierten 
Prinzip der Trennung von Staat und Kir­
che vereinbar sei. Gefragt wurde, ob die 
Ausbildung des theologischen Nachwuch­
ses der Kirchen nicht zu den inneren 
Angelegenheiten der Kirche, in die sich 
der Staat nicht einmischen dürfe, gehöre. 
Diskutiert wurde, ob die bestehende Re­
gelung nicht dem Grundsatz der rechtli­
chen Gleichheit aller Kirchen und Rele­
gionsgemeinschaften in der DDR wider­
spreche und der Evangelischen Kirche 
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dadurch eine Sonderstellung eingeräumt 
werde? 

Erste Entscheidungen dieser komplizier­
ten Fragen wurden im Zusammenhang 
mit der Hochschulreform 1951 getrof­
fen. Die 4. Tagung des Zentralkomitees 
der SED faßte am 19. Januar 1951 den 
Beschluß ,,Die nächsten Aufgaben in den 
Universitäten und Hochschulen" 1. Mit 
ihm entwickelte das ZK der SED die vom 
III. Parteitag der SED ( 1950) festgelegte 
hochschulpolitische Orientierung weiter. 
Es präzisierte die ideologischen, erzie­
herischen und wissenschafts-organisato­
rischen Aufgaben für die Entwicklung der 
Universitäten und Hochschulen, wie sie 
für den anvisierten ,,Aufbau des Sozialis­
mus"für unverzichtbar gehalten wurden. 
Vor allem ging es um die Heranbildung 
einer der SED treu ergebenen neuen In­
telligenz. 
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Mit dem vom III. Paneitag beschlosse­
nen Fünfjahrplan. hieß es in dem Be­
schluß des ZK der SED. beginne für die 
Universitäten, Hochschulen. Forschungs­
institute, Bibliotheken. Museen und son­
stigen wissenschaftlichen Einrichtungen 
.,eine neue Etappe in ihrer EntwiclclungzU­
fortschrittlichen, dem Frieden dienen­
den Einrichtungen">. Um die „bedeuten­
den Aufgaben bisher unbekannten Aus­
maßes" lösen zu können und aus diesen 
Einrichtungen „wirksame Instrumente im 
Kampf für die Sicherung des Friedens 
und die Herstellung der demokratischen 
Einheit Deutschlands' 44 zu machen, legte 
das ZK der SED drei grundlegende Auf­
gaben der Hochschulreform fest: 
1. die Einführung des gesellschaftswis­
senschaftlichen Grundstudiums an allen 
Fakultäten der Universitäten und Hoch­
schulen 
2. die Förderung der Naturwissenschaf­
ten, 
3. die Vermittlung der Erkenntnisse der 
Sowjetwissenschaft und der Wissenschaft 
in den anderen sozialistischen Ländern. 

Bei der Umsetzung dieser Ziele setzte 
die SED-Führung auf die an den Hoch­
schulen, Universitäten und anderen wis­
senschaftlichen Einrichtungen bestehen­
den Partei- und FDJ-Organisationen so­
wie auf die als fonschrittlich klassifi­
zienen Kader an den Lehrstühlen. Sie vor 
allem sollten von nun an einen „unver­
söhnlichen Kampf gegen die bürgerliche 
Ideologie" führen. Sie sollten darum „rin­
gen", daß alle Lehrkräfte und Mitarbeiter 
.,den Weg zum Marxismus-Leninismus" 
finden und sich für die fortschrittliche 
Erziehung des akademischen Nachwuch­
ses engagienen. s 
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Die angestrebten Veränderungen im 
Hochschulwesen der DDR berühnen un­
mittelbar die Ausbildung des theologi­
schen Nachwuchses der evangelischen 
Kirchen an Universitäten der DDR. In 
dieser Zeit studienen an den Universitä­
ten in Leipzig, Berlin, Jena, Halle, Ro­
stock und Greifswald insgesamt etwa 
900 künftige Theologen.• Der größte 
Teil von Ihnen war an der Leipziger Uni­
versität immatrikuliert. 

Wie alle anderen Fakultäten wurden auch 
die Theologischen Fakultäten aus Mit­
teln des Staatshaushaltes finanziert. Jähr­
lich wurden für die Theologischen Fakul­
täten etwa sechs Millionen Mark aus dem 
DDR-Staatshaushalt zur Verfügung ge­
stellt. Die Kosten für die Ausbildung ei­
nes evangelischen Theologen wurden da­
mals mit etwa 20 000 Mark beziffert. 1 

Bei der Frage, wie es mit den Theologi­
schen Fakultäten weitergehen sollte, 
spielte auch die Praxis in der Sowjetuni­
on und den anderen unter sowjetischem 
Einfluß stehenden Staaten Osteuropas 
eine nicht unerhebliche Rolle. Die SED­
Führungsah nicht nur in der Sowjetunion, 
sondern auch in den sogenannten Volks­
demokratien Vorbilder für die eigene 
Entwiclclung. Dies galt Anfang der fünfzi­
ger Jahre auch für ihre kirchenpolitischen 
Entscheidungen. Die in der Sowjetunion 
und anderen sozialistischen Staaten ge­
troffenen Regelungen für die Ausbildung 
von Theologen waren sehr unterschied­
lich. In der CSR zum Beispiel existieren 
theologische Fakultäten an staatlichen 
Universitäten weiter. In der Volksrepu­
blik Polen und in anderen Staaten des sich 
formierenden Ostblocks bildeten die Kir-
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chen ihren theologischen Nachwuchs an 
kircheneigenen Ausbildungsstätten aus. 

Kodiite·man diese Praxis einfach, wie es 
in vielen anderen Bereichen geschehen, 
übernehmen? In der DDR dominierten im 
Unterschied zu allen Ländern des Ost­
blocks die evangelischen Kirchen, die 
seit der Reformation ihre Pfarrer an staat­
lichen Universitäten ausbilden ließen. An 
dieser Tradition wurde auch nach der Zer­
schlagung des Hitlerfaschismus festge­
halten. Gemeinsam mit den anderen Fa­
kultäten nahmen die Theologischen Fa­
kultäten nach der Wiedereröffnung der 
Universitäten wieder ihre Arbeit auf. Dies 
geschah auf Geheiß der Sowjetischen 
Militäradministration (SMAD), deren 
Offiziere vielfach eine große Hochach­
tung vor der deutschen Wissenschaft und 
Kultur empfanden. Zudem lag es nicht im 
politischen Kalkül der SMAD, durch ein­
seitige Eingriffe in die deutsche Univer­
sitätstraditionen ihre Option für ein ein­
heitliches Deutschland zu gefährden. 

Als dfe Frage der Zukunft der Theologi­
schen Fakultäten Anfang der fünfziger 
Jahre auf die Tagesordnung gesetzt wur­
de, hatte sich im Vergleich zu den ersten 
Nachkriegsjahren die Situation erhebt ich 
verändert. Inzwischen waren zwei deut­
sche Staaten entstanden, die immer enger 
in die entstehenden Blocksysteme einge­
bunden wurden und die zum Hauptschau­
platz des kalten Krieges und der Ausein­
andersetzungen zwischen den inzwischen 
zerstrittenen Großmächten geworden 
waren. Zwischen dem DDR-Staat und 
den Kirchen hatte sich das Verhältnis seit 
1947/1948 immer mehr zugespitzt und 
nahl"!l mehr und mehr kirchenkämpferi­
sche Formen an. 
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Führende Vertreter der evangelischen 
Kirchen hatten auch nach der Gründung 
der DDR ihr Interesse am Fortbestand 
der Theologischen Fakultäten unterstri­
chen. So hatte z.B. Bischof Otto Dibelius 
in einer Stellungnahme zum DDR-Ver­
fassungsentwurf bedauen, daß die Exi­
stenzder Theologischen Fakultäten darin 
nicht verankert worden sei.1 

An den 1951 verstärkt einsetzenden Dis­
kussionen über die theologischen Fakul­
täten waren Otto Grotewohl als Mini­
sterpräsident, Otto Nuschke als einer sei­
ner Stellvertreter und Leiter der ,,Haupt­
abteilung Verbindung zu den Kirchen" 
sowie die für diese Fragen zuständigen 
Ministerien und Abteilungen des ZK der 
SED maßgeblich beteiligt. Einfluß auf 
Entscheidungen in diesen Fragen nahmen 
auch Pfarrer, die mit der SED und mit der 
Nationalen Front zusammenarbeiteten. 
Ihre Meinung äußerten Theologieprofes­
soren und kirchenleitende Gremien so­
wie hohe Repräsentanten der evangeli­
schen Kirchen in der DDR. 

Bei den Überlegungen der SED und der 
staatlichen Stellen ging es nicht vorran­
gig um organisatorische Dinge, sondern 
darum, welche Organisationsform, theo­
logische Fakultäten oder gesondene Aus­
bildungsstätten, am besten geeignet war, 
eine Veränderung der politischen Hal­
tung unter der Pfarrerschaft zur DDR und 
zu den Zielen der SED zu befördern. Ana­
lysen der politischen Situation in den 
theologischen Fakultäten in den Jahren 
1951/1952 hatten ergeben'. daß ,.ron­
schrittliche Kräfte" sowohl innerhalb des 
Lehrkörpers als auch unter den Studenten 
zu den Ausnahmen gehönen, der Einfluß 
,,reaktionärer l(jrchenführer" auf sie je-
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doch stark war. Beklagt wurde, daß sich in 
den Theologischen Fakultäten „der bür­
gerliche Stil des Hochschulbetriebes" be­
sonders hartnäckig gehalten habe. Die 
theologischen Arbeiten der religiösen So­
zialisten hätten in den Theologischen Fa­
kultäten kaum Widerhall gefunden. Ab­
lehnend und skeptisch verhielte sich die 
Mehrheit der künftigen Theologen ge­
genüber den politischen Parteien und 
den Massenorganisationen der DDR. Ne­
gative Einflüsse seien von ihnen auf die 
Studenten anderer Fakultäten ausgegan­
gen. So hätten Studenten der Theologi­
schen Fakultäten 1950 zum Wahlboykott 
bei den Studentenratswahlen aufgerufen. 
Der theologische Nachwuchs entstamm­
te hauptsächlich aus Pfarrhäusern und aus 
Familien anderer kirchlicher Mitarbei­
ter, was ihre Möglichkeiten. neue gesell­
schaftliche Erfahrungen zu sammeln, ein­
schränke. 

Die evangelischen Kirchen klagten zu 
diesem Zeitpunkt über einen akuten Nach­
wuchsmangel und gingen deshalb dazu 
über, Pfarrer aus der Bundesrepublik in 
der DDR einzusetzen oder Jugendliche 
der DDR, die keinen Studienplatz an den 
Theologischen Fakultäten der DDR er­
halten konnten, an Hochschulen und Uni­
versitäten in Westberlin und der BRD 
ausbilden zu lassen. 

Diese Situation erschwerte aus der Sicht 
der DDR die Entwicklung einer Pfarrer­
schaft, die sich gegenüber dem DDR­
Staat loyal verhalten sollte. 

Mit der Einführung des neuen Studien­
planes für das Fach Theologie am 1. Sep­
tember 1951 fiel eine grundlegende Ent­
scheidung über den Fortbestand der Theo-
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logischen Fakultäten. Entworfen hatte ihn 
eine Studienkommission für Theologie 
unter Leitung von Erich Hertzsch, Pro­
fessor an der Friedrich-Schiller-Univer­
sität Jena. Am 30. Juni 1951 wurde er auf 
einer ,Y achkonferenz" beraten und am 1. 
August bestätigt. 10 Im Teil C dieses Studi­
enplanes war erstmals auch für Theolo­
giestudenten ein Grundlagenstudium des 
Marxismus-Leninismus festgelegt wor­
den. Wie die Studenten anderer Fakultä­
ten sollten sich auch die zukünftigen Pfar­
rer mit Grundfragen des Marxismus-Le­
ninismus vertraut machen. Der Plan sah 
in den ersten vier Semestern jeweils vier 
Wochenstunden zu Grundfragen des dia­
lektischen und historischen Materialis­
mus und im fünften und sechsten Seme­
ster die Beschäftigung mit Problemen 
der politischen Ökonomie vor. Für beide 
Lehrabschnitte wurden Zwischenprüfun­
gen festgelegt. 11 

Die Einführung des neuen Studienplans 
verlief nicht ohne Schwierigkeiten. 12 So 
widersetzte sich der Dekan der Theologi­
schen Fakultät der Universität Halle der 
Aufnahme der Dozenten und Lehrbeauf­
tragten für das gesellschaftswissenschaft­
liche Grundlagenstudium in die Räte der 
Fakultäten. 13 Während die Teilnahme der 
Studenten an Vorlesungen und Semina­
ren des Grundlagenstudiums durch­
schnittlich 80 Prozent der Studenten­
schaft betrug, lag dieser Prozentsatz in 
den Theologischen Fakultäten weitaus 
niedriger.•~ 

Angesichts dieser und anderer Schwie­
rigkeiten bei der Einführung des marxi­
stisch-leninistischen Grundlagenstudi­
ums in den Theologischen Fakultäten ent­
wickelte sich bei den zuständigen staatli-
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chen Stellen eine Diskussion. ob die Vor­
lesungen im Marxismus-Leninismus für 
Theologiestudenten obligatorisch blei­
ben oder zu fakultativen Veranstaltungen 
erklärt werden sollten. Ausgelöst wurden 
diese Debatten durch einen Vorschlag 
des Referenten für Philosophieffheolo­
gie des Staatssekretariats für Hochschul­
wesen, die bisherige Praxis zu ändern. 1' 

Dem widersprach entschieden die Abtei­
lung Propaganda beim ZK der SED unter 
Leitung von Kurt Hager. 16 Sie forderte 
die unbedingte Durchfühoing der be­
schlossenen Maßnahmen und verurteilte 
jedes ,,Zurückweichen" vor auftreten­
den Schwierigkeiten. Begründet wurde 
dies damit, daß auf diese Weise nicht alle 
Theologiestudenten an den entsprechen­
den Veranstaltungen teilnähmen. Dieje­
nigen, die dies dennoch täten, gerieten 
bei ihren Kommilitonen in „Verdacht", 
sich mit dem Marxismus-Leninismus zu 
identifizieren. Um diesen Eindruck zu 
vermeiden, würden auch diese Studenten 
früher oder später auf eine Teilnahme an 
den M-L-Veranstaltungen verzichten. 

Kurt Hager forderte von den Funktionä­
ren der SED und der FDJ, nicht vor der 
notwendigen weltanschaulichen Ausein­
andersetzung zurückzuweichen. 17 Er kri­
tisierte, daß manche Mitglieder der SED 
vielfach Angst vor Diskussionen hätten, 
so zum Beispiel an der Universität Halle. 
Auf einem Vortragszyklus der dortigen 
evangelischen Studentengemeinde über 
religiöse Fragen hätten Mitglieder der 
SED mit den Worten reagiert: ,,Das wer­
den wir zu verhindern wissen l " •. .Das muß 
man verhindern!". Kurt Hager nahm die­
ses Beispiel zum Anlaß, um seine Auffas­
sungen über die „politisch-ideologische 
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Arbeit"mit christlichen Studenten darzu­
legen. ,.Unsere Meinung ist", so Kurt 
Hager, ,.daß es, besonders angesichts der 
Rolle. die die Kirche jetzt in· West­
deutschland im Kampf gegen die Remili­
tarisierung zu spielen beginnt, durchaus 
nicht fehl am Platze ist, sich mit den 
Angehörigen dieser Evangelischen Stu­
dentengemeinde auseinanderzusetzen, 
mit ihnen zu diskutieren, ihnen die Mög­
lichkeit zu geben, ihre Ansichten darzule­
gen. Anders kommen wir ander Universi­
tät nicht weiter. Dadurch, daß wir mit 
administrativen Maßnahmen verschiede­
ne Vorträge usw. unterbinden, kommen 
wir nicht weiter. Was wir unterbinden 
müssen und sollen, sind offene. feindli­
che, der Verbreitung amerikanischer re­
aktionärer Ideologie dienende Veranstal­
tungen. Gegen Vertreter dieser Auffas­
sungen sollen wir einen entschiedenen 
Kampf führen. Aber die Diskussionen 
sind bei uns noch nicht entwickelt. Daran 
kranken wir. Das ist das Entscheidende, 
was uns noch fehlt. 18 

Hager sprach sich dafür aus, mehr zu 
diskutieren und weniger zu administrie­
ren. Gegen die ,,Feinde des Sozialismus" 
müsse man kämpfen, mit allen anderen 
aber müsse man geduldig_,,ringen" und 
mit ihnen überall dort zusammenarbei­
ten, wo es gemeinsame Interessen und 
Berührungspunkte gebe. Darauf komme 
es an, meinte Kurt Hager. 19 Ob diese Mei­
nunginderdamaligen SED-Führung mehr­
heitlich geteilt wurde, wie Hager sugge­
rierte, darf angesichts der Entwicklung in 
den folgenden Jahren bezweifelt werden. 

Darauf deutet ein anderer Vorschlag hin, 
der Ende 1951/Anfang 1952 zur Lösung 
des Problems unterbreitet wurde. Er sah 
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die Herauslösung der Theologischen Fa­
kultäten aus den Universitäten und die 
Bildung einer ,,Evangelischen Akademie" 
für die Ausbildung evangelischer Pfarrer 
vor. Dieser Gedanke wurde besonders 
von einigen Pfarrern aus dem Christli­
chen Arbeitskreis des Nationalrates der 
Nationalen Front unterstützt. Eine solche 
Akademie sollte nach ihren Vorstellun­
gen in Leipzig oder Halle einrichtet wer­
den.20 Ihre Intentionen liefen darauf hin­
aus, eine solche Ausbildungsstätte als 
selbständige, von der Verfügungsgewalt 
und dem Einfluß der Kirchenleitungen 
unabhängige Einrichtungaufzubauen. Als 
Leitung schlugen sie ein vom Staat einge­
setztes Kuratorium vor, das aus ,,fort­
schrittlichen" Theologen bestehen soll­
te. Bei der Besetzung der Lehrstühle der 
geplanten Akademie sollten ausschließ­
lich Theologen aus ihren Reihen bedacht 
werden. Eine Internatsunterbringung der 
Theologiestudenten erschien ihnen wün­
schenswert. Dort sollten Theologen, die 
sich loyal zur DDR verhielten, erziehe­
risch auf die Studenten einwirken. 

Den möglicherweise aufkommenden 
Widerstand gegen einen solche Entschei­
dung meinten sie, nicht schwer nehmen 
zu müssen, da die Frage der Kirchenlei­
tungen sowieso ,)clärungsreif' wäre. 21 Auf 
die wenigen, die in den Westen gingen, 
könne man verzichten. 

Die Pfarrer, die diesen Vorschlag unter­
breiteten, setzten - im Gegensatz zu der 
vorher von Kurt Hager vertretenen Posi­
tion - auf administrative Maßnahmen 
des Staates zur Lösung kirchenpolitischer 
Probleme. Einige dieser Pfarrer erhoff­
ten _sich von der Verwirklichung dieser 
Vorschläge auch die Lösung ihrer per-
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sönlichen Probleme und die Sicherung 
ihrer Existenz im Rahmen der „Evangeli­
schen Akademie". 22 

Der Gedanke, eine ,.Evangelische Akade­
mie" zu bilden, wurde von Ministerpräsi­
dent Otto Grotewohl aufgegriffen. Am 4. 
August 1952 wandte er sich in dieser 
Angelegenheit an Bischof Otto Dibeli­
us.23 Er schlug ihm vor, in der DDR eine 
,,Evangelische Akademie" zu gründen und 
bat ihn um eine Stellungnahme und Erör­
terung dieses Vorschlages. In seinem 
Brief teilte er Bischof Dibelius mit, daß 
die katholische Kirche einen Antrag ge­
stellt habe, in der DDR die Einrichtung 
einer katholischen theologischen Hoch­
schule zur Ausbildung ihres Theologen­
nachwuchses zuzulassen. Dieser Antrag 
habe die Regierung veranlaßt, die Frage 
der Ausbildung von Geistlichen einge­
hend zu prüfen. Da nach der Verfassung in 
der DDR keine Staatskirche mehr beste­
he und die Kirchen ihre Angelegenheiten 
nach Maßgabe der Gesetze selbst regel­
ten, widerspreche der 1945 übernomme­
ne traditionelle Zustand der Verfassung 
der DDR. Aus diesem Grunde sollte die 
Evangelische Kirche auf der Grundlage 
der an den Universitäten bestehenden 
Theologischen Fakultäten eine eigene 
theologische Akademie bilden. Der Mi­
nisterpräsident der DDR sicherte der 
Kirche dabei die bisher den Theologi­
schen Fakultäten gewährten finanziellen 
Mittel aus dem Staatshaushalt zu. Er ver­
sprach, die Kirche bei der räumlichen 
Unterbringung der geplanten Akademie 
zu unterstützen. Die Studienprogramme 
der Akademie sollten von der Kirche 
selbst bestimmt werden. Studienprogram­
me und die Tätigkeit des Lehrkörpers 
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dürften jedoch nicht im Gegensatz zu der 
Verfassung und den Gesetzen der DDR 
stehen. 

Der Vorschlag Otto Grotewohls unter­
schied sich wesentlich von den Überle­
gungen, die vorher von einigen Pfarrern 
geäußert worden waren. Wünschten sie 
eine weitgehende Verfügungsgewalt des 
Staates über die vorgeschlagene Akade­
mie, so waren die Gedanken Otto Grote­
wohls dara~f gerichtet, die Ausbildung 
des theologischen Nachwuchses als eine 
in_nere Angelegenheit der evangelischen 
Kirchen zu behandeln. Wollten einige 
Pfarrer die Lösung der Probleme mit 
administrativen Mitteln erreichen, so leg­
te Otto Grotewohl großen Wert auf die 
Herbeiführung einer Übereinkunft mit 
der Evangelischen Kirche. 

Es war keineswegs ausgeschlossen daß 
auch die evangelischen Kirchen an dieser 
Lösung interessiert waren. Das Schrei­
ben Otto Grotewohls an Bischof Dibeli­
us löste eine lebhafte Debatte innerhalb 
der evangelischen Kirchen und unter 
Theologen aus. Die Kirche stand vor ei­
ner äußerst komplizierten Entscheidung. 
,,Mußte die Kirche dieses Angebot nicht 
dankbar annehmen und müßten die Fakul­
täten es nicht als eine zwar schwerwie­
gende und notvolle Wandlung ihrer Exi­
stenz, aber angesichts der Universitätsre­
form eben doch als eine unumgängliche 
N~twendigkeit empfinden" 24, fragte Joa­
chim Beckmann in seinem Kommentar 
im ,,Kirchlichen Jahrbuch" für das Jahr 
1952. 

Die Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland im Oktober 1952 in Elbin­
gerode beschäftigte sich mit dem Vor-
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schlag der Regierung der DDR. Der Vor­
sitzende des Rates der EKiD Otto Dibe­
lius erklärte in seinem Bericht an die 
Synode: ,,Hier wird die Axt an eine Ein­
richtung gelegt, die mit dem Leben der 
Kirche immer eng verbunden war. Es 
wäre ein Verlust für das gesamte geisti­
ge leben unserer Nation, wenn auch 
nur in einem Teil Deutschlands die 
Theologischen Fakultäten verschwin­
den müßten. "1s Erste Fühlungnahmen mit 
den theologischen Fakultäten und den Kir­
chenleitungen der Landeskirchen hätten 
ergeben, teilte BischofDibelius mit daß 
d~r Wunsch allgemein sei, die angekün­
digten Maßnahmen nicht durchzuführen. 26 

Daraufhin faßte die Synode einen Be­
schluß zum Vorschlag Otto Grotewohls 
und bat den Vorsitzenden des Rates der 
EKiD, sich in den bevorstehenden Ver­
handlungen mit der Regierung der DDR 
für den Erhalt der theologischen F akultä­
ten einzusetzen. 21 

~er ~ndesbischof von Thüringen, Mo­
ntzM1tzenheim, wertete in einem Schrei­
ben an den Ministerpräsidenten der DDR 
die Herauslösung der theologischen Fa­
kultäten ebenfalls als Verlust für die an­
deren Universitätsfakultäten und für die 
Theologiestudenten selbst. Er erblickte 
darin einen Bruch mit der deutschen Uni­
versität strad ition. 2R 

Emil Fuchs, Professor für systematische 
Theologie an der Universität Leipzig, 
nahm ebenfalls zu dem Voschlag Stel­
lung. 19 Er äußerte in einem Schreiben an 
Otto Grotewohl seine Sorge über die 
Folgen eines solchen Schrittes. Er würde 
den Umdenkungsprozeß in den Kirchen 
behindern und dazu führen, daß die Kir­
che in ,,geistiger Enge"versinken würde. 
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Er ging davon aus, daß die Theologischen 
Fakultäten in der Geschichte die Kir­
chenleitungen häufig gezwungen hätten, 
Entwicklungen zu berücksichtigen, an 
denen sie vorübergehen wollten. Hoch 
schätzte er den Wert der Beschäftigung 
der Theologiestudenten mit dem Marxis­
mus ein. Dadurch würden sie zu ,,geistig 
aufmerksamen, ringenden, suchenden 
Menschen")O erzogen, denen das gesell­
schaftliche Leben nicht als „ein stehen­
des Wasser" erscheine. 

Die Theologische Fakultät der Universi­
tät Leipzig sprach sich ebenfalls in einer 
Denkschrift für die Beibehaltung der 
theologischen Fakultäten aus.11-ln ihr wur­
de besonders auf zwei Aspekte des Pro­
blems hingewiesen. Einmal erhalte die 
Theologie durch die anderen Fakultäten 
Anregungen, die für die „Weite des Hori­
zonts" der künftigen Theologen bedeut­
sam seien. Zum anderen würde die Bil­
dungei ner ,,Evangelischen Akademie" das 
,,Auseinanderklaffen" der DDR und der 
BRD fördern und dem Ansehen der Theo­
logie in der DDR schaden. 

In dieser Situation unterbreitete der Theo­
logieprofessor Johannes Leipoldt in ei­
nem Schreiben vom 25. September 1952 
an Otto Nuschke einen Kompromißvor­
schlag." Er teilte mit, daß an der Theolo­
gischen Fakultät der Leipziger Universi­
tät der Gedanke erörtert werde, die Ver­
treter der geschichtlichen Fächer des 
Theologiestudiums in die philosophische 
Fakultät zu übernehmen, die systemati­
sche und praktische Theologie jedoch an 
einer kirchlichen Akademie zu lehren. Er 
selbst betrachtete diesen Gedanken als 
,,Mittelweg", der nicht „besonders schön, 
aber zweifellos gangbar" sei. 
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Die Presse in der Bundesrepublik rea­
gierte mit scharfen Kommentaren auf 
den Grotewohl-Vorschlag. So schrieb die 
Zeitung „Cltrist und Welt", die Evangeli­
sche Kirche stehe vor der schwierigsten 
Entscheidung seit 1945. Die DDR-Re­
gierung verfolge das Ziel, die Heranbil­
dung des geistlichen Nachwuchses der 
evangelischen Kirchen zu verhindern und 
wertete den Regierungsvorschlag als 
,,neuerlichen Anschlag der DDR im Kir­
chenkampr'. ' 1 

Wäre es die Absicht der Regierung gewe­
sen, zu einem solchen „Schlag" auszuho­
len, so hätten die staatlichen Stellen ihre 
Absicht, die theologischen Fakultäten aus 
den Universitäten herauszulösen, mit Hil­
fe eines Gesetzes durchsetzen können, 
denn Fragen der Arbeit der Universitäten 
lagen allein im Kompetenzbereich des 
Staates. Dies ist aber nicht geschehen. 

Offensichtlich beeindruckten vor allem 
die Argumente, wie sie von der Theolo­
gischen Fakultät Leipzig, von Emil Fuchs 
und auch von Bischof Moritz Mitzen­
heim vorgetragen wurden. Eine Abtren­
nung der theologischen Fakultäten und 
ihre Übergabe in die Verfügungsgewalt 
der Kirche hätte zwar kurzfristig die „ne­
gativen Einflüsse", die von den theologi­
schen Fakultäten auf andere Studenten 
ausgingen. eingeschränkt, zugleich aber 
hätte die Verwirklichung des Vorschla­
ges den Einfluß des Staates und die Be­
einflussungsmöglichkeiten durch die SED 
und die FDJ auf die Ausbildung des theo­
logischen Nachwuchses erheblich einge­
schränkt. Die Studenten und der Lehrkör­
per wären auch der Einflußnahme. der 
gesellschaftlichen Organisationen· ·und 
anderer Lehrkräfte sowie der anderen Stu-
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denten entzogen worden. Bei der Kräfte­
konstellation in den Kirchenleitungen der 
evangelischen Kirchen in der DDR be,­
fürchteten die Regierungsstellen, daß 
die von ihnen als reaktionär klassifizier­
ten Kirchenvertreter alles daran setzen 
würden, um die von ihnen favorisierten 
.,progressiven Theologen" von der zu bil­
denden Akademie auszuschließen. 

Nachdem sich sowohl die Vertreter der 
evangelischen Kirchen als auch die Theo-

A111•erkH,:en: 

logischen Fakultätendafürausgesprochen 
hatten, die Arbeit der theologischen Fa• 
kultäten auch weiterhin zu ermöglichen, 
wurde nach der Prüfurig aller politischen 
und rechtlichen Folgen der Gedanke fal­
lengelassen, die Theologischen Fakultä­
ten aufzulösen. 

Joachim Heise, Dr. sc. phil., ist stellv. 
Leiter de.,; Instituts fiir vergleichende 

Staat-Kirche-Forschung Berlin 
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Wolf Krötke (Berlin): 

Karl Barth und Dietrich Bonhoeffer in der DDR 
Zur Rezeptionsgeschichte ihres Denkens in Kirche und Theologie 

Aus den Erfahrungen des Kirchenkampfes lernen 

In der gegenwärtigen Diskussion um die 
Vergangenheit der Kirche und damit auch 
der Theologie in der DDR gibt es ein 
beliebtes Dcutungsmuster für die angeb­
liche Anfälligkeit des .,Protestantismus" 
für den Sozialismus. Es lautet: Kirche 
undTheologie hätten sich von einem ,,Pro­
pheten des wahren Sozialismus",' näm­
lich von Karl Barth, abhängig gemacht 
und seien dadurch blind für den Charakter 
des ,,real existierenden Sotzialismus" ge­
worden. Sie hätten diesem Sozialismus 
zudem unter Berufung Dietrich Bonhoef­
fer eine theologisch-ideologische Recht­
fertigung zuteil werden lassen. Die Na­
men von Karl Barth und Dietrich Bon­
hoeffer stehen darum in dieser Deutung 
für so etwas wie einen „Sündenfall" von 
Kirche und Theologie in der DDR gut. 

Doch wie bei allen allzu einfachen Ge­
schichtsdeutungen werden hier nur eini­
ge Aspekte gar nicht zu bestreitender 
Vorglnge verabsolutiert. Die Theologien 
Karl Barths und Dietrich Bonhoeffers 
haben zwar in der Theologie der DDR 
eine hervorgehobenere Rolle gespielt, 
als andere theologische Konzeptionen 
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unseres Jahrhunderts. Das hängt damit 
zusammen, daß diese Theologien in un­
terschiedlicher Weise auf eine Situation 
der Unterdrückung der Kirche bezogen 
waren, in der es galt, das Leben der Kir­
che aus ihren eigenen Wurzeln zu stär­
ken. Die Situation der Kirche in der DDR 
darf zwar mit der der Kirche in der Zeit 
des Nationalsozialismus keinesfalls 
gleichgesetzt werden. Dennoch legte es 
sich, als die Kirche wieder unter staatli­
chen Druck geriet, natürlich nahe, von 
den theologischen Erfahrungen zu ler­
nen, die im ,,Kirchenkampf' im Dritten 
Reich gewonnen wurden, der von theolo­
gischen Einsichten Karl Barths geprägt 
war und in dem Dietrich Bonhoeffer die 
Positionen der ,,Bekennenden Kirche" 
entschieden vertreten hatte. 

Es wäre jedoch gänzlich übertrieben, zu 
behaupten, Barth und Bonhoeffer seien 
überall in der Kirche und in der Theologie 
gleich ausdauernd und aufmerksam ge­
hört und studiert \Wrden. Denn das, was 
Barth wichtig machte, war durchaus et­
was anderes als das, was von Bonhoeffer 
her wichtig wur~e. Man kann das schon 
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daran sehen, daß Barth für die Kirche und 
die Theologie in der DDR vor allem in 
den 50er Jahren eine gewisse Bedeutung 
hatte. Da hat Banh sich selbst von Basel 
aus auch mehrfach zur Lage der Kirche 
und vor allem zu ihrem Verhältnis zum 
Staat geäußert. Bonhoeffers Theologie, 
d.h. ein bestimmter Ausschnitt seiner 
Theologie, der sich in seinen Gefängnis­
briefen findet, zog dagegen erst in den 
70er Jahren eine breitere Aufmerksam­
keit auf sich. Denn es schien so, als sei 
seine positive theologische Bewertung 
der ,,Religionslosigkeit"undder ,,mündi­
gen Welt" der Neuzeit hilfreich für das 
Verständnis der Situation der Kirche als 
Minderheit in einer atheistischen Um­
welt. 

Weitaus größer war freilich das Interes­
se, das Bonhoeffers Leben und vor allem 
sein Weg in den Widerstand gegen Hit­
ler, der mit der mit seiner Hinrichtung 
endete, heivorrief. In der Gemeindefröm­
migkeit galt Bonhoeffer als ein Zeuge für 
die Wahrheit des christlichen Glaubens 
und den Mut, für diese Wahrheit bis zur 
letzten Konsequenz einzutreten. Ln Pre­
digten, aufSpruchkarten und in unzähli­
gen Veranstaltungen wurden einzelne 
Gedanken von ihm verbreitet, so daß es 
dementsprechend eine sehr bunte Pallet­
te von Bonhoeffer-Bildern gab, die sich 
auch in einer theologischen Aneignung 
seines Denkens widerspiegelte, welche 
man nur mit Mühe auf eine Reihe be­
kommt. 

Im Unterschied dazu war die theologi­
sche Rezeption von Karl Barths Theolo­
gie vergleichsweise mager. Die „lutheri­
sche"Theologie, aber auch das sogenann-
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te praxisorientierte theologische Den­
ken hatte eher eine Barth-kritische Aus­
richtung, weil die Konzentration der Dog­
matik Barths auf die Christusoffenbarung 
als zu einseitig für die Wirklichkeitser­
kenntnis im Ganzen erschien. Eine inten­
sive und durchgängige Beschäftigung mit 
der Theologie Karl Barths war darum an 
den Kirchlichen Hochschulen und Theo­
logischen Sektionen eher die Ausnahme. 

Wenn sich dennoch der Eindruck gebil­
det hat, die Barth- und Bonhoeffer-Re­
zeption sei für die Theologie in der DDR 
besonders charakteristisch gewesen, so 
hängt das mit zwei wesentlichen Naht­
stellen der DDR-Kirchengeschichte zu­
sammen, die für das Selbstverständnis 
der Kirchen in der DDR wichtig waren. 
Die eine Nahtstelle ist der sogenannte 
.,Obrigkeitsstreit" mit dem Berliner Bi­
schof Otto Dibelius am Ende der 50er 
Jahre und die andere die Gründung des 
Bundes der Evangelischen Kirchen in 
DDR im Jahre 1969. In beiden Fällen 
ging es um die Bejahung der Existenz der 
Kirche in dieser Gesellschaft und damit 
auch um die Bejahung des sozialistischen 
Staates und seiner Machtausübung. In 
beiden Fällen wurden Barth einerseits 
und Bonhoeffer andererseits für dieses 
Anliegen in Anspruch genommen. Das 
bedeutet, ihre jeweiligen theologischen 
Positionen wurden nicht wie im Natio­
nalsozialismus als Basis des Widerstan­
des der Kirche gegen den totalitären so­
zialistischen Staat und die ihn tragende 
Ideologie verstanden, sondern im Gegen­
teil als Ermutigung, diesem Staat und 
dieser Gesellschaft das Beste abzuge­
winnen. 
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Die Freiheit der Kirche und der Sozialismus 

kari'Bartb selbst hat diese Konsequenz 
aus seiner Theologie nicht nur begrüßt, 
sondern ausdrücklich zu befördern ge­
sucht. Es ging ihm dabei freilich nicht um 
die Zustimmung zum ,,real existierenden 
Sozialismus" und seines Staatswesens als 
solchem. Sein Anliegen war vielmehr, 
daß die Kirche sich in ihrer Freiheit von 
keiner Ideologie gefangen nehmen las­
sen dürfe, weder vom westlichen Anti­
kommunismus der 50gerund60ger Jahre 
noch vom Kommunismus. In seinem be­
rühmten ,.Brief an einen Pfarrer in der 
DDR" aus dem Jahre 1958 versuchte er 
deutlich zu machen, daß die Kirche im 
damaligen Ost-West-Konflikt nicht die 
Position des „Westens" zu vertreten, son­
dern ihren Weg in Überlegenheit gegen­
über den politischen Systemen zu gehen 
habe, indem sie ihrer Sache treu bleibe.2 

Ohne das totalitäre Wesen des Sozialis­
mus zu verharmlosen, solle die Kirche 
überdies versuchen, die progressiven 
Wurzeln des Marxismus in Bezug auf die 
Lösung der sozialen Frage stark zu ma­
chen und auch in diesem Staat die von von 
Gott gegebene „Obrigkeit" anerkennen. 

Damit ergiff Barth klar Partei gegen die 
Position des Berliner Bischofs Otto Di• 
belius. Dieser hatte die Rechtmäßigkeit 
des DDR-Staates bestritten und sogar 
behauptet, daß Christen in diesem Staat 
ohne Verletzung ihres Gewissens Geset­
ze brechen könnten. Sein entscheidendes 
Argument war, daß das Obrigkeitsdenken 
der evangelischen Tradition grundsätz­
lich überholt sei. Obrigkeit im 20.Jahr­
hundert müsse sich vielmehr auf ein von 

DDR dominiere dagegen die weltanschau­
lich begründete Machtausübung das Recht. 
Dibelius berief sich für seine Behaup­
tungauch auf Karl Barth und dessen Ab­
lehnung der nationalsozialistischen Dik­
tatur als Obrigkeit. Denn nach Barth er­
liegt ein Staat, in dem sich die Macht vom 
Recht löst,der Dämonie des Politischen. 
Sofern er seine Macht noch dazu zur 
Verbreitung einer Weltanschauung ein­
setze, sei er rundweg zu verneinen.> 

Wenn das jetzt gegenüber dem DDR­
Staat nicht geltend gemacht wurde, so ist 
das darin begründet, daß nach Barths Ein­
sicht auch dieser Staat alle wesentlichen 
Funktionen eines Staates wahrnahm. Er 
empfahl darum der Kirche ,,Loyalität'' 
gegenüber diesem Staat, auch wenn der 
Vorbehalt des Widerspruchs, ja sogar 
möglicherweise des Widerstandes gegen 
bestimmte Maßnahmen dieses Staates 
gemacht werden müsse.~ Auf dieser Li­
nie hat sich dann - übrigens im Einklang 
mit der traditionellen lutherischen Ob­
rigkeitslehre • in den Kirchen der DDR 
theologisch die Auffassung durchgesetzt, 
daß auch dieser Staat unter Gottes Anord­
nung stehe, weil diese Anordnung„unab­
hängig vom dem Zustandekommen der 
staatlichen Gewalt oder ihrer politischen 
Gestalt" gelte.' 

Man wird heute nüchtern einräumen müs­
sen, daß in dieser Anschauung vom durch 
Gott gegebenen Staat für die Kirchen 
auch ein gehöriges Maß an Pragmatismus 
mit am Werke war. Die Übernahme der 
Position von Dibelius hätte die Christen 

allen anerkanntes Recht stützen. In der auf Dauer zu Staatsfeinden im eigenen 
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Lande gemacht und eine ohnehin sehr 
schwere Situation aussichtslos ver­
schärft. Auf der anderen Seite entstand 
jedoch die Gefahr, daß von der Kirche 
eine ganze Dimension des Wirklichkeit 
dieses Staates ausgeblendet und nicht 
mehr angesprochen wurde, indem sich 
die Frage nach seinen Konstitutionsbe­
dingungen nicht mehr als problematische 
Frage stellte. Das war eigentlich nicht 
möglich. Denn dieser Staat wiederholte 
ja seine Konstitution durch seine ideolo­
gische Selbstbegründung täglich aufs neue 
und verlangte auch von der Kirchen eben 
die Anerkennung dessen, daß die ,,Macht­
frage geklärt" sei. All die Beschwernisse 
und Bedrückungen der Gesellschaft und 
der Kirche, die dieser Staat sich leistete, 
rückten so notwendig in den Status von 
Einzelproblemen der Art und Weise der 
Machtausübung, über die man mit dem 
Staat zu reden trachtete. Sie wurden nicht 
mehr auf das Fundamentalproblem eines 
undemokratischen Staatswesens zurück­
gefühfl„ Daß freilich die Kritik, welche 
die Kirche dann an einzelnen Entschei­
dungen des Staates übte, dem Staat nach 
wie vor als „Werk des Klassenfeindes" 
galt und ihn in höchste Unruhe versetzte, 
darf auch nicht übersehen werden. Weil 
er keinerlei Widerspruch dulden wollte, 
wurde die einzelne Frage faktisch denn 
doch ständig zur Fundamentalfrage. 

Als die Bischöfe der Kirchen in der DDR 
nach dem Bau der Berliner Mauer mit „10 
Artikeln über Freiheit und Dienst der 
Kirche" ziemlich klar aussprachen, wel­
ches Unrecht die totale Machtausübung 
eines Staates in der Gesellschaft schafft, 
reagierte die Staatsfunktionäre höchst 
allergisch und gereizt. Die Vertreter der 

58 

Kirche wurden regelrecht abgekanzelt. 
Die 10 Anikel durften in der DDR nicht 
erscheinen. Diese Artikel waren jedoch 
weitgehend von den theologischen Vor­
aussetzungen Barths her entworfen und 
Barth hat sie in einer Stellungnahme auch 
ausdrücklich gutgeheißen. Er fragte aber 
vorsichtig an, ob das Papier für eine ihrer 
Sache gewisse Kirche nicht allzu viele 
,,an sich wohl angebrachte und verständli­
che Seufzer" enthalte und ob man im 
Blick auf den Sozialismus nicht „hoff­
nungsvoller" und im Blick auf den Staat 
nicht „im Geiste tiefen inneren Respek­
tes und größerer Verantwortlichkeit" hätte 
reden können. 6 Hier kommt Barths Inter­
esse zur Geltung, daß gerade die Kirche 
in ihrer Freiheit etwas zur Entkrampfung 
des Machtgebahrens des Sozialismus soll­
te, das ja auch den damaligen Ost-West­
Konflikt immer neu anheizte. 

Das erscheint nicht erst im Rückblick als 
eine reichlich naive Vorstellung, die vie­
le dem schweizerischen Abstand von 
Wirklichkeit des Sozialismus zugerech­
net haben. Dennoch war sie auf die Dauer 
gesehen kreativer, als es eine stöhnende 
Abkapselung vor den Ansinnen dieses 
Staates und seiner Ideologie hätte sein 
können. Indem die Kirche und die Theo­
logie langsam begannen, den Marxismus­
Leninismus ernster zu nehmen, als seine 
Funktionäre in der DDR es vermochten, 
gewann ihr kritisches Potential an Kom­
petenz und Überzeugungskraft. Die ver­
quere Situation bestand nur darin, daß die 
Partei gerade dies nun auch nicht wollte 
und bei nahe mehr Furcht vor dem ,,Revi­
sionismu$", der aus der Kirche kam,' zeig­
te, als vor richtiger Gegnerschaft. 
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Die Bemühung. die Kirche „ideologisch" 
unter Kontrolle zu halten und sie zugleich 
der eigenen Machtausübung dienstbar zu 
machen, reichte darum von der Staatssei­
te her mitten in die theologischen Aus­
einandersetzungen über den Weg der Kir­
che in dieser Gesellschaft hinein. Es ist 
auch heute gar nicht einfach, genau zwi­
schen dem zu differenzieren, was da mit 
Hilfe des Staatssicherheitsdienstes und 
anderer Beeinflussungen der Kirche ins 
Werk gesetzt wurde und dem, was sich 
freier Einsicht in Kirche und Theologie 
verdankte. Die Stasi hat - wie wir heute 

wissen - sogar Karl Barth selbst einen 
.,Inoffiziellen Mitarbeiter" auf den Hals 
geschickt, um ihn zu DDR-freun~ichem 
Verhalten zu veranlassen. Sie hat vor al­
tem mit der Anwerbung von Theologie­
professoren aus den Theologischen Fa­
kultäten bzw. Sektionen versucht, ihr ge­
nehme theologische und kirchliche Posi­
tionen zu befördern. Und leider spielt 
hierbei in der Folgezeit der Mißbrauch 
des Namens und der Theologie von Diet• 
rich Bonhoeffer, der streng von der Bon­
hoeffer-Re:t.eption in der Kirche zu un­
terscheiden ist, eine gewisse Rolle. 

Der Mißbrauch der Tbeolo:ie Bonboeffers 

Der Berliner Theologieprofessor Han 
fried Müller - seit Mitte der 50ger Jahre 
als lM ,,Hans Meier" für die Stasi tätig -
hatte nämlich eine umfängliche Arbeit 
über Bonhoeffers Theologie vorgelegt.' 
Darin vertrat er die Auffassung, daß in 
Bonhoeffers Denken während des ,,anti­
faschistischen Widerstandkampfes" ein 
Bruch eingetreten sei. Er habe die Religi­
on als den Versuch der Kirche kritisiert, 
eine klerikale Herrschaft in der Welt 
aufzurichten, bei dem Gottes Macht als 
,,Lückenbüßet" für menschliche Erkennt­
nis und als Notlöser für die Probleme des 
persönlichen Lebens ausgegeben wird. 
Die von Bonhoeffer geforderte Religi­
onslosigkeit der Christen bestehe in ei­
ner vorbehaltlosen Anerkennung der 
,,Mündigkeit" der Welt, d.h. der Anerken­
nung von Gesetzlichkeiten in Natur und 
Geschichte. Da nun der Marxismus-Le­
ninismus die einzig wahre wissenschaft­
liche Erkentnis der Welt ist, muß man auf 
der Linie Bonhoeffers fordern, daß die 
christliche Kirche den Marxismus-Leni-
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nismus vorbehaltlos bejaht und sich ~ 
der mit religiösen Positionen in seine 
wissenschaftliche Erkenntnis einmischt 
noch Ansprüche aufirgendwelche Macht­
ausübung erhebt. Wie sollen die Glau­
benden dann aber in der Welt leben, wenn 
sie als solche gar nichts zur Weltgestal­
tung beizutragen haben? Antwort: Bon­
hoeffers Forderung eines „religionslo­
sen Christentums" ist so zu verstehen, 
daß die Kirche als verborgene Glaubens­
gemeinschaft existiere, die gegen den 
Augenschein der Richtigkeit des Marxis­
mus-Leninismus an Gott glaubt und sich 
als solche Gemeinschaft jedes Anspru­
ches auf Gesellschaftsgestaltung enthält. 
Nur der einzelne Christ nimmt in der 
Anerkennung des Klassenkampfcharak­
ter des Staates und der Entwicklungsge­
setze der Geschichte verantwortlich am 
gesellschaftlichen Leben teil. 

Karl Barth hat diese ganze Konstruktion 
schlicht als „Unfug" bezeichnet.• Er hielt 
freilich ohnehin die Erwägungen Bon-
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hoeffers über ein „religionsloses Chri­
stentum" nicht für das Stärkste in Bon­
hoeffers Werk. Denn nach seiner Auffas­
sung gehört ,,Religion" als Verehrung ei­
nes Absoluten zum Menschsein des Men­
schen und kann gegen i ~ren Mißbrauch in 
der christlichen Kirche zu ihrer Wahrheit 
kommen. Müllers in der Sache skurrile 
Thesen haben auch in der Kirche und in 
der Theologie in der DDR nie irgendeine 
bemerkenswerte Anerkennung gefunden. 
Die Kirche war nach dieser Theorie zur 
gesellschaftlichen Bedeutungslosigl<eit 
verurteilt und der einzelne Christ hätte 
schon schizofren werden müssen, wenn 
er gleichzeitig mit dem Marxismus Athe­
ist und mit der Bibel Glaubender hätte 
sein sollten. Dennoch ist mit dieser kniff­
ligen Absurdität kräftig Universitäts- und 

Theologiepolitik betrieben worden. Auch 
bei der Zensur theologischer Literatur 
spielte diese Lesart Bonhoeffers als eine 
Art Knüppel des Geistes eine wichtige 
Rolle. Der theologischen Beschäftigung 
mit Bonhoeffer in der Kirche, im Bon­
hoeffer-Komitee des Bundes der Evan­
gelischen Kirchen und an den Kirchli­
chen Hochschulen ist das alles dennoch 
in gewisser Weise zugute gekommen. 
Denn Bonhoeffer wurde nun offiziell -
als einziger von den Teilnehmern des 
20.Juli 1944 - in die Reihe der von der 
SED anerkannten „Widerstandskämpfer" 
aufgenommen, die als bürgerliche Weg­
bereiter des Sozialismus galten. Das hat 
der Beschäftigung mit Bonhoeffer in den 
Augen der Mächtigen eine gewisse höhe­
re Weihe verliehen. 

Kirche für andere 

Für die Kirche und die auf sie bezogene 
Theologie war das jedoch allenfalls eine 
Art Begleitmusik und nicht das Herz der 
Beschäftigung mit Bonhoeffer. Hier ging 
es darum, sich auf eine Situation einzu­
stellen, in der die Christen sowohl auf­
grund der fortschreitenden Säkularisie­
rung wie aufgrund des staatlichen Druk­
kes immer mehr zu einer Minderheit in 
der Gesellschaft wurden. Es wurde nach 
Veränderungen der kirchlichen Struktu­
ren und nach einer neuen Glaubwürdig­
keit der· Kirche in der Gesellschaft ge­
fragt. Worin Bonhoeffers späte Theolo­
gie dabei hilfreich wurde, läßt sich gut am 
Selbstverständnis der des Bundes der 
Evangelischen Kirchen in der DDR als 
einer ,,Kirche für andere" verdeutlichen. 
Bonhoeffer verstand darunter eine arme 
Kirche, eine ,,Kirche ohne Priveligien". 
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Solche Kirche sollte in der Gesellschaft 
ganz auf die Machtentfaltung einer Reli­
gion verzichten und am ,,Leiden Christi" in 
der Welt teilnehmen, indem sie nicht für 
sich, sondern eben für andere Menschen, 
für ihre „Gemeinschaftsaufgaben" und 
Nöte da ist.' 

Es ist ganz klar, daß die Wirklichkeit der 
Kirche in der DDR niemals an Bonhoef· 
fers Vorstellungen heranreichte. Zudem 
ist es immer schwierig, wenn eine der 
Kirche aufgezwungene Situation so inter­
pretiert wird. als verdanke sie sich ihren 
ureigensten, freien Anliegen. Dennoch hat 
der Versuch, Dimensionen von Bonhoef­
fers Vorstellungen auf die Lage der Kir­
che in der DDR anzuwenden, zu Entkramp­
fungen der Haltung der Kirche ~igetra­
gen·. Die „religionslose" Umwelt der Kir-
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ehe mußte nun nicht bloß als eine feind­
liche Umwelt angesehen werden. Auch 
sie steht µnter der Herrschaft Christi, 
wenn sie sich um mündige Gestaltung der 
Welt bemüht. Die Kirche brauchte ange­
sichts des Verlustes gesellschaftlichen 
Einflusses und politischer Macht nicht 
resignieren, sondern dieser yerlus~ konn­
te sie frei machen, ganz aus t hren eigenen 
Wurzeln, dem Evangelium vom Kreuz 
Christi, zu leben. Sie versuchte sog.lau~ 
würdig zu machen, daß sie gan~ für die 
Menschen in diesem Lande da set und daß 
sie gerade „im Sozialismus" Kirche sein 

wolle. 

der Wirklichkeit geradezu der Ausweis 
rechter Theologie war. 

Das ist dort, wo man sich selbst mit Bon­
hoeffers Texten. beschäftigte, natürlich 
auch nicht verborgen geblieben, so daß es 
neben der gewissermaßen offiziellen Bon­
hofferrezeption .noch sehr viel mehr ge­
sellschaftskri tischere Aktualisierungen 
von Bonhoeffers Denken gab. Die waren 
nur sehr schwer öffentlich zu machen, 
wie die Zensur-Vorgänge Uff! die im Jahre 
1985 veröffentlichten ,,Bonhoeffer-Stu­
dien" zeigen. 10 Dennoch ist in den Ge­
mei nden,ja auch in den sich in der Kirche 
bildenden oppositionellen Gruppen das 
Bestreben, Bonhoeffers Gedanken als ge­
sellschaftkritischen Impuls zu verstehen, 
gar nicht zu übersehen. Daß Bonhoe~er 
uns lehre uns auf die Erfahrung der Wirk­
lichkeit ;inz.ulassen und ihrer ideologi­
schen Verstellung Widerstand zu leisten, 
war im Bonhoeffer-Komitee beim Bund 
der Evangelischen Kirchen eine unstrit­
tige Überzeugung, Barth galt im ~nte~.­
schied dazu mehr als ein „Dogmatiker . • 
dem es an dieser Wirklichkeitsoffenhett 
fehle. Das war zwar ein kurzsichtig~s 
Urteil, dem es an hinreichender Kenntnis 
der ganzen Theologie Barths und Bon­
hoeffers mangelte. Aber es erklärt auch 
von dieser Seite, warum am ~nde der 
DDR eigentlich nicht die Rezeption der 
Theologie Barths, sondern die Bonhoef­
fers als eine spezifische Leistung von 
Kirche und Theologie in der DDR ange­
sehen werden konnte. 

Diese viel diskutierte Formel, die dann 
eine Art kirchenpolitisches Instrument 
wurde, leidet daran, daß sie nicht zwi­
schen der Ideologie des Sozialismus, dem 
sozialistischen Staat und der Gesellschaft 
unterscheidet. Sie verwischt das Wesen 
des totalitären Staates und ist von Bon­
hoeffers Staatsverständnis her, dem es 
wesentlich um die Grenzen des Staate~ i~ 
der Gesellschaft ging, eigentlich zu kriti­
sieren. Indem das unterblieb und die .,Kir­
che im Sozialismus" vom Hintergrund 
der ,,Kirche für andere" her inte~retiert 
wurde, ist es dann nicht zufälhg unter 
Berufung auf Bonhoeffer auch zu aller­
hand Schönrednerei der Wirklichkeit des 
Sozialismus gekommen. Die Versuche, 
den ,Jeal existierenden Sozialism~~" als 
die von Bonhoeffer gemeinte rehgions­
tose mündige Welt zu verstehen, hätten 
jed~h angesichts der Unmündigkeit, in 
welcher dieser Sozialismus die Menschen 
hielt, besser unterbleiben sollen. Sie wa­
ren ~uch Bonhoeffer selbst unangemes­
sen, für den die unverstellte Wahrnahme 

Heute dagegen sieht es so aus, als sei ~it 
dem Ende des ,,real existierenden Sozia­
lismus" die aktuelle Nötigung, sowohl 
aufBonhoefferwie auf Barth zu hören,_in 
Wegfall gekommen. Doch das scheint 
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nur so. Nach dem ersten Schreck über all 
die Verdächtigungen und Vorwürfe einer 
Sozialialismushörigkeit, denen die Barth• 
und Bonhoefferrezeption in der DDR 
ausgesetzt war, gilt es einerseits nüch­
tern festzuhalten, daß das Leben mit dem 
Denken dieser Theologen der Kirche und 
der Theologie bei allem Einlassen auf die 
Verhältnisse ihre besondere Freiheit be­
wahrt hat und sie Subjekt ihres Tuns und 
Redens sein ließ. Andererseits wäre die 
Kirche und die Theologie heute ange­
sichts ihres Zerfaserns in die pluralisti­
sche Gesellschaft hinein, das ihr Wesen 
bis zur Unkenntlichkeit verstellt, mehr 
als gut beraten, wenn sie sich durch Barth 
und Bonhoeffer zu einer vergleichbaren 

Aamcrkucea: 

Konzentration ihrer Verkündigung und 
ihres Wirkens anhalten ließen, wie es in 
der DDR nötig wurde. Diese Konzentra­
tion kann nun ohne die alles ins Zwielicht 
ziehende dikatorische Machtausübung 
eines totalitären Staates geschehen. Sie 
muß geschehen, wenn die Barth-und Bon­
hoefferrezeption in der DDR nicht bloß 
als ein sich absonderlichen Verhältnis­
sen verdankendes Zwischenspiel in die 
Kirchen- und Theologiegeschichte ein­
gehen soll. 

Wolf Krötke, Prof D. Dr. theol., lehrt 
Systematische Theologie an der 

Humboldt-Universität Berlin 
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Angelika Engelmann (Dresden): 

Feministische Theologie in der DDR 

Der folgende Beitrag ist der Versuch, rück­
blickend die Entstehung und Entwicklung 
feministischer Theologie in der DDR zu 
beschreiben. Mit dem Stichwort DDR wird 
der Zeitpunkt markiert, den diese Darstel­
lung vor allem umfassen will. In hochschu­
le ost, Heft 4/95 findet sich ein Aufsatz von 
lrene Klan.k mit dem Titel ,,Erfahrungen mit 
der Institutionalisierung feministischer 
Theologie in Berlin", der gleichsam exem­
plarisch eine Fortsetzung der hier aufge­
zeichneten Entwicklung ist. Das Thema, 

das darzulegen ist, wird in drei Abschnit­
ten ungleichen Umfangs entfaltet: 
1. Was ist feministische Theologie? 
2. Feministische Theologie in der DDR -
was gab es? 
2.1. Feministische Theologie in der DDR war 
nur punktuell Befreiungstheologie 
2.2. Es gab in der DDR einen hoffiluogsvollen 
Aufbruch einer feministisch-theologischen 
Boweg1mg 
3. Wie sieht die gegenwärtige Situation 
feministischer Theologie in Kirche und 
Gesellschaft aus? 

t. Was ist feministische Theologie? 

Feministische Theologie ist in Westeuro­
pa und den USA auf dem Hintergrund der 
Frauenbewegung Ende der sechziger Jah­
re unseres Jahrhunderts entstanden. Aus 
einem parteilichen Blidcwinkel, nämlich von 
der Seite der Frauen aus, die meistens 
unsichtbar gemacht, wenn nicht gar unter­
drückt werden, wird versucht, Befreiungs­
traditionen in der Bibel zu entdecken und 
freizulegen. 

,,Feministische Theologie ist ein Beispiel 
für eine sogenannte Genetiv- oder Kon­
text-Theologie. Eine Genetiv-Theologie, 
weil sie eine Theologie der Feministinnen 
ist. Sie, aufständische Frauen, sind The­
ma und Subjekt dieser Theologie und ma-
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chen ihre Beziehung zu Gott und zum 
Göttlichen zum zentralen Objekt ihrer 
Theologie ... Feministische Theologie ist 
also keine 'weibliche' Theologie, was 
immer das auch sein mag. sondern eine 
Kontext-Theologie. Es geht um das Er­
lebnis von Unterdrückung und Einschrän­
kung. die Erfahrung der Befreiung und 
des Kampfes, sich selber zu werden. Die 
Freude überein neues Lebensgefühl, aber 
auch die Solidarität mit allen anderen 
Unterdrückten in der Gesellschaft sowie 
das leidenschaftliche Suchen nach 
menschlichen Verhältnissen bilden den 
Kontext dieser Theologie" (vgl. Halkes, 
Söhne, S. 32). Feministische Theologie 
ist ein Prozeß des Theotogisierens, ein 
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dialektischer Prozeß von Aktion und Re­
flektion, der immer wieder neue Fragen 
aufwerfen wird. 

Entsprechend dieses Selbstverständnis­
ses feministischer Theologie ergeben sich 
dreiAufgabenfelder: 
Zum einen, einen Bewußtseinsprozeß in 
Gang zu bringen, mit dem Ziel. daß Frauen 
entdecken, sie sind nicht die Zweitrangi­
gen oder Nachgeordneten, die in der Kir­
che zu schweigen hätten. 
Daneben steht die Suche in der Bibel und 
der kirchlichen Tradition nach Frauen­
Leitbildern und Identifikationsangeboten. 
Dazu gehört auch das Aufarbeiten unserer 
Frauengeschichte einschließlich solcher 
Epochen wie der Zeit der Hexenprozesse 
und ebenso das Thema Matriarchatsfor­
schung. 
Und schließlich gilt es, Befreiungserfah­
rungen zu entdecken, die durch Neuori­
entierung und Perspektivwechsel entste­
hen. 

Die Grundfrage feministischer Theolo­
gie ist, meiner Meinung nach: Sind Patri­
archat und Bibel/ Kirche/ Theologie/ 
Christentum unlösbar miteinander ver­
bunden oder nicht? Das Patriarchat und 
patriarchale Strukturen sind der große 
Feind einer EntfaJtungder Frau(und letzt­
lich auch des Mannes). Kirche und Theo­
logie haben das Patriarchat gestützt und 
stützen es noch, deshalb ist es nicht ver­
wunderlich, wenn die Grundfrage femini­
stischer Theologie, wie ich sie genannt 
habe, unterschiedlich beantwortet wird. 

: Es gibt Frauen und feministische Theo­
loginnen, die davon überzeugt sind, daß 
Patriarchat und Bibel/ Kirche/ Theolo­
gie/ Christentum derart miteinander ver-
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bunden sind. daß die einzig richtige Kon­
zequenz nur sein kann, sich von dieser 
Tradition abzuwenden. Religiöse Tran­
szendenzerfahrungen werden außerhalb 
der traditionellen Institutionen gesucht. 
Neue religiöse Bewegungen sind entstan­
den, die Spiritualität innerhalb von Frau­
engruppen finden und leben (matriarcha­
le Lebensformen, Göttinnensuche, Wic­
cakult etc. ) 

- Vertreterinnen einer anderen Position 
sind die, die feministische Theologie als 
eine Befreiungstheologie innerhalb der 
jüdisch-christlichen Tradition zu verste­
hen bemüht sind. Dann ist kein Auszug 
aus den Institutionen notwendig, wohl 
aber Reform und Neugestaltung. Diese 
Emanzipationsbewegungist wn der Über­
zeugung gelenkt, daß sowohl das Juden­
tum im alten Israel als auch die Jesusbe­
wegung keine Männersache waren. In der 
Geschichte gab es immer Frauentraditio­
nen, nur, sie müssen entdeckt, freigelegt 
und entfaltet werden. Dafür ist Raum zu 
schaffen. 

Feministische Theologie ist Kritik und 
Neuentwurf. Sie versteht sich nicht als 
Ergänzung traditioneller Theologie, son­
dern als Neukonzeption von Theologie 
überhaupt. Außer den beiden grob skiz­
zierten, oft als post-christlich und christ­
lich bezeichneten und sich stark ausein­
ander entwickelnden Richtungen femi ni­
stischer Theologie, gibt es zahlreiche da­
zwischen liegende weitere Positionen. 
Diese zunächst nicht leicht überschauba­
re Vielfalt, die ein Kennzeichen einer 
sich lebendig entwickelnden Bewegung 
ist, führt vor allem bei Unkundigen und 
Gegnern zu Irritationen und auch vehe­
ment vorgetragener Ablehnung. Piese 
Irritationen weisen aber auch daraufhin. 
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daß es ungut ist, wenn diese neue Art des 
Theologietreibens und Sich-inspirieren­
las$eris fast ausschließlich separat und 
oft auch separatistisch geschehen muß, 

wei 1 Frauen nur selten an den Orten (Uni­
versität und Kirchenleitungsgremien) wir­
ken können, an denen theologische Noml­
gebung und Nonnbi ldung geschehen. 

2. Feministische Theolocie in der DDR - was gab es ? 

2.1. Feministische Theologie in 
der DDR war nur punktuell Befrei­
ungstheologie 

Vor dem Hintergrund dessen, was meiner 
Meinung nach feministische Theologie ist, 
vertrete ich als feministische Theologin in 
der Kirche die These: Es gab in der DDR 
nur Ansätze einer feministischen Theo­
logie als einer kontextuellen Befrei­
ungstheologie. Feministische Theologie 
in der DDR ist zunächst nicht reflektie­
rend aus dieser gesellschaftlichen Wirk­
lichkeit entstanden. 

Durch die schon mit der Gründung der 
DDR 1949 gesetzlich geregelte Gleichbe­
rechtigung hat es in der DDR die Meinung 
gegeben, daß kein Kampf für Frauenrechte 
notwendig sei. Entsprechend hat sich auch 
kein Bewußtsein für Frauenfragen entwik­
kelt. Diese gesellschaftliche Ausgang.s­
position führte auch in den Kirchen dazu, 
daß die Anstöße feministischer Fragestel­
lungen nicht aus diesem gesellschaftli­
chen, sondern dem westdeutschen und 
westeuropäischen Kontext kamen. Femi­
nistische Theologie als kontextuelle Be­
freiung.stheologie gab es nur in mehr oder 
weniger geschlossenen (Kirchen- )Räu­
men (vgl. Befreiung hat viele Farben, 
1991, S. 32f). 

Mit dieser Behauptung soll dreierlei ge­
sagt werden: 

1. Feministische Theologie ist als westli-
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eher Import in die DDR gekommen. Bis 
zum Ende der DDR ist aus diesem Kon­
text beispielsweise kein Buch zur femi­
nistischen Theologie erschienen. Die ein­
zige gedruckte Veröffentlichung zur fe­
ministischen Theologie war eine hollän­
dische Lizenzausgabe (C. Halkes, Gott 
hat nicht starke Söhne. Grundzüge einer 
feministischen Theologie, 1988) mit ei­
nem Nachwort von Annemarie Schön­
herr. Aber nicht nur auf dem Buchmarkt 
wurde feministische Theologie tabuisiert, 
sondern auch in den kirchlichen Publika­
tionsorganen (Kirchenzeitungen) ist fe­
ministischen Fragen kein Platz einge­
räumt worden. 

2. Viele Theologen und eben leider auch 
Theologinnen in den Kirchen der DDR 
haben in den vierzig Jahren DDR einerseits 
gesellschaftlich ghettoisiert und anderer­
seits westlich orientiert gelebt. Eine tat­
sächliche Kontextualitätgabes nur punk­
tuell. Ein solcher Versuch war zum Beispiel 
die Fonnel ,,Kirche im Sozialismus". Aber 
gerade an dieser Ponnel mit ihrer Unge­
nauigkeit, die besonders nach 1989 sehr 
deutlich wurde, läßt sich aufzeigen, wie 
schwierig es ist, eine DDR-spezifische 
Theologie zu skizzieren. 

Prauen und Theologinnen in den Kirchen 
haben durch ihre Kontakte nach West­
deutschland und zur Ökumene feministi­
sche Theologie, feministische Theologin­
nen und deren Fragestellungen kennen-
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gelernt und sich dann in der DDR bemüht, 
Kontextualität herzustellen. Das war aber 
nicht einfach. Da sie weder in den Kir­
chen noch an den Universitäten zu denen 
gehörten, die Macht und Einfluß hatten, 
blieben ihren Versuchen Ansätze und We­
ge, die eine breitere Öffentlichkeit hät­
ten erreichen können wurden versperrt. 

3. Es gab in der DDR keinen Dialog zwi­
schen der säkularen und der kirchlichen 
Frauenbewegung, wohl aber gegenseitige 
Berührun~ng.ste. Dieser fehlende Dia­
logzwischen der säkularen DDR-Frauen­
bewegung(z.B. DFDoder Frauenforsche­
rinnen an der Akademie der Wissenschaf­
ten) mit ihren spezifischen Problemen und 
Fragestellungen und einem in den Kirchen 
lang.sam wachsenden feministischen Be­
wußtsein, daß auch sehr stark durch west­
deutsche, holländische und amerikanische 
Literatur entstanden war, hat nicht zu ge­
sellschaftlichen Befreiung.serfahrungen 
geführt. Wir lebten nebeneinander ohne 
Wissen voneinander. Gegenseitige Berüh­
rungsängste gibt es vereinzelt noch bis 
heute. Feministische Theologie ist zu DDR­
Zeiten kaum gesellschaftlich wahrgenom­
men worden. Aber eben auch innerhalb 
der Kirchen ist beispielsweise im Zusam­
menhang des Konziliaren Prozeß für Frie­
den, Gerechtigkeit und Bewahrung der 
Schöpfung die Frauenfrage weitgehend 
ignoriert worden. 

'. 

Nach 1989 hat sich diese Situation inso­
fern verändert, als überproportional viele 
feministische Frauen, die bis dahin nur 
unter dem Dach der Kirche Arbeits- und 
Wirku~gsmöglichkeiten sahen, sich nun 
nicht mehr an diesen Ort gebunden fühlen 
und zum Beispiel als kommunale Frauen-
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beauftragte oder in autonomen Frauen­
zentren und Frauenhäusern tätig sind. 

2.2. Es gab in der DDR einen hoff­
nungsvollen Aufbruch einer femini-

stisch-theologischen Bewegung 

Mit der These, daß es in der DDR nur in 
Ansätzen feministische Theologie als 
kontextuelle Befreiungstheologie gab, ist 
keineswegs gemeint, es hätte nicht sehr 
interessante und mutige Ansätze femini­
stischer Theologie gegeben. Sie sollen 
im folgenden dargestellt werden. 

Seit Anfang der 80er Jahre gab es in den 
evangelischen Kirchen der DDR femini­
stisch-theologische Aktivitäten wie Ta­
gungen in der evangelischen Akademie 
Berlin-Brandenburg zu feministischen 
Themen, feministisch-theologische 
Werkstätten, entsprechende Pastoralkol­
legs, Seminare und Vorträge der evange­
lischen Frauenarbeit und Veranstaltun­
gen auf Kirchentagen. Daneben gab es 
ungezählte Frauengruppen, Gesprächs­
kreise und Frauengottesdienste, in de­
nen feministisch-theologische Fragen 
bearbeitet wurden. Theologinnen aus 
Holland (z.B. Catharina Halkes) und aus 
Westdeutschland (z.B. Luise Schottroff 
und Elisabeth Moltmann-Wendel, um nur 
zwei zu nennen) besuchten uns als Gast­
referentinnen und insgesamt hat sich, so 
ist mein Eindruck, innerkirchlich das 
Stichwort "Feministische Theologie" min­
destens eine Nische erobern können. 
Getragen wurde diese Bewegung von ein­
zelnen Frauen, die sich durch ein mehr 
oder weniger strukturiertes Netzwerk ver­
bunden wußten. 

1986 ist der ,,Arbeitskreis feministische 
Theologie" gegründet worden, ~u dem 
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Theologinnen, kirchliche Mitarbeiterin­
nen und andere feministisch-theologisch 
interessierte Frauen gehören. Von An­
fang an hatte sich der Arbeitskreis zwei 
Ziele gesetzt: 

J. Nachdenken über Themen feministi­
scher Theologie in der DDR in Gang zu 
bringen, also auch an der Frage der Kon­
textualität zu arbeiten und 2. ein Netz­
werk feministisch-theologisch Interes­
sierter aufzubauen. 

Der Arbeitskreis hatte ein regelmäßig 
herausgegebenes Informationsblatt mit 
dem programmatischen Titel ,,Das Netz", 
das an über einhundertfünfzig I nteres­
sierte verschickt wurde. In dem ,,Netz" 
fand sowohl eine inhaltliche Auseinan­
dersetzung mit bestimmten Themen statt 
als auch wichtiger lnfonnationsaustausch. 
Dabei mußten die Herausgeberinnen quasi 
eine doppelte Zensur (staatliche und 
kirchliche) im Blick haben. Das Heft 
wurdeaufkirchlichen Abzugsgeräten her­
gestellt, deshalb mußte immer unter dem 
Titel „nur zum innerkirchlichen Dienst­
gebrauch" stehen, und gleichzeitig war 
diese kirchliche Druckgenehmigung nur 
zu erhalten, wenn ein Oberlandeskirchen­
rat den Inhalt absegnete. Erstaunlicher­
weise gelang es in den Jahren der DDR 
unproblematisch, das Blatt im Dresdner 
Landeskirchenamt herzustellen. 

Die Arbeitsweise des Arbeitskreises ge­
schah auf drei Ebenen. Einmal gab es die 
große Zahl der Interessierten, die durch 
den Bezug des ,,Netz" an der feministi­
schen Diskussion teilnahmen. Dann fand 
jährlich in Berlin eine zweitägige Tagung 
des gesamten Arbeitskreises jeweils zu 
einem bestimmten Thema statt, und drit­
tens geschah die Arbeit in vier thematisch 
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sehr verschiedenen Untergruppen, die 
unterschiedlich intensiv das Jahr über ar­
beiteten. 

Eine Untergruppe beschäftigte sich mit 
feministisch-theologischer Wissen­
schaft und versuchte zunächst die Situati­
on an den Universitäten, kirchlichen 
Hochschulen und Ausbildung.sstätten zu 
untersuchen und durch meist persönliche 
Kontakte (Assistentinnen und Doktoran­
dinnen feministischer Arbeiten) Impulse 
zu geben, daß dort feministische Themen 
in einem breiteren Umfang vorkommen 
oder angeregt werden. Diese Untergrup­
pe hat Diplomarbeiten und Arbeiten zum 
2. Theologischen Examen erfaßt, zusam­
mengestellt und im Bund der Evangeli­
schen Kirchen in der Auguststraße 80 in 
Berlin abgelegt. Die Arbeiten wurden aber 
nicht nur gesammelt, sondern auch nach 
Themenschwerpunkten untersucht und 
analysiert. Hier einige Titel der Arbeiten 
von damals: 

- Die Frage nach dem „besonderen" Amt 
der Frau im Zusammenhang mit der Dis­
kussion um die Ordination 
- Das Sündenverständnis in Entwürfen 
FeministischerTheologie: D. Sölle,E. Sor­
ge, M. Daly. 
Darstellung und Vergleich mit dem Sün­

denverständnis der lutherischen Traditi­
on sowie Beurteilung 
- Das Gottesbild der Feministischen Theo­
logie 
- Die Frau als Mitmensch. Eine Erörterung 
zum Problem lesbischer Existenz als Bei­
trag einer neuen Anthropologie 
- Feministische Theologie und das Be­
kenntnis zu Gott, dem Vater, Sohn und 
Heiligen Geist 
- Ekklesiologische und anthropologische 

67 



Aspekte des Sheffield-Reportes - Ge­
meinschaft von Frauen und Männern in 
der Kirche. 

Das sind nur einige der vielfältigen The­
men, die bearbeitet wurden. Leider zei­
gen sie keine DDR-Spezifik. Als wir die­
se Arbeiten in unserem kleinen und über­
schaubaren Land mit seinen sechs theo­
logischen Fakultäten an den Universitä­
ten (Rostock, Greifswald, Berlin, Halle, 
Leipzig, Jena), den drei kirchlichen Hoch­
schulen (Berlin. Naumburg, Leipzig) und 
einigen kirchlichen Ausbildungsstätten 
(z.B. Arnalie-Sieveking-Haus in Rade­
beul) sammelten, hatten wir auch gehofft, 
damit den Prozeß voranzutreiben, daß 
feministisch-theologische Fragestellun­
gen in Studium und Ausbildung mehr Raum 
bekommen. fmmerhin zeigte aber allein 
das Zusammenstellen der Themen, an 
denen Frauen arbeiteten, in welcher Brei­
te dennoch eine feministisch-theologi­
sche Diskussion entstanden war und ge­
führt wurde. 

In einer anderen Untergruppe des Ar­
beitskreises ging es um Fragen feministi­
scher Liturgie, Spiritualität und frauen­
gerechter Sprache. In ihr wurde zum Bei­
spiel ein Votum aus feministisch­
theologischer Sicht zur Erneuerten Agen­
de erarbeitet. Das ist das Buch, in dem die 
Gebetes- und anderen Texte für den Got­
tesdienst stehen. Es ist verbindlich für 
den gesamten deutschsprachigen Raum. 
Diese Stellungnahme der Arbeitsguppe 
ist den entsprechenden Gremien der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland zuge­
stelllt worden. Gottesdienstentwürfe zu 
besonderen Anlässen und viele liturgi­
sche Texte sind in dieser Gruppe erarbei-
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tet und in der grauen Literatur veröffent­
licht worden. 

Eine weitere Untergruppe beschäftigte 
sich mit feministisch-theologischen Pre­
digtmeditationen und weiteren Handrei­
chungen für die Arbeit von Pastorinnen in 
der Gemeinde. 

Die vierte Untergruppe schließlich be­
faßte sich mit der gesellschaftlichen Si­
tuation in der DDR. Hier war also Kon­
textualität sowohl Aufgabe als auch Ziel 
der Arbeit. Es scheint aber kein Zufall zu 
sein, daß die Arbeit dieser Untergruppe 
besonders erschwert war. Sie bemühte 
sich, leider vergeblich, um Diskussion 
und Dialog mit feministischen Frauen in 
der Gesellschaft, zum Beispiel auch mit 
Forscherinnen an der Akademie der Wis­
senschaft. Offenbar war es für diese Frau­
en nicht möglich mit feministischenTheo­
loginnen und Frauen in den Kirchen Kon­
takt aufzunehmen. Die Untergruppe mit 
dem Schwerpunkt, das soziale Umfeld 
von Frauen zu untersuchen, hat 1990 eine 
interessante Stellungnahme zur Diskus­
sion um den Schwangerschaftsabbruch 
erstellt: ,.Christinnen für Beibehaltung 
von§ 153: 

Mit großer Sorge beobachten wir, daß 
verstärkt Stimmen laut werden, die for­
dern, das Recht der Frau auf Schwanger­
schaftsabbruch einzuschränken. Wir wen­
den uns als Christinnen entschieden dage­
gen, den § 218 (StGB) im Zusammenhang 
mit der Übernahme des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland wieder ein­
zuführen. Das Recht auf Schwanger­
schaftsabbruch muß als Voraussetzung 
für reale Gleichstellung von Frau und Mann 
erhalten bleiben. Gleichzeitig fordern wir 
umfassende Aufklärung von Kindern und 
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Jugendlichen, die Möglichkeit individu­
eller sozialgynäkologischer Beratung von 
Frauen für Frauen, kostenlose Bereit­
stellung vielfältiger Mittel zur Schwan­
gerschaftsverhütung. Kindergärten und 
Kinderkrippen müssen erhalten und grund­
legend verbessert werden. Nur so kann 
die hohe Zahl der Abtreibungen verrin­
gert werden - keinesfalls aber durch 
Kriminalisierung der betroffenen Frau­
en". 

Diese Stellungnahme für die Beibehaltung 
des Fristenlösung auch nach der Vereini­
gung der beiden deutschen Staaten hat 
sehr heftige Diskussionen ausgelöst. In 
Kirche und Gesellschaft gab es sowohl 
unterstützende, zustimmende als auch 
harsch ablehnende Meinungen darüber, 
daß sich feministische Theologinnen zu 
einem ganz neuralgischen Punkt in der 

gegenwärtigen Frauenfrageeindeutigge­
äußert hatten. Es war die erste öffentlich 
gemachtePosition,mitderwirausunserem 
Ghetto, der ,,Nische in den Kirchenmau­
ern", herausgetreten sind. Zahlreiche Un­
terschriftenlisten sind zu dieser Erklärung 
.,Christinnen für Beibehaltung von§ l 53" 
gesammelt worden. In dieser Zeit, 1989/ 90 
war der Unabhängige Frauenverband ent­
standen, in dem damals Frauen aus der 
ehemaligen SED mit Frauen aus den Men­
schenrechtsgruppen und aus den Kirchen 
zusammenarbeiteten. Dieser Unabhängi­
ge Frauenverband machte sich ebenfalls 
die Erklärungzu eigen. Erstmals entstand 
Solidarität und damit Kontextualität. In­
zwischen war eben nicht nur die Mauer 
zwischen den beiden deutschen Staaten 
gefallen, sondern auch die Mauer zwi­
schen den Frauen, die innerhalb, und de­
nen, die außerhalb von Kirche leben. 

3. Wie siebt die gegenwärtige Situation feministischer Theologie in 
Kirche und Gesellschaft aus? 

In den letzten fünf Jahren ist die Entwick­
lung in den neuen Bundesländern dadurch 
gekennzeichnet, daß die große Arbeits­
losigkeit vor allem Frauen betriffi. Sie 
sind überproportional negativ von den 
wirtschaftlichen Veränderungen betrof­
fen. Damit ist die Frauenfrage in unge­
kannter Schärfe und Brisanz Thema in 
Gesellschaft und auch Kirche. Die in der 
DDR als selbstverständlich ermöglichte 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie wird 
zunehmend für Frauen abgebaut. Der dra­
matische Geburtenrückgang (Gebärver­
weigerung?) ist eine eindeutige Reaktion 
junger Frauen auf die gegenwärtige Ent­
wickJung. Aufgrund der nicht mehr garan­
tierten Gleichberechtigung, in dem sich 
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für Frauen inzwischen alternativ Rollen­
erwartungen stellen, entweder Beruf oder 
Familie, beides zusammen scheint kaum 
möglich, verändert sich bewußtseinsmä­
ßig eine gesellschaftliche Grundhaltung, 
die vierzig Jahre tragend war. 

Diese äußerst problematische Entwick­
lung bedeutet jedoch gleichzeitig einen 
großen Bewußtseinswandel, in dem viele 
Frauen merken, daß letztlich auch in der 
DDR die Frauenfrage nicht wirkJich ge­
kJärt war. Strukturelle Benachteiligung 
ist jetzt allerdings für jede und jeden 
evident. Damit bekommt feministisches 
Denken und Bewußtsein eine enorme 
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Schubkraft. Emanzipatorische Aufbrüche 
sind unübersehbar. 

Für feministisch-theologische Fragen be­
deutet diese gesellschaftliche Entwick­
lung. daß auch bei den Entscheidungs­
und Verantwortungsträgern in den Kir­
chen langsam ein Bewußtsein dafür 
wächst, daß etwas gegen die strukturelle 
Benachteiligung von Frauen getan wer­
den muß. So bemühen sich zum Beispiel 
seit fünf Jahren alle evangelischen Lan­
deskirchen, Frauenreferate einzurichten. 
Synoden (das sind die Kirchenparlamen­
te) beschäftigen sich mit der Gemein­
schaft von Frauen und.Männern und hin­
terfragen die Praxis, die nach wie vor 
davon geprägt ist, daß Frauen das Ge­
meindeleben an der Basis tragen und die 
kirchlichen Leitungsgremien männlich 
dominiert sind. All dieses Einhalten, 
Nachdenken und die Aufbrüche sind Aus­
wirkungel\ feministisch-theologischen 
Engagements einzelner Frauen, denen es 
aber gelungen ist, wenigstens punktuell 
Bündnispartner in den Leitungsgremien 
zu gewinnen. 

Im Ausbildungsbereich hat sich die Situa­
tion sehr positiv verändert. Er profitiert 

Liltflllll' ( in Amwalal): 

von den Erfahrungen in Westdeutschland. 
Zum Beispiel gibt es in den Bibliotheken 
mindestens einen Grundbestand femini­
stisch-theologischer Literatur. An man­
chen Universitäten und Fachhochschulen 
werden feministisch-theologische Lehr­
aufträge vergeben. Und nicht zuletzt da­
durch, daß feministische Theologinnen 
und feministisch orientierte Frauen an­
derer Profession aus den alten Bundes­
ländern nun auch in den neuen Bundeslän­
dern tätig sind ist ein sehr lebhafter Dis­
kurs entstanden. Er wird sowohl auf der 
akademischen Ebene geführt wird, als 
auch in vielen praktisch-theologischen 
Angeboten der Kirchen, und zunehmend 
gibt es auch ein sichtbares Interesse sä­
kularer Frauen an feministisch-theologi­
schen Fragestellungen. Diese Entwick­
lung ist eine sehr hoffnungsvolle. Gleich­
zeitig markiert sie aber auch das Problem 
der Frauenfrage überhaupt, um Frauen­
rechte und Gleichrangiglceit muß in der 
Kirche und der Gesellschaft mehr denn je 
gekämpft werden. 

Angelika Engelmann, Dr. theol., ist 
Profesrnrinfür Theologie an der 

Evangelischen Fachhochschule für 
Sozialarbeit Dresden 

E. G6ssn1a1u1, E. Moltma1111-rl'emkl. H. Pissard.-Hudtlisl, 1. Pratlor/us, L. Scholtroff. H. Schü11gel-Slraumam1 
(H ng): Wörterbuch der feministischen Theologie, 1991 

Cathtrlna J.M. Halles: Gott hal nicht nur starke Söhne. Orundzoae einer feministischen 
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R.Jost, U. Kulma (H,sg.): Bdreiuqihat \iele F uben Feministisclle Theologie als kOlllet'duelle Btleiungslheologie, 
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Christian Winter ( Leipzig): 
'• 

Die Theo log Ische Fakultät der Universität Leipzig In den 
Auseinandersetzungen um die Universitätskirche St Paull1 

Nach der schweren Beschädigung und 
Zerstörung der Universitätsgebäude am 
Augustus- bzw. Karl-Marx-Platz im 2. 
Weltkrieg stand die Universität nach 1945 
notgedrungen vor der Frage, in welchen 
Gebäuden sie in Zukunft Lehrbetrieb und 
Verwaltung unterbringen würde. 

Das zunächst favorisierte Projekt. zwischen 
Bayerischem Bahnhof und Messegelände 
ein völligneues Universitätsviertel zu bau­
en, erwies sich bald als undurchführbar. 
Von der SED-Führung. sowohl SED-Be­
zirksleitung wie auch Politbüro, wurde 
dann zunächst das wiederaufgebaute 
Augusteum als Hauptgebäude der Uni­
versität vorgesehen. Doch dagegen regte 
sich von Anfang an in der Universitätslei­
tung und im Staatssekretariat für Hoch­
und Fachschulwesen Widerstand. Zu­
nächst auch in der Absicht, das Projekt 
Universitätsviertel doch noch zu retten, 
wurde argumentiert, ein Wiederaufbau der 
Gebäude am Karl-Marx-P1atz sei weder 
wirtschaftlich noch für die Universität aus­
reichend im Hinblick auf die neuen Aufga­
ben der Hochschulen. 3 

Der V. Parteitag der SED beschloß 1958, 
derKart-Marx-PlatzinLeipzigsollenach 
dem Neubau der Oper ,,sozialistisch" um­
gestaltet werden und ein „einheitliches 
Gesicht" erhalten. 1 Diese Entscheidung 
steht im Kontext der Forderung nach s~ 
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zialistischer Umgestaltung der Stadtzen­
tren in der DDR. Damit wurden zuvor be­
stehende Wiederaufbaupläne bewußt auf­
gegeben. Ziel waren möglichst ~iträumi­
ge Neugestaltungen, die nicht nur die 
Kriegsschäden beseitigen, sondern gleich­
zeitig in neuer Architektur das sozialisti­
sche Gesellschaftssystem zum Ausdruck 
bringen soUten. Einevölligandere Qualität 
des Neubaus sollte dabei auch die Zerstö­
rung historischer Bausubstanz rechtferti­
gen. 

Der Entschluß, die Universitätskirche am 
Karl-Marx-Platz zu beseitigen, war keine 
spontane Entscheidung Walter Ulbrichts, 
sondern ein über zehn Jahre hinweg ge­
plantes und weitgehend zielstrebig ver­
folgtes Vorhaben. 1959 legtedas Politbüro 
der SED fest, die Universitätskirche solle 
vom Karl-Marx-Platz ~gverschoben und 
an ihrer Stelle neben dem wiederaufzubau­
enden (1) Universitätsgebäude einen Neu­
bau errichtet werden.• Damit wurde das 
historische Bauensemble aufgegeben. 

1959 erarbeitete auch die Universitätslei­
tung Entwürfe, die aber einen völligen 
Neubau am Karl-Marx-Platz beinhalteten 
und- wiederPolitbürobeschluß- vonder 
Verschiebung der Universitätskirche aus­
gehen. Gleichzeitig wurde versucht, das 
Projekt Universitätsviertel außerhalb des 
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Stadtzentrums doch noch durchzusetzen. 
Anfang,s erfuhr die Universitätsleitung • 
neben Rektor Georg Mayer war besonders 
Verwaltun~irektor Hubert Jusek an den 
Verhandlungenbeteiligt • deutlich Wider• 
stand gegen den Neubauplan durch Ver• 
treter der SED-Bezirksleitung, die den Po­
litbürobeschluß vom Juni 1959 durchset­
zen wollten. Schon Ende 1959 setzte aber 
Paul Fröhlich, l. Sekretär der Bezirkslei­
tung, eine gemäßigter~ Linie durch, die 
zumindest erst einmal alle Möglichkeiten 
offenhielt. 

Als dann auch noch deutlich wurde, daß 
das von der SED-Führung beabsichtigte 
Verschieben der Kirche wimöglich ist, war 
der Damm gebrochen. Man erinnerte sich 
nun gern der Forderung der Universitäts­
leitungnach einem Neubau.jetzt aber soll­
te die bisherige Bebauung einschließlich 
der unbeschädigten Kirche komplett be­
seitigt werd~n! 

lm Juni 1960beauftragte die Leipziger SED­
Bezirksleitung unter Paul Fröhlich den Rat 
der Stadt unter Oberbürgermeister Walter 
Kresse, Entwürfe ausarbeiten zu lassen, 
dieam Karl-Marx-Platz einen Universitäts­
neubau konzipieren und dabei von der 
völligen Beseitigung der Universitätskir­
che ausgehen., Seit 1960 \Wrdedie Zerstö­
rung der Universitätskirche von der SED­
Führung und den Leitung,sgremien der 
Stadt kontinuierlich und unbeirrt vorberei­
tet. Von 1960 an wird auch im Rektorat 
nicht mehr prinzipiell an der radikalen Af>. 
bruchlösung und damit auch an der Zer­
störwig·der Universitätskirche gezweifelt. 
Eine Forderwig von seilender Universität, 
die Uiµversitätskirche völlig zu beseiti­
gen, läßt sich für die.Zeit vor 1960 und 
damitvorBeginnderdiesbezüglichen Pla-
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nungen in Rat der Stadt und Bezirksleitung 
der SED nicht nachweisen. Allerding,s gab 
das unbedingte Interesse der Universi­
tätsleitung an einem Neubau - zunächst 
gar nicht auf den Karl•Marx·Platz bezogen 
- gewissermaßen den Anstoß, nachdem 
sich die Bemühungen zur Verschiebung 
der Kirche als erfolglos erwiesen. Nur wirt­
schaftliche Probleme und die Schwierig­
keiten des Rates der Stadt bei der Planung 
brachten nun noch Verzögerung. 

Ein Versuch, die Kirche zu bewahren, ist 
seitens des Rektorats nie unternommen 
worden, ob\Whl die Universität als Rechts­
träger dazu nach der Denkmalschutzver­
ordnung der DDR sogar verpflichtet ge­
wesen wäre!6 Auseinandersetzungen \Wr• 
den von der Universitätsleitung lediglich 
später um die Belegung der Neubauten, 
insbesondere des Hochhauses, geführt. 

Die Theologische Fakultät verstand sich 
innerhalb der Universität stets auch als 
Sachwalterin der Interessen der Universi­
tätskirche. In dieser Kirche fanden die Se­
mesteranfang,s- und Semesterabschluß. 
gottesdienste statt und natürlich die Uni­
versitätsgottesdienste, die auch stark von 
den Theologiestudenten besucht waren. 
Die Kirche war Ausbildungsstätte, in der 
die Sem.inargottesdienstedes homiletisch­
liturgischen Seminars gehalten wurden. 
So hatte jeder Absolvent der Leipziger 
Theologischen Fakultät hier gepredigt, was 
die enge Bindung der sächsischen Pfarrer­
schaft an die Universitätskirche erklärt. 

Seit J 959,alsdie Pläne,die Universitätskir­
che am Karl-Marx-Platz zu beseitigen, be­
kaMt wurden, haben sich die Vertreter der 
Fakultät immer wieder für dieErhaltwigder 
Kirche eingesetzt. So protestierte man im 
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Frühjahr 1960 anläßlich einer Ausstellung 
zu künftigen Bauvorhaben in Leipzig ge­
gen die dort vorgestellten Pläne, die Kir­
che zu verschieben. Die Professoren der 
Theologischen Fakultät wandten sich an 
Rektor Mayer und warnten vor der ernsten 
Gefährdung der geschichtlichen Tradition 
und des gotischen Bauwerks bei der ge­
planten Neugestaltung des Karl-Marx-Plat­
zes. In der Ausstellung hatten sie im aus­
liegenden Buch einen Schriftsatz gemein­
sam unterzeichnet, der gegen die geplante 
Verrückungder Universitätskirche folgen­
de Gründe anführt: 1. Die Kirche ist der 
älteste Bau der Universität und einziger 
Zeuge aus den Tagen ihrer Gründung -
nicht nur der Bau, sondern auch der Ort ist 
zu erhalten; 2. Gefahr von Schäden; 3. 
Kostenaufwand., 

Doch die Gefährdung der Universitätskir­
che nahm weiter zu. Auf einer neuen Bau­
ausstellungim Herbst 1960 war die Kirche 
nicht mehr in den Modellen des Stadtzen­
trums enthalten. Diese Bauausstellung 
wurde zu einem Höhepunkt des Protestes 
gegen die beabsichtigte Beseitigung der 
Paulinerkirche. Zahlreiche Leipziger äu­
ßerten ihre Ablehnung gegen die vorge­
stellten Entwürfe. Daß gerade die Studen­
ten eine starke Proteststimme ausmach­
ten, zeigt die scharfe Reaktion des Leipzi­
ger Oberbürgenneisters Walter Kresse, der 
sich bei Rektor Mayer beschwerte, seitens 
,,kirchlicher Kreise" werde „durch Miß­
brauch Gläubi~r'' die Bauausstellung zum 
Forum für Diskussionen gegen die DDR 
genutzt. ,.Unter den mißbräuchlich genutz­
ten Gläubigen"seien besonders viele Theo­
logiestudenten, die durch ihre Professo­
ren während des Gottesdienstes zum Pro­
test aufgefordert worden sein sollen. au-
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ßerdem Studenten der Kunstgeschichte. 
Der Rektor, der von Anfang an Gelegen­
heit gehabt habe, an den Diskussionen der 
Architekten und Projektanten teilzuneh­
men, solle „den Standpunkt des Rates der 
Stadt" vertreten.• 

Rektor Mayer bestätigte daraufhin, ,.voll­
inhaltlich" den Standpunkt des Rates der 
Stadt zur Neugestaltung des Karl-Marx­
Platzes zu teilen. 9 In einer ,,Aussprache" 
mit dem Dekan derTheologischen Fakul­
tät, Hans Bardtke, äußerte Mayer, er sei 
befremdet darüber, daß Studenten der Fa­
kultät in der Bauausstellung gegen die 
Neugestaltung des Karl-Marx-Platzes auf­
träten. Mayer versicherte, der Abriß - den 
er damit bestätigte - richte sich nicht gegen 
die Theologische Fakultät, sondern sei 
städtebaulich notwendig, das müsse ak­
zeptiert werden. Außerdem erkundigte er 
sich nach dem Verlesen einer Abkündi­
gung in der Universitätskirche, die zum 
Gebet für die Erhaltung aufgefordert habe. 
Bardtke erwiderte, daß der Rat der Fakultät 
über die Universitätskirche beraten habe. 
Er sei seinerseits befremdet, daß man erst 
über die Ausstellung von den Plänen zum 
Karl-Marx-Platzerfahren habe. Die Profes­
soren hätten nicht mit den Studenten ge­
sprochen oder sie zu Äußerungen in der 
Ausstellungaufgefordert, aber auch Bardt• 
ke selbst habe sich kritisch in das Ausstel­
lungsbuch eingetragen und für die Erhal­
tung der Kirche ausgesprochen. Bei der 
,,Abkündigung" handle es sich um die 
Erklärung zur Kollekte für die Universitäts­
kirche. •0 Als letzten Ausweg macht Bardt­
ke den Vorschlag, die Kirche notfalls als 
Museum der Universität einzurichten, um 
sie als Gebäude erhalten zu können. Mayer 
erklärte nur, man wolle gegen die Studen-
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ten nicht vorgehen, nur eine Belehrung 
zum Verhältnis zwischen Kirche und Staat 
sei nötig. 11 

Anfang 1961 :zeigtesichjedoch,daßwegen 
erheblicher Schwierigk~iten im Bauwesen 
ein Neubau am Karl-Marx-Platz zunächst 
undurchführbar war und die Kapazitäten 
nicht einmal für einen Abbruch ausreich­
ten. 1963/64 aber, als SED-Bezirksleitung 
und die Räte von Stadt und Bezirk Leipzig 
versuchten, die Sprengung der „stören­
den Altsubstanz" und den Beginn des 
Neubaus am Karl-Marx-Platz nun für 1964 
durchzusetzen und besonders die Forde­
rung nach einem Hochhaus als „sozialisti­
sche Stadtkrone" in den Vordergrund trat, 
bewirkten Gerüchte undTeilinfonnationen 
über diese Pläne zahlreiche Protestschrei­
ben. Durch die Theologische Fakultät 
wurde wieder versucht, von der Universi­
tätsleitung eine Zusicherung zu erhalten, 
daß die Kirche in einen Neubau einbezo­
gen oder zumindest die Fakultät vor einer 
Entscheidung gehört werde. 

Schwierig war es aber bereits, überhaupt 
sichere Informationen über die geplanten 
Vorhaben zu erhalten, da sowohl die Uni­
versitätsleitung als auch staatliche Ein­
richtungen dazu schwiegen oder nur aus­
weichende Antworten gaben. Nach den 
für die Betreiber des Abrisses sehr negati­
ven Erfahrungen mit den Bauausstellun­
gen 1960 war die Öffentlichkeitvölligaus­
geschaltet worden. Vom neuen Rektor 
Georg Müller wurde der F akultätsleitung 
allerding.s 1963 versichert, daß die Fakultät 
die Möglichkeit zu einer Stellungnahme 
vor einer endgültigen Entscheidung erhal­
te. Al!erdings untersagte er dem Dekan, 
den Punkt „Universitätskirche" auf einer 
Fakultätsratssitzung zu behandeln. Der 
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Punkt wurde dann auch von der Tagesord­
nung abgesetzt - und der Fakultätsrat 
spricht unter „Verschiedenes" über seine 
Sorge wegen der Universitätskirche! 12 

Doch auch 1964 wurde - vor allem wegen 
erneuter ökonomischer Probleme - das 
Abriß- und Neubauvorhaben aufgescho­
ben. 1967 begann schließlich die letzte 
Phase der Vorbereitung. Neue Anstren­
gung wurden unternommen, um anläßlich 
des 20. Jahrestages der Gründung der DDR 
sichtbare Veränderungen in den Stadtzen­
tren zu erreichen. Häufig steht dabei zu­
nächst der Abriß im Vordergrund. Zur 
Volkskammer-und Bezir~ im Juli 
1967 wurde die Theologische Fakultät auf­
gefordert, eine Stellungnahme abzugeben. 
Darin sah sie eine der wenigen Möglich­
keiten, die Öffentlichkeit zu erreichen. 
Neben dem bekundeten Vertrauen gegen­
über den Kandidaten der Nationalen Front 
und dem Dank für Lehrfreiheit und finan­
zielle Mittel sprach sie darin das Anliegen 
der Erhaltung der Universitätskirche aus: 
,,In der gleichfalls von der Universität un­
terhaltenen Universitätskirche, deren Er­
haltung uns ein entscheidendes Anliegen 
ist. finden unsere akademischen Gottes­
dienste statt." Die Stellungnahme wurde 
daraufhin nicht veröffentlicht. 11 

Universitätsleitung und Parteileitung der 
Universität waren natürlich bemüht, die 
Situation an der Fakultät zu bestimmen 
und Einfluß auf sie zu nehmen. Durch die 
Vertreter der AbteilungMarxismus-Leni­
nismus an der Fakultät, die auch einen Sitz 
im Fakultätsrat hatten, wardie lnfonnation 
über die offiziellen Vorgänge an der F akul­
tät weit hin gewährleistet, wie umfangrei­
che Berichte und ,,Einschätzung~n der 
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politischen Situation"belegen. 14 Auch Ein­
schätzungen des Lehrkörpers mit der Un­
terteiiung in ,,positive", .,negative" und 
,,schwankende" Haltung wurden angefer­
tigt. Vom Staatssekretariat für Kirchenfra­
gen \WrdeaufBerufungen Einfluß genom­
men. 

Besonders in den fünfziger Jahren und 
Anfang der sechziger Jahre wurde im Staats­
sekretariat und im ZK der SED, Abteilung 
Kirchenfragen, versucht, die ,).,eipziger 
fortschrittliche Gruppe" um Kurt Meier, 
Hans Moritz und Christoph Haufe zu stär­
ken.,, Durch feste Studienpläne sollte der 
,,Boykott fortschrittlicher Lehrkräfte" ver­
hindert werden. 16 

Natürlich waren Anpassung und Annähe­
rung an die staatlichen Forderungen unter 
den Lehrkräften sehr unterschiedlich. Als 
staatliche Einrichtung, die unbedingt Teil 
der Universität bleiben wollte, waren Zu­
geständnisse der Fakultät unumgänglich. 
Dabei war man jedoch bemüht, eine eigene 
Position zu wahren. So bekennt man sich 
bei der genannten Erklärungzur Wah.1196 7 
zwar für die Kandidaten der Nationalen 
Front, fordert aber in diesem Rahmen die 
Erhaltung der Universitätskirche. Auch die 
Beteiligung am Tag der Universität in der 
,,Karl-Marx-Woche" Anfang Mai 1968 ist 
selbstverständlich, doch findet zunächst 
ein Gottesdienst in der Universitätskirche 
statt. Danach werden Vorträge über die 
,,Bedeutung des sozialistischen Staatsbe­
wußtseins für das politische Handeln des 
Christen" (Hans Moritz) und zu ,,Platz und 
Verantwortung des Pfarrers in der soziali­
stischen Gesellschaft" (Gottfried Kretz­
schmar) gehalten." Beide Vorträge wer­
den durch Gertraude Schnelle, Abteilung 
Marxismus-Leninismus an der Fakultät, als 
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,,gut" eingeschätzt, allerdings seien die 
Studenten nur zu 15-20%an"M:sendgewe­
sen. 

Im Hinblick auf die Universitätskirche war 
die Position der Fakultät fest. Hier gab es 
auch keine Unterschiede zwischen den 
Angehörigen der Fakultät mit unterschied­
lichen politischen oder auch theologischen 
Positionen. Emil Fuchs beispielsweise 
versuchte - mit einer gewissen Naivität 
und Überschätzung seines Einflusses -, 
seine guten Verbindungen zu nutzen, und 
wandte sich mehrfach brieflich an tnbricht 
und Gerald Götting, um die Erhaltung der 
Universitätskirche zu erreichen. 11 Gerade 
die Auseinandersetzungen um die Univer­
sitätskirche können auch als Beispiel die­
nen, daß die These von einer ,,Zentral­
steuerung" der Fakultät durch Staatsmacht 
und MfS19 so nicht haltbar sind. 

Als die Anzeichen für die bevorstehende 
Zerstörung der Kirche immer deutlicher 
wurden, erklärte die Fakultät nochmals am 
30. 4. 1968 ihre unveränderte Haltung, daß 
die Kirche unbedingt in einen Universi­
tätsneubau einbezogen werden müsse: ,,Zu 
einem Zeitpunkt, da neue Pläne zur Bebau­
ung des Karl-Marx-Platzes einer Jury zur 
Begutachtung vorgelegen haben, erlaubt 
sich die Theologische Fakultät der Karl­
Marx-Universität, als Sachwalterin der 
Universitätskirche, ihredringlicheBitte um 
Erhaltung dieses nationalen Kulturdenk­
malserneutvorzutragen. Diese Kirche hat 
eine überregionale Bedeutung. 1 nnerhalb 
der mittelalterlichen Architekturgeschich­
te nimmt die 1231 geschaffene Kirche ei­
nen bedeutsamen Rangein. Dieerste Uni­
versitätskirche auf deutschem Boden -
auch als Universitätsaula benutzt - ist 
Zeuge hervorragender geistesgeschicht-
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licherTraditionen. Alseinzigererhaltener 
Bestandteil der alten Universität stellt sie 
die Kontinuität einer 550jährigen Geschich­
te dar. Dieser Gebäudekomplex hat durch 
tatkräftiges Eingreifen Leipziger Bürger den 
angloamerikanischen Bombenterror über­
dauert. - Die Theologische Fakultät ver­
bindet ihre dringliche Bitte mit folgendem 
Hinweis: Sollte die Kirche ihre jetzige Fas­
sade nicht behalten sollen, dann würde die 
Fakultät die Einbeziehung der Vorderfront 
der Kirche in eine neue architektonische, 
der gesellschaftlichen Bedeutung des 
Karl-Marx-Platzes entsprechende Lösung 
zur Bebauung der Westseite des Karl­
Marx-Platzes für sachgerecht halten. In 
jedem Falle sollte die Kirche der Fakultät 
als wichtiges Institut der Predigerausbil­
dung, als gottesdienstliche Heimat und als 
Pflegestätte der musica sacraerhalten blei­
ben. - Wir wissen, mit welcher Freude und 
Erleichterung eine solche Entscheidung 
von vielen Bürgern unserer Stadt und un­
seres Staates aufgenommen würde. Die 
Gemeinsamkeit des Wollens und Handelns 
aller Bürger - der Christen und Nichtchri­
sten - würde in diesem verantwortlichen 
Akt, indem die Vergangenheit siMvoll mit 
der Zukunft verbunden wird, einen über­
zeugenden, ausstrahlenden Ausdruck er­
halten. "20 

Am 16. 5.1968wurdeaufeinerSitzungder 
Ständigen Kom1nissionen Bauwesen der 
Stadtverordnetenversammlung und des 
Bezirkstages, an der auch der Senat der 
Universität teilnahm, über die im SED-Po­
litbüro s~it dem 7. 5. bereits beschlossene 
Gestaltung der Westseite des Karl-Marx­
Platzes berichtet und auch „begründet", 
warum die Universitä~skirche dabei abge­
rissen werden müsse. Die Vertreter aller 
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Blockparteien gaben ihre Zustimmung, 
auchdiederCDU.LediglichderDekander 
Theologischen Fakultät, Ernst-Heinz Am­
berg, erklärte, er könne dem Abriß der 
Universitätskirche nicht zustimmen, auch 
auf die Gefahr hin, .,als Störenfried zu gel­
ten". Wenn er auch das Projekt nicht än­
dern könne, so bitte er doch nochmals, 
eine Erhaltung der Kirche zu ermöglichen, 
wenn nicht als Gotteshaus, dann als Mu­
seum oder Bibliothek. Siegessicher konn­
te Fröhlich darauf großzügig erklären, er 
betrachte Arnberg nicht als Störenfried 
und könne dessen Stellungnahme verste­
hen. Die Beseitigung der „Altsubstanz" 
sei keine Kampfansage an Theologie oder 
Kirche, sondern eine andere Lösung sei 
schlicht Wlmöglich! ,,Auch architektonisch 
wäre es vor den kommenden Generationen 
nicht zu verantworten, eine Lösung mit 
Erhaltung der Altsubstanz zu beschlie­
ßen."11 

Einen Tag später fand im Senat der Univer­
sität die Abstimmung über die „Willenser­
klärung" für das Neubauprojekt - und 
damit die Beseitigung der Kirche - statt. 
Zuvor hatte Dekan Arnberg auf einer Son­
dersitzung des Rates der Theologischen 
Fakultät über die Sitzung der Ständigen 
Kommissionen Bauwesen berichtet. Arn­
berg teilte der Fakultät mit, daß er der 
vorgesehenen Willenserklärung des Se­
nats nicht zustimmen könne: .,Wir haben 
eine Kirche verloren, wir können nicht die 
Achtung vor uns selbst verlieren". Arn­
berg beruft sich auf die von der Verfas­
sung gewährte Gewissensfreiheit, selbst 
wenn es ihn sein Amt koste - man sei zwar 
der Verlierer, aber man köMe nicht mit den 
Siegern ja sagen. Außerdem will die Fakul­
tät versuchen. die Erlaubnis für einen Ab-
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schlußgottesdienst zu erhalten, um ihren 
Standpunkt darzulegen. Der Fakultätsrat 
ermächtigt den Dekan, im Senat die unver­
ändene Haltung der Fakultät zu betonen 
und dem Abriß oder der Willenserklärung 
zum Gesamtprojekt, das den Abriß ein­
schließt, nicht zuzustimmen, sondern ein 
„unmißverständliches Nein zum Abriß der 
Kirche" zu erklären. 

Von dieser Fakultätsratssitzung wird so­
gar bis an das ZK der SED berichtet. Lex 
Ullrnann, Mitarbeiter für Kirchenfragen der 
SED-Bezirksleitung, betont, die Mitglie­
der des Fakultätsrats hätten ihren Wider­
stand gegen den Abriß für später akten­
kundig machen wollen. 

Vor der Senatssitzung fand auch eine Be­
ratung der Parteigruppe des Senats statt, 
in der Harry Pa\\Ula., 1. Sekretär der Univer­
sitätsparteileitung, bereits über die F akul­
tätsratssitzung der Theologischen F akul­
tät berichtete. Dabei wird die Linie der 
Beratung im Senat bestimmt: Die völlige 
Neugestaltung sei aus strukturel !-funktio­
nellen, städtebaulich-architektonischen 
und Raumgründen erforderlich! Die Wil­
lenserklärung bekundet die „uneinge­
schränkte und freudige Zustimmung" zum 
vorgelegten Neubauprojekt. PaMila infor­
mien Fröhlich, auf die Verlesung der Wil­
lenserklärung durch Rektor Ernst Werner 
habe Dekan Amberg in der Senatssitzung 
,,Jcnapp und präzise" erklän, die Haltung 
der Fakultät habe sich seit der Erklärung 
vom 30. 4. 1968 nicht geändert, die F alcultät 
könne zum Abbruch der Universitätskir­
che nur nein sagen. Er könne deshalb der 
Willenserklärung nicht zustimmen. In der 
weiteren Diskussion sprach sich ein gro­
ßer Teil der Senatoren offen für den Neu­
bau aus. Besonders Altmagnifizenz May-
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er, Werner,Jusek undPawula versuchten, 
,,an Herrn Amberg als Dekan und Erzieher 
zu appellieren", es besonders unter den 
Studenten nicht zu „unüberlegten Hand­
lungen"kommen zul~n. Um den Dekan 
in die Enge zu treiben, wird er „direkt be­
fragt, ob er gegen den Neubau sei". Am­
berg erklärte, nicht gegen den Neubau zu 
sein, aber dem Abriß der Universitätskir­
che nicht zustimmen zu köMen, weM auch 
seine Gegenstimme den Bau nicht verhin­
dern werde und er politische Reibereien zu 
vermeiden suche. Bei der Abstimmung 
stimmten alle Venreter außer Amberg für 
die Willenserklärung, Amberg enthielt sich 
der Stimme. 

Am 20. 5. 1968 berichtete Arnberg dem 
Fakultätsrat über die Senatssitzung, die­
ser sprach ihm das Vertrauen aus und 
betonte die Schwierigkeit der Lage und 
das unermüdliche Eintreten der Fakultät 
für die Erhaltung der Kirche. Am 21.5. 
wollten Arnberg und die Studienjahresbe­
treuer mit den Studenten sprechen. Dar­
aufhin wurden ,,nach Auswertung der In­
formation über die Ratssitzung die festge­
legten, aber den Studenten noch nicht 
bekannten Versammlungen vom Rektor ... 
untersagt". Es habe kein Anlaß zu einer 
Ausnahmeregelung an der Theologischen 
Fakultät in bezugauf die Bekanntgabe des 
Beschlusses zur Universitätskirche bestan­
den. Die Theologiestudenten hatten sich 
nocham27. 3. miteinemvon 102Studenten 
unterzeichneten Brief an den LeipzigerChef­
architekten Horst Siegel gewandt und um 
ein Gespräch gebeten, da über den laufen­
den Wettbewtrbzum Karl-Marx-Platz nicht 
informiert werde und Gerüchte über den 
Abriß der Universitätskirche auftauchten. 
Unter den im Zusammenhang mit den Pro-
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testen gegen die Sprengung ,,Zugeführ­
ten" waren mehrere Theologiestudenten. 
Daneben waren vier längerfristig in Haft, 
drei von ihnen zu Bewährungsstrafen, ei­
ner zu einer Freiheitsstrafe verurteilt. 

Die Entscheidung Ambergs, nicht gegen 
die Willenserklärung zu stimmen, sondern 
sich der Stimme zu enthalten, entsprach 
der Sorge um das Schicksal der Fakultät 
und ihrer Angehörigen in einer Situation, 
da die Kirche nicht zu retten war. Eine 
Stimme gegen den Neubau der Universität 
- die Kirche wurde in der Erklärung natür­
lich nicht genannt - hätte leicht als Posi­
tion der Trennung der Fakultät von der 
Universität ausgelegt werden und Interes­
sen, die Theologische Fakultät an der Uni­
versität zu beseitigen, Vorschub leisten 
können. Die Reaktionen der Parteiführung 
gegendieFakultät - beispielsweiseFröh­
lichs Attacken gegen ,,Bethäuser" und ,Jde­
rikales Dunkelmännertum" an der Univer­
sität • zeigen, daß diese Sorge nicht un­
begründet war. 

Unbeeindruckt von den mnehmenden Pro­
testen fand am 23. 5. 1968 die Akklamation 
des Politbürobeschlusses durch die Leip­
ziger Stadtverordnetenversammlung statt. 

Als Initiatoren der ,,Diskussionen und der 
Protestbewegung" gegen die Zerstörung 
der Universitätskirche werden vom Staats­
sicherheitsdienst neben Angehörigen der 
evangelischen und römisch-katholischen 
Kirche vor allem Lehrkräfte und Studenten 
der Theologischen Fakultät der Karl-Marx­
Uni versität genannt. Dementsprechend 
erfolgt die Einsetzung einer Kommission 
zur Untersuchung der ,,Bildungs- und Er­
ziehu~gsarbeit" an Theologischer Fakul­
tät und Theologischem Seminar, auf des-
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sen Einsatz für die Erhaltung der Universi­
tätskirche hier nicht eingegangen werden 
kann. Die Schließung der Fakultät stand 
mit dieser Untersuchungskommission zwar 
nicht unmittelbar bevor, sondern es war 
eher eine Einschüchterung beabsichtigt. 
Die unausgesprochene Drohung mit Aus­
wirkungen für das Fortbestehen der F akul­
tät stand aber im Hintergrund. Offenbar 
war jedoch die Universitätsleitung nicht 
an einer Schließung der Fakultät interes­
siert! So bleibt der Kommissionsbericht, 
zunächst in einer zweiten Fassung noch 
verschärft, weitgehend ohne Folgen. Man 
war sich in der Parteiführung wohl auch 
selbst nicht mehr im klaren darüber, was 
man mit den Ergebnissen der Untersu­
chungen anfangen sollte, vor allem aber 
hatte sich durch den Einmarsch der War­
schauer-Pakt-Truppen in die CSSR die 
politische Situation auch an der Universi­
tät so verschärft, daß ein weiteres Vorge­
hen gegen die Theologische Fakultät nicht 
opportun schien. 

Nicht die Verdrängung der Fakultät aus 
der Universität, wohl aber die Verdrän­
gung aus deren Mitte war mit der Spren­
gung der Universitätskirche und weiter im 
Zuge des Universitätsneubaus gelungen. 

Es bleibt festzustellen, daß sich die Theo­
logische Fakultät der Leipziger Universität 
immer dann, wenn die Gefährdung der 
Universitätskirche deutlich wurde, für de­
ren Erhalt einsetzte. Sie war neben Vertre­
tern der Evangelisch-Lutherischen Lan­
deskirche Sachsens und der römisch-ka­
tholischen Kirche - von den Kirchenlei­
tungen bis zu den Gemeinden -, sowie 
Denkmalpflegern und Kunstwissenschaft­
lern eine der wesentlichen Stimmen des 
Widerspruchs gegen die Zerstörung der 
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Universitätskirche St. Pauli. Zunächst 
wurde auf dem Dienstweg versucht, über 
das Rektorat eine Zusage für die Erhaltung 
der Kirche zu bekommen. Hinzu kamen 
Versuche, durch Schreiben an Vertreter 
der Staatsführung eine Änderung der Plä­
ne zu erreichen. Dabei wurde das Vorge­
hen auch mit der sächsischen Landeskir­
che abgestimmt. Verbindung wurde eben­
falls mit dem Institut für Denkmalpflege in 
Dresden aufgenommen. Im Vordergrund 
der Argumentation auch der Vertreter der 
Theologischen Fakultät stand der kultur­
historische Wert der Kirche. Als letzte 
Möglichkeit wurde sogar die Aufgabe der 
gottesdienstlichen Nutzung angeboten. 
Jedoch konnten weder die Vertreter der 
Universitätsleitung noch die des Rates der 
Stadt oder gar der SED von der Notwen­
digkeit, die spätgotische Kirche zu erhal­
ten, überzeugt werden. 

Bei der Beurteilung des Verhaltens der 
Fakultät ist aber auch festzuhalten, daß es 
kaum Möglichkeiten gab. die Öffentlich­
keit zu erreichen oder mit der Gegenseite in 
ein Gespräch zu kommen. Natürlich be­
stand auch der Wille, es nicht zu einer 
Eskalation kommen zu lassen. Auch stär­
kerer Widerstand hätte jedoch 1968 die 
Sprengung der Universitätskirche nicht 
verhindern können. 

Die Vertreter der SED-Führung behaupte­
ten immer wieder, daß es sich bei der Ent­
scheidung über die Universitätskirche 
nicht um einen antikirchlichen Akt handle. 
Tatsächlich ging es der SED an dieser 
Stelle weniger um einen Generalangriff auf 
die Kirchen, wenn auch die Beseitigung 
des lebendigsten Zentrums kirchlichen 
Lebens in der Leipziger Innenstadt, das die 
Universitätskirche in dieser Zeit war. mit 
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ins Auge gefaßt war. Das Vorgehen richte­
te sich vor allem gegen diese Kirche selbst, 
die am zentralen Platz der Stadt, der als Ort 
von Demonstrationen und Kundgebun­
gen dienen sollte, nicht mehr geduldet 
wurde. Zerstört werden sollte auch die 
enge Verbindung der Universitätskirche 
mit der Karl-Marx-Universität, einer Hoch­
schule, die in besonderem Maße der Lehre 
des Marxismus verpflichtet war. Die neue 
Universität wurde zudem als architektoni­
sche Entsprechung der Hochschulreform 
von 1968 gesehen. So wurde auch nicht 
nur die Kirche zerstört, sondern auch die 
historischen Universitätsgebäude wurden 
beseitigt! Ziel war dieendgültigeZerschla­
gung„bürgerlicher"Traditionen und kriti­
schen Denkens an den Universitäten, die 
gerade im Leipziger Augusteum, beson­
ders in seinem legendären Hörsaal 40, auch 
1968 noch lebendig waren. So muß neben 
der Sprengung der Universitätskirche auch 
die der alten Universitätsgebäude als be­
wußter Akt gesehen werden, der nicht 
allein städtebaulichen Erwägungen folgte 
oder nur Raumprobleme der Universität 
zur Ursache hatte. 

Die Führung der SED sah in der Entschei­
dung zur Universitätskirche zunehmend 
eine ,,Machtfrage". Konsequenz ihrer Po­
litik und ldeologiewardievöllige Unfähig­
keit, andere Meinungen und Argumente 
auch nur anzuhören. SowurdedieZerstö­
rungder Universitätskirche vollzogen, als 
dazu die ökonomischen und politischen 
Voraussetzungen vorhanden waren. 

Christian Winter, Dr. theol., ist Wissen­
schaftlicher Mitarbeiter an du Söchsi.schen 

Akademie der 11'/.Jsenschaflen :11 Leipzig und 
Arbeit.utellenleiler „ Qr,el/en ,ind Forsch11n• 

gen :::11r .söchsi.schen Geschichte" 
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Axel Noack (Wolfen): 

Die evangelische Studentengemeinde In der DDR Im 
Blickfeld des MfS 

Will man die zahlreichen Unterlagen des 
MfS über die Evangelischen Studenten­
gemeinden (ESG) in der DDR richtig 
einordnen, wären zweierlei Vorausset­
zungen nötig: 

Zum einen müßte man über die Bedeu­
tung. die die ESG für die SED-Kirchen­
politik hatte, berichten. Es müßte über 
die offensive Verfolgung der ESG und 
ihrer studentischen Mitglieder in der er­
sten wilden Phase des Versuchs des Auf­
bau des Sozialismus nach der 1. Partei­
konferenz der SED (Juli 1952) und über 
den Schauprozeß gegen den Leipziger 
Studentenpfarrer Siegfried Schmutzler 
(1956/57) im Umfeld der ,,Entstalinisie­
run~iskussion" nach dem XX. Partei­
tag der KPdSU an den Hochschulen der 

DDR (Ernst Bloch, Wolfgang Harich) 
und auf dem Felde der Kulturpolitik (Auf­
bau-Verlag, Walter Janka) berichtet wer­
den. Schließlich wären auch die einschlä­
gigen Politbürobeschlüsse zur Evangeli­
schen Studentengemeinde heranzuziehen. 
Darüberhinaus wäre es nötig, sich die 
besonderen strukturellen und praktischen 
Eigenheiten der ESG im Vergleich mit 
,,normalen" Kirchengemeinden und die 
besondere Rolle der ESG in der Evange­
lischen Kirche zu vergegenwärtigen. 

Dies kann hier aus Platzgründen nicht in 
der nötigen Ausführlichkeit erfolgen, und 
so soll im folgenden nur versucht wer­
den, auf besonders ,,MfS-relevante" Ei­
genheiten der ESG-Arbeit einzugehen. 

Strukturelle Besonderheiten der ESG in der DDR und 
die Bearbeitung durch das MfS 

Die ,,Evangelische Studentengemeinde" 
meint einerseits immer die konkrete ein­
zelne Studentengemeinde am Hoch­
schulort. Auf dieser Ebene ist sie über 
ihren Studentenpfarrer, der in landes­
kirchlichem Lohn und Brot steht, stark an 
die jeweilige Landeskirche gebunden, ob­
wohl die Studenten einer Hochschule in 
aller Regel aus ganz verschiedenen Lan­
deskirchen kommen. Sie sind aber auch • 
nicht zuletzt wegen der Aufnahme alter 
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Traditionen aus der Zeit der ,,Deutschen 
Christi ichen Studentenvereinigung" 
(DCS V) mit ihrer Vereinsstruktur - durch 
die Geschäftsstene der ESG über die 
Landeskirchengrenzen hinweg in der „Ge­
samtarbeit" miteinander verbunden. 

Dieser Struktur entsprach auch eine zwei­
fache Bearbeitungsrichtung durch das 
MfS: 

1.) Die Studentengemeinde bzw. ihre Ge-
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schäftsstelle (GS) konnten als eine zen­
trale kirchliche Einrichtung angesehen 
werden. Entsprechend taucht die Gesamt• 
arbeit der ESG dann in den operativen 
Maßnahmeplänen der Hauptabteilung 
(HA)XX/4auf, wennesdarumging,gr~ 
ßere poli1ische Ereignisse wie Jahres• 
tage, Wahlen, Parteitage oder eiwa den 
Besuch E. Honeckers in der Bundesrepu­
blik „operativ abzusichern". 1 

Basierend auf der Zuarbeit durch die 
Kreisdienslstellen und Bezirksverwaltun• 
gen des MfS erstellte die HA XX/4 zu­
sammenfassende ,,.Analysen" des Standes 
der Aufklärung. Das ist in regelmäßigen 

Abständen, etwa alle zwei Jahre, erfolgt.1 

2.) Auf Bezirks- und Kreisebene waren 
für das MfS dann die einzelne Studenten­
gemeinde bzw. deren regionale Verbin­
dungen von lnleresse. Hier haben die lan­
deskirchlichen Bezüge den Vorrang vor 
der Gesamtarbeit, wie die einschlägigen 
Kapitel über die Studentengemeinden in 
den für nahezu alle Landeskirchen (mit 
fast gleichlautenden Titeln) angefertig­
ten MfS-Analysen belegen. So zum Bei• 
spiel: ,,Die Kenntnis der Evangelischen 
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen • 
Voraussetzung für eine wirksame poli­
tisch-operative Arbeit"' 

Die Studentenpfarrer waren besonders im Blick 

Die Pfarrstellen für die Studentenpfarrer 
wurden - jedenfalls in den Studentenge­
meinden der größeren Hochschulorten • 
als landeskirchliche Stellen geführt. Nur 
in kleinen Studentengemeinden war das 
Studentenpfarramt mit einem Gemein­
depfarramt verbunden. Bis in die achtzi­
ger Jahre hinein galt (innerkirchlich, wie 
auch in der Sicht der staallichen Stellen) 
ein S1udentenpfarramt als „Sprungbrett" 
für die Übernahme kirchenleitender Funk­
tionen. So hat z.B. die Mehrzahl der gera­
de in den Ruhestand verabschiedeten Bi­
schofsgeneration der östlichen ( aber auch 
einiger westlichen) Landeskirchen in ih­
rem früheren Berufsleben einmal ein Stu­
dentenpfarramt innegehabt bzw. war in 
der kirchlichen Ausbildung tätig. 

Möglicherweise liegt hierin eine Erklä­
rung dafür vor, warum das MfS den Pfar­
rern und Pfarrerinnen im Studentenpfarr­
amt prozentual eine höhere Aufmerksam­
keit schenkte als ihren Kollegen im Ge­
mei ndepfarrdienst. Die Zahl der in ovs◄ 

bzw. OPKss bearbeiteten Studentenpfar­
rer ist überdurchschnittlich hoch. So nennt 
die Analyse der HA XX/4 aus dem Jahre 
1984 namentlich 14 Studentenpfarrer 
(zzgl. des Leiters der GS in Berlin), für 
die von der HA XX/4 bzw. von Bezirks­
verwaltungen oder Kreisdienststellen 
OVs bzw. OPKs eingeleitet worden sei• 
en. 6 Dabei rechnet die Analyse zu diesem 
Zeitpunkt mit 34 existierenden Studen­
tengemeindenan Hoch-und Fachschulor­
ten der DDR.' 

Die ESG als .,Kirche auf Zeit" 

Evangelische Studenlengemeinden muß­
ten und müssen immer in begrenzlen, 
überschaubaren Zeiträumen denken. Im 
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schnellen Generationswechsel bei den 
Studierenden, aber auch bei den Studen­
tenpfarrern, liegen bestimmte Schwie-
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rigkeiten wie auch der besondere Reiz 
der ESG-Arbeit. Ämter und Verantwor­
tungen werden in den Studentengemein­
den schnell übergenommen und weiter­
gereicht. Neuwahlen und die Änderungen 
von Zuständigkeiten finden im Semester­
turnus statt, und mindestens jede zweite 
Studentengeneration hat die Chance, sich 
an der Neuwahl eines Studentenpfarrers 
zu beteiligen. Für das MfS boten sich da­
mit allerdin~ gute Ansätze für die 
Durchdringung und die Einschleusung 
vom IM. Eingeschleuste IM waren, ohne 
Verdacht zu erregen, schnell in wichtige 
Positionen der ESG, aber auch der Ge­
samtkirche zu lancieren. Ein Beispiel: 
Der spätere provinzsächsische Konsisto­
rialpräsident Detlef Hammer, der ver­
mutlich im Herbst des Jahres 1970 erst­
mals Kontakt zur evangelischen Kirche 
aufnahm und im Auftrag des MfS die 
Studentengemeinde in Halle besuchte8, 

konnte schon im Februar 1973, also nur 
zwei Jahre später zur Einschleusung 
in das Evangelische Konsistorium als ju­
ristischer Mitarbeiter vorgeschlagen wer­
den. Innerhalb dieser kurzen Zeit hatte er 
,,das volle Vertrauen der Studentenpfar­
rer" erreicht und eine • aus Sicht des 
MfS - beachtliche Zahl von Ämtern und 
Funktionen innerhalb der ESG eingenom­
men:' 

,.Abteilung XX/4: Halle, den /5.2. /973. 
Vorschlag zur Einschleusung des /MV 
'Detlef, Reg.-Nr. J/lll 809/70 als Jurist 
in das Konsistorium der Evangelischen 
Kirche der Kirchenprovinz Sachsen 
... Neben dieser Vorgangsarbeit arbei­
tet /MV inoffiziell im A uflrage des Mß 
in der evang. Studentengemeinde Hal­
le. Er besitzt das volle Vertrauen der 
Studentenpfa"er sowie zu verantwort­
lichen und fahrenden Mitgliedern der 
ESG Halle. Durch diese Funktionen in 
der ESG Halle erhielt der /MV ein sehr 
großes Einsatzfeld: 
z.B. - Leiter des Arbeitskreises Sozio­
logie der ESG - und damit Verantwort­
licher fiir die Partnerschaflsarbeil 
- Mitglied des Kant-Kreises der ESG 
Halle 
- Mitglied des Mitarbeiterkreises der 
ESG 
- ständige Teilnahme an Regirmaltref 
Jen und 1 'eranstaltungen der A K Kirche 
und Gesel/sclrafl 
- Jugendsynodaler der evang. Kirche 
der Kirchenprovinz Sachsen. 

gezeichnet.· Jonak, Oberleutnant". 

Wer sich in der ESG engagierte, konnte 
überall dabei sein und hatte Zugang zu 
allen Informationen. 

ubens- und Arbeitsstil evangelischer Studenteni:emeinden 

Auch das alltägliche Leben und Arbeiten in Kleinkreisen zu bestimmten Themen 
der Studentengemeinden unterscheidet (Philosophie, Literatur, Geschichte etc.), 
sich in sehr starkem Maße von dem Le- zahlreiche gemeinsame Fahrten {,,Rüst­
ben in der normalen Ortskirchengemein- zeiten"), Ausflüge und Ferienreisen. 
de. So hat die ESG ihren Lebensmittel- Schon von daher muß die ESG mit ihrem 
punkt nicht im sonntäglichen Gottes- Arbeitsstil dem MfS viel interessanter 
dienst, sondern im wöchentlichen Ge- als Ortsgemeinden erschienen sein. Dies 
meindeabend. Dazu kommen die Arbeit nicht zuletzt deshalb, weil es hier natür-
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lieh immer wieder um Texte, Bücher, natsverhältnissen der DDR-Universitä-
Zeitschriften und Vervielfältigungen ging, ten gern angenommen wurde. Auch die 
was unter den Bedingungen der DDR- Wohnung der Studentenpfarrer (und da-
Zensur von besonderem sicherheitspoli- mit deren gesamte Familie) waren oft 
tischem Interesse war. Auch der spezifi- einbezogen und Studierende hatten rela-
sche Lebensstil der Studentengemeinden tiv freien Zugang zu Kühl- und Bücher-
war von „operativem" Interesse. In aller schrank der Pfarrerfamilien. Nicht sei­
Regel verfügte eine Studentengemeinde ten wurde brisante (d.h. ,.West-") Lite­
über räumliche Möglichkeiten und tech- ratur beim Studentenpfarrer verwahrt und 
nische Voraussetzungen (Küche, Sessel- dort gelesen, weil man sich nicht getrau­
ecke, Möglichkeit zum Spiel und Musik- te, sie ins Internat mitzunehmen. Einige 
hören), die wirklich gemeinsames Leben ESGn verfügten über eigene kleine Bi­
möglich machten. In den Räumen der Stu- bliotheken, die oft Bücher enthielten (z.B. 
dentengemeinden kam man nicht nur zu aus Geschenken westdeutscher Partner­
,.Veranstaltungen" zusammen. Hier wur- gemeinden), die in öffentlichen Biblio-
de einfach auch gelebt, was von den Stu- theken nie hätten gelesen werden kön-
dierenden in den oft sehr beengten Inter- nen.10 

„Offenheit" als zentraler Punkt im ESG-Selbstverstäodnis 

ln der ESG wird in „Selbstverständnisde­
batten" immer wieder die Frage gestellt, 
wie „christlich" (oder wie ,,kirchlich") 
die ESG einerseits und wie „offen" sie 
andererseits ist. Dabei geht es um Offen­
heit gegenüber Nichtchristen, anderen 
Religionen und Konfessionen genauso 
wie um die Offenheit für Themen aus dem 
säkularen Raum. Die Offenheit der Stu­
dentengemeinden war nicht nur inneres 
Thema, sondern immer auch Problem der 
staatlichen Kirchenpolitik. Mindestens 
ein Ziel dieser Politik war es, kirchliche 
Arbeit und damit auch die ESG-Arbeit 
strikt auf den innerkirchlichen Raum (und 
innerkirchliche Themen!) zu beschrän­
ken und zu begrenzen. Die Beschäftigung 
mit politischen (bzw. parteipolitischen) 
Themen, mit Wehrdienstfragen und Öko­
logie oder Philosophie wurde immer als 
Einmis~hung verdächtigt und kritisiert. 
Einen besonderen Kritikpunkt bildeten 
dabei ESG-Veranstaltungen mit eingela-
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denen Schriftstellern. Solche Abende 
zogen zahlreiche Studenten an und provo­
zierten gesteigerte Aktivitäten des MfS.11 

Die Studentengemeinden haben - ver­
mutlich stärker noch als Ortskirchenge­
meinden - betont und bewußt an der 
,.Offenheit" festgehalten, ohne den An­
spruch aufzugeben, christliche Gemein­
de sein zu wollen. Gerade diese Offen­
heit erregt den Argwohn des MfS: 

,. Durch den offenen Charakter der Stu­
dentengemeinden, in der auch Nicht­
christen und Jugendliche aus anderen 
Bereichen mitarbeiten können, finden 
sich in der Regel politisch-negative 
Kräfte zusammen. Die Evangelischen 
Studentengemeinden sind in ihrer Ge­
samtausrichtung als ein ständiges Sam­
melbecken für feindlich-negative Kräf­
te einzuschätzen. (lnofjizie/1 wurde ein­
geschätzt, daß eine Reihe christlich ge­
bundener Studenten eine Mitarbeit in 
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der Studentengemeinde ablehnt, weil 
diese ihnen zu reaktionär sei.) "12 

Wenn nun einerseits die ESG-Arbeit ge­
rade wegen dieser Offenheit beargwöhnt 
werden konnte, so konnte andererseits 
das MfS diese Offenheit auch bewußt zur 
Einschleusung von IM ausnutzen. Die 
nachgelassenen Dokumente belegen ein­
deutig, daß dem MfS durchaus bewußt 
war, daß kirchliches Hinterland bzw. reli­
giöse Sozialisation keine Bedingung da­
für war, um als IM in eine Studentenge­
mei nde eingeschleust zu werden. Selbst 
die Gefahr, bei ,,Kulthandlungen" inner-

halb der ESG als ungeschickt und ah­
nun~los aufzufallen, wurde vom MfS als 
geringbetrachtet. DieErwartungder ,,Ent­
wicklung" eines Glaubensbekenntnisses 
bleibe bestehen: 

,. Generell wird kein Glaubensbekennt­
nis gefordert. Für einige kirchliche 
Amtsträger und Angestellte, die in Ver­
bindung mit feindlich-negativen, pseu­
dopazijistischen Per.fonenzusammen­
schlüssen stehen, erscheint es jedoch 
erstrebenswert, im laufe der 'Mitar­
beit' ... ein solches Glaubensbekenntnis 
zu entwickeln. "13 

Ju:endsynodale 

Von hohem Interesse für das MfS war 
eine besondere ,,kirchliche Einrichtung": 
Als Ergebnis basisdemokratischen Neu­
aufbruchs nach 1968 ,wr in fast allen 
Landeskirchen der DDR das Amt der „Ju­
gendsynodalen„ eingeführt worden. Die 
Evangelische Jugend- bzw. Studentenar­
beit erhielt damit die Möglichkeit, unbe­
einträchtigt durch das ansonsten geltende 
komplizierte Wahl- und Delegationsver­
fahren über Gemeindekirchenräte (Kir­
chenvorstände) und Kreissynoden (Be­
zirkssynoden)direkt und unmittelbar Ver­
treter in die Landessynoden bzw. durch 
Delegation über die ESG-Gesamtarbeit 
in die Bundessynode und damit in die 
höchsten kirchlichen Entscheidun~gre­
mien zu entsenden. Sie hatten dort in der 
Regel mit Ausnahme des Stimmrechtes 
alle anderen Rechte und Pflichten von 
Synodalen. koMten also das Wort ergrei-

fen, Anträge einbringen und an den ge­
schlossenen Sitzungen der synodalen Aus­
schüsse und Arbeitsgruppen teilnehmen. 

Synodaltagungen erzielten, wie die zahl­
reichen Berichte, Einschätzungen und 
Maßnahmepläne, aber auch die zu ihren 
Tagungen eigens gebildeten staatlichen 
Arbeitsgruppen belegen, die besondere 
Aufmerksamkeit der staatlichen Kirchen­
politik und damit des MfS. Es ist also 
nicht verwunderlich, daß auch das Inter­
esse des MfS an den Jugendsynodalen 
erheblich war. 14 So nahmen bspw. auch 
die beiden, bis in die Leitung meiner 
eigenen Landeskirche eingeschleusten 
IM, Marion Staude und Detlef Hammer, 
die ihre ,,Karriere" in den Studentenge­
meinden Halle bzw. Merseburg begon­
nen hatten, ihren Weg über das Amt der 
Jugendsynodalen. 

Partnerbeziehunzen zu Studenten:emeinden West 

Partnerbeziehungen zu Kirchengemein­
den in den westlichen Landeskirchen (bzw. 
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Kontakte zu den ,,Patengemeinden") hat• 
ten wohl die meisten Kirchengemeinden 
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in der DDR. Die Studentengemeinden 
gehörten zu dem Teil der evangelischen 
Kirche, der die intensivsten und vor allem 
geordnet regelmäßige Kontakte zu den 
Partnergemeinden im Westen unterhielt. 
Die Studentengemeinden hatte nahezu 
flächendeckend regelmäßig in jedem Se­
mester ein Partnertreffen in Berlin. Dar­
auf hatte man sich vorbereitet und ein 
gemeinsames Thema für das Treffen war 
verabredet worden. Die ESG konnte also 
trotz ansonsten strikter Abgrenzung „nor­
malen" Studenten regelmäßige Kontakte 
zu Studenten in Westdeutschland vermit­
teln, während etwa die FDJ bestenfalls 
Treffen von Funktionären ermöglichte. 
Entsprechend bildet das Thema Partner­
arbeit eindeutig einen besonderen 
Schwerpunkt in den Analysen des MfS 
zur ESG-Arbeit. Dies wird auch durch 
zahlreiche Arbeiten, angefertigt an der 
Juristischen Hochschule des MfS in Pots­
dam-Eiche, belegt. 15 

Auffällig, aber wohl erkJärlich ist die 
veränderte Funktion, die das MfS für sich 
selbst in Bezug auf die Partnerarbeit der 
ESGn sah. Gewöhnlich wird die kirchen­
politische Rolle des MfS als Arbeit zur 
.,Aufdeckung, vorbeugenden Verhinde­
rung und Bekämpfung . .-. des Mißbrauchs 
der Kirchen für die lnspirierung und Or­
ganisierung politischer Untergrundtätig­
keit und die Schaffung einer antisoziali­
stischen, inneren Opposition in der DDR" 
verstanden und beschrieben. 16 Im Blick 
auf die Partnerarbeit geht es dann nicht 
nur um die „Verhinderung des Miß-

brauchs", sondern die ,,Bearbeitung und 
Kontrolle (der Partnerschaftsbeziehun­
gen) erfolgt mit folgender Zielstellung:" 

..... Zielgerichtete Unterbindung bzw. Ein­
schränkung bestehender Partnerschafts-­
verbindungen bzw. sich anbahnender 
Kontakte. 
Die Realisierung dieser Zielstellung ist 
im wesentlichen nur durch unsere Haupt­
mitte/, die inoffiziellen Kräjle[,] zu er­
reichen. Überlegungen in unserer Arbeit 
müssen dahin gehen, dort IM zu schaffen, 
wo sich entsprechende 'Schaltstellen • der 
Partnerschajlsarbeit befinden . .. i, 

Mit der Partnerarbeit sind allerdings noch 
weitere MfS-relevante Aspekte verbun­
den. So waren natürlich auch die Studen­
ten der Partnergemeinden aus dem We­
sten Deutschlands im Blickfeld des MfS. 
Wenn man bedenkt, welche Aktivitäten 
das MfS für die Arbeit im „Operationsge­
biet" entfaltet hat, wird erklärlich, warum 
auch die Partnerarbeit unter diesem 
Aspekt betrachtet worden ist. Dabei regi­
striert das MfS, daß zu diesen Treffen aus 
dem Westen vor allem Studenten anrei­
sen würden, die „links"bzw. ,,DDR-" oder 
doch wenigstens ,,sozialismusfreund­
lich" seien: 

„Insgesamt muß jedoch eingeschätzt 
werden, daß durch die BRD-Teilneh­
mer in den meisten Fällen realistische 
Positionen bezogen werden. Hingegen 
mehrfach von DDR-Teilnehmern bei 
diesen Treffen die Politik von Partei 
und Regierung der DDR verleumdet und 
verunglimpjl wurde. "11 

Die Arbeit des MfS mit inoffaziellen Mitarbeitern innerhalb der ESG 

Daß das MfS auch im Bereich der Kirch­
lichen Studentenarbeit nicht auf seine 
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,,Hauptwaffe", den Einsatz von „1 norizi­
ellen M'itarbeitern", verzichten würde, 
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liegt auf der Hand. Dennoch gibt es einige 
Auffälligkeiten: Die MfS-Experten schie­
nen jedenfalls darin übereinzustimmen, 
daß es bei der beschriebenen besonderen 
Lage der Studentengemeinden praktisch 
leichter ist, IM in Studentengemeinde­
gruppen ,,an -"bzw." einzuschleusen" als 
aus solchen festgefügten Gruppen „her­
auszubrechen". Diese Eigenschaft teilen 
die Studentengemeinden mit anderen 
Gruppen, z.B. Friedensgruppen, Ökogrup­
pen etc., aber auch mit solchen festen 
Gemeinschaften wie Gruppen von Bau­
soldaten, die in der Sprache des MfS un­
ter die ,,feindlich-negativen, pseudopazi­
fistischen Personenzusammenschlüsse" 
gezählt wurden. 

,,Es zeigte sich, daß der Erkenntnis­
stand zum Persönlichkeitsbild ... ein­
zelner Mitglieder der feindlich-negati­
ven, pseudopaziflstischen Personenzu­
sammenschlüsse, vor allem zu Ansatz­
punkten fur ein gezieltes 'Herausbre­
chen' von Personen, unzureichend war. 
Gleichzeitig mußte festgestellt werden, 
daß meist verhärtete Positionen bei die­
sen Personen vorlagen, die eine erfolg­
reiche Werbung für die inoffizielle Zu­
sammenarbeit mit dem MJS nicht zulie­
ßen. Sehr schnell wurde deshalb im l·'er­
antwortungsbereich die Aufgabe der 
Einschleusung geeigneter IA.J ... in den 
Mittelpunkt der politisch-operativen 
Arbeit gerückt. "19 

In Auswertung eines Erfahrungsberich­
tes eines IMB20, der in der ESG Rostock 
tätig war, wird festgehalten: 

„ Wie auch im Erfahrungsbericht des 
JA,fB 'Bernd Kästner' sichtbar, wurden 
in der Bezirksven11altung Rostock gute 
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operative Arbeitsergebnisse über die 
Einführung zuverlässiger llvf in die Be­
arbeitung feindlich-negativer P<?Ziflsti­
scher Personenkreise erzielt. Obwohl 
auch die Möglichkeit des Herausbre­
chens einzelner Personen ständig ge­
prüft wird, müssen doch die hohen Ge­
fahren für die Gewährleistung der Kon­
spiration immer in Rechnung gestellt 
werden. •<21 

In Potsdam-Eiche, wo man über einen 
großen Fachbereich ,,Psycl~ologie" ver­
fügte,22 entstanden spezielle Arbeiten zu 
dieser Thematik. Darin werden die be­
sonderen Anforderungen analysiert und 
problematisiert, die an die lM zu stellen 
sind, da sie sich noch in einem jugendli­
chem Alter, in ihrer Ausbildung und im 
Aufbau von Partnerbeziehungen befin­
den. Auch wenn das MfS sich große Mühe 
zu geben scheint, berufliche und persön­
liche Nachteile, die sich für die jungen 
Menschen aus ihrer MfS-Tätigkeit erge­
ben können, zu minimieren, hat der 
,,Kampfauftrag" des MfS immer Vorrang. 
Ein bildhaftes Beispiel: 

,,2. 1. Welche Anforderungen sind - aus­
gehend von den aktuellen und zu er­
wartenden Aktivitäten des ,\lißbrauchs 
der ESG durch feind/ich-negative Kräf­
te - an die inoffiziellen Mitarbeiter zu 
stellen? ... 
Grundvoraussetzung für die erfolgrei­
che Tätigkeit eines IM in der ESG ist die 
unbedingte Treue zum AfjS und ein ho­
hes marxistisch-Leninistisches Grund­
wissen, um die offen und verbrämt häu­
fig unter dem Deckmantel des Pazifis­
mus vorgetragenen Angriffe richtig er­
kennen und operativ werten zu können. 
Weiterhin ist stets zu beachten, daß die 
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inoffiziellen Mitarbeiter, wenn sie aus 
dem studentischen Bereich kommen, 
über eine gute Allgemeinbildung verfü­
gen und gute Studienergebnisse errei­
chen. Schlechte Studienleistungen kön­
nen bei Bekanntwerden des aktiven Mit­
wirkens in der ESG schnell zu vorzeiti­
gen Exmatrikulationen fuhren . ... ESG­
Veranstaltungen finden vonviegend in 
den späten Abendstunden und an Wo­
chenenden statt, also zu einer Zelt, in 
der ein Student einer Universität Studi­
enau/gaben zu lösen hat. Um die Teil­
nahme an den Veranstaltungen absi­
chern zu können, ist demzufolge eine 
konzentrierte Studienarbeit erforder­
lich. 
Eine konkrete kirchliche Bindung vor 
dem Einsatz in der ESG em'ies sich 
bisher als nicht erforderlich. In der Re­
gel konnte die Einführung inoffizieller 
:\litarbeiter in die ESG über dritte Per­
sonen, die bereits r~eranstaltungen der 
ESG besuchen oder zu einem der be­
reits genannten Arbeits/..reise gehören, 
realisiert werden. 
Hohe Anforderungen sind auch an die 
persönliche Opferbereitschaft des in der 
ESG :um Einsatz kommenden IM zu stel­
len. 
Bei dem JA/ handelt es sich in der Regel 
um Jugendliche bzw. Jungeni·achsene, 
die sich in einem Alter befinden, in dem 
bereits häufig feste Partnerschaflsbe­
ziehungen eingegangen werden. Ver­
kehrt der Partner nicht in der ESG bzw. 
lehnt eine religiöse Betätigung gänz­
lich ab, kann es zu persönlichen Kon­
flikten bis in die Jeweiligen Elternhäu­
ser filhren. 
Zum Beispiel steuert die Abteilung XX. 
einen weiblichen l!v/B, dessen Freund 
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fordert, die kirchlichen Aktivitäten ein­
zustellen. Im Interesse der zu lösenden 
bedeutsamen operativen Aufgabenstel­
lungen wird durch den IM-führenden 
Mitarbeiter eine Lösung des Verhält­
nisses angestrebt. 
Hier wird deutlich, daß es so früh wie 
möglich darauf ankommt, die operative 
Arbeit hemmende Partnerschaflsbezie­
hungen zu erkennen, um vor deren Fe­
stigung eine Trennung erreichen zu 
können. 
Um bestimmte Schlüsselpositionen in 
der ESG besetzen zu können, müssen 
bereits unter den Oberschülern auch 
aus traditionell christlichen Elternhäu­
sern IM gewonnen werden, die im Rah­
men der kirchlichen Jugendarbeit, ins­
besondere der Jungen Gemeinde, zum 
Einsatz kommen. "ll 

Die Zahl der vom MfS mit der Ausspä­
hungdes ESG-Umfeldes beauftragten IM 
ist hoch gewesen. Genaue Zahlen liegen 
noch nicht vor. Schätzungen müssen vage 
bleiben. So gibt die Analyse der HAXX/4 
von 1984 allein für den BezirkHalle(und 
die dort vorhandenen fünf Studentenge­
meinden) die Zahl von ,,20 IM zur ständi­
gen operativen Kontrolle der Evangeli­
schen Studentengemeinden" an. Damit 
sei ,,zur Führung operativer Grundpro­
zesse" eine „operative inoffizielle Ba­
sis" ,,überwiegend" vorhanden. Gleich­
zeitig wird „eingeschätzt", daß „die inof­
fizielle Basis in den Leitung.sgremien der 
Gesamtarbeit der Evangelischen Studen­
tengemeinden (Bei rat, Studentenpfarrer­
konferenz, Studentengemeinderat) und in 
der Aufklärung und operativen Kontrolle 
der sogenannten Partnertreffen und öku-
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menischenKonferenzen" .,unzureichend" 
sei. 2' 

In den Studentengemeinden selbst ist mit 
solch großer Zahl von Spitzeln nie ge­
rechnet worden. Allerdings wurden die 
Studenten alljährlich von den Studenten­
pfarrern auf die mögliche Kontaktauf­
nahme durch Mitarbeiter des MfS vorbe­
reitet. Die Empfehlung für diesen Fall 
lautete, dem Stasi-Mitarbeiter sofort mit­
zuteilen, man werde über dieses Gespräch 
umgehend den Studentenpfarrer infor­
mieren. Die Bestimmungen über das 
Beichtgeheimnis gäben dafür die rechtli­
che Grundlage ab. Auch Spitzelberichte 
belegen derartige Belehrungen durch die 
Studentenpfarrer. Als Beispiel soll aus 
einem IM-Bericht einer Studentin über 
die Belehrung der ESG-Gruppe nach ei­
nem brisanten Wochenende mit einem 
Schriftsteller (2.4.77) zitiert werden: 

".\.Jan sollte im Gespräch vielleicht den 
Psalm 73 enrähnen. Das schult gleich 

ein bißchen. Ihr könnt auch sagen, daß 
hier eine Billardplatte steht, das inter­
essiert. Die interessieren sich nicht so 
sehr für das Programm, sondern fiir 
Dinge, die so nebenbei passieren. Ihr 
wißt von nichts. Es ist ratsam, nach dem 
Gespräch bei (dem Studentenpfarrer) 
vorbeizugehen, ihm alles erzählen. 
Meist soll man etwas unterschreibe,,, 
daß man über das Gespräch niemanden 
und nichts erzählt. Das braucht ihr nicht 
zu unterschreiben. Das Beichtgeheim­
nis wird davon nicht berührt. Wir brau­
chen uns keine Angst zu machen, die 
wollen uns nur Angst machen. Sie spre­
chen Drohungen aus. die sie aber so 
leicht nicht veni'irklichen. In letzter Zeit 
sind einzelne angesprochen worden. vo11 
denen aber keiner ehi·as erzählt hat. 
F.S. sagte, daß das etwas Grundsätzli­
ches sei. Das braucht heute und morgen 
nicht zu passieren - dies sei gleichzei­
tig für künftige l 'eranstaltunge11 ge­
dacht. "21 

Zusammenfassung: Die ESG in der Sicht des MfS 

Versucht man, aus den verschiedenen ana­
lytischen Texten verallgemeinernd eine 
Sichtweise des MfS auf die ESG zu re­
konstruieren, so lassen sich folgende 
Punkte und Übereinstimmungen festma­
chen: 

1.) Auch wenn die Analysen, Auskunfts­
berichte etc. von unterschiedlicher Län­
ge und Dichte sind, findet sich wiederholt 
ein mehr grundsätzlicher Teil, der die 
Geschichte der ESG zu würdigen sucht. 
Das kann von einer knappen Aufzählung 
eines Datengerüstes bis zu ausführlichen 
Darstellungen geraten. Dabei kann als 
Regel gelten, daß die Beschreibung der 
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DCSV-Zeiten und die Verbindung zur 
Bekennenden Kirche in der NS-Zeit prä­
ziser ausfällt als etwa die Wertung der 
Neubegründung nach 1945. Mindestens 
Erwähnung findet dabei das Kommuni­
que überein Staat-Kirche-Gespräch vorn 
11.7.1953. Es sollte die Probleme des 
Frühjahres 1953 zwischen FDJ und ESG 
kJären26 Darin heißt es u.a.: 

., ... Da in letzter Zeit verschiedene l/n­
klarheiten über den Charakter der Jun­
gen Gemeinde auftauchten, 1n1rde im 
//er/auf der Aussprache klargestellt. 
daß es sich bei der Jungen Gemeinde 
und der Evangelische11 Studentenge-
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meinde nicht um Organisationen han­
de/1, sondem um eine Lebensäußerung 
im Raum der Kirche und ihrer Gemein­
den. 
Für die Durchführung der kirchlichen 
Jugendarbeit tragen die Leitungen der 
Landeskirchen und ihre hierfür einge­
setzten Organe die Verantwortung mit 
dem Bestreben, die eindeutig kirchliche 
Zielstellung zu sichern." 

2.) In der weiteren Beschreibung der ESG­
Geschichte werden weder die Ereignisse 
der Jahre 1957/58 (Prozeß gegen Pfarrer 
Schmutzler) noch die einschlägigen Be­
schlüsse von Politbüro und SED-Sekre­
tariat erwähnt. Es darf fast bezweifelt 
werden, daß letztere von den Stasi-Mitar­
beitern der achtziger Jahre überhaupt ge­
kannt wurden. 

3.) Übereinstimmungherrscht in der Wer­
tung der inneren EntwicklungderESG als 
eine Absatzbewegung von den Festlegun­
gen der als „Statut"bezeichneten „Grund­
sätze" von 1953. Kritisch wird vermerkt, 
die ESG haben sich entgegen ihrer Selbst­
verpflichtung „politisiert" und sich nicht 
religiösen Themenkreisen zugewendet.: 

.. Fand dieses Statut in den ersten Jah­
ren noch Beachtung, lassen sich im laufe 
der Zeit wesentliche l'eränderungen 
feststellen, so unter anderem das Abge­
hen von bisheriger Passivität zum ge­
sel/schafllichen Engagement. Seitens 
der Kirchenleitung erfolgt far die Stu­
dentenpfarrer eine Orientierung[.} sich 
in ihrer Arbeit mit der sozialistischen 
Umwelt :11 befassen. den i\1arxismus­
Leninismus zu analysieren und sich kri­
tisch mit diesen Fragen auseinander­
:usetzen. "21 
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4.) Gesehen wird auch vom MfS, daß sich 
seit etwa l 984eine Entwicklungabz.eich­
net, daß die Friedens- und Menschen­
rechtsgruppen sich von den ESG separie­
ren, und daß unter den Studierenden die 
Sorgen um den Studienplatz stärker En­
gagement und spektakuläre Aktionen ver­
bieten. Gruppenaktivitäten wie z.B. die 
Bewegung für einen „Sozialen Friedens­
dienst" (SOFD) haben an den ,,Hoch-und 
Fachschulen keine Massenbasis gefun­
den". 21 

5.) Die ESG kommt schließlich immer 
stärker als ein Ursprungs- und Ansatz­
punkt für die Entstehung,,feindlich-nega­
tiver, pseudopazifistischer Personenzu­
sammenschlüsse" in den Blick. Das ge­
steigerte Interesse des MfS gilt zuneh­
mend diesen ,,Personenzusammenschlüs• 
sen" selbst. 

In einer eigenen ausführlichen Anlage 
benennt eine Analyse von 1984 „Operativ 
relevante Arbeitskreise in den Evangeli­
schen Studentengemeinden der DDR". 
Es werden darin namentlich dreizehn 
Friedenskreise, vier Ökologiekreise, ein 
Schauspielkreis und zwei Arbeitskreise 
,,Homosexualität" genannt.19 

6.) Auffällig in allen Analysen ist das In­
teresse des MfS an der finanziellen Lage 
der ESG-Arbeit. Nicht nur im Blick auf 
die Partnerarbeit, wo das Herausfinden 
der Mitfinanzierung durch die Bundesre­
gierung als Fahndungserfolg verbucht 
wird, sondern auch im Blick auf die finan­
zielle Lage der einzelnen Studentenge­
meinden registriert das MfS aufmerksam 
Geldquellen, Kontostände und sogar 
EKD-Unterstützung für kirchliche Mit­
arbeiter irl der DDR (,,Bruderhilfe'-.).30 
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7.) Breiten Raum nimmt der Versuch ein, 
die Rechtslage der ESG-Arbeit in der 
DDR zu beschreiben. Den MfS-Autoren 
sind die Schwierigkeiten und die dürftige 
Ausgangslage wohl bewußt. Die kirchen­
rechtliche Problematik wird so nicht ge­
sehen. Auch die ESG kann als Beispiel 
dafür gelten, das die Kirche in der Sicht 
des Staates und also auch des MfS viel 
zentralistischer erscheint, als sie es tat­
sächlich ist. Auch im Blick auf die ESG­
Arbeit werden rechtliche Kompetenz und 
Durchsetzungsvermögen zentraler kirch­
licher Stellen (Ostkonferenz, Konferenz 
der Kirchenleitungen) überschätzt. Daß 
z.B. wiederholt auf einen „Artikel" der 
Ordnung des Kirchlichen Lebens der 
Evangelischen Kirche der Union (EKU) 
von 1955 verwiesen wird, zeigt die ganze 
Schwäche der Argumentation deutlich 
an_J1 

Unter Verweis auf die DDR-Verfassung, 
das Strafgesetzbuch und das geltende 
Vereinsrecht: .,Studentengemeinden exi-

Anmerkuncen: 

stieren als Vereine, die vom Staat ent• 
sprechend der' Verordnung über die Grün­
dung und Tätigkeit von Vereinigungen' 
vom 6.11.1975, nicht anerkannt sind(§ 
2(1) - Vereinigungen bedürfen zur Aus­
übung ihrer Tätigkeit der staatlichen An­
erkennung)" 32 wird zusammenfassend 
festgestellt: 

.,Somit kann eindeutig gesagt werden, 
daß die Evangelischen Studentenge­
meinden in der DDR entsprechend des 
geltenden Rechts der DDR keine juristi­
schen Objekte Personen sind und 
somit keinerlei Pflichten und Rechte 
innehaben. Die werden durch den so­
zialistischen Staat lediglich gedul­
det. "lJ 

Axel Noack. Pfarrer, war /976-78 
Assistent far Neuere Kirchenge­

schichte am Katechetischen Ober­
seminar Naumburg, 1978-85 

Studentenpfarrer in .\lerseburg und 
ist seither Gemeindepfarrer in Jrolfen 

1 Boispiole für dorartigo Maßnahmepläne sind \\iederholl veröffentlicht worden. Vgl z.B. die Anlagen zur 
abwoichCllldenMoinung der Abgeordneten Dr. Marll.lS Vettewid Manfrod Walther(boideCDU) zum Bericht des 
Untorsuchwiguusschusses 1/3 des Landuges Brandenburg vom 29 -t 199~, Drucksache 1/3009, veröffentlicht als 
Drucksachodos Landtages, Maschinenschrift, venielfiiltigt 3 Bd. Zu vergleichen wären besonders dieAnlagen 
19.8. (btr. Besuch Helmut Schmidts in der DDR 1980): 19.9. (btr ... Kampfkurs X:"= X. Parteitag der SED, 1981) 
und 19. l~ (btr. "Nelke 88" = Feier des L Mai 1988). 

1 Hier sei nur der letzte der bisher aufgefundenen ausführlichen ..Auskunftsberichte" nachgewiesen: Analyse des 
Standes der operalivenAufk.lärungwid Bearbeitung der Evangelischen Studentengemeinden (ESG) in der DDR, 
vorgelegt von der HaupubtoilungXX/~ am 31.5.1984, Maschinenschrift 26Seiaen ugl. Alllagen.BS1U MfS ZA HA 
XX/4-489. 
1 Jonak, Rudibert: Dio Kenntnis der Evangelischen Kirche der Kirche111rovinz Sachsen· Voraussetzung für eine 
wirlmme politisch-operative Arbeit, MfS Hochschule JHS VVS oOO 1 • 230/83, BSt U MfS JHS 22139 BI. 1-131, 
zzgl. Ool11111ontonamang(Anhang: BStUMfS JHS 23507). Der Abschnitt ..Die EvangolischenStudentengemein­
don'' umfaßt die Seiten~) bis ~7. 
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• OV = Operativer Vorgang. 
1 OPK = Operative Personenkontrolle 

'Vgl. HAXX/4,Analyso: DionamentlicheAufzählungdorOVbzw. OPKerfolgt indonAnlagen Nr. 1 und Nr. 
9. Vgl. auch MfS, HA XX/4: "Konzeptionzurpolitisch-operativonBearbeitungundvorbeugenden Bekämpfung 
des politischen Mißbrauchs der EvangelischenStudentengemeinden(ESG )in der DDR "vom 17.9.1984 (Maschi­
nenschrift 4 Seiten), unterzeichnet: Bartnitzek (Major, Referatsleiter)und Jaschke(Oltn), BStU,ZAHAXX/ 
4 BI. 193-196. Vgl. weiter: .. Kurze Einschätzung der gegenwärtigen Zusammensetzung der Evangelischen 
Studentenpfarrerkonferenz", o. Vf., o. Jahr [ca.1982]; Maschinenschrift 3 Seiten, BStUZA HAXX/4. 

'Die ESG selbst zählte damals 36 Studentengemeinden. Vgl. vervielfältigtes Verzeichnis .,Anschriften der 
Studentenpfarrer der Evangelischen Studentengemeinden in der DDR(Stand: November 1984)", in: Akten der 
Goschiiflsstelleder ESG: ESG-GS W-11-80. 

'Vgl. die ausführliche Darstellung der Stasi-Mitarbeit des ehemaligen Konsistorialprä.sidonton Detlef Hammer 
und der Konsistorialrllin Marion Staude in: Schultze, Harald und Waltraut Zachhuber: Spionage gegon eine 
Kirchenleitung • Detlef Hammer• Stasi-Offizier im Konsistorium Magdeburg, Maschinenschrift verviolfaltigt, 
Magdeburg November 1994, S. 12. 

'Schultze/Zachhubel', Spionage, S. 90. 

•0 Im MGil\.schrank" dc,r Meneburgc,r ESG zählten z.B. Rainer Kunzos .,W1mderbare Jahre", RudolfBahros ~Die 
AJtemative" und Erich Fromms „Haben oder Sein•' zu den .. Rennern" meiner eignon Studontenpfarrerzeit. 

11 Vgl Bericht Rainer Kunzos Ober die Einsicht in .. seine"' MfS-Akte: Kunzo, Rainer: Deckname ~Lyrik", 
Frankfurt/Main 1990, Fischer-Taschenbuch 1085-t Vgl. auch HAXX/-1,Analyse, Bl.17: ~Obwohl sogenannte 
Schriftsteilerlesungen mit politisch-negativen Personen gegenüber Vorjahren zurOckgegangon sind, wurden 
\\iederholt Lesungen mit solchen feindlich-negativen Kräflen_ \\ie Lutz Rathenow und Rolf Schneider, durchge­
führt. Weiterhin traten in den Räumlichkeiten der Studentengemeinden die Schriftsteller bzw. L)Tiker Hans 
Cibulka, AdolfEndler, DetlefOpitzund U\\'e Kolbe mit feindlich-negativen Diskussionen auf." 

1? HAXX/4, Analyse, BI 17 

11 Vgl. Körner, Thomas: Spezifische Anforderungen an die Aus\\'ahl und den Einsatz von Inoffiziellen Mitarbei• 
tern, die in feindlich-negati\'e, pseudopazifistische Personenzusammenschlüsse eingeschleust werden sollen. 
MfS JHS VVS o00I - -H 1/87: BStUZA MfS JHS 21096, Zitat: BI. 18. Vgl. weiter: Schulze,Hans-Peter: Die 
zielgerichtete Ent\\'icklung und Qualifizierung eines IM bei der Heranführung an den Leiter einer kirchlichen 
Gruppe mit der Vorbereitung des perspektivischen Einsatzes als hauptamtlicher Mitarbeiter der Kirche zur 
Verhinderungdos Mißbrauchs durch den Gegner, MfS JHS GVS 00001 • 80/85: BStUZAMfS JHS 20286. 

1• Jugendsynodalewerden vom MfS z.B. als „Jugendliche mit perspektivischen Entwicklungsmöglichkeiten" 
beschrieben Vgl. Heinrich,Kenntnis,S. 76 

u Vgl Heinrich, Kenntnis, S. 39-53 und HAXX/-1, Analyse, S 21-23. Vgl. Materialsammlung der HA XX/4 vom 
26. 7.65 . .. Die Rolle Westberlins zur ideologischen Beeinflussung der Jugmd Westdeutschlands im Rahmender 
psychologischen Kriegführung des Bonner Staates". Vgl. auch Flolh, Karl-Heinz: Politisch-operative Hauptauf­
gaben, Erfahrungen u. Erkenntnisse zu f eindl.-negati\'enAktivitäten reaktionärer klerikaler Kräfte im Rahmen 
sogenannter Partnerschaftsbeziehungenunter besonderer Beachtung der kirchlichen Jugendarbeit, MfS JHS WS 
0001- 309/83. Vgl. weiter: Bergmann, P.: Subversive Bestrebungen im kirchlichen Gruppontourismus aus 
nichtsoz. Staaten und WB und Methoden ihrer Aufdeckung. MfS JHS VVS 00001 • 387 /84. Jänisch, D.: Das 
operative Zusammenwirken ausgewählter Kräfte und Millel des MfS zur Kontrolle und Verhind~~ dos 
politischen Mißbrauchs kirchlicher Partnerschaftsarbeit, MfS JHS VVS o000 1 • 303/88. • ' 
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16Vgl. das voneinemFoncherl.:ollektivvorgelegte„Schulungsmatenal" (November 1983,311 SoiteoManwknpt· 
druck)mitdem Titel: .,Gnmdorientierungfürdiepolitisch-operativeArbeit des MfS zur Aufdeckung, vorbeu­
gondl/9 V~e,rung und Bekämpfung der Versuche des Feindes zum Mißbrauch der Kirchen für die lnspiri~g 
und Orpnisierung politischer Untergrundtätigkeit und die Schaffung einer antisozialistischen, inneren Opposi • 
tioninderODR".MfSJHSVVSoO0l-1-17/83. 
11 Heinrich, Keootnis, S. 54f. 
11 HAXX/4, Analyse, BI. 22. 

"Körner, Anforderungen, S. 13f. 

)1) 1MB = IM zur ~Beurteilung im Verdacht der Feindseligkeit stehender Personen, feindlicher Stellen und Kräfte" 
(Krone, Tinau.a.: WennwirunsereAktenlesen, Berlin 1992,S. 44). 
11 Schimnick, Rainer: Die Hauptaufgaben des Einsatzes inoffizieller Mitarbeiter bei der AufspOrung und 
Bekämpfung unter dem Deckmantel des Pazifismus vorgetragener subversiver Angri.ff e, dargestellt am Beispiel 
der ESG Rostock. MfS JHS WS 0001-395/83: BStU, ZA, K -136. 

12 An der MfS-Hochschule mit einem Personalbestand von 761 Mitarbeitern ( 1989) gab es an der Sektion 
,.Politisch-operative Spezialdisziplin" einen besonderen Lehrstuhl für Psychologie. Vgl. Die Organisationstruk tur 

des Ministeriums filr Staatssicherheit 1989 • Vorläufiger Aufriß nach dem Erkenntnisstand von Juni 1993. Hors g. 
v. Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR, ReiheA Nr. 2/93. 
12 Schinmick, Hauptaufgaben, S. 20ff. Vgl. auch dm ausführlichen Bericht über die FünorgedesMfS fü.rden 1MB 
,,Karin", in Volker, M.: Praktische Erfahrungen und Erkenntnisse der Vermiulungeines realen und aufgaben• 
bezogenen Feindbildes an IM. Untersucht und dargestellt an einem fM der Linie XX/-1, MfS JHS WS oOO0 l • 
285/89: BStU ZAJHS 2145 I, {Der Text ist ohne Nennung des Verfassers veröffentlicht in: Zwie-Gespräch • 
Beitrige zum Umgang mit d!I' Staatssicherheits-V ergangenhoit,hrsg. v. Ulrich Schröter Wld Dieter Mochte!, 4.Jg. 
Heft 24/25 [Dezember 1994], S. 14-45). Die ausführlichste Beschreibung der Anforderungen an einen IM im 
Bereich der ESG bietet: Schnitzer, Eberhard: Die Enll'<icklung von inoffiziellen Mitarbeitern unter der 
studentischen Jugend für den Einsatz in der E vange\ischen Studentengemeinde Greifswald und die Gewährleistung 
ihres gesellschaftlich eff ektiveo Einsatzes zur wirksamenAul1dirung und Bekämpfung von Erscheinungsfomon 
der politischen Unter-grundtätigkeit, MfS JHS WS 458/88: BStU MfS JHS ZA 201 /6 

u Vgl. HAXX/4, Analyse, S. 2-1. 

uzitiertnacb Schorlemmer, Friedrich: Worto öffnenF iuste, Die Rückkehr in emsch\\ieriges Vaterland, München 
1992, S. 15 1. Vgl. auch den von Schimruck \\iedergegebenen IM-Bericht des 1MB ~Bernd Kästner": Jn den 
regelmäßigenESG-Mittwochsabenden{ die ich hin und \\iederbesuchte) \\urdcoftmals {aber auch im Friedens­
kreis) Vonicht gegemiber dem MfS erzeugt. Studen!enpfarrer K[leemam] ist sich sicher, daß Aktivitäten des MfS 
in dieser Richtung laufen. ... Hauptsächlich ist man der Meinung, daß das MfS Personen/Studenten anspncht 
{umwirbt), wn diesefllr Mitarbeit/\nfonnationsgewinnung zu gewinnen. Mehrfach betonte K., für den Fall, daß 
man vomMfS angesprochen \\ird und man ineinenGe\\issenskonflikt gerät,sich sofort an ihn zu wenden, ernird 
den Konflikt bereinigen" Schimnick, Hauptaufgaben, S. 36. 

16 Ein Teil eines Wortprotokolls dieses Gespräches in Köhler, Günter(Hg.): Pontifex nicht Par1isan Kirche 1md 
Staat ind« DDR von l 949bis 1958. Dokumenteaus dc,r Arbeit des Bevollmiichtigtendes Rates derEKD bei der 
Regierung der DDR.Propst Heinrich GrOber, Stuttgart 1974,S. 121-126. 

11 Heinrich, Kemtnis, S. 53f., vgl. auchJonak, KeMtnis, S. 44: .. Enlsprechend des Statutes der ESG von 1953 
hat dieESG dieAufgabekirchliche Themen und Probleme ('Verl.."Ondigungdes Evangeliums') zu behandeln und 
sich mit diesenaweinanderzusetzen. Wurde zu Beginn der ESG-Arbeit das Statut beachtet,so hat sich jedoch 
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im Laufe der Jahreeine wesentliche Veränderung der Arbeit der Evangelischen Studentengemeinden ergeben. 
Daraus ist ersichtlich, daß es Z\\~schen Staat und Kirche in fragen Evangelische Studentengemeinde keine 
juristischen V ereinb1n1ngen gab und gibt und sie an dm Hoch· und Fachschulen illegal exiJtienn und somit geduldet 
werden." 

11 Heinrich, KeMtnis, S. 6-1. 

"Vgl. Anlage 7 zu HA XX/-1, Analyse. 

io Vgl. Heinrich, Kenntnis, S. 33-35 = Kapitel 3: ,.Malerie\le und finanzielle Grundlagen der Evangelischen 
Studentengemeinden in der DDR". 
11 Vgl. Heinrich, Kenntnis, S. 13. Heinrich zitiert Artikel 31 der Lebensordnung. Nicht geseheirnirddabei,daß 
die Landeskirchen der DDR ja nur zum Teil zur EKU gehören und diese Ordnung formal also gar nicht in der ganzen 
DDR gilL Abgesehen davon, daß eine „Lebensordnung", rechtlich betrachtet, ein schwaches Instrument ist. 

I! Heinrich, Kenntnis, S. 12 
11 Heinrich, Kenntnis, S 15. 
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Peter Maser (Münster): 

•lt • ., 

,,Beitrag zur Klärung der Grundfragen christlicher Existenz"? 
Zur Rolle der Ost-CDU an den 

Theologischen Fakultäten/Sektionen der DDR 

Ende der vierziger Jahre war die Junge 
Union besonders an den Hochschulen 
und Universitäten aktiv. An einigen Uni­
versitäten konnten CDU-und LDP-Hoch­
schulgruppen bei den Studentenratswah­
len im Wintersemester 1948/49 sogar 
Mehrheiten bis zu 70 Prozent erreichen 1• 

In der SBZ und in Ost-Berlin ergriffen 
SMAD und SED daraufhin massive Re­
pressionsmaßnahmen gegen die Hoch­
schulgruppen der CDU und LDP, denen 
Karl Wilhelm Fricke bescheinigt, sie sei­
en ,,geistige und politische Oppositions­
und Widerstandszentren im akademischen 
Bereich gewesen•<2. Ab Beginn der fünf­
ziger Jahre mußten die Hochschulgrup­
pen der CDU in der DDR ihre Tätigkeit 
dann nach und nach einstellen und deren 
Mitglieder in die Ortsgruppen umregi­
strieren. 1955 erklärte Günter Wirth, 
damals Sekretär der Parteileitung in Ber­
lin und bis zum Sturz der SED-Diktatur 
für ideologische Grundsatzfragen in der 
Ost-CDU zuständig3, ,.die Christlich-De­
mok.ratische Union [sei] keine Volkspar­
tei" mehr. Sie müsse sich vielmehr als 
,,kleinbürgerlich-demokratische Partei" 
begreifen und deshalb die Führungsrolle 
der SED auch durch den Rückzug aus den 
Betrieben, Verwaltungen und Hochschu­
len anerkennen•. 
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Spätestens also seit Beginn der fünfziger 
Jahre war die Ost-CDU nur noch ein Fak­
tor - und gewiß nicht der einflußreichste 
- unter mehreren, die auf die Theologi­
schen Fakultäten der staatlichen Univer­
sitäten in der DDR einwirkten. Zu diesen 
Einflußfaktoren, die in einem kompli­
zierten Wechselspiel von Gemeinsam­
keiten und oft unüberbrückbaren Gegen­
sätzen die Wirklichkeit der Fakultäten 
bestimmten, gehörten die „zuständigen" 
Kirchenleitungen, dann die Professoren­
und Assistentenschaft, die Studenten, die 
sich an den Theologischen Fakultäten 
noch bis weit in die siebziger Jahre hinein 
eigenständige Organisationsstrukturen 
(z.B. der ,,Zehnerrat" in Halle) erhalten 
konnten, die verschiedenen Ebenen der 
Universitätsleitu~g, der FDGB, die FDJ 
und im Hintergrund selbstverständlich 
stets gegenwärtig und aktiv die SED. Für 
die Ost-CDU jedoch war in diesem Be­
ziehungsgeflecht kein fester Platz mehr 
vorbehalten. 

Vieles hing davon ab, welchen persönli­
chen Einfluß die „Unionsfreunde" inner­
halb der Fakultät besaßen und in welchem 
Ausmaß sie bereit waren, diesen für ihre 
Partei einzusetzen. Dabei wird man davon 
ausgehen dürfen, daß die Generation der 
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CDU-Mitglieder, die in der unmittelba­
ren Nachkriegszeit an die Theologischen 
Fakultäten in der SBZ/DDR kamen, in 
aller Regel noch über einen größeren 
Einfluß verfügte und vielleicht auch des­
halb eine größere Standfestigkeit besaß 
als die jüngeren Kollegen, die dann auch 
zu einem erschreckend großen Teil er­
folgreich vom Ministerium für.den Staat­
sicherheitsdienst der DDR angeworben 
wurden'. 

In der Aktenüberlieferung der Abt. Kir­
chenfragen beim Hauptvorstand der Ost­
CDU spielen die Probleme der Theologi­
schen Fakultäten und Sektionen eine er­
staunlich untergeordnete Rolle. Insge­
samt etwa anderthalb große Aktenordner 
- mehr ist aus rund vierzig Jahren nicht 
übriggeblieben! Zwei Drittel dieses Ma­
terials sind allein der Humboldt-Univer­
sität Berlin zuzuordnen, an deren Theolo­
gischer Fakultät die Ost-CDU vergleichs­
weise stark vertreten war und in ständiger 
Auseinandersetzung mit dem SED­
orientierten Flügel um den Systematiker 
Hanfried Müller stand. 

Einen ersten größeren Einsatz leisteten 
die „Unionsfreunde" unter den Theolo­
gieprofessoren im Jahr 1952, als Mini­
sterpräsident Otto Grotewohl die Theo­
logischen Fakultäten als verfassungswid­
rig bezeichnete und vorschlug, eine „theo­
logische Akademie in der DDR" als Er­
satz zu gründen 6. Neben zahlreichen 
kirchlichen Persönlichkeiten meldeten 
sich auch Mitglieder der Ost-CDU in 
dieser Angelegenheitvongrundsätzlicher 
Bedeutung durchaus eindrücklich und kri­
tisch zu Wort1

. Bereits am 28.8.1952 
verbreitete die Hochschulgruppe Greifs­
wald eine Stellungnalime•, in der sich 

96 

bereits alle Argumente finden, die vor 
dem Hintergrund der deutschen Univer­
sitätsgeschichte für die fortdauernde Ein­
bindung der Theologen in die staatliche 
akademische Ausbildung sprechen. We­
nige Tage später äußerte sich die Hoch­
schulgruppe Rostock in ganz ähnlicher 
Weise'. 

Am 10.9.1952 lud dann Günther Wirth 
einige CDU-Studenten zur Besprechung 
der Lage ein. Dieses Schreiben ist auch 
deshalb interessant, weil es zeigt, mit 
welcher Lan~eitperspektive die Ost­
CDU-Kader im Bereich der Theologi­
schen Fakultäten in Position gebracht 
wurden. AJs Teilnehmer vorgesehen wa­
ren u.a. die späteren Berliner Professo­
ren Hans Georg Fritzsche (IM ,,Fritz") 
und Hans Dieter Döpmann, der spätere 
Jenenser Praktologe Klaus-Peter 
Hertzsch, der spätere Hallenser Neute­
stamentler Traugott Holtz (IMV10 ,,Prof. 
Baum") sowie Wieland Scharnbeck (da­
mals FDJ-Sekretär der Berliner Fakul­
tät), Bernt Satlow (Halle) und Friederun 
Milde, verh. Fessen (spätere Hauptrefe­
rentin für Theologie im Staatssekretariat 
für das Hoch- und Fachschulwesen, Gl11 

,)rene"). In dem Protokoll der Beratung, 
bei der Herbert Trebs, der spätere Berli­
nerÖkumeniker (GI ,,Anton"), die Partei­
leitung vertrat 12, wurde festgehalten, daß 
die „anwesenden Theologiestudenten [ ... ] 
nur für Staatsfakultäten und gegen kirch­
liche Akademien sich zu äußern beab­
sichtigten" 13. 

Auch Johannes Leipoldt, der renommier­
te und fortschrittliche Leipziger Neute­
stamentler, meldete sich mit mehreren 
Briefen an den Generalsekretär der Ost­
cou: Gerald Götting, ZU Wort14. Direkt 
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an Ministerpräsident Grotewohl schrieb 
der Leipziger Theologieprofessor Emil 
Fuchs, der die Theologischen Fakultäten 
als ,.Forschungsstätten über Wesen und 
Bedeutung der Religion im Ganzen des 
gesellschaftlichen Lebens" den Univer­
sitäten erhalten wissen wollte11

• In einer 
bemerkenswert gründlichen und würdi­
gen Denkschrift „über die Bedeutung der 
Evangelisch-theologischen Fakultäten im 
Organismus der Universitäten" vom Ok­
tober 1952 faßte schließlich die Leipzi­
ger Theologische Fakultät nochmals alle 
Argumente gegen die Schließung der Fa­
kultäten zusammen 16. Aus Berlin wurden 
am 13.11.1952 sehr scharfmacherische 
,,Bemerkungen zur Neuregelung des 
kirchlichen Ausbildungswesens" vorge­
legt, die darauf abzielten, .,die Universi­
täten von den von den theologischen Fa­
kultäten ausgehenden schädlichen Ein­
flüssen" zu befreien, zugleich aber auch 
sicherstellen sollten, .,daß nicht die nun­
mehrigen kirchlichen Akademien oder 
wie immer sie genannt werden, Herde der 
Zersetzung werden"''. 

Auch Hans-Hinrieb Jenssen, damals Prak­
tischer Theologe in Greifswald, wurde zu 
einer gutachterlichterlichen Äußerung 
aufgefordert", allerdings läßt sich nicht 
mehr feststellen, ob der progressive 
Theologe diesem Wunsch entsprochen 
hat. Möglicherweise kam es dazu schon 
nicht mehr, weil die SED-Führung inzwi­
schen erkannt hatte, daß die Ausgliede­
rung der Theologischen Fakultäten aus 
den staatlichen Universitäten das Ende 
vieler Manipulationsmöglichkeiten be­
deutet hätte. Die kircheneigenen Ausbil­
dung.sei nrichtungen auf Fakultätsniveau 
in Berlin, Leipzig und Naumburg/S. boten 
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hierfür schon einigen Anschauung.sun­
terricht 19• Spätestens im Frühjahr 1953 
wurde deshalb die ganze Angelegenheit 
stillschweigend ad acta gelegt, ohne daß 
sich etwas grundsätzlich verändert hät­
te20 _ 

Insgesamt gesehen hat die Ost-CDU in 
dieser Überlebensfrage für die Theolo­
gischen Fakultäten an den staatlichen 
Universitäten also weder im akademi­
schen noch im kirchlichen Bereich Bo­
den gewinnen können 21, zumal ihre Akti­
vitäten, die sich heute aus den Archivfun­
den heraus nachzeichnen lassen, damals 
in der Öffentlichkeit kaum wahrgenom­
men werden konnten. 

Auch in den folgenden Jahren, in denen 
allmählich immer mehr theologische 
Hochschullehrer in der DDR ihre Kar­
riere der Ost-CDU verdankten, spielte 
die Parteizugehörigkeit bei den Kollegen 
und bei der Studentenschaft in den Theo­
logischen Fakultäten kaum eine Rolle. 
Entscheidend für das allgemeine Urteil 
waren vielmehr die persönliche Integrität 
und die Leist_ung in Lehre und Forschung 
des einzelnen ... ochschullehrers. Selbst­
verständlich wußte man in vielen Fällen, 
daß der Betreffende ohne die diskrete 
Unterstützung seiner Partei sich kaum an 
der Universität hätte halten können. Bei 
anderen wunde~e man sich, daß sie glaub­
ten, es überhaupt nötig zu haben, ihre 
Laufbahn über die Ost-CDU abzusichern. 
Unverständlich groß war der Anteil an der 
Zahl dieser wegen ihrer Leistungen re­
spektierten „Unionsfreunde", die sich als 
IM von der Staatsicherheit verpflichten 
und zumindest teilweise auch zu ganz 
ordinären Spitzeldiensten mißbrauchen 
ließen. 
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Das volle Ausmaß der personal politischen 
Aktionen hinter den Kulissen war aber 
wahrscheinlich überhaupt nur den zustän­
digen Parteifunktionären der Ost-CDU 
und natürlich auch der SED bekannt. Von 
besonderem Interesse sind hierfür die 
Akten der Abt. Kirchenfragen beim Haupt­
vorstand der Ost-CDU zur Theologischen 
Fakultät der BerHner Humboldt-Univer­
sität. 

Sie zeichnen ein ungeschminktes Bild 
von den vielfach einander kontrovers ge­
genüberstehenden Interessen, die die 
Berliner Fakultät als in sich zerrissen 
erscheinen ließen. Der Kampf zwischen 
dem SED-Flügel um den Systematiker 
Hanfried Müller und seine Frau, die Kir­
chenhistorikerin Rosemarie Müller­
Streisand, und der auf die Ost-CDU hin 
orientierten Gruppe beschäftigte die 
Dienststellen des Staatsapparates, der 
SED und eben auch der Ost-CDU über 
Jahre hin21. 1967 eskalierten die Kon­
flilcte, von wilden Denunziationen hin und 
her aufgeheizt, in dem Vorschlag des 
Ehepaars Müller, die Fakultät zu spalten: 
Die von der Mehrheit vertretene „liberale 
Theologie" sollte sich' in einem „Theolo­
gischen Institut" organisieren, während 
für die Müllers ein „Ökumenisches Insti­
tut [ ... ) als eine Art Gegen-Bossey", also 
als eine Gegengründung gegen das Öku­
menische Institut des Ökumenischen Ra­
tes der Kirchen in Genf, errichtet werden 
sollte. Weiter verlangte das Ehepaar 
Müller: ,.Da die Mitarbeit in diesem In­
stitut eine besondere kaderpolitische 
Qualifikation erfordere, sollte die Aus­
wahl der Mitarbeiter nur nach vorheriger 
Abstimmung mit dem ZK (= der SEI;>!], 
dem Staatssekretariat [ für Kirchenfragen] 
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und der Ost-CDU erfolgen. Nach dieser 
Abstimmung sollten diese Vorschläge 
dann dem Rat der Fakultät zur Beschluß­
fassung vorgelegt werden." 13 Dieser nie­
mals umgesetzte Plan war so dreist, daß 
die Müllers, die sonst stets gegen die 
Ost-CDU operierten 24, in diesem Fall 
offensichtlich der Meinung waren, hier 
müsse auch der Parteivorstand der Ost­
CDU durch Information und die Perspek­
tive eingebunden werden, daß damit auch 
für einige von der Ost-CDU favorisierte 
Nachwuchswissenschaftler verbesserte 
Aufstiegschancen geschaffen werden 
könnten. 

An der Umwandlung der Theologischen 
Fakultäten in Sektionen Theologie ab 1971 
war die Abt. Kirchenfragen beim Haupt­
vorstand des Ost-CDU zwar informell 
beteiligt21

, konnte aber kaum noch Ein­
fluß auf die Ausgestaltung dieses Pro­
zesses nehmen, durch den die universitä­
re Theologie in der DDR auf völlig neue 
Grundlagen gestellt wurde. 

Welche Rolle die SED künftig der Ost­
CDU in den Sektionen Theologie zuzu­
billigen bereit war, hat WulfTrende von 
der Abt. Kirchenfragen in einem Akten­
vermerk vom 28.1.1972 festgehalten. 
Danach stellte im Zusammenhang mit 
einer von der Ost-CDU für Theologiestu­
denten geplanten Tagung in Grünheide 
bei Berlin der im Ministerium für Hoch­
und Fachschulwesen für die Sektionen 
Theologie zuständige Referent, Jürgen 
Janott. unmißverständlich klar: ,,Es sei 
nicht Aufgabe der CDU, gegenüber Theo­
logiestudenten eine Erziehungsfunktion 
auszuüben. Diese obliege einzig dem 
~~isteri':!m für Hoch- und Facbschul­
wesen."26 Schwierigkeiten mit den Sem.i-
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naren für Theologiestudenten zeichneten 
sich für die Ost-CDU offensichtlich je­
doch schon 1970 ab. In einem ,,streng 
vertraulichen" Aktenvermerk notierte 
Gerhard Quast, daß Oberkonsistorialrat 
Manfred Stolpe der ,,Blockpartei" die 
kirchlichen Heime in Bad Saarow oder 
Buckow zur Abhaltung ihrer Veranstal­
tungen angeboten und hinzugefügt habe: 
,,Mit Kohlen seien sie auch noch für den 
nächsten Winter reichlich versorgt.'<:11 

Ab den frühen siebziger Jahren schwand 
der Einfluß der Ost-CDU auf die Sektio­
nen Theologie immer stärker. Wollte sie 
direkt auf die Studentenschaft einwirken, 
konnte das eigentlich nur noch durch per­
sönliche Kontakte der Assistenten und 
Hochschullehrer geschehen, die der Par­
tei angehörten. In Einzelfällen mag auch 
noch eine Kontaktaufnahme über die so­
genannten ,.Arbeitsgruppen Christliche 
Kreise" der Nationalen Front möglich 
gewesen sein, die sich auf regionaler 
Ebene auch um Theologiestudenten und 
junge Nachwuchswissenschaftler bemüh­
ten. Ansonsten mußte sich die Ost-CDU 
weithinaberdaraufbeschränken, indirekt 
auf die Sektionen Theologie einzuwir­
ken, bei denen der Spruch umzugehen 
begann: ,.Wer etwas werden will, sollte 
sich nicht gerade mit der CDU verbün­
den." 

Eine gewisse Bedeutung erlangte in die­
sem Zusammenhang die ab 1973 monat­
lich erscheinende Zeitschrift „Stand­
punkt", die von Günther Wirth herausge­
geben wurde. Dieses Blatt hatte zunächst 
erhebliche Startschwierigkeiten. In ei­
~em; Brief vom 31.10.1972 an Wolfgang 
Heyl, den stellvertretenden Vorsitzen­
den der Ost-CDU, beschwerte sich Wirth 
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beispielsweise: .,Ich wollte jedenfalls 
noch einmal modifizieren, daß die Vor­
bereitung des STANDPUNKT so unge­
fähr das Dilettantischste ist, an dem ich 
mich je beteiligen mußte - und das, ob­
wohl meine (kaum veränderten) Vorschlä­
ge seit anderthalb Jahren (z.T. noch län­
ger) vorliegen.'<:18 

Trotz dieser offensichtlich mühseligen 
Anfänge eroberte sich der „Standpunkt" 
allmählich eine gewisse Position, gab es 
in ihm neben vielen Beiträgen, die streng 
an der .,Parteilinie" orientiert waren, auch 
manches zu lesen, was so in der DDR­
Einheitspresse sonst nicht zu lesen war. 
Die gewisse Liberalität, die Wirth sei­
nem Blatt zu geben vermochte, veranlaß­
te darüber hinaus allmählich auch immer 
mehr Universitätstheologen und Kirchen­
vertreter dazu, zumindest gelegentlich 
dem „Standpunkt" als Autor zur Verfü­
gung zu stehen. In welchem Ausmaß die 
Zeitschrift auch von der Studentenschaft 
gelesen wurde, läßt sich schwer einschät­
zen. Allzu groß dürften die Einflußmög­
lichkeiten der Ost-CDU dadurch jedoch 
nicht gewesen sein. 

Tiefergehend, wenn auch noch schlech­
ter zu quantifizieren, war die Ei nflußnah­
me, die die Ost-CDU über die Produktion 
ihrer parteieigenen Verlage, den Berliner 
Union Verlag29 undden Leipziger Verlag 
Köhler & Amelang, versuchte. Hierzu 
bedarf es allerdings noch eingehender 
Untersuchungen. Im Programm dieser 
Verlage spielten solche Titel eine erheb­
liche Rolle, die dazu geeignet schienen, 
die christlichen Bürger im sozialistischen 
Staat zu beheimaten. So erbat Gerald 
Götting beispielsweise im August 1979 
vom ZK-Mitglied Kurt Hager die Geneh-
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migung zur Herausgabe eines „repräsen­
tativen Bildbandes über 'Christliche Kunst 
in der DDR'" und begründete seinen 
Wunsch folgendermaßen: .,Auf wissen­
schaftliche und zugleich massenwirksa­
me Art würde dieses Buch im In- und 
Ausland zeigen, über welch reiche huma­
nistische Traditionen unsere Republik 
verfügt und wie auch in dieser Hinsicht 
die DDR das Werk aller ihrer Bürger ist. 
Das wiederum würde politisch die Ein­
sicht erhärten, die Sie selbst kürzlich mit 
der Feststellung kennzeichneten,• daß ein 
dem tätigen Humanismus verpflichter 
christlicher Glaube und staatsbürgerli­
che Verantwortung für den SoziaJismus 
durchaus zu vereinbaren sind'. "30 

Der gewünschte Band erschien dann 1 982 
tatsächlich in prächtiger, großformatiger 
Aufmachung unter dem Titel „Christliche 
Kunst im Kulturerbe der Deutschen De­
mokratischen Republik" im Union Ver­
lag Berlin. Die Modifikationen, die das 
Projekt in der Zwischenzeit erfahren hat­
te, deuten auch auf die Begrenzungen hin, 
denen die Ost-CDU durch die SED-Füh­
rung bei ihrer Publikationstätigkeit un­
terworfen war. 

Sehr viel unmittelbarer auf die theologi­
sche Ausbildung wirkte das seit 1970 
vorbereitete, dreibändige „Handbuch der 
Praktischen Theologie'', das 197 5-1978 
in der kircheneigenen Evangelischen Ver­
lagsanstalt in Leipzig erschien. Die Her­
ausgeber dieses grundlegenden Lehrbu­
ches gehörten keineswegs alle der Ost­
CDU an, um so interessanter ist es in 
welchem Umfang die Abt. Kirchenfra~en 
der Ost-CDU versuchte, auf den Mitar­
beiterkreiJ und die Textgestaltung einzu­
wirken31. 
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Zur Kombination von Hochschullehrern 
an den Sektionen Theologie und kirchli­
chen Vertretern schrieb der Berliner Prak­
tische Theologe und ,.,Unionsfreund" 
Hans-Hinrich Jenssen an den zuständigen 
Referenten Schneider im Ministerium 
für das Hoch- und Fachschulwesen mit 
Ablichtung an die Ost-CDU beispiels­
weise: ,,Da im Herausgeberkollektiv acht 
Universitätstheologen von zum größten 
Teil ausgeprägt progressiver Profilierung 
neben nur drei Theologen, die von kirch­
lichen Ausbildungsstätten kommen, mit­
wirken und zudem von Anfang an eine 
enge Fühlungnahme mit Ihnen, bzw. dem 
Ministerium praktiziert und auch von al­
len Beteiligten anerkannt wird, ist nicht 
zu befürchten, daß die Konzeption des 
Lehrbuches durch diese Erweiterung des 
Herausgeberkollektivs über den Kreis der 
Universitätstheologen hinaus negativ be­
einflußt wird, zumal die drei beteiligten 
Theologen der kirchlichen Ausbildungs­
stätten als durchaus aufgeschlossen gel­
ten dürfen. "32 

In einem „Gespräch mit Ufrd. [= Unions­
freund] Dr. Kretzschmar" am 1.8.1973 
wurde dann darauf gedrungen, daß dieser 
u.a. die „terminologische Trennung von 
marxistisch-leninistischer Begrifflich­
keit und theologischen Termini" beachte. 
Außerdem sollte das ganze Manuskript 
Kretzschmars mit dem Ziel überarbeitet 
werden, ,.die Aussagen gegen Mißver­
ständnisse zu schützen". Schließlich sol­
le das Literaturverzeichnis „auf die Auf­
führung von in der DDR zugänglicher 
Literatur beschränkt" werden33. 

In der gleichen Richtung war auch das mit 
ejner A4flage von 8. 000 Exemplaren-ge­
plante „Sachwörterbuch THEOLOGI-
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SCHE GRUNDBEGRIFFE (Arbeitstitel)" 
angelegt, über das der Hauptvorstand der 
Ost-CDU am 25.5.1971 beschloß. Die­
ses sollte den Zweck erfüllen, ,,Erkennt­
rushilfe zu leisten, wie sich die Kirchen 
in unserer Republik • als Zeugnis- und 
Dienstgemeinschaft' ... in der sozialisti­
schen Gesellschaft der DDR bewähren" 
Weiter beschloß die Führung der Ost~ 
CDU zu dem neuen Werk: ,,Informatio­
ne~ ü~rtheologische Tendenzen in kapi­
tahst1schen Ländern, vor allem in West­
deutschland, sollen deutlich machen, in 
welchen theologischen Konzeptionen 
Einflüsse der imperialistischen Ideolo­
gie festzustellen sind. "34 

Das „Theologische Lexikon. Herausge­
geben von Hans-Hinrich Jennssen und 
Herbert Trebs in Verbindung mit Johan­
nes Althausen, Günter Baumbach Hans­
Diete~ Döpmann, Hans-Georg Fri~che, 
Joachim Rohde, WulfTrende und Ludwig 
Wächter" erschien 1978 im Union Ver­
lagBerlin. Im Vorwort erklärten die Her­
ausgeber: .,Auf modische Tendenzen ei­
ner_ von der spätbürgerlichen Ideologie 
beeinflußten Theologie, die erfahrungs­
gemäß nur kurzlebig sind und vor allem 
keinen echten Beitrag zur Klärung der 
Grundfragen christlicher Existenz leisten, 
wurde nicht eingegangen. Der theologi­
sche Modernismus, jene durch Anpas­
sung von Theologie und Kirche an die 
politisch-sozialen und geistig-kulturel­
len Verhältnisse im Spätkapitalismus ge­
prägte Strömung in Theologie und Kir­
che, besitzt in der DDR keinen Nährbo­
den und hatte im Kreis der Mitarbeiter 
dies.es Nachschlagewerkes keinen Ver­
treter. "33 Dieser Selbsteinschätzung der 
Mitarbeiter am „Theologischen Lexikon", 
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das 1981 noch eine zweite Auflage erleb­
te, braucht nichts hinzugefügt zu werden. 

Wenn man die Rolle der Ost-CDU an den 
staatlichen Theologischen F akut täten bzw. 
Sektionen Theologie in der DDR umfas­
send würdigen wollte, müßte natürlich 
auch noch auf die Bedeutung genauer 
eingegangen werden, die „Unionsfreun­
de" aus der Hochschullehrerschaft im 
Sin~e ihrer Partei bei der Vennittlung 
bestt_mmter theologischer Strömungen 
gespielt haben. Hier besteht aber noch 
erheblicher Forschungsbedarf, um die 
schleichenden Verformungen und Ver­
fälschungen klar herausarbeiten zu kön­
nen, die dabei stattfanden. Besonderes 
Interesse hatte die Ost-CDU beispiels­
~ise an einer DDR-spezifischen Rezep­
tion Karl Barths, Dietrich Bonhoeffers 
und Albert Schweitzers sowie der Theo­
logischen Erklärung der Banner Bekennt­
nis-Synode von 1934 und des „Darmstäd­
ter Wortes" von 1947. Mit zahlreichen 
Veröffentlichungen und Symposien ver­
suchte die Ost-CDU hier eine eigenstän­
dige ,,Erberezeption" zu initiieren. Auch 
der gesamten sog. ,,Ökumenischen Theo­
logie" kam hier eine Schlüsselfunktion 
zu, sollte diese doch in besonderem Maße 
an der ideologischen Gleichschaltung der 
: heologie und der Theologenausbildung 
m der DDR mitwirken. Gerade die „Öku­
m~niscl_1e Theologie" in der DDR zeigte, 
wie weit die Ost-CDU zu gehen bereit 
war, wenn es um die spezifische Förde­
rung und Durchsetzung der von der SED 
v~rgegebenen ideologischen Hauptlinie 
gmg. 

Peter Maser, Prof Dr. theol., ist Kir­
chenhistoriker an der Evang.-Theol. 

Fakultät der Universität Münster 
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Günter Wirth (Berlin): 

Kulturprotestantische Öffentlichkeit in der DDR: 
Die evangelische Monatszeitschrift STANDPUNKT 

NatürlicbwarderSTANDPUNK.Tnichtals 
theologische Zeitschrift intendiert und lizen­
ziert, sondern als ein kirchenpolitisches Organ 
AlleinschondieRahmeubedingungeoundder 
Zeitpunkt seiner Gründung machen dies deut­
lich( 1972/73). Tatsächlich war der STAND­
PUNK.T im Rahmen der Kirchen-und Bünd­
nispolitik der DDR gedacht als V ersuch, die in 
der Ulbricht-Ära als Kampforgane begründe­
ten "progressiven" Zeitschriften "Glaube und 
Ge-wissen" ( 1955) und "Evangelisches Pfar­
rerblatt" (1959) gleichsam aufzufangen und 
derenpublizistischeAnsitzedenBedürfnisacn 
und Notwendigkeiten der Kirchenpolitik i.nder 
Honecker-Ära anzupassen - und das hieß vor 
allem, ausderGnindlU1j$des Bundes der Evan­
gelischen Kirchen in der DDR ( 1969) wid 
deren alsbald erklärter Grundl inieder "Zeug­
nis- wid Dienstgemeinschaft in der DDR" 
(1971) die Konsequenzen zu ziehe11 Dies 
schien insbesondere die Vereinigung all jener 
Kräfte im ostdeutschen Protestantismus zu 
fordern, die auf der LinieBarmen-Stuttgart­
Dannstadt mindestens zur Loyalität gegen­
über der DDR bereit waren Übrigensgeschah 
der publizistische V ereinigungspro:zeß nicht 
ohne den Widerstand der Herausgeberkreise 
der beiden bisherigen Zeitschriften: Der Her­
ausgeber des "Evangelischen Pfarrerblatts", 
der Bwid Evangelischer Pfarrer in der DDR, 
ahnte~c~tzu_Unrecht, daß mit der Einstellung 
seiner Zeitschrift, diedereinzigeAusweiseiner 
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produktiven Seite seiner Existenz war und 
Echo bis in kirchenleitendeKreise, sogar bis in 
dieEKiD-Kanzlei Hannover, hatte, sein Ende 
avisiert war, und es tratdennauchrascbein. 1 

WaseinigederHerausgeberundRedakteure 
von "Glaube und Gewissen" angebt, so boy­
kottierten diese den STANDPUNKT eine 
Weile, insbesondere auf der Li.nie denunziato­
rischer Vorwürfe eines schädlichen Intellek­
tualismus. 

In der Rückschau ließe sich generalisierend 
sagen, daß der STANDPUNKT ( seit Januar 
1973 erscheinend) - von den Anfängen abge­
sehen, selten polemisierend - einen publizisti­
schen Grundansatz verfolgte, der kirchenpoli­
tisch auf das hinzielte, was dann am 6. März 
1978 (Begegnw1g Honecker- Kirchenbund) 
zum Ereignis wurde, Wtd in der Folgezeit ging 
es ihm tun die Ausgestaltung dieses "6. März". 
All dies erfolgte, wie gesagt, weniger im Pole­
mischen, das ja das kirchenpolitische Klima 
der Ulbricht-Ära charakterisiert hatte, son­
dern im Versuch des selektiven "Nach-vom"­
lnterpretierens von Beschlüssen und Positi­
onsbestimmungen der Kirchenleitungen und 
Synoden, und nur dann. wenn die "Kirche 
oben" allzu forsch auf Aktionen der "Kirche 
von unten" eingegangen war, reagierte der 
STANDPUNKT. freilich aber auch zurück­
haltend, polemisch, soimJanuar,1981 unter 
der mx;rschrift"Keine Vertauscbungd~ Ei-
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nen", was besagen sollte, daß die Kirche in der 
DDRKirchebleibenundsichnicht(wasdann 
ja Charakteristikum der Wende wurde) auf 
der Ebene des Gesellschaftlichen installieren 
solle. 

V ordiesem prinzipiellen, immerpräsenteo.Hin­
tergnmd (präsent auch dort, wo ervethal nicht 
unbedingt definiert wurde) entfaltete der 
ST ANDPUNK.T seine eigentlichen publ.msti­
schenAktivitäten, und sie bezogen sich aller­
dings in starkem Maße auf das Theologische, 
vor allem deshaJb, weiJ angesichts der theor&­
tisch-weltanschaulichenRahmenbedingungen 
des realen, alsoauchdes atheistischen Sozia­
lismus in der DDR dem seinerseits theoretisch­
weltanschaulichen Propriwn der Kirche, also 

Theologie und Verkündigung. die besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken war. Das hieße, 
daß der STANDPUNKT zwar unter den Au­
spizien dessen, was wir heute wissen, politisch 
auf der Seite der V erlierervon 1989 stand und 
mit einer gewissen demonstrativen Geste in 
dem Monat sein Erscheinen einstellte, indem 
(am 18. März 1990) die Volkskammer der 
DDRfieigewähltwurde.Dashießeaberauch, 
daß der STANDPUNKT mit seiner AJa.entu­
ierung des lbeologischen, mit seinem "Intel­
lektualismus" die ihm vorgegebene Aufgaben­
stellung. seine "Liz.enz", transz.end.ierteundPo­
sitionsbestimmungen,zumal auch im kulturel­
len Umfeld, vornahm, die ihn letztlich in der 
Nihevon geistigen Kräften sah, gegendieer 
sich eigentlich wenden sollte. 

••• 
Ehe diese mir aufgegebene wid auf meine 
Weise aufgenommene Thematik im einzelnen 
behandelt wird, müssen wenigstens zwei Be­
merkungen eingeschoben werden, die auf das 
gesellschaftliche und geistige Leben inderDDR 
bezogen sind und ohne deren Würdigung der 
Charakter des publizistischen Wirkens im 
christlichen Milieu der DDR unverständlich 
bliebe: 

Es müßte nämlich 1. mindestens Erwähnung 
fmden, daß in der SBZ/DDR seit 194 7 zwei 
Zeitschriftenherausgegebenwurden,dieinje 
eigener Weise geistlich und theologisch pro­
filbestirnmend waren, nämlich "Die Zeichen 
der Zeit" (Zd.Z) und die (traditionelle) "Theo­
logische Literaturzeitung" (ThLZ). lndenZdZ 
spiegeltensich - besonderseindrucksvoll lUl­

ter der Leitung ihres ersten Chefredakteurs, 
Gerhard Brennecke - das kirchliche Leben 
und die auf die.Kirche bezogene theologische 
ArbeitimOstentmdim WestenDeutschlands 
sowie in der Ökumene, während die 11u2 der 
objektive Beobachter der gesamten theolo-
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gisch-wissenschaftlichen, derreligiooswissen­
schaftlichen S7.ene blieb. WiebeideZeitsohrif­
ten • wiederum auf je eigene Weise - ihre 
Probleme in der DDR-Gesellschaft hatten und 
welchen Standort sie, ihremAuftragentspre­
chend, einnahmen, ist wiederholt dargestellt 
worden: Was die ThLZ angeht, konnte jetzt 
Siegfried Bräuerber.eichnendes Material zu 
deren Geschichte beibringen\ ich selber habe 
schon vor 15 Jahren im VerlagderZdZ,inder 
Evangelischen Verlagsanstalt, bereits damals 
sogenannte "vorläufige" Beobachtungen und 
WertungenzudenZdZvorgelegt. 3Dabeihatte 
ich con/recoeunmterschiedlicher Kräfte - in 
Gesellschaft und Kirche • herauszuarbeiten 
versucht, daß diesekirchlich-theologischeZeit­
schriftauthentisch protestantisch war(und dies 
auf einem Niveau, das den großen westdeut­
schen protestantischenZeitschriftenadäquat 
war), dabei aberebensoauthentischZügetrug, 
die protestantische Zeitschriften in der alten 
BRD sonichtaufzuweisenhatten, also das ge­
sellschaftliche und geistige Leben in der DDR 
suigeneris reflektierten. 
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Dies freilich genügte den Herrschenden in der 
DDR nicht Sie wollten eineevangelischeZeit­
schrift haben, die vordergründig, holzschnittar­
tig zu erkennen gab, daß ihre Autoren "pro­
gressiv'' seien wtd sich womöglich expressis 
verbis gegen die "reaktionären" Kirchenlei­
tungen aussprachen Dabei wurden Mitte der 
fünfziger Jahre(ichlassedas früh gescheiterte 
Unternehmen der in Dresden kurzzeitig her­
ausgegebenen ''Verantwortung" beiseite•), alle 
nur möglichen Pläne einer,solchen Zeitschrift 
ventiliert; von Bräuererfahren wir im übrigen, 
daß es parallel hierzu Variantenauchder Edi­
tioneinerwissenschaftlichenZeitschrift inKoo­
kurrenz zur ThLZ gab. Heraus kam dann 
(nascefur ridiculus mus) nach langem Hin 
undHer(parturiunlmonte.s)eineZeitscbrift, 
die nicht Fisch und nicht Fleisch war, die einen 
von den Staatsorganen gewollten, betont "r~ 
ligiösen" Titel (Olaube)erhielt, der die glei­
chermaßen gewollten, betont kämpferischen 
Akzente (Gewissen) decken sollte. Überdies 
soUtedieZeitschri.ftnichtallzunahederCDU 
operieren: Deshalb wurde der VEB Max Ni~ 
meyer V erlag. Halle/S., der eine gewisse theo­
logische Tradition hatte, hierfür aufgeboten. 

Um dieswenigstensnocham Randehinzu2llfü­
gen: Versuche der CDU, etwas früher und 
dann auch etwas später, ihrerseits eine Mo­
natszeitschrift herauszubringen, wurden(was 
inzwischen auch durch Archivfunde exakt be­
legt ist)vom Zentralkomitee der SEDverhin­
dert. .s Allerdings gelang es der CDU, den 
eigentlich für Auslandspropaganda bestimm­
ten und seit l 954 aufhohem Niveauredigierten 
UNION Pressedienst (upd) an kirchliche 
Adressen in der DDR (kostenlos) zu verschik­
ken. 

2. Wenn in den einleitenden Bemerkungen 
angedeutet war, daß der STANDPUNKT 
1973 etwas Neues mit einer genauenZielstel-
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lungwar,sotäuschtdiesallerdings,dennauch 
seine Herausgabe trug - wie alles im Bereich 
der DDR-Kirchenpolitik• Kompromißcha­
rakter. Ein Kompromiß war schon, wieang~ 
deutet, daß die bisherigen Herausgeber- bzw. 
Redaktionskreisevon "Glaube und Gewissen" 
und "Ev. Pfarrerblatt'' indenHerausgeberlcreis 
der neuen Zeitschrift übernommen werden 
mußten, wodurch eine, auch vom Pem>neUen 
her gedeckte Neuorientierung nicht sichtbar 
werden konnte. Für die Vorbereitung der ro­
daktionellen Arbeit, des Layout, des Vertriebs 
usw. der neuen Zeitschrift verblieben ganze 
vier Wochen, was dazu führte, daß die ersten 
drei Hefte des Jahrgangs 1973 in der äußeren 
Aufmachungeinengerade:zukläg)ichenCha­
raktertragenmußten;erstvomzweitenQuar­
tal ab war eine gewisse Konsolidierung mög­
lich. Der ha uptsächlicheKompromiß, derbe­
sonders typisch für die Verhältnisse in der 
DDR war und meine Mitarbeiter/innen wtd 
mich immerfort belastete, bestand in folgen­
dem: Ich konnte zwar durchsetzen, daß im 
lmpressumalsVerlagderUnionVerlagausg~ 
wiesen wurde, dessen Cheflektor ich von 1964 
bis l 970gewesen war,aberhinterdenKulis­
sen hatten SED, Nationale Front und CDU 
ausgehandelt - und es entsprach dies wohl 
auchden WünschenderVerlagsleitung-,claß 
dies nur nominell, nach außen geschehe; den 
eigentlichen materiellen Hintergrund, den ver­
legerischen, wenn man so will, bildete (wie 
auchfürdiekatholische"begegnung")dieAr­
beitsgruppeChristlicbe Kzeise beim National• 
rat Nur die drei letztenAusgaben des STAND­
PUNKT, Januar bis März 1990, erschienen 
dann tatsächlich im Union Verlag. 6 

Wenn ich vor diesem Hintergrund auf den 
vorhingewoonenenGesichtspunkt2llriickkom­
me und illhnäber zu bestimmen versuche, wird 
wohl erst recht deutlich, was es bedeutete, die­
se~ _"V erlag" - unddashießkonkret~piem 
Funktionär wie Günther Grewe, der ohne jeg-
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lichesEigenprofil warundalleindazufähig, ihm 
gegebene Aufträge weiterzuleiten und deren 

Ausführung blind undrigoroszukootrollieren • 
einesolcheLinieabzugewinnen. 

• 1 ••• 
Hieristnun der Ort, auf die V ennittlungvon 
TheologiedurchdieseZeitschri.fteinzugehen, 
was freilich angesichts von mehr als siebzehn 
Jahrgängen(=207 Hefte mit ca. 6300 Seiten) 
selbst dort, wo Details angeführt werden, den 
Charakter des Generalisierenden und Selekti­
ven nicht verleugnen kann, Von vornherein 
klammere ich ohnehin den Komplex des Öku­
menischen aus, d.h. dieBehandlungvonFra­
gestellungen (aus) der ökumenischen Bewe­
gung durch AutorfUlllendieser, und zu diesen 
gehörten (in eigenen Beiträgen oder Inter­
views) deren Protagonisten (die Generals~ 
kretärevonÖRK,KEK,LWB,RWB 1,einige 
ihrerPräsidentenoderleitendeMitarbeiterder 
Genfer Büros sowie ökumenische Theologen 
vomRangedes Holländers Hendrik Berkhof). 
DieserGesamtkomplexmüßtegesondert un­
tersuchtundclargestelltwerden Jedenfallskann 
auchheutenochresümierendgesagtwerden, 
daß sieb der STANDPUNKT im ökumeni­
schen Diskurs einen Namen durch sachge­
rechteund weiterführendeBeiträ ge geschaffen 
hatte. 

Wichtiger noch scheint • auch im Kontext der 
heutigen theologischen Debatten und geistig­
politischen Auseinandersetzungen• die Ant­
wortauf dieFragezusein, welche Themenstel­
lungen der Zeitschrift angemessen waren,jene 
theoretiscl1eRelevanztheologischer Probleme 
im realen Sozialismus, vondervorhinschon die 
Redewar,zurWirkungzubringen,undwiees 
ihr gelang, Autor/innen aus dem kirchlichen 
lUld aus dem protestantisch-bildungsbürgerli­
chen Milieu (soweit letzteres überhaupt hatte 
überlebenkönnen)zugewinnen' 

Angesichts der Tatsache, daß mit ZdZ w1d 
ThIZ,clannaberauchmitdenindenachtziger 
Jahren ein eigenes, die Kirche zur Welt öffüen-
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des Profil gewinnenden kirchlichen Wochen­
:zeitungen "ein weites Feld" thematisch abge­
steckt war, mußteder STANDPUNKT zwar 
in der Nähe ei~s Stuhls, letztlichaber"zw/­
schenden Stühlen" seinen eigenen Platzfin­
den, und er fand ihn, auf die theologischen 
Disziplinen l?erogen, weniger im Umfeld der 
Bibelwissenschaftento oderdermefu tnditio­
nellen oder konfessionell geprägten Dogma­
tik, wohl aber in dem der Kirchengeschichte, 
der Religionswissenschaft, der Praktischen 
TheologieundnichtzuletztindemderKultur. 
Ja, es ließe sich lapidar herausstellen und dann 
auch im einzelnen belegen, daß der STAND­
PUNKT tatsächlich dort sein Proprium im 
theologischen Diskurs und in den geistigen 
Auseinandersetzungen im DDR-Protestantis­
mus gewann, wo er eine "kulturprotestanti­
scbe" Position einnahm. (Die Zeitschrift ist da­
her oft genug mit der "Christlichen Welt" Mar­
tin Rades verglichen worden, und indem sie • 
zu spät - EndederachtzigerJahreeinenGe­
sprächskreis bildete, stellte sie sich versuchs­
weise i.ndie Tradition der"Freundeder'Christ­
lichen Welt'".) 

Dies mag, wennmanden(kirchen)geschicht­
lichen Ort des Kulturprotestantismus kennt, 
paradox sein: Kulturprotestantismus als Bin­
destrich-Christentum wird ja heute gewöhnlich 
alsretrogradeingestuft, undermagesdorttat­
sächlich gewesen sein und noch sein, wo er 
einer säkularisierten, a her noch als christlich 
firmierenden gesellschaftlichen Ordnung den 
weltanschaulichen Kitt liefert( e ). Kulturprote­
stantismus im Sinne einer theologisch verifi­
zierbarenBemühungum "Raum für das Evan­
gelium" ( so das Thema der außerordentlichen 
EKiD-Synode 1956 in Berlin mit den über die 
Synode hinaus bekannt gebliebenen Vorträ• 
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genvonGünter JacobundHelmutGollwitter), 
um Raw11 also für Christen und Christliches im 
kulturellen und geistigen Leben einer radikal 
säkularisiertenGesellschaftwürdedemgegen­
überals authentischprotestantischaozusehen 
sein- zumalauchdaiu1, wenn solcher Kultur­
protestantismus Vertreter witerschiedlicher 
theologischer Richtungen vereinte und den in 
ei.nerOeseUschaft weitgehend ohne öffentli­
ches Echo bleibenden protestantischen bil­
dungsbürgerlichen Kräften eine Heimatzuge­
ben imstande war. Umgekehrt war der 
STANDPUNKT in der Gefahr, sein so be­
schriebenes Proprium zu verfeWen, wo er -
etwa in Artikeln zu aktuellen politischen Fra­
gen - allzu vordergründig opportWlistisch 
operierte und vor allem dort, wo er V ertretem 
einer theologischen Richtung ei.ne(i.ns Politi­
sche und K.irchenpolitischehi.nei.nreichende) 
normative Position überließ. Dies erfolgte 
(vor allem in der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre) zugunsten der Exponenten einer sich 
unddiesehennetischabschließenden Variante 
dialektischer Theologie; es war daher aller­
dings auch kein Zufall, daß diese Ideologen 
nach ihrem eigenenOrganstrebten, und als sie 
es - in Gestalt der "Weißenseer Blätter" -
erhalten hatten, drückten ihre Hauptautoren 
alsbald ihre Aversion nicht zuletzt gegenüber 
jenenaus,dieihnenimSTANDPUNKTzeit­
weiligallzuviel Raum gewährt hatten. 11 

W ennes möglich w.u, solcheEinseitigkeitenzu 
überwinden und ta tsäcWich das kulturprote­
stantische Proprium sorgsam herauszuarbei­
ten, konnte registriert werden, daß sich der 
Radius des Mitarbeiterkreises des STAND­
PUNKT (und angesichts des Zuschnitts seiner 
Interviews müßten die Interviewpartner hierzu 
gerechnet werden) im Laufe der Zeit beträcht­
lich ausweitete (was so, nachdem 1973 auf 
einer provi.nzsächsischen Synodeeineharsohe 
Absage an die Zeitschrift erfolgt war, von 
vomherein nicht zu erwarten gewesen war). 
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So ließe sich generell sagen, daß außer den 
Landesbischöfen Leich und Rathke sowie des 
letzteren Nachfolgers alle evangelischen Bi­
schöfe, die zwischen 1983 und 1990 in der 
DDR amtierten, hier mit eigenständigen Aus­
sagen zu Wort kamen; hinzu tratenz.ahlreiche 
Generalsuperintendenten, Oberkirchen- und 
Oberkonsistorialräte, Synodale usw. 12 lnder 
Rückschau wird man überdies feststellen, daß 
sich unter den Autor/innen des STAND­
PUNKT, zumal in den achtziger Jahren,Per­
sönlichkeiten finden, die in der Bürgerbewe­
gung wn 1989/90eineRollespieltenunddann 
womöglichauchparteipolitischinErscheinung 
traten. Ich nenne hier Dr. Reinhard Höppner, 
den damaligen provinzsächsischen Synodal­
präsidenten undheutigenMi.nisterpräsidenten 
von Sachsen-Anhalt, der erstmalig 1986 im 
STANDPUNKTschrieb(übereineökumeni­
sche China-Reise). Ich nenne weiter Manfred 
Stolpe, dessen großes Interview von 1986 
separat nachgedruckt wurde (in der DDR in 
den"HeftenausBurgscheidungen",inderalten 
BW1desrepublik vom epd-Pressedienst). Der 
spätere zeitweilige VizeaußenministerimKa­
binettdeMaiziereW1dheutigeSPD-Politiker 
in Potsdam, Dr. HelmutDomke, ist als lnter­
viewpa rtner wie a 1s Verfasser eines Berichts 
über eine Moskauer ökumenische Konsultati­
on ( 1984) in der Zeitschrift ebenso vertreten 
wieder Alttestamentler Prof. Dr. Zobel, der 
1990 Rektor der Emst-Moritz-Amdt-Uni­
versitätGreifswaldwurdeundheutealsCDU­
Landtagsabgeordneter wirkt Regelmäßiger 
STANDPUNKT-Mitarbeiter war Dr. Gott­
fried Müller, der Chefredakteur der Thüringer 
Kirchenzeitung"GlaubetmdHeimat",derim 
September 1989 die Initiative zur Emeue­
rungsbewegunginderCDUergriffenhatteund 
Präsident des ersten frei gewählten Landtages 
in TI1üringen war. Auch der Maler Winfried 
Wolk, der mit Lothar de Maiziere im Herbst 
1989 wn 4e.i1 Parteivorsitz in der CDU \on-' 
kurrierte, wär schon früh im STANDPUNKT 
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zu Wort gekommen. Zur Bürgerbewegung 
gehörten Hans-Jochen Vogel, damals Karl­
Marx-Stadt, Dr. Jens Langer, Rostock, Dr. 
Walter Bindemann, der Direktorder Evange­
lischeoAkademieBerlin-Brandenbwg.dieden 
Grünen nahestehende Absolventin der Berli­
ner Theologischen Fakultät UlrikeZoels und 
der ähnlich orientierte Schriftsteller Emst-Frie­
der Kntochwil Auch Prof. Walter Beltz, theo­
logischer Berater StefanHeyms, schrieb im 
STANDPUNK.T,ua.1975überMenschen­
rechte,nichtzuletztJörgHildebrandtvonder 
Evangelischen Verlagsanstalt, der211denMit­
begründem von "Demokratie jetzt" gehören 
sollte. 

UmeinensolchenRadiusaneinemJahrgang 
der Zeitschrift festzumachen und damit recht 
eigentlich das herauszuarbeiten, was ich in 
meiner Studie über dieZdZ das "innere Gewe­
se" einer Zeitschrift genannt habe, sei auf den 
Jahrgang 1987hingewiesen 

Unter den Verfassern von Meditationen, de­
nen im STANDPUNKT immer eine große 
Sorgfalt211gewandtwurde, finden wirdenda­
ma ligenBautzener Superintendenten und heu­
tigen sächsischen LandesbischofV olker Kreß, 
seinen Vorgänger LandesbischofDr. Hempel, 
den Nordhäuser Propst J. Jaeger, den eben­
falls provinzsächsischen Superintendenten 
HorstGaede I.Dld den Berliner Superintenden­
ten Werner Krätscbell. lnterviewpartnerwa­
renuL der Berlin-BrandenburgerBischofGott­
fried F orck, der damalige Heidelberger Ordi­
nariusundheutigeBischofvonBerlin-Bran­
denburg Wolfgang Huber, Dr. Heinz-Joachim 
Held, Leiter des kirchlichen Außenamts der 
EKiD, der Dichter Albrecht Goes, Stuttgart, 
Uwe Hohn er, dernach der Wende allgemein 
bekannt gewordene Pfarrer in den Lobetaler 
Anstalten, Werner Braune, Direktor der Ber­
linerStepbanus-Stiftung,derQuäkerDr. Huth, 
Berlin, HeidrunElligervonder kirchlichen Ju. 
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gendarbeit, Berlin, sowie der Berliner Schrift­
steiler und Publizist Jürgen Rennert Weitere 
Beiträge stammten etwa von Altbischof Al­
brecht Schönherr, dem Görlitz.er BischofProf. 
JoachimRoggeunddemOreifswalderSyste­
matiker Bernd Hildebrandt, derüberdie''Trag• 
weitechristlicherGnmdüberzeugungenfürdie 
Gestaltung der Gesellschaft" reflektierte. Dr. 
GötzPlaner-Friedrich und Konsistorialrat Ger­
hard Linn berichteten über ihre Arbeit in der 
Genfer ökumenischen Zentrale, der Mainz.er 
Juraprofessor Alexander Böhm, Solmdesfrü­
heren CDU-Bundestagsabgeordneten Prof. 
Franz Böhm, schrieb über seine Großmutter 
Ricarda Hueb, der Dozent am Berliner Spra­
~enkonvi.ktDr. RudolfMauüberseinen fuc». 
logischenLebrerRudolfHennann,derleipzi­
ger Kirchenhistoriker Kurt Nowak über Paul 
Braune, den legendären Leiter der Lobetaler 
Anstalten, derfriihere~lischePräsesEmst 
Wilm über Martin Niemöller, der damalige 
V orsitzendeder Jüdischen Gemeinde in Mag­
deburg, Hans Levi, über Altbischof Werner 
Krusche. In einer Umfrage äußerten sich die 
bekanntenI<.irchenmusikerChistophAlbrecht, 
Herbert Hildebrandt, Christfried Brödel, Jo­
hannes Ernst KöhlerundErich Piaset7ki über 
"Bach in säkularisierter Umwelt". Nicht zuletzt 
findenwirei.nenumfangreichenBeitrag"Erwä­
gungen i;un; konzil iaren Prozeß" von Propst 
Dr. HeinoFalcke, Erl'urt, der so etwas wie eine 
Schlüsselgestalt des DDR-Protestantismusvor 
der Wende und in Richtung auf sie war. Die 
Veröffentlichung dieses Vortrags über den 
konziliarenProzeß führteseiner7.eitzuvielfii lti­
gen Fragen: Was,Falckeläßtsich im STAND­
PUNKT drucken? Wie, der STANDPUNKT 
bringt einen F alcke-Text? Es war dies offen­
sichtlich Ausdruck der SpaMungen und Pola­
risierungen in der DDR-Gesellschaft, der Dif­
ferenzen und Differenzierw1gen im DDR-Pro­
testantismus, in denen sich diese Spannungen 
undPolarisierungenspiegelten undsiezugleich 
verstärkten( der konziliare Proz:eß als Mediwn 
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der V erinderungsprozesse inderGesellschaft). 
Überdies wurde mit solchen Fragen das Exi-

stierendesSTANDPUNK.TaufWldzwischen 
den Stühlen überdeutlich ... 

*** 
Von hier aus können wir versuchen, einige 
ZügedesKulturprotestantischen im STAND­
PUNK.T imeinzelnennacbzuz.eicbnen. Beson­
ders profiliert treten diese aus meiner Sicht in 
derBehandlungkirchengeschicht/icherThe­
meninsofeminErscheinung.alshierbeifastim­
mersolchenSachverhalten nachgegangen wur­
de, die in der traditionellen ekklesiologisch, 
hierarchisch und konfessionell geprägten Kir­
chengeschichtsschreibung ebenso vernachläs­
sigt wurden wie in der Historiographie, sei' s 
der bürgerlichen, sei' s der marxistischen in der 
früberenDDR. 

DieseFeststellungtriffivoraUemaufdieArbei­
ten des 1984 so früh verstorbenen Kirchenhi­
storikers Wld ST ANDPUNK.T-Mitherausge­
bers Walter Bredendiek zu - handelte es sich 
dabei um die Analyse von Sachthemen wie 
Protestantismus und Fürstenenteignung in der 
Weimarer Republik (1977), die Frage des 
"klassischen" Pazifismus und dessen Bedeu­
tungfürdieAnfiingechristlicher Friedensarbeit 
in Deutschland (l 984)und um die Frontenbil­
dung im deutschen Protestantismus im Früh­
sommer 1933 (1984) odenun die "Rettung" 
von fast vergessenen christlichen Persönlich­
keiten ( es seien hier nur die Arbeiten Breden­
dieks über Carl Yogi - 1977178 - und über 
den Bauernpfarrer Hermann Kötzschke -
1975 - erwähnt). Im Gnmde ist Bredendieks 
Forschungsansatz,denerzuerstindenfünfzi­
ger Jahren in seinem Buch über die "Christli­
cl1en Sozialreformer'' 13entwickelt und dann in 
seinen publizistischen Arbeiten inder"Neuen 
Zeit" in den tagespolitischeo Auseinanderset­
zungen kräftig zur Wirkung gebracht hatte 
(wiederum in der im Sinne Herders betriebe­
nen"Rettung" bedeutenderElementedescbrist-
1.icbeErbes ), in pointierter Weise identisch mit 
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dem, was ich versuchsweise diekulturprote­
stantische Perspektive des STANDPUNKT 
genarmthatte. 

Analoges gilt - inalleroings je spezifischer, das 
Eigene der jeweiligen Autor/innenausdrük­
kender Weise - für refonna tionsgescbichtli­
che Arbeiten der Leipziger Forscher Günther 
Wartenberg(l978, 1979, 1980, 1981, 1989) 
und Heimar J unghans ( 1982, 1989), fürGert 
Haendlers Studien zu Gustav Adolf und zur 
mecklenburgischenRegionalkirchengesch.ich­
te( l 985 und 1975), fürGottfriedHoltz' Auf­
sätze zwn Hexenwahn und zu Fritz Reuter 
(1974, 1981), für Wolfgang Gerickes Les­
sing-Essay ( 1981 ), für Othmar Feyls Reflexio­
nen über die christlicheGeschichtspbilosoph.ie 
bei Christian von Bunsen (1982), für die Wie­
derentdeckung des 48er Edmund Monecke 
durch Hans-Joachim Beeskow (1973), der 
auch in einer Serie das geschichtliche Umfeld 
des Potsdamer Edikts ( 1985) beleuchtete, 
während der Prager Kirchenhistoriker Ame­
deoMolnardenJosephinismus (1981 )analy­
sierthatte,dannauchfürHerbertvonHintzen­
stemsRezeptionthüringischerkirchlicherTra­
ditionslinien ( 1981 ), für Karl-Johann Reses 
Porträt Eugen Rosenstock-Huessys ( 1988), 
für die gleichermaßen theologie-wieregional­
gesch.ichtlich relevanten Exkurse von Eber­
bardPältzüber Karl Heussi ( l 977)sowievom 
Verfasser über Friedrich Siegrnund-Schultz.e, 
Fritz Lieb Wld Karl Barth in Berlin (1985, 
1987, 1988), dann vor allem für die ebenso 
gründlichen wie weiterführenden Kirchen­
kampf-Studien Hartmut Ludwigs (u.a. 198 l, 
1982), für die BereitstellungvonArch.ivmate­
rialien zu verscbi~enen Seiten des Kirchen­
kampf~~(Ftj~ch Weißler, Paul Schncidc;r) 
durch Klaus Drobisch (1981, 1982), für die 

hodiscbulc ost 1/1996 

Erlebnis berichte von Erhard Banitzüber Mar­
tin Niemöller in Sachsenhausen (1980) und 
von Bruno Theek über seinen Dacba uer Ka­
meraden Walter Ga briet ( 1977), für Beiträge 
von Wilhelm Niemöller, Martin Niemöllers 
Bruder, der sieb der Zeitschrift sehr verbunden 
fühlte. Hierzu würde dann auch gehören, was 
SibyUeA Niemöller-von Sell,diezweiteFrau 
MartinNiemöllers, 1989 uod Clarita von Trott 
7.11Solz(ineinemlnterviewmitEberhardGö~ 
ner über Harald Poelchau) 1988 vorzutragen 
hatten,nichtmletzt schließlich das, was Win­
fried Maechler und Otto Dudzus als Teilneh­
mer der ökumenischen Konferenz von F anö 
1934,aufderBonhoefferden Vorschlageines 
ökumenischen Friedenskonzils gemacht hatte, 
1984 ineinerUmfrageüberFanö,anderauch 
Bonhoeffers ungarischer Freund, der lutheri­
sche Pastor FerencLehel beteiligt war, berich­
teten. 

VonbesondererBedeutungwardererstmali­
ge Abdruck von Predigten, die in je zugespitz­
ten Situationen gehalten worden waren und 
da her Zeitgeschichtliches wie Beketmerisches 
pointiert zum Ausdruck gebracht hatterL 1987 
brachte der ST ANDPUNK.T eine Predigt von 
Bernhard Heinrich Forck, dem bekannten da h­
lemitischen BK-Pfarrer, aus der Zeit der 
Herbstkrise l 938; ebenfalls 1987 wurden Pre-­
digten von den BK-Pfarrem Gerhard G loege, 
dem späteren Jenaer Ordinarius, am 21. Mai 
1945 in der Erfurter Predigerkirche, Oskar 
Meder\u1dGeorgWalthereineWochespiiter 
in Leipzig (111omaskirche) sowie Julius 
Schniewind Anfang Juni 1945 im Hallenser 
Dom gedruckt Schon 1985 wares zum erst­
maligen Abdruck der Predigt gekommen, die 
MartinNiemölleram 17. Oktober 1945 in der 
MarkuskircheinStuttgartgehaltenhatte,also 
kurz vor jener Tagung der EKiD mit den 
Va1retemderÖkurnene,diezweiTagespäter 
die StuttgarterSchulderklirungannahm. Tat­
sicblichwarinMartinNiemöllersPredigtscmu 
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dasbörbar~rden. wasdannzumEigeotli­
chen der Stuttgarter Erklärung wurde: "So 
habeowirheutewaugAnlaß, uns auf ein hohes 
Roß zu setzen .... auch mit uns kann Gott der 
Herr kein Neues beginnen, solange wir als 
Christen, als Gemeinde, als Kirchenichteinge­
sehenhaben, wie sehr wir schuldig sind, schul­
dig an dem Weg unseres Volkes." 

Damit sind letztlich nur die Umrisse der kir­
cbengeschichtlichen Positionsbestjmmungen 
im STANDPUNKT angedeutet", und es ist 
hierbei noch gar nicht auf nit:hrere wissen­
schaftliche Beilagen (u.a. 40 Jahre Bannen -
1974 -, 30 Jahre Stuttgart - 1975 - und, 
allerdings nicht separat, :rum 500. Geburtstag 
Thomas Müntzers - 1988/89) hingewiesen 
worden. In diesen Beilagen. die inZusammen­
ubeit mitden damaligen Sektionen Theologie 
an den Universitäten der DDR entstanden, 
kotmten neue Forschungsergebnissevennittelt 
werden. Hinsichtlich ihrer Rezeptionsollteman 
vielleichtanmerken,daßdieseBeilagengeson-­
dert bestellt und vertrieben werden kormten 
und auch, wie ich von einem der seinerzeit in 
der alten Bundesrepublik führenden Kirchen­
historiker, Klaus Scholder(Tübingen), weiß, 
in dortigen Seminaren Verwendung fanden. 
Analoges gilt für Hefte der Zeitschrift, die fast 
ganz in den Dienst der Würdigung bekannter 
Persönlichkeiten gestellt wurdet,, so die Mai­
Hefte 1976, 1981 w1d 1986fürBmnoll1eek 
und die Janwuhefte 1977 und 1982 für Martin 
Niemöller, es ist wohl auch kein Zufall. weru1 
etwa dieN iemöller-Hefteinder Bibliographie 
neuerer Lexikon-Artikel 211 Martin Niemöller 
erwähnt werdetL •s 

lnsolchenZusammenhangk.irchengeschichtli­
cher Dimensionen des Kulturprotestantismus 
imSTANDPUNK.TgehörtdieAufarbeitung 
christlichen Erbes inden Ländern, auf die die 
Staatsräson der DDR ihre Bevölkerung mit 
ebenso starkem wie einseitigem Nachdruck zu 
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orientieren pflegte, also auf die sogenannten 
Bruderländer in Ost- und Südosteuropa. In 
ihnen christliches Erbe wld christliche Präsenz 
in der Gegenwart zu entdecken, hielt der 
STANDPUNKT für besonders wichtig, und 
dies insonderheit in der Hinwendung zu den 
dortigen evangelischen Minderheitskirchen, 
aberauchzuspezifischentheologischenStrö­
mungen in den or1hodoxen Mehrheitskirchen. 
Der erst jetzt in deutscher Übersetzung zu­
gänglich werdende, von den Stalinisten in den 
dreißiger Jahren in den Tod gejagteNSsische 
orthodoxe Theologe Florenskij kam (1974) 
ebenso zu Wort wie der große bulgarische 
Ökumenikerwld Deutschenfreund StefanZao­
kov( 1981 ). Regelmäßig waren dieOrthodo­
xi~ForscherunterdenDDR-Theologen,Kon­
rad Onasch und Hans-Dieter Oöpmann, im 
ST ANDPUNl(T vertreten, so Onascb mit 
Aufsätzen über N.F. Fjodorow, W. Solow­
jowuodK. Leontjew(l976, 1977). Vorallern 
war es das Luthertum der baltischen Staaten, 
auchdasderMinderheit in Litauen, dem das 
lnteresseder Zeitschriftgalt(Wldes waraller­
dings charakteristisch genug, daß alle V ersu­
che von mir, eine Reise nach Riga, Tallinn und 
T artu = Dorpa t machen zu können, scheiter­
ten). Oft wurde im STANDPUNKT auf einen 
protestantischen Religionswissenschaftler und 
Dichter hingewiesen, der i.ei.nerzeit unter den 
Bedingungen der Estnischen SSR nicht die 
Wirkung haben konnte, die er eigentlich ver­
dient hätte, undderdaherdankbarwar, wenn 
er ein Echo im STANDPUNKT und in der 
Prager"communioviatonam"(redigiertvon 
dem scharfsinnigen und weltoffenen Ludek 
Broz)fand: UkuMasing. 

Schließlich und nicht zuletzt wurde der Blick 
auf die alten Kirchen in Georgien und Arme­
nien gerichtet. Nicht nur deren Hierarchen 
schrieben im ST ANDPUNK.T, sondern vor 
all~ aucbführendecbristliche Intellektuelle -
aus Georgien etwa Pro( Dr. Reso Karala-
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schwili, ein Freund Erwin Strittmatters; von 
ihm wurde u.a. ein Vortrag über Albert 
Schweitzer und Goethe, den er in der Orts­
gruppe derGoeth~Gesellscbaft in Tbilissi g~ 
haltenhatte,gedruckt(l979). WasArmenien 
angeht, hat mehrfach Hermann Goltz, Halle, 
dasEngagementvonJohanncsLcpsiusfürdie 
Armenier im Ersten Weltkrieg gewürdigt, und 
er hat für die Zeitschrift die Reise von dessen in 
Potsdam wohnhaft gewesener Tochter Vero­
nikanachAnnenienbescbriebeoundfotogra­
fiert(l981). 

Eineebenfallseindrücklichclnstrumentierung 
des spezifischen Kulturprotestantismus der 
Zeitschrift ergab sich im Aufwerfen grundl~ 
gen der Fragen des Verhältnisses von Chr i­
s /enlum und Nat11n1·issenschaft - mit der 
NaturwisseoschaftalsoindemBereich,der:zur 
wissenschaftlichen Domäne der die DDR do­
minierenden Partei zu gehören schien. Es wa­
ren vor allem zwei Autoren, die sich hier zu 
Wort meldeten, ein Theologe und ein theoreti­
scher Physiker, beide aus Greifswal der Uni­
versitäts-wld CDU-T raditionkommend: Hans­
Hinricb Jenssen, der1l1eologe, schrieb( l 973) 
über Newton als Theologen und zum Koper­
nilms-Jahr, während derinzwischenander 11J 
Dresden Ordinarius gewordene Hans-Georg 
Schöpf, Schüler des "bürgerlichen" Philoso­
phen Günther Jaoobi und des Physikers Rudolf 
Seeliger, die von Bonhoeffer übernommene 
Fragenachdem"Etsideusnondaretul'aufdie 
Naturwissenschaften bezog( l 985)und der ja 
geradegegenwärtigso brisanten Problematik 
von Gentechnik und Ethik ( 1988) nachging. 
ÄhnJichethematiscbeBereichewurdeoinei­
nem Interview mit dem Biologen und Agrar­
wissenschaftler Dr. Scholz, Gatersleben, eröl'­
tert ( 1975), dann aber auch in einem seinerzeit 
stark beachteten Beitrag des bekannten Berli­
ner Gynäkologen Prof. Dr. HelmutKraatzzur 
Prob_lem,*künstliclier Befruchtung(~ ?79). 
Wenn mit Manfred von Ardenne und Klaus 
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Fuchszwei andere renommierte Naturwissen­
schaftler im Autorenregister des STAND­
PUNKT zu finden sind, dann allerdings unter 
anderen Auspizien: von Ardenne und Fuchs 
(der"Atomspion"erstmaligaufdietheologi­
sche Haltung seines Vaters öffentlich einge­
bend) waren (l 985) mit Analysen und Mah­
nungen zu 40 Jahre Hiroshima vertreten - von 
Ardennezuvor(l 980)miteinem Vortrag zur 
EröffuungeinerCaspar-David-Friedrich-Aus­
steUunginDresden. 

ParaUelhier:ru ist der in der Zeitschrift immer 
wiederanzutreffendeRekursaufre/igiomphi­
/ruophische Themen zu unterstreichen, und es 
warvorallemdieMitherausgeberinProf. Dr. 
Ilse Bertinetti, die etwa über Schelling und über 
Kant. insbesondere auch über die Kant-Re-
7.eption bei Rudol.fl-lennann, handelte( 1977), 
und RudolfHennann, gleichsam der Religions­
philosoph unter den Systematikern an den 
DDR-Fakultäten, war auch Gegenstand einer 
Studie von Bernd Hildebrandt ( 1974 ). Reli­
gionsphilosophisches wurde, wieden1111 von 
llse Bertinetti wtd Jens Langer. im Zusammen­
hang mit Paul Tillich thematisiert ( 1986). Zu 
prinzipiellen Problemen der Weltreligionen 
äußerten sich wiederholt Prof. Dr. Gerhard 
Bassarak, Prof. Dr. Karl-Wolfgang Tröger 
und Elisabeth Adler. Schließlich schrieb Ou­
stav Erdmann über Moses Mendelssohn 
(1986). 

Allein schon dieser zuletzt gemachte Hinweis 
legt es nahe, die regelmäßige Beschäftigung 
des STANDPUNKT mitJudaica, mitjüdi­
scherReligiösität,mitdemAntisemitismushier 
einzuordnen, und es war diesaUes andere demt 
ein "kampagne"rnäßigesHerangehen, wie es in 
der DDR allerdings gerade im Hinblick auf 
diesen Themenbereich zu verzeichnen war. 
Mit Gerhart Riegner und J. Halperin (1988), 
mit Peter Kirchner ( 197 4, 1978, 1986) und 
HermannSimon(l989)kamenführendejüdi­
sche Persönlichkeiten - aus dem Jüdischen 
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WeltbundundausdenJüdischenGemeinden 
in der DDR - zu Wort. Der Berliner Alttesta­
mentler Ludwig Wächter würdigte das beim 
Union V erlag herausgekommene, so bemer­
kenswerte Buch" Jüdische Philosophie" von 
Heinrich undMarieSirnon(l988). Dem Leip­
ziger Lokalhistoriker E. Mirtin wurde Gele­
genheit gegeben, sieb über Juden in Leipzig zu 
äußern (in Leipzig selbst fand er damals -
1987/88- nichtsovielResonanz). Voraltern 
aber wurde in einem großen Interview mit 
Altbischof Werner Krusche der Gesamtbe­
reichProtestantismus-Judentum-Antisemi­
tismus ausgeleuchtet ( 1988). Auch sollte in 
diesem Zusammenhang Beachtung finden, 
wie Theologen aus dem 19. und dem frühen 
20. Jahrhundert, die als Alttestamentler und 
Reli-gionswissenschaftler fürdieJudaistikein­
und gegen den Antisemitismus aufgetreten 
waren, in der Zeitschrift gewürdigt wurden 
Ludwig Wächter schrieb etwa über Hermann 
Strack und Wolfgang TI1iel über Hugo 
Greßmann ( 1977). Eine besondere Auf­
merksamkeit schenktedieZeitschrift den Be­
richten von jü-dischen Zeitzeug/innen, so 
( 1978) von Sophia Arenk.necht und Frieda 
Lopnowlmd ( 1989) von Charlotte Jolles, der 
bekam1ten Fontane-Forscherin. die mit Hilfe 
des Büros PfarrerGriiber hatte nach England 
emigrierenköm1en ... 

Im Zusammenhang mit der Erwähnung des 
damals jüngeren Berliner Alttestamentlers 
WolfgangTitielsollteandieserStelleeinknap­
per Exkurs insofern eiugescha ltet werden, als 
die oft vorgenommene Identifizierung des 
STANDPUNKT als eines Organs der"fort­
schrittlichen" Universitätstheologen so vor­
dergründignichtstimmt. Gewiß, vieledieser 
Theologen schrieben in dieser Zeitschrift, und 
immer haben wir unserer Verbundenheit mit 
Emil Fuchs Ausdruck verliehen, bei beson­
deren Gelegenheiten ( wie zu seinem zehnten 
Todestag 1981),aberauchsozusagenalltäg-
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lieh. Unter den Autor/innen des STAND­
PUNKT sind aber eben auch und gerade 
solchezuentdecken, die in der DDR außerhalb 
des gleichsam offiziellen Diskurses standen 
und an der Universität kawn eine Perspektive 
hatten, siedannabernach derWendetatsäch­
licb erhielten. 

Wolfgang Thiel, umaufihnzwückzukommen, 
ging nach Marburg. Peter Maser von der 
Sektion Theologie der Hallenser Universität, 
der(l 974) über Kunsthistorisches schrieb, ist 
heute Professor an der Universität Münster 
undrnitzahlreichenkirchengeschichtlicben~ 
beiten hervorgetreten; er war auch Gutachter 
derEnquete-KomrnissiondesDeutscbenBun­
destageszurGeschichtederDDR. - Um dies 
hier sogleich hin:z1.mlfüge11: Der damalige Ber­
liner Vikar Michael Knoch, der zwischen 1974 
und 1976 mitzahlreicbenArbeiten im STAND­
PUNKT(aucqüberdieProblematikdesFort­
schrittlichen) vertreten war, ging in die alte 
BRD, ebenso wie es die Journalisten Roland 
Mischke, lla. 1981 Verfasser einer Artikelse­
rieüberdieEvangelikalen, und Rainer Schmitz, 
der Buchrezensionen schrieb (1984), taten; 
Mischkepubliziert heutevor allem im Feuille­
ton der F.A.Z., Schmitz im "Focus". 

Von de,n Theolog/innen, die nach der Wende 
eine neue Perspektive erhielten, seienhier(ne­
ben Bernd Hildebrandt) Ger linde Strohmaier­
Wiederanders,Autorin vieler Beiträgezukunst­
gescbichtlichen Tiiemen, Hans-Gebbard Beth­
ge, der Berliner Neutestamentler, Ernst-Joa­
chim Waschke, der Greifswalder Alttesta• 
mentler, heute Halle/S., und der Rostocker 
Peter Heidrich, der 197 5 über Albert Schweit• 
zerals Wissenschaftler schrieb, genannt, dann 
voraUemJürgenHenkyslUldRudolfMauvom 
Berliner Sprachenkonvikt sowie Karl-Hein­
richBieritz,dererstamMissionsseminarLeip­
zig, dann im Union V erlag und an der Berliner 
Sektiop tätig war und Rostock er Dekan wur­
de. WährendderSTANDPUNKTvonHen• 
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kyswiederboltBeiträgeüberBobrowski(l975) 
und Hymnologisches (1989) brachte, hatte 
sich Bieritzzum Beispiel über Kirchenlied und 
geistlichen Volksgesang(l974)undmehrfacb 
überdasErbepraktischerTheologenwieEricb 
Hertzsch(l982)geäußert. 

AnalogeswiefürakademischeTheologengilt 
übrigensauchfürPfarrerunterdenSTAND­
PUNK T-Mitarbeitem. Auch hier finden wir 
viele, die so nicht unter dem Rubrum "fort­
schrittliche Pfarrer'' zu registrieren waren: 
etwa GünterGeissler, Oederan, einen theolo­
gisch-wissenscbaftlicl1arbeitendenGemeinde­
pfarrer im Sächsischen, W emerOehme, einen 
ebenfalls sächsischen Pfarrer, der mit einem 
bemerkenswerten Buch über christliche Mär• 
tyrer im "Dritten Reich" hervorgetret~n war 
w1d solche Themen auch in der Zeitschrift 
behandelte, die Berli.J-.er-Pfarrer Georg Schrem 
w1dJuliusSchneider, letztererderkonservati• 
ve Domprediger, Joachim Schlegel, Leipzig, 
der in einem STANDPUNKT-Interview zu 
F ragenderäußeren Mission, also einem in der 
DDR immer von neuem problematisierten 
Thema, Stellung genommen hatte, Wolf-Oer­
not Weirich, Weimar, V erfasservon Beiträgen 
zum Menschenbild, Hans.Christian Diedrich, 
Groß Glienicke, Spezialist für den Protestan• 
tismus im alten Ruß land wid in der alten SU 
( etwa 1982), sowie Dr. Stahl, Altenburg. Nicht 
zuletztseiHildegardFühr,dieWitwedesBer­
lii1er Generalsuperintendenten, genannt, sie 
schrieb (nicht nur) 197 5, zum UNO-Jahr der 
Frall Soweit dieser Exkurs. 

Kirchengeschichte und Praktische Theologie 
hatte ich als relevantecharakteristischeZüge 
des spezifischen ST ANDPUNKT-Kulturpro­
testantismus ausgegeben• Praktische Theo­
logie gleichsam gemeint als Gerinnung der ge­
schichtlichen Perspekti'-'Cn in der Gegenwart, 
alsdortzubewältigendeProbleme. Vondaaus 
sind ~eaus ~ieser Disziplin behandelt~ J'he­
men vorrang'ig zu verstehen, etwa; Berufsbild 
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desPfarrcrsbcute(l 975 behandeltvonEmst• 
RildigerKiesow,Rostock),AmtundPersonin 
der ethischen V erantwortung{hierüberscbrieb 
1973 ·E~hard Winkler, Halle/S. ), Vermitt• 
lung theologischer Erkenntnisse an die Ge­
meiode(GottfriedKreti.schmar, LeipDg. 1980) 
undmebrucbBeitriigeüberGemeindezentren 
in Neubaugebieten, was insofern ein "histori­
sches" und "praktisches" Thema war, als es 
doch in den fünfziger Jahren die Losung gege­
ben hatte, in den Neubaugebieten von vom· 
hereinallesKirchlicheauszuschließen. Sehei~ 
bar charakteristisch nur für die DDR war die 
1978 von Gottfried Kretzschmar vorgetrage­
ne Entdeckung des "Pfamnannes". also des 
vielleicht auch, vielleicht aber auch nicht( und 
wenn ja dann vor allem "säkular") bent.fstäti­
gen Mannesder"bauptberuflichen" Pastorin; 
dieser Begriff ist seither in die Umgangsspra­
che aufgenommen. Garnicbtcharakterisitsch 
fürdiedamaligeDDRerschienein l985abge­
druckter Aufsatz eines altbundesdeutschen 
Theologen, W. Zademach, über Arbeit und 
Arbeitslosigkeit... 

Am Rande nur erwähne ich einen weiteren 
Bereich der in der Tat Praktischen Theologie, 
der indes im Zentrum derpublizistischen Wirk­
samkeit des STANDPUNKT stand, nämlich 
denderDfakonie;essindhier - um nur Ernst 
Petzold und Willi Federlein zu nennen· bei­
nahea lle fiUtrenden Persönlichkeiten aus dem 
Umfeld der Diakonie a 1s Autoren zu fmden, 
w1d es war zwei•, dreimal möglich, durch 
Ausggendes damaligen GestUxfheitsministm; 
der DDR, Prof. Dr. Ludwig Mecklinger, in 
STANDPUNKT -Interviews, beispielsweise 
zuFngenderSchwestem-Ausbildw1g, Türen 
zu öffnen, die bisher verschlossen schienen 
(lla. 1975, 1981). 

Scbließlicbstandenpub/iz/stfscheundverle­
gerfsche Probleme als praktische, angewand­
te theologische auf der Agenda des STAND­
PUNKT: Prof. Dr. Heinz Wagner, Leipzig, 
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Rundfunkbeauftragterder DDR-Kirchen, und 
Dr. Christian Bunners, dessen Nachfolger, 
behandelten Fragen aus ilu-em Arbeitsgebiet 
(letzterer 1989); LutzBorgmann, im DDR­
Kirchenbund für TV verantwortlich, Probleme 
des erst relativ spät für die Kirchen zugängli­
cben Femsehens (1981 ); derdamaligeVer­
lagsleiterder Evangelischen Verlagsanstalt, 
Hans Lamentius, und Pfarrer-Ekkehard Runge 
von der Evangelischen Hauptbibelgesellscba ft 
zu Berlin und Altenburg (Laurentius 1986, 
Runge 1984) stellten ihre Arbeitsgebiete vor, 
während Prof. Dr. Ernst-Heinz Amberg, Leip­
zig,denHauptliniendervonihmverantworte­
ten, damals hundertjährigen ThLZ (1975) 
nachging. Schließlich äußerte sich der Emil­
Fuchs-Schüler Lothar Warneke, der DEFA­
Regisseur ge\Wrden war, 1988 zuseinemF ilm 
''EinertragedesanderenLast",dernichtnurin 
den letzten Jahren der DDR für Aufsehen 
sorgte, den man vielmehr auch jetzt, wiewohl 
mit anderen Augen, nicht ohne Bewegung 
sieht. wenn ihn der MDR (wie im Oktober 
1995) wiederabfführt. 

Damit bin ich letztlich dort angelaQgt, wo der 
spezifische Kulturprotestantismus des 
STANDPUNKT gleichsam mit dem alten, 
dem traditionellenK11/t11rprotestantismus im 
Publizistischen zusammenfallt, also etwa mit 
dem des "Eckart", und tatsächlich gehörte 
einer der "Eckart"•Protagonisten der Nach­
kriegszeit, Heinz Flügel, zuletzt Studienleiter 
der Evangelischen Akademie Tutzing, n1 den 
Mitarbeitemder Zeitschrift( l 990und zuvor). 

Ich kaM hier den Radius und die Dimension 
solchen Kulturprotestantismus nur andeuten, 
und ich beginne im Umfeld desKirchenmusi­
kaliscben, also dort, wo sich der STAND­
PUNKT über die DDR hinaus einen Ruf er­
worben hatte, und es wurde sehr beachtet, daß 
eine Persönlichkeit wie H. Rilling zu einem 
Interview ( 1986) bereit war und Ratschlige 
gab. Es gibt• daherwohl nicht zufällig· kaum 
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einen bedeutenden Kircbewnusiker, der nicht 
im STANDPUNKT so oder so - in Inter­
views undAufsätzenoder in Würdigungen -
vertreten war: von RudolfMauersbergerund 
Martin Flämig, Herbert Collwn und Michael 
ChristfriedWinkler in Dresden über Karl Strau­
be und GüntherRamin, Erhard Mauersberger 
und Ekkehard Tietzein Leipzig (letzterer dann 
inPotsdambzw.inderaltenBRD)biszuHans 
Pflugbeil,dessenFrauundManfredSchlenker 
in Greifswald, Christoph Albrecht in Berlin, 
Hans-Günther Wauer in Merseburg, Johannes 
Ernst Köhler in Weimar und dem Großenhai­
ner Herbert Gadsch, dessen Werkverzeichnis 
gedruckt wurde - nicht zu vergessen Peter 
Schreier, dessen Interview seinerzeit höchstes 
"amtliches" Interesse und Ärger hervorgerufen 
hatte, weil er dort nicht ausschloß, sich fürs 
Kreuz.kantorat zu interessieren, und Marteinn 
Hunger Fridriksson, den Kircherunusiker, den 
es in den sechziger Jahren aus Leipzig an den 
Dom im isländischenReykjavikverschlagen 
hatte. 

Was fiirdieKirchenmusik gilt, gilt auch für die 
christliche bildende KlUlSt, für Hans Jiichser, 
über den Fritz Löffler schrieb, RudolfNeluner 
undFriedrichPreß, den berüluntenErwinHahs 
und den bei den Quäkern aktiven Eberhard 
Tacke, also fürältereKürlstler,aberauch für 
jüngere, für die sich die Zeitscluift, oft mit 
Bildbeilagen, einsetzte: Alexander Alfs( 1974 ), 
Winfried Wolle (1976), Matthias Klemm 
(1980), Gert Weber (1988), H.G. Annies 
(1989) sowie Friedrich Stachat( 1979). Mehr­
fach war es der Greifswalder Pfarrer Joachim 
Puttkammer, der gestalterisch in diesem Be­
reich ( auch mit einer Übersichts-Beilage) in 
Erscheinung trat. Mit Klaus G. Beyer, dem 
Weimarer Meisterlichtbildner, und dem so früh 
verstorbenen Alfred Späte, dem einzigartigen 
Gestalter von Grabmalen, wurden singuläre 
Persönlichkeiten im STANDPUNKT gewür­
digt (natürlich wiederholt auch Fritz Kühn). 
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Was Friedrich Stachat angeht, wurde parallel 
zu seiner Vorstellung ein Text seiner Schwe­
ster, einer Pastorin in der Nähe von Frankfurt/ 
0., undeineErinnernnganseinen Vater,den 
früheren brandenburgischen Superintendenten 
und BK-Kämpen Kurt Stachat von Pfarrer 
Scllülz.gen, Berlin, gedruckt - und dies alles in 
den Kontext des Wirkens der Samariteran­
stalten in Fürstenwalde, für die Friedrich 
Stachat tätig war, gestellt. 

Dem Gesamtbereich des Literarischen wage 
ich mich schon kaum zu widmen, nicht einmal 
in Annäherungen. Da bei lag es nahe, immer 
von neuem auf das Werk und auf die Rezeption 
J obannes Bobrowskis einzugehen und kräftig 
der weltanschaulich neutralen Interpretation 
des christlichen Dichters entgegenzutreten. 
Dann ging es im STANDPUNKT stets darum, 
ancbristlicheSchriftstellerinderfrübenDDR 
zu erinnern, die damals - oft genug als 
"Dichterpfarrer" - von sich reden gemacht 
hatten und beute zu Unrecht zumeistw:rgessen 
sind, obwohl sie es gewesen waren, diecbrist• 
tiches Bekenntnis wxl Schöpfertum zu w:rbin­
den wußten und so ("kulturprotestantisch") 
Zeugnis ablegten: Otto Riede) irlHärtensdorf 
bei Zwickau, Karl Hüllweck inKöthen,Joa­
chim Dachsei in Moritzburg bei Dresden, Al­
fred Otto Schwede erst in Brandenburg/Ha­
vel, da1u1 bei Berlin und Johannes Günther in 
Güstrow. Mit Gottfried Unterdörfer, von Haus 
aus Förster und Mitglied eines Gemeindekir­
cheiuats in Uhyst, kam ein "Stiller im Lande" 
(etwa 1980) im ST ANDPUNK.Tzu Wort, ein 
Schriftsteller, dessen Prosa und Lyrik einen 
besonderseigenenTonaufwiesen,mitElisa­
beth Hering, Leipzig, einer aus Siebenbürgen 
stammenden Quäkerin, als Verfasserinhisto­
rischerRomane,mitJoachimSchöneeinPfar­
rer aus der damals jüngeren Generation, der 
eine Art christlichen Schelmenrom~nsvorge­
legt hatte, und mit Qerhard Johann, dem frühe­
ren Chefredakteur der Berliner "Kirclle", der 
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AutorvonKriminalromanen - auchdasgabes 
in der DDR! Als Heinrich Alexander Stoll 
starb, wurdedieBeisetzun~predigtgedmckt, 
und Dietricll Mendts, des einflußreichen sicb­
sischenKircllenmannes, Roman "Umfragewe­
gen eines Pfarrers" ( 1977) wurde seinerseits 
Gegenstand einer Umfrage ( es ging in diesem 
Roman um den Selbstmord eines Pfarrers!). 
Mit H. Voß wurde ein "schreibender Hand­
werker", mit Gottfried Hänischein "schreiben­
der (Leipziger) Diakon" porträtiert. Der 
STANDPUNKTrichteteimmerauchseinen 
Blick auf die je nachwachsenden schöpferi­
ecbenKräftedes Protestantismus: auf die Pfar­
rer Hans-Jörg Dost, früher Kipsdorf, undFried­
bert Stöcker. Leipzig, die als Hörspielautoren 
hervortraten,aufden Leipziger Kirchenhistori­
ker Kurt Nowak, dessen fünf Romane in der 
DDR leider nicht das Echo fanden. das sie 
verdient hätten, auf Ju)iane Bobrowski, die 
Tochter Johannes Bobrowskis. die Ende der 
achtziger Jahre eine Thomas-M ünt:zer-Erzäh­
lungvcröffentlichte, und Emst-F rieder Kra­
tochwil, dann vor allem auf den sorbischen 
protestantischen Schriftsteller und Wissen­
schaftler Peter Mahling-Malink (von dessen 
Vater,einem in der NS-Zeit aus derOberlau­
sitzsusgewiesenen BK-Pfarrer, und von des­
BCD Solm, wiedenttn einem Pfarrer und Inspi­
rator der sorbischen EmeuerungsbeWt:gung 
nach der Wende, die Zeitschrift ebenfalls 
Textegebrachthatte). Auch die Nestorin der 
sorbischen Dichtl.utg, die Katholikin Maria 
Kubasch-Kubasec, war im STANDPUNKT 
gedruckt worden, lmd Peter Mahling hatte 
1980 über sie gescluieben. Nicht unberück­
sichtigt sollte die Mitarbeit Friedemann Ber­
gers(l 973 und 1974)bleiben. 

Übrigens spielten auch übergreifende literari­
sche R~onsprozesse in der Zeitschrift eine 
Rolle: SowurdeeinAufsatzvonProf. Dr. Hans 
Umer, dem früberenHallenserOrdirlarius für 
Praktische Theologie und in vielfältiger Hin-
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sieht hervorgetretenen kulturellen Anreger, 
überseineLektürevon 1949bis 1966(1986) 
veröffentlicht, wxl :ziemlichregelmäßigwurden 
Umfragen unter den Herausgebern der Zeit­
schrift über ihre Lektüre veranstaltet. 

WennichdiesenimengerenSinnekulturprote­
stantischen Ansatz des STANDPUNKT an 
charakteristischenNamenfestmachensollte, 
dann würde ich zuerst Fritz Löffler und Ingo 
Zimmermann nennen - und mit ihnen zwei 
Dresdner Kulturhistoriker und künstlerische 
V errnittleraus unterschiedli~ Generationen 
( der um 1905 und der um 1940), daM die 
KomponistinRuthZechlinunddenBildhauer 
WielandFörster,wdmitilmenzweiderweni­
gen Mitgliederderehemaligen Akademie der 
Künste der DDR, die aus bildungsbürgerlichen 
Traditionen kamen (Ruth ZechJin aus einem 
sächsischen Kantorat) oder aufUmwegen in 
der DDR in sie hineinwuchsen (Wieland För­
ster); das 1975 veröffentlichte Interview mit 
dem Bildhauer - letztlich über Fragen des 
Menschenbildes - hat dieser schon in der 
DDR-Zeit in einen Band seiner Texte aufge­
nommen." 

Ich breche hier ab, obwohl noch manchecha­
rakteristischeZügedes ST ANDPUNKT-Kul­
lluprotestantismusanz1.1führenwären( etw.l die 
Beilagen, die die theologischen Wochen der 
Leipziger Sektion Theologie mit Beteiligung 
des Landesbischofs und westdeutscher Kolle­
gen dokwnentierten, Aufsätze über die Tradi­
tionen der theologischen Fakultäten an den 
sechs ostdeutschen Universitäten mit der Eri11-
nerungauch an solche Theologenpersönlich­
keiten unterschiedlicher Prägung wie Horst 
Stephan, Albrecht Alt, Alfred Dedo Müller 
undJohannesHerzinLeip:zig, OttoEißfeldt in 
Halle/S., RudolfMeyer in Jena, vor allem Otto 
Haendler, ErichFaschena:xlHans-OeorgFritz­
scbe in Berlin, femerauchdie V eroffentlichung 
von Bibliographien insbesondere von Theolo­
gieprof essoren aus Anlaß von "runden" Ge-
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burtstagen - wie wngekehrt auch heute noch 
in Bibliographien in der ThLZ aus ähnlichen 
Anlässen immer wieder Publibtionenausdem 
STANDPUNKTangeführtsind,einAusweis 
für die Präsenz der Zeitschrift innerhalb der 
theologischen Wissenschaft in der DDR). Ich 
breche hier ab, will aber wenigstens noch als 
"kulturprotestantisches" Prinzip des STAND­
PUNKT anfühn:n, daß es ihm (mit sozusagen 
weltanschaulich-theoretischer Konsequenz) 
wndas ging. was Albrecht Schönherr im ersten 
sei.nerSTANDPUNKT-lnterviews(l982)die 
V ermittlWlg theologischer Erkenntnisse auf al­
lenEbenengmannthat "Jeinehrtheologisches 
Profil wir Christen haben, desto wichtiger und 
hilfreicher sind wir als Gesprächspartner." 

Um solche Vermittlung theologischer Kennt­
nisseimDialogmitPhilosophiewtdWissen­
schaft ( daruntervorallemmitdendamals in der 
DDR wenig bekannten Gelehrten wie etwa 
Niklas Lulunann) ging es in einer 1978/79 
publiz:iertenachtteiligenArtikelfolgcvonJe~ 
Langer, dem früheren Sekretär der Evangeli­
schen Studentengemeinden in der DDR, über 
"Ansätze gegenwärtiger Theologie", in einer 
weiteren siebenteiligen Artikelfolge von 1979, 
inderdieErgebnissevon30JahrenForschung 
im Alten Testament (Gerhard Wallis, Halle/ 
S.), im Neuen Testament (Wolfgang Wiefel, 
Hallo-Leipzig), in der Kirchengeschichte(Gert 
Wendelhorn, Rostock). in der Praktischen 
Toeologie(Gottfried K.retzschmar, Leipzig), in 
der Religiooswissenschaft(Theodor Lohmann, 
Jena), im Umfeld der Gnosis (Hans-Oebhard 
Bethge,Berlin)undinchristlicherArchäologie 
und Kwtst(Gerlinde Wiederanders, Berlin) 
resümiert wurden. aber auch in einer kirchen­
geschichtlichenStudäe Kurt Nowaks, Leipzig, 
überdasKonzilvonKonstantinopel381 kam 
mit der Herausarbeitung des Trinitarischen 
(Schöpfung, Versöhnung, Erlösung)diedirek­
te Vermittlung von Bekenntnisinhalten zur 
Geltung. 
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Sicherlich ist es - um dies hier einzuschieben 
- problematisch, in einem solchen Überblicks­
aufsatz, der überdies aus Platzgründen auf 
ZitatederVerifizierungvemchtenmuß,sovie­
leNamenzu neruien, von denen die Leser/in­
nen nur jeweils wenige kennen. Andererseits 
könnte gerade ein solcher embarras de rl­
chesse andeuten, welch protestantisches bil­
dwtgsbürgerliches, eben welchkulturprotc­
stantisches Potential letztlich doch in der DDR 
hat überleben, seine spezifischen Interessen 
bewahren wtd diese in einer Zeitschrift wie 
dieser öffentlich machen können. Insofern ist 
dieses Tableau an Namen wid Themen wo­
möglich ein signifikantes Segment der( wenn 
man so will) Nebenkultur in der DDR und 
damitaucheinKanal,derdannnachderWen­
de legitim die V erbindungzuanderen V erhält­
nisssen gerade auch des geistigen Lebens her­
stellen konnte. 1

• 

DeshalbkonuntdemDezemberheft 1989(das 
aus technischen Gründen im wesentlichen 
schonEndeOktoberfertiggestelltseinmußte) 
wtd den drei Heften des Jahrganges 1990 
wiederumsymptomatischeBedeutungzu, weil 
sie anzeigten, daß trotz der vom Gründungs­
prozeß der Zeitschrift her intendierten „Sy­
stemnähe" in ihrem Umfeld genügend perso­
nelle und sachliche Ansätze für den Prozeß der 
Emeuerungdes gesellschaftlichen wtdgeisti­
gen Lebens in Ostdeutschland vorhanden wa­
ren - und dies w1terstreichen heißt gleichzeitig 
feststellen, daß manche dieser Ansäti.e sich 
nicht haben entfalten können angesichts re­
staurativer Tendenzen unterschiedlicher Art, 
vorallem der der Reduzierung der kulturellen 
und geistigen Traditionen der Ex-DDR auf 
utopisch sozia 1 istische Vorstellungen unter 
Übergehen bzw. Ausschluß des bildwigsbür­
gerlichen Potentials (was so offenbar auch 
nicht in der alten Bundesrepublik zur Keontws 
genommen worden war). 11 

• 
Was diese letzte Phase des ST ANDPt.ml<.T 
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des niheren angeht. wurde sie eigentlich im 
Heft 4/1989 eingeleitet, der eine Beilage über 
den konziliarenProzeß beigegeben war, wtd 
wenn man davon ausgeht, was dieser für die 
Wende in der DDR bedeutete, kommt der 
Beilage e.ine gewisse Relevanz zu, trotz des 
Versuchs in manchen Beiträgen, das "Globale" 
dieses Prozesses in den Vordergrund zu rflk­
ken und das "Lokale", also die endlich fälligen 
V erinderungenathome, zu minimalisieren. bn 
Deumberheftdes Jahrganges 1989 fallt dann 
einlnterviewmitManfred Stolpeauf: indem -
vielweitageheudalsindenmeistenVerlautba­
nmgendieserZeit, auch aus Bonn- dieWie­
dervereinigungals nahe bevorstehend be7.eich­
net wird. 

lndendreiHeftendesJahrgangs 1990ftnden 
wir schließlich den Text einer Vorlesung von 
Richard Schröder, also dem späteren SPD­
Fraktionsvorsitu:ndeninderDDR-Volkskam­
mer, am Berliner Sprachenlconvikt zwn 200. 
Jahrestag der Französischen Revolution mit 
der Betonung der Menschenrechtsproblema­
tik, lnterviewsmitBischofDr. Gottfried Forck, 
Ma~ Becker, dem Präses der Synode der 
EvangelischenKircheßerlin..Brandenburgund 
SPD-Politiker, mit Dr. Fischheck, Physiker an 
derehemaligenAkademiederWissenschaf­
ten,BürgerrechtlerundspäterernPolitikervon 
Bündnis 90, und dem altmärkischen Tierarzt 
Dr. Gerd Gies, der in der Kirchentagsbewe­
gungführend tätigwar und wenigeZeitspiiter 
christljch-demokra tischer Ministerpräsident 
Sachsen-AnhaltsseinsoUte, Aufsätze von Pfar­
rer Hans-Peter Gensichen, Wittenberg, über 

Anmtrkuncen: 
1 197-1 

die Umweltpolitik, Walter Bindemann überdie 
EntwicklWlgspolitik, Jürgen Raßbach, einem 
Literaturwissenschaftler, der heute Lehrer am 
Evangelischen Gymnasium Potsdam-Her­
mannswerder ist, über Bonhoeffer wtd Bo­
browskisowieeine Stellungnahme zweier Leip­
ziger Studenten, Thomas Steinhofwtd Peer 
Pastemack, rur Bildllllgsreform (spezieU zur 
Vermittlung von Kenntnissen über Bibel und 
Christentum). 

Im ersten Heft des STANDPUNKT 1973 
war eine Meditation vonKlaus-P.eter Hertzsch 
abgedruckt worden. bn letzten Heft" der Zeit­
schrift wurden von ihm, der inzwischen Ordi­
narius für PraktischelbeologieinJena gewor­
den war und manches, u.a. über Brecht, im 
STANDPUNKT publiziert hatte, zwei Ge­
dichte, zwei Lieder erstmalig gedruckt, von 
denen das eine inzwischen den Weg ins Ge­
sangbuch gefunden und vielen eine neueOrien­
tierungiimnittelthat 

Ver/raut den neuen /regen,/ auf die der 
Herr uns weist ... / ... / Vertraut den neuen 
ll'egen, auf die uns Goll gesandt.f Er selbst 
kommt uns entgegen./ Die Z11k11nft Lst Sein 
Landl Wer aufbricht, der kann hoffen/ In 
Zelt 11nd Ewtgkeit.lUns hat sein Ruf getrof­
fen/Sein Land ist hell 11nd weit. 

Giinter /l"irlh. Prof Dr.phil. Dr.theol.h.c .. 
u-ar von 1973 - 1985 Chefrcdcrkteur, von 

J 985 - 1990 Herausgeber des 
s1:.11VDPL:;\·Kr und lebt als 

Publizist in Berlin 

1 Siegfried Briuer, " ... daß die Zeitschrift eine progressive Tendenz erhält''. Der Herausgeberwechsel bei der 
Theologischen Literaturzeitung 1958-1960. Grunde und Hintergründe, in: ThLZ 7-8/199-1 ( 119. Jahrgang),Sp. 
m1r. 
1 GilnlerWirth,WDieZeichender Zeit" 19~7 bis 1979. Vorläufiger Versuch der Wertung und Wilrdigungaus der 
Sicht eines Publizisten, Berlin 1981. 
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' Die "Verantwortung• enchion 1952 in einem Jahrgang in Dresden im Umkreis von Martin Richter, fr. 
Bilrgennoistervon Dresden (CDU) und Syoodaler, der auch an allen Bek emtniss ynoden teilgenommen.hatte, und 
dem roformiatenPfarrer August de Haas (LDP) sowie jüngerenRedakteuron und Mitarbeitemder"Union". ~er 
veröffentlichten u.a. Emil Fuchs und Klaus-Peter Hertzsch. 

1 Vgl. die Angaben bei: MartinRißmann, KadenchutunginderOst-CDU 19-19-1971, Düsseldorf! 995,sowie 
meinenAufsatzhierzu: GünlerWirth,Aufjeeigeno Weise,in: Franlcfwter,Wg,mtirw Zeitung vom 9. Oktober 
1995. 

' Ursprünglich hatte es wohl hinsichtlich der Steuerung des STANDPUNKT Plinogogobon, die andievon "Glaube 
und Gewissen" erinnerten: Horausgoberbesprochungondieser Zeitschrift fandm, vom Verlag Niemoyer eingela­
den, im wesentlichen im Leipziger Hotel "Astoria" im Beisein eines V ertrolers des ZK der SED bzw. später der 
Dienststelle des Staatsseknlirs filrKirchenfragenstatt. Was den STANDPUNKT angeht, waren Vorprüfungen 
der M1m1Skripte im Gespräch gewesen. Dem Umstand, daß ich im Herbst 1972 in das Prisidium der CDU und 
zum Vizeprlsidenten des Kulturbundes gewihlt worden war, war es zu verdanL:en, daß ich a) dies abwenden und 
b) in diesen Eigenschaften eigenständige Beziehungen autbauen komte. Administrativen Maßnahmon der 
Arbeitsgruppe "Christliche Kreise" beim Nationalrat war allerdings • gerade weil deren VorsitzonderGreweund 
ich im CDU-Präsidium gleichrangig waren· nicht immer zu begegnen .... Zur "Systemnähe" des STANDPUNKT 
und deren Relativierung vgl. die Auseinandersetzung im "Deutschen Pfarrerbtau• 3/1992 und 6/1992. 

'DieJahreszahlen,dioichimfolgendeninKJammemangebe,beziehensichaufdieJahrgingedesSTANDPUNKT. 
Im allgemeinen ist der STANDPUNKT in großen Bibliothekon nach Jahrgängen geordnet. 
1 ÖRK = ÖL:umonischor Rat der Kirchen, KEK = Konferenz Europäischer Kirchen, L WB = Lutherischer 
Weltbund,RWB • Reformierter Weltbund. 

' Daher klammere ich, von wenigenAusnahmen abgesehen, auch dio Originalaufsätze von PorsönlichL:oiten aus 
der altcoBRD aus. Zu diesengehörtcou.a.: Prof. Dr. Renate Riomecl.., Prof. Dr. Eberhard Bethge, der Schriftstoller 
und Soziologe Prof. Johannes Harder, PfarrorGerhard Schmolze, Bremen, Prof. Dr. W. Kreck, Bom, Prof. Dr. 
Jürgen Rodhardt, Kassel, Herbert Mochal.ski, zuletzt Hamover, und auch von Walter Dirks wurdeeinAufsatz 
über Martin Niemöllerpubliziort. Zu den Autoren gehörten weiter der SPD-Kirchenreferent Rüdigor Roitz( 1988), 
Pfarr«Dr. M. Rohkrämer,Prof. Dr. Hans-WernerBartschundSuperintendent Womer Sanss. 
10 Das heißt abornicht, daßotwa Neutestamentlor im STANDPUNKT nicht publiziert hätten: Prof. Dr. Traugott 
Holtz, Halle/S., Prof. Dr. Hans-Martin Schenke und Prof. Dr. GUnther Baumbach,Berlin, Prof. Dr. H.•F. Woiß, 
Rostock, Prof. Dr. Günter Haufe, Greifswald. 
11 Dies betriff\ vor allem Aufsätze von Prof. Dr. Rosemarie Müller-Streisand und Prof. Dr. Hanfriod Müllersowio 
Dr. Dieter Kraft. Erstere hatte 1977 übrigens eino Debatto über die Kirchenkampf-Darstellung Kurt Moion 
eingeleitet,dieallerdings objoli:tivrelevan1ePositionsbestimmungenenlhielt. lndenachtziger Jahroniußertesich 
Prof. Dr. Werner Bramke, Leipzig, im STANDPUNKT 1.UMoier( 1985 ). Vgl. diePolomik von Ulrich Hoilmann 
gogenmich, in: 'Weißensoer Blätter' 5/1987. 
11 Gesondert wiro dioMitarboil führender Persönlichkeiten aus dem Umfeld der Roformiorten Kirche (Pfarrer 
Horst Greulich, Berlin, trat in den achtziger Jahren in den Kreis der Mitherausgeber), der Herrnhuter Brüder­
gomeine (P. Helmut Hickel)sowiederFreikirchen(R. Minor,K. Zehrorusw.) ZU\\1lrdigen. 

11 WaltorBredendiek, Christliche Sozialreformer des 19. Jahrhunderts, Leipzig 1953. 
11 Daboi ist noch gar nicht auf das Engagement der Zeitschrift im Luther-Jahr, zuvor und danach, hingewiesen 
worden. Auch dies mtlßtein einer Spezialstudio analysiert werden. Es sei daher wenigstens einosoin«zeit stark 
beachtete Umfrage über den Ertrag des Luther-Jahres von Anfang 198-' erwähnt, an der sich bekannte 
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p~otostantischo L~therforscher wie Hans-Ulrich Dolius und Heimar Junghans, marxistische Gesellschafu. 
\\US~chaftl« \\le JilrgonKuczyMki, Ma:< Stoinmotz, Adolf Laube und Günter Vogler sowioder Eisenach er 
S~!ondent Herbst ~eiligton. Joachim Roggo betonlo in seinem Beitrag: wsetbstbestiltigung und Ahnherren• 
nachwo1so dürften für Kirche und Staat ... keine Leitmotive werden. Luther, der um Gottes Willon die Sache der 
Menschen vertritt, bleibt ein Lehnnoister,in dessen Schule auch lilnftige Generationon ihre Lektionen finden 
":erden." Es wurdeau~hdie Luther-Ehrung in Nordeuropa (Gert Haendler), in Ungarn, in der Slowakoi und in 
S1ebenbOrgen go\\ürd1gt. Prof. Dr. Karl-Heinz Bernhardt schrieb oineArtikelfolge0bor "Luther und der Islam". 
11 

Niemöller-Artikel im Biographisch-Bibliographischen Kirchenlexikon des Verlags Traugott Bautz,Herzberg 
199-1. 
16 

Wieland Förster, Einblicke. Aufzeichnungen und Gospricho, Berlin 1985, S. 57bis61. 
11 
~ war_daher auch ein besonderes Anliegen des STANDPUNKT, bildungsbürgerlichon protestantischen 

~o 15en•~~Ortder Bogeir:nungzuschalren. Ich envlhnehiernurProf. Dr. H. J. Oementz, einonderwonigen 
ruchtm~is~uchen Gormaruston, der otwa ( 1980) Ober Walther von der Vogolwoideschriob, den Grewwalder 
Kunsthisto:il'er Prof. Dr. N. Zaske, den klassischonPhilologen und Bergbauhistoriker Helmut Wilsdorf, der 
vol.ksl~dticheAufsätze( 19_80) publi :i:iert e, Eberhard Heubach, den einzigen Proteslanlen an einer pädagogischen 
F •~ul!at der_ DD~-Uru,·emtlten( 197-1 ), und Heilmut Döring, einen Freiberger Studienrat, der don früheren 
Le1pz1ger Hutoriker Karl Buchheim als sächsischen Föderalisten( l 989)porträtierte, schließlich Dr. H.-M. 
Pleßko, Mitarbeiter der DoutschonB0cherei, Leipzig, und Dr. G. lsing von der Akademie der Wissenschaften. 
Auch der Völkerrechtler Prof. Dr. Gerhard Reintanz, Halle/S.,muß hier erwähnt werden. • 

:• Günt':'" Wirth, WiderfalschoAltomativon. Überlegungen zu Wegengeistemissonschaftlicher Nouorientioning 
t.n: ~w eunaror Beiträgo .. , Berlin und Weimar, S/1991, S. 656 ff. • 

" In diesem letzten Heft fand sich ein redaktioneller Hinweis darauf, daß die "Lutherischen Monatshefte• 
Hannover, bereit seien, die Abonnements des STANDPUNKT zu übernehmen. Ohne hier eine Überakzentuierun~ 
v~rzune~en, ließe_ sich immerhin festhalten, daß diese renommierte Zeitschrift. an der ich gelegentlich 
m1tgearbe1tet hatte, ihr Renommee jedenfalls nicht geiahrdet sah, wenn sie solch ein Angebot machte. 
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THEMA III: Singularitäten 
7. Folge 

Bisher sind in der Artikelserie "Singularitäten" Beiträge zu folgenden 
Wissenschaftseinrichtungen erschienen: Sorbisches Instilut/Serbski insli­
tut Bautzen (Dietrich Scholie, hso 4/94), Entomologisches Institut Ebers­
walde (Holger H. Dathe& KlausRohlfien, hso 5/94), Forschungszentrum 
Populäre Musik.an der Humboldt-Universität %11 Berlin (Peter Wicke, hso 
6194), Internationales Hochschulinstitut Zillau (Ro.semarie Konschak & 
Bernd Markert., hso 1/95), Theologische Hochschule Friedensau (Baldur 
Pfeiffer, hso 4/95), Institut far Sprechwissenschaft und Phonetik. an der 
MLU Halle-Willenberg {Eva-Maria Krech, hso 5-6/95). (R_ed.) 

Walther ~rüger & Gunter Ziegenhals (Zwota): 

Institut für Musikinstrumentenbau 

Der Vogtländische Förderverein für Mu­
sikinstrumentenbau und Innovation e. V. 
erwarb im Juni 1993 von der Treuhandan­
stalt zu sehr günstigen Konditionen das 
Institut für Musikinstrumentenbau (IfM) 
und konnte somit diese unikale Einrich­
tung der deutschen Forschungslandschaft 
erhalten. DieZusammenarbeit mitderTreu­
handanstalt Niederlassung Chemnitz kann 
für die Phase der Privatisierung als sehr 
gut bezeichnet werden. 

Gegrundet 1952 als Prüfdienststelle Insti­
tut für Musikinstrumentenbau des Deut­
schen Amtes für Material- und Warenprü­
fung wa~ das I~ b~s l 99~ 4ie Forschungs­
einrichtung des Kombinates Musik- und 
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Kulturwaren der DDR Es ist als For­
schungseinrichtungauf den Gebieten Mu­
sikinstrumentenbau und musikalischer 
Akustik in Industrie, Forschung und Leh­
re im In- und Ausland bekannt und aner­
kannt. 

Heute arbeitet das Institut schwerpunkt­
mäßigan wissenschaftlichen Projekten für 
den deutschen Musikinstrumentenbau, die 
maßgeblich vom Bundeswirtschaftsmini­
sterium gefördert werden. Eine Fehlbedarfs­
fi nanzienmg des Sächsischen Ministeri­
ums für Wirtschaft und Arbeit ist eine 
weitere, die Existenz des Institutes absi­
chernde Grundlage. In beispielhafter Art 
und Weise - gefördert durch gemeinsame 
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Aktivitäten der entsprechenden Ministe­
rien des Bundes und des Landes - wird 
somit eine infrastrukturell außerordentlich 
bedeutsame Forschungseinrichtung in der 
in dieser Beziehung sehr schwach entwik­
kelten Region des sächsischen Vogtlan­
des abgesichert. 

AllerdingwurdederStammderMitatbeiter 
wesentlich reduziert, so daß heute nurnoch 
10 Mitarbeiter dasvorhandene Know-how 
erhalten, weiterentwickeln und für alle deut­
schenMusikinstrumentenherstellernutz­
barmachen. 

Das Institut verfügt derzeit über modern­
ste technische Ausrüstungen, die in Ver­
bindungrnit der meist langjährigen Berufs­
erfahrung der wissenschaftlichen Mitar­
beiter eine effektive Zusammenarbeit mit 
den Herstellern von Musikinstrumenten 
bei der Lösung von Problemen auf musika­
lisch-akustischem und technischem Ge­
biet sichern. Es wissen jedoch nur wenige 
Insider, daß Kenntnisse auch im Zusam­
menhangmit anderen Branchen reichlich 
vorhanden sind. 

Die wichtigsten Tätigkeitsfelder sind im 
folgenden näher erläutert. 

Angewandte Forschung für den 
Musikinstrumentenbau 

Musikinstrumente objektiv zu prüfen und 
imErgebnisHinweisefürgezieltekonstruk­
tive Veränderungen, die Beseitigung von 
Fehlern oder die Sortimentseinstufungzu 
geben, ist seit der Gründung eines der 
Hauptziele unseres Institutes. Die Mes­
sungen erfolgen dabei derart, daß der sub­
jektive Einfluß des Menschen weitgehend 
ausgeschlossen wird. Natürlich sind in den 
Auswerteverfahren Vorstellungen, Bewer-
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tungen und Geschmäcker von Musikern 
und Hörern implementiert. Eine Reihe der 
angewandten Meßverfahren entstammen 
unseren hauseigenen Forschungsergeb­
nissen. 

Mit unserenErfahrungen stehen wir auch 
Partnern aus angrenzenden Industrien als 
Gutachter, Entwickler, Berater, kurzum als 
technische Dienstleistende zur Verfügung. 

Ein wesentlicher Vorteil unseres Hauses 
besteht in der Verbindung von Akustik. 
Werkstofforschung und Technologie. 

Akustik 

Moderne Analysatoren verschiedener Sy­
steme dienen der Erfassung und Auswer­
tungdesvomMusikinstrumentabgestrahl­
ten Schalles sowie der im Instrument ab­
laufenden Schwingungsvorgänge. Noch 
sind Aufbau und Funktion klassischer 
Musikinstrumente nicht bis ins letzte De­
tail geklärt. Erkenntniszuwachs liefert den 
Herstellern Ansätze für Sortimentserwei­
terungen und Musikern neue Möglichkei­
ten der Klanggestaltung. 

Für spezielle akustische Messungen steht 
ein reflexionsfreier Raum von 170 m3 zur 
Verfügung. 

Computermodelle mechanischer 
Systeme 

Finite-Element-Modelle, aufbauend auf 
geometrischen Abmessungen und mecha­
nischen Parametern, auch komplexer Ma­
terialien, ermöglichen Untersuchungen an 
fiktiven Instrumenten. Ein Bau der Instru­
mente ist für die Untersuchungen nicht 
erforderlich. Die Variationen erfolgen am 
Computermodell. 

Es stehen im 1™ mehrere FE-Programmsy-
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steme zur Verfügung. Eine Anwendung 
der Systeme für statische und dynamische 
Untersuchungen an anderen mechani­
schen Systemen wie Maschinen, Tragwer­
ken und Anlagen ist selbstverständlich 
möglich. 

Ein weiteres verfügbares System setzt 
Meßergebnisse an realen Objekten in ma­
nipulierbare Modelle um. 

Lärm 

,,Musik wird störend oft empfunden, der­
weil sie mit Geräusch verbunden" (W. 
Busch). Deshalb sind wir mit unserer sta­
tionären und mobilen Meßtechnik, kombi­
niert mit den Erfahrungen auf akustischem 
Gebiet, bestens gerüstet, Lärmprobleme 
zu lösen. Prognosen und Gutachten nach 
Bundesimmissionsschutzgesetzerstellen 
wir ebenso \.\lie Vorschläge für Lärmschutz­
maßnahmen. Zum Nachweis der Lärmbela­
stung von Wohn-, Erholungs-und Gewer­
begebieten sind Schallinunissionsmessun­
gen und-berechnungen notwendig. Ohne 
schalltechnische Untersuchungen sind 
Genehmigungsverfahren, z.B. für die Er­
richtung von Schießsportanlagen, nicht 
möglich. 

Das Institut für Musikinstrumentenbau 
wurde am 07. l 0.1994 als Meßstelle nach 
§§ 26, 28 BlmSchG bekanntgegeben. 

Materialforschung 

Das Fachgebiet Materialforschung umfaßt 
Untersuchungen und Prüfungen von Roh­
und Werkstoffen für den Musikinstrumen­
tenbau mit dem Schwerpunkt Werkstoffe 
aus Holz, darüberhinaus an Filzen, Kunst­
stoffen, Leder, Klebstoffen und Lacken. 
Dies gilt speziell auch für Holzarten, die 
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nicht mehr in ausreichender Menge und/ 
oder Qualität zur Verfügung stehen. Lage­
rung, Trocknung, Konditionierung und 
technologische Probleme gehören ebenso 
zum Arbeitsgebiet wie Fragen der natürli­
chen Alterung {auch unter Dauerspan­
nung) und der Beständigkeit bei Einwir­
kungunterschiedlicher Klimate, insbeson­
dere solcher mit hoher, extrem niedriger 
oder wechselnder Luftfeuchtigkeit. Die 
Erfassung wesentlicher Materialkennwer­
te mit Bezug zur realen Beanspruchung 
z.B. im Musikinstrument führt zu Vorschlä­
gen für den optimalen Werkstoffeinsatz 
einschließlich Vor-und Nachbehandlung 
und technologischer Beachtung beson­
derer Eigenschaften. 

Grundlage hierfür sind jahrzehntelange 
Erfahrungen bei der Untersuchung und 
Einstufunggeeigneter Materialien, begin­
nendz.B. mit der Rohholzauswahl für Re­
sonanzholz und dem optimalen Einschnitt 
bis hin zur Oberflächenvergütung im fast 
fertigen Instrument. 

Die Lösung von Problemen der Dimensi­
onsstabilität, der Verklebung, der Oberflä­
chenbearbeitung, der Imprägnierung, als 
auch des Holzschutzes sowie des Arbeits­
und Umweltschutzes wird im Rahmen von 
Dienstleistungen angeboten. 

Verfahrenstechnik 

Angewandte Forschung, Entwicklung und 
Konstruktion zur Gestaltung, Automati­
sierung und Optimierung musikinstru­
mentenspezifischer Fertigungsverfahren 
komplettieren die Arbeitsfelder des UM. 
Die Möglichkeit der Verallgemeinerung der 
Erkenntnisse aus der Musikinstrumenten­
forschung ist hier ebenso selbstverständ-
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lieh gegeben, weil gerade im Musikinstru­
mentenbau verschiedendste Technologi­
en i nl!inandergreifen. 

Langjährige Erfahrungen liegen auf den 
Gebieten der Füge-, Montage-, Obertlä­
chen-undStimmprozesse sowie der Laser­
technologie vor. Projektezur Automatisie­
rung von Montageprozessen unter Einbe­
ziehung der Handhabetechnik werden in 
Zusammenarbeit mit dem Kunden gelöst. 
In Zusammenhang mit Fragen der Quali­
tätssicherung erarbeiten wir Prüftechno­
logien, z.B. zur Längenmeßtechnik. Mit der 
verfügbaren Gerätetechnik bieten wir 
Dienstleistungen u.a. bzgl. der Messung 
von Rauheiten, der Wanddicken geome­
trisch komplizierter Teile, sowie die· In­
spektion von Hohlkörpern mittels Endo­
skopie. In der hauseigenen Werkstatt kön­
nen spezielle Vorrichtungen und kleinere 
Automatisierung.slösungen gebaut und 
erprobt werden. 

Fachinformationsdienst/Bibiothek 

Unseren Partnern steht selbstverständlich 
auch die umfangreiche Fachbibliothek mit 
ihren 6000 bibliographischen Einheiten zur 
Verfügung. Neben dem Nachweis, der Be­
reitstellung bzw. der Beschaffung von Fach­
literatur besteht die Möglichkeit der Auf­
trag.srecherche sowohl in internen Daten­
banken {Musikinstrument, musikalische 
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Akustik) als auch in externen Datenban­
ken ( z.B. Patente, Normen, Ausschreibun­
gen, Fördermaßnahmen, Markt-und Pro­
dukti nformationen, Geschäftsverbi ndun­
gen ). Das Leistungsangebot von Btx, Da­
tex-J, E-Mail sowie ein kostengünstiger 
Telefax- und Kopierdienst kann genutzt 
werden. 

Schulungen und Vorträge 

Das lfM führt Seminare und Workshops zu 
Ergebnissen von Forschungen sowohl aus 
dem eigenen Hause als auch anderer Ein­
richtungen auf dem Gebiet der muskali­
schen Akustik und des Musikinstrumen­
tenbaus durch. 

Darüber hinaus bieten wir ca. 50 Spezialse­
minare zu den Fachgebieten: musikalische 
Akustik, Werkstoflkunde, Verfahrens­
technik/1' echnologie, Meßtechnik, Quali­
tätskontrolle und Statistik sowie Betriebs­
\.\lirtschaft. 

Für die Lehrveranstaltungen stehen den 
Teilnehmern neben unserem modern ein­
gerichteten Schulungsraum natürlich auch 
die Labors zur Verfügung. 

Walther Krüger, Dipl.-Phys., ist Vorsit­
zender, Gunter Ziegenhals, Dipl.-Phys., 

Geschäftsführer des Vogtländischen 
Fördervereins für ,\,fusikinstrumenten­

bau und Innovation e. 1,: 

125 



FORUM 

Herbert Schnädelbach (Berlin): 

Universität als Lebensform 

Am Bild des „auferstandenen Epikur" als 
des Schutzhei_ligen der akademischen Ju­
gend, das ich vor bald zehn Jahren zeich­
nete'. ist wohl nicht viel zu korrigieren; 
nach wie vor prägt der Rückzug in die 
.,Gärten" das Bild ihres Lebenszuschnitts. 
Gemeint ist der Abschied von den großen 
Zielen - in der Politik wie in der Karriere 
-, das Sichbescheiden mit sehr begrenz­
ten biographischen Perspektiven und eine 
defensive Ethik klug reduzierter Lebens­
anspruche. Auch heute müßte man den 
Vorwürfen der Alt linken, die Jungen von 
heute seien unpolitisch, angepaßt, naiv 
und hedonistisch, entgegenhalten, daß sie 
sich nur weniger Illusionen machten als 
ihre von '68geprägten Eltern und Lehrer; 
ohne den Zynismus gescheiterter Revo­
lutionäre hielten sie sich mehr an das, 
was in unserem kurzen Leben letztend­
lich zählt, und das ist eben nicht die Welt­
revolution. 

Neu ist, in welchem Maße die Universität 
als Institution inzwischen selbst zu einem 
epikuräischen Garten wurde - zumindest 
in den „Geisteswissenschaften". Damit 
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ist nicht ein Idyll gemeint - denn die 
Universitätswirklichkeit ist sehr wenig 
idyllisch -. sondern ein begrenzter und 
umzäunter Sektor gesamtgesellschaft­
licher Nutzlosigkeit, eher einem Tier- als 
dem Nutzgarten vergleichbar; sind un­
sere Hochschulen nicht längst die Kin­
dergärten der verlängerten Adoleszenz? 
Die Großstadtuniversitäten haben immer 
deutlicher den Charakter von Zwischen­
lagern für die große Zahl nicht unmittel­
bar verwertbarer Abiturienten angenom­
men. Mangels attraktiver Ausbildungs­
plätze werden sie hier für 5 bis 7 Jahre 
,,geparkt" und mit dem Status und dem 
Sozialprestige des Studierenden verse­
hen; das entlastet den Arbeitsmarkt und 
dient dem sozialen Frieden. Man tut et­
was für die ,,Bildung" und spart Sozialhil­
fe, denn was geschähe, wenn z. B. in 
Berlin von heute auf morgen 5 0 000 „über­
zählige" Studenten bei den Ämtern er­
schienen? Sieht man sich die traurige 
Realität des BAFöG an, dann finanziert 
sich die große Mehrzahl unserer Stu­
dierenden selbst, liegt also dem Sozial­
staat nicht auf der Tasche, und die mei-
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sten Studienplätze sind ohnehin extrem 
billig- wo man in vielen Veranstaltungen 
noch' nicht einmal für jeden eineh Stuhl 
hat. Daß man angesichts dieser Tatsachen 
dabei ist, die Universitäten kaputt zu spa­
ren, ist blanker Zynismus, oder, was 
schlimmer ist: politische Dummheit, denn 
keine ,,Lösung" des Problems der großen 
Abiturientenzahlen ist billiger als die ge­
genwärtige Massenuniversität. 

Der Epikureismus unserer akademischen 
Jugend ist also längst zur festen Größe 
des Kalküls unserer Bildungspolitiker 
geworden. Das Gartengelände, das man 
ihr als Spielwiese anweist, wirdzwarstän­
dig weiter ausgetrocknet, aber immer 
hofft man noch, die Grenzen der Zumut­
barkeit ausweiten zu können, denn 
schließlich bekommen die Kids doch et­
was dafür: Studieren zu dürfen. Wer '68 
erlebt hat, fragt sich: Wo bleibt die neue 
Studentenbewegung? Sie kommt nicht, 
weil alle Beteiligten längst wissen: Das 
Studium als sichere Stufe auf der Karrie­
releiter gehört der Vergangenheit an -
selbst bei Betriebswirten, Juristen oder 
Medizinern; die Karrieristen an der Uni­
versität sind in die Minderheit geraten 
und gelten bei den Gescheiteren als dumm. 

Stattdessen hält man sich an das, was die 
Institution tatsächlich gewährt: eine Le­
bensform mit begrenzter Dauer, ein Stu­
dium als biographische Phase, Bildung 
nicht als Mittel zum Zweck, sondern mit 
einem Eigenwert, der sich primär an der 
eigenen Lebensgestaltung bemißt. Und 
daraus erklärt sich auch, was prima vista 
kaum zu erklären ist: die bemerkenswerte 
Motivation unserer Studierenden. Ist es 
riicht erstaunlich, daß trotz der Einrich­
tung eines Lehramtsstudienganges für 
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Philosophen mit inzwischen guten Be­
schäftigungs- und Pensionsaussichten in 
mehreren Bundesländern die Zahl ·der 
.,brotlosen" Magisterstudenten propor­
tional ständig zunimmt? Manchmal kann 
man den Eindruck gewinnen, die Studien­
motivation steigt mit dem Absinken der 
damit verbundenen Berufschancen. (Im­
mer wieder hörte ich von Anfängern auf 
die Frage, warum sie Philosophie studie­
ren wollten: ,,Ich werde ja doch einmal 
arbeitslos; da kann ich doch gleich stu­
dieren, was mir Spaß macht.") Wenn es 
keine Blumentöpfe zu gewinnen gibt, 
scheinen viele umso sicherer zu sein, nur 
für sich selbst zu studieren. Dafür werden 
häufig ein deutliches Absinken des Le­
bensstandards gegenüberde11_1 von zu Hau­
se gewöhnten Niveau und die Mühen ei­
ner Job-ExistenzinKaufgenommen. Und 
ich möchte hinzufügen: Einen Massen­
egoismus unter unseren Studierenden 
kann ich nicht bemerken, eher ein Klima 
distanzierter Freundlichkeit unter sol­
chen, die im gleichen Boot sitzen. Wo 
keine Prämien winken, macht aggressi­
ves Konkurrenzverhalten wenig Sinn, und 
warum sollte man sich verbrüdern, wenn 
niemand weiß, wogegen? 

Einen Schluß sollte man aus dem Gesag­
ten aber nicht ziehen: Wenn an der Uni­
versität nicht mehr primär mit Profes­
sionserwartungen studiert werde, solle 
dort die Wissenschaft auch nicht mehr 
professionell gelehrt werden, sondern 
mehr im Stil ermäßigter Erwachsenen­
bildung. Meine Beobachtungen legen ge­
nau das Gegenteil nahe: Für eine begrenz­
te Zeit und ohne eindeutige Verwertungs­
perspektiven am fortgeschrittenen wis­
senschaftlichen Diskurs teilzunehmen -
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dies scheint genau das zu sein, was trotz 
aller beklagenswerten Rahmenbedingun­
gen die Universität als Lebensform für so 
viele junge Intellektuelle so attraktiv 
macht. Daraus erklärt sich auch, warum 
die Massenphänomene ·das wissenschaft­
liche Niveau unserer Universitäten in der 
Regel nicht gesenkt haben. (Die Disser­
tationen meiner akademischen Lehrer 
passierten heute gerade einmal als Magi­
sterarbeiten, und mit meiner eigenen 
Habilitationsschrift könnte ich heute bei 
mir selbst höchstens mit cum laude pro­
movieren.) Die große Anzahl der Stu­
dienabbrüche steht dazu nicht im Wider-

Anmerkunc: 

spruch, denn dahinter verbergen sich 
meist keine biographischen Katastro­
phen, sondern völlig veränderte Motiva­
tionsstrukturen, in denen ein Examen nicht 
mehr sehr hoch rangiert; auch der Student 
im Nebenberuf will Qualität. Wahrschein­
lich werden die Universitäten erst dann 
leerer, wenn sie deutlich schlechter wer­
den, aber hoffentlich liest das kein Bil­
dungspolitiker. 

Herbert Schnäde/bach, Prof Dr. phil., 
lehrt Theoretische Philosophie an der 

Humboldt-Universität zu Berlin 

1 V gJ. Der auf erstandene Epikt.--Erf ahrungenmit akademischer Jugend, in: H.S .. V e.mmft und Geschichte. Vorträge 
1u1dAbhandhmgen, Frankfurt/Main 1987, 285ff. 
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Roland Große-Holforth (Berlin): 

Marginalia 

I 

Sich öffentlich schreibend der „Univer­
sität in Ostdeutschland" zu nähern, birgt 
wenigstens zwei Gefahren. Die erste ist 
weniger bedeutend. Sie besteht in der 
Möglichkeit, auf eine Publikumsbe­
schränkung derart zu treffen, daß be­
stimmte Leser glauben, dem Schreiben­
den als Inquisitoren entgegentreten und 
Rechenschaft darüber verlangen zu müs­
sen, ob er denn qua Herkunft überhaupt 
befugt sei, über „ihre" Wirklichkeit zu 
befinden. Dem kann und muß man nicht 
ernsthaft begegnen. 

Anders verhält es sich mit der zweiten 
Gefahr. Im Gegensatz zur ersten ist sie 
vor allem deshalb zu beachten, weil sie 
nicht, wie die Gestalt des Lesers, im 
unverfügbaren Außen, sondern in der ei­
genen Perspektive lauert, als Möglich­
keit ihrer Verstellung und Verengung. Es 
ist die Rede von der Kurzsichtigkeit des 
Verstrickten. Wer ihr erliegt, mißt dem, 
was sich in seiner Umgebung als wesent­
lich und wichtig ausnimmt, eine Bedeu­
tung zu, die ihm, von einem nicht mehr 
bloß betroffenen Standpunkt aus betrach­
tet, keineswegs zukommt. Um dies zu 
vermeiden, darf man sich also nicht darin 
ergehen, Erlebtes authentisch zu Proto­
koll zugeben, sondern muß sich der Mühe 
unterziehen, sein Erleben in einem grö­
ßeren Zusammenhang zu denken, gewis­
sermaßen die ,,Provinz der konkreten 
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Anschauung" zu verlassen und sie vom 
Ausland aus zu betrachten. 

Womit wir bei der Sache wären; denn im 
folgenden soll daran erinnert werden, daß 
die gegenwärtige „Universität in Ost­
deutschland" als Phänomen keineswegs 
so interessant ist, wie man unter dem 
Diktat des Aktuellen zu glauben geneigt 
sein mag. Vielmehr stellt sie eine gegen­
über dem zugrunde liegenden Thema nur 
unwesentlich abgewandelte Variation dar, 
wobei hier als Thema das angenommen 
ist, was sich in der Provinz Deutschland 
seit weit über hundert Jahren als akade­
mische Realität durchgesetzt hat. Mit gro­
ßer Geste das grundsätzlich Mißgebore­
ne derselben zu beklagen, kommt nicht 
mehr in Frage; nicht, weil eine solche 
Klage ihre inhaltliche Berechtigung ver­
loren hätte, sondern ganz einfach, weil 
sie in dieser auf eine Hoffnung hin deu­
tenden Form obsolet geworden ist. Die 
frommen Wünsche, durch die immer wie­
der eine von den Wurzeln her erneuerte 
Universität vorgestellt und gefordert wur­
de, können angesichts dessen, was ist, 
selbst dem unhistorischen Kopf, sofern 
er nur zu beobachten vermag, allenfalls 
als rührende Dichtungen erscheinen; 
Dichtungen, die man am besten nicht laut 
deklamiert, um sie wenigstens als Dich­
tungen vor der stumpfen Gewalt des Tat­
sächlichen zu bewahren. 

Unter diesen Bedingungen können die 
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Einsichten, die der unmittelbaren An­
schauunggegenwärtigen Universitätsge­
schehens entspringen, nur sehr begrenzt 
der Äußerung wert befunden, als Publi­
zieren nur notdürftig gerechtfertigt wer­
den; notdürftig. da nur durch den Verweis 
auf die eigene Notdurft, dadurch also, daß 
man bekennt, sich von besagter Brutalität 
beleidigt und bedrängt zu fühlen und sich 
deshalb äußern zu müssen - auch wenn 
dies jeder ernsthaften Betrachtung nur 
lächerlich erscheinen kann. 

II 

Bedrängt war und ist der Verfasser von 
der alltäglichen Anschauung des akade­
mischen Amorphismus. Gestalt-, Form­
und Haltungslosigkeit in allen Spielarten 
- das ist es, was man dort antrifft, wo 
eigentlich Konzentration und Disziplin 
die wesentlichen Kräfte bedeuten soll­
ten. Da sie es aber nicht tun, nehmen die 
akademischen Dinge und Menschen ih­
ren natürlichen und also amorphen Ver­
lauf, bleibt die Möglichkeit einer gelin­
genden Ausbildung - von jeder Bildung 
ganz zu schweigen - auf der Strecke des 
laisse=-faire. laissez-aller. Das Amor­
phe ist tatsächlich, so paradox dies auch 
klingen mag, das wesentliche Charakte• 
ristikum gelehrten Treibens, und die Ein­
sicht, daß dieses als Symptom eines Trei­
bens in größerem Maßstab angesehen 
werden muß, vermag darüber kaum hin­
weg zu trösten. 

Um den größeren Maßstab soll es hier 
aber gar nicht gehen, sondern lediglich 
darum, den alles prägenden Mangel an 
Form in der einen oder anderen Hinsicht 
anzudeuten; einerseits;um besagte Not­
durft zu verrichten, und andererseits, um 
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dem Leser dies ebenfalls zu ermögli­
chen. Dabei wird aus ästhetischen Grün­
den darauf zu achten sein, daß nur solche 
Amorphismen angesprochen werden, von 
denen sich der Verfasser nur bedingt aus­
nehmen kann. Das bedeutet, daß die fol­
genden Andeutungen ausdrücklich auf den 
Zustand der gegenwärtig sogenannten 
.,Geisteswissenschaften" bezogen sind; 
obwohl analoge Beobachtungen im Hin­
blick auf andere Disziplinen durchaus zu 
erwarten sind. 

Als erster ist zu nennen: Der Amorphis­
mus der Voraussetzungen. Dieser ist 
der zugleich prägnanteste und folgen­
reichste. Prägnant insofern. als selbst der 
oberflächlichste Betrachter zu dem Er­
gebnis kommen muß, daß man sich, um 
sich in den entsprechenden ,.Diskursen" 
suhlen zu können, durch nichts wirklich 
auszeichnen muß: Jedermann hat das 
Wort. Und das ist folgenreich dadurch, 
daß dort, wo Jedermann spricht, das Wort 
seinen Wert verliert. So kommt es immer 
wieder zu befremdlich anmutenden Zu­
sammenkünften, bei denen Einzelne un­
terschiedlichster Befähigung und Bereit­
schaft sich über Jahre hinweg, und selten 
redlich, bemühen, die Tatsache zu über• 
tönen, daß man sich im Grunde gar nichts, 
also nur dann etwas zu sagen hat, wenn 
man sich auf den kleinsten gemeinsamen 
Nenner zwingt; mit dem Ergebnis, daß auf 
Dauer nichts anderes geschieht, als daß 
sich die kleinen Brüche fröhlich und un­
gehemmt reproduzieren. 

Der Amorphismus der Motive und Zie­
le. Diese zweite Formlosigkeit ergibt sich 
zwangsläufig aus der ersten. Sie folgt 
dabei der ehernen Wirtshausg'esetzmä­
ßigkeit: ,,Wo's was umsonst gibt, schaut 
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jeder mal vorbei." Dieser Diffusionsbe­
wegung folgend, legen sich die Vielen 
keirie Rechenschaft darüber ab, warum 
sie gerade diese und keine andere Rich­
tung einscblagen. Da man vor dem Ein­
tritt spürt, daß eine Entscheidung für das 
Geisteswissenschaftliche kaum greifba­
re, d.h. in nennenswerten Ansprüchen auf­
dringliche Konsequenzen nach sich zieht, 
beginnt man „halt mal" und verwirklicht 
so: vorgeblich sich selbst, tatsächlich aber 
nichts weiter als den infantilen Luxus 
staatlich subventionierter Indifferenz. 

Dieser Anfang hat freilich für das weitere 
Folgen, die sich verdichten im: 

Amorphismus der Einstellung. Da es 
sich bei den in beschriebener Weise 
amorph Beginnenden um Menschen han­
delt, kann es nicht ausbleiben, daß sich im 
Laufe der Zeit eine - naturgemäß diffuse 
- Unzufriedenheit einstellt. Anstatt dar­
aus allerdings die Konsequenz zu ziehen, 
sich an der Wurzel und also der Diffusion 
zu packen und diese zu überwinden, geht 
man - allzumenschlich - den bequemen 
Weg und kultiviert einen schalen Zynis­
mus, der es einem gestattet, immer dann 
grinsend beiseite zu treten, wenn man 
gefordert wird. Und da Zynismus als rein 
negative Haltung kaum lebbar ist, schafft 
man sich Ersatzpositionen, die in aller 
Regel in den Bereich des Privaten und 
also unter die Rubrik „Götzendienst der 
Freizeit" fallen. 

Die Haltungslosigkeit im Anfang führt 
also dazu, daß man auch im Arbeiten kei­
nen aufrechten Gang anzunehmen im 
Stande ist Diffus bewegt, schleppt man 
sicli lustlos und pflichtvergessen durch 
die seichten Formalitäten des Studienab-
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laufs und ist dabei vor allem darauf be· 
dacht, Desinteresse, Faulheit und Inkom­
petenz so effizient wie möglich zu -ver­
schleiern. Man tut dem Schein genüge • 
und schämt sich dessen nicht einmal. Aber 
wie sollte auch Moral und also Sehrun 
entstehen, wo Verbindlichkeiten und Kri­
terien nur noch als Schatten ihrer selbst 
vorkommen, die Anstalt also die Bedin­
gung ihrer Möglichkeit aufgegeben zu 
haben scheint, die eben darin besteht, ein 
Bild von sich zu haben, etwas also, dem 
gegenüber man sich verpflichtet weiß • 
auch und vor allem zum Preis der Unbe­
quemlichkeit. 

Damit ist bereits der letzte hier zu erwäh­
nende Amorphismus eingeführt, nämlich: 

Der Amorphismus der Umgangsformen. 
Ein akademischer Stil ist eigentlich nur 
noch als Abwesenheit seiner selbst fest­
stellbar. Man hält zwar in penetranter 
Absurdität und jälulich zunehmender 
Krampfhaftigkeit an längst obsolet ge­
wordenen Konventionshülsen fest, kann 
damit jedoch nur dem allereinfältigsten 
Beobachter (z.B. dem Politiker und also 
Geldgeber) verbergen, daß substantielle 
Verbindlichkeiten, solche also, die sich 
aus der Sache ergeben, für die einzuste­
hen man weiterhin behauptet, kaum noch 
wirksam sind. Wie anders ist es erklär­
lich, daß selbst die gröbsten sachlichen 
Verstöße und Verfehlungen ohne Kor­
rekturen - von Konsequenzen ganz zu 
schweigen - hingenommenwerden?Und 
wie soll sich ein Student formen, wenn 
ihm allenthalben vorexerziert wird, daß 
es gar nicht so sehr darauf ankommt, ob 
man etwas weiß oder nicht, ob man zu 
argumentieren befähigt ist, oder gar: ob 
man bereit ist, etwas ohne Rücksicht auf 
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die eigenen Belange auf seine Wahrheit 
hin zu prüfen? Wie soll man Achtung für 
sich und seine Aufgabenempfinden, -wenn 
die zynische Mißachtung eben dieser 
Aufgaben durch die Haltungslosigkeit im 
Umgang zur impliziten Botschaft ganzer 
Institute geworden ist? 

Man kann all dies als Übertreibung abtun 
und vergessen. Tut man dies, hat man 
allerdings die Konsequenzen zu tragen. 
Und daran ändert sich auch nichts, wenn 
man möglicherweise nicht in der Lage 
sein sollte, sie zu empfinden. Manches 
entscheidet sich eben jenseits des Lust­
pnnz1ps. 

m 
Nun mag ma11 sich dennoch fragen, was 
diese allgemeine Diagnose von Amor­
phismen mit der „Universität in Ost­
deutschland"im besonderen zu tun hat. In 
einer ersten Hinsicht: alles - denn auch 
sie ist vom Beschriebenen gezeichnet. In 
einer anderen Hinsicht: nichts - denn sie 
nimmt sich diesbezüglich gegenüber 
westdeutschen Universitäten kaum als 
Besonderes aus. Es läßt sich allerdings 
auch eine dritte Perspektive einnehmen, 
und in dieser bedeutet das Gesagte für die 
ostdeutschen Universitäten tatsächlich: 
etwas Besonderes - denn sie hat sich, so 
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die Beobachtung des Verfassers - insbe­
sondere im Hinblick auf die beklagten 
Amorphismen entwickelt, und zwar zum 
Schlechten. Die vor wenigen Jahren noch 
eher zu gewahrende Zurückhaltung, Be­
scheidenheit und Disziplin im Umgang 
mit sich und den Geistesdingen ist immer 
mehr dem allzu gegenwärtigen Gestus 
der überlegenen Wissensfrechheit gewi­
chen, der selbstredend im krassem Wi­
derspruch zu tatsächlicher Bedeutung und 
Fähigkeit derer steht, die diese Pose ein­
zunehmen für notwendig halten. Indem 
die Studenten kaum korrigiert, zurecht 
gewiesen und so ihrer wirklichen „Grö­
ße" ansichtig werden, machen sie sich 
zunehmend so breit, wie es die meisten 
Altersgenossen im Westen schon lange 
sind. Daß sich dies innerhalb weniger 
Jahre zugetragen hat, muß als Lehrstück 
für die Anpassungsfähigkeit des Kultur­
wesens ,,Mensch"begriffen werden; mit­
hin als Beleg dafür, daß es dem Menschen 
nur selten und in sehr begrenztem Maße 
möglich ist, sich aus den Verhältnissen zu 
erheben, in die er hinein gewachsen ist. 
Die Grenzen der sogenannten ,,Freiheit" 
sind eben die engsten. 

Roland Große-Holforth studiert 
Philosophie an der Humboldt­

Universität Berli11 
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Thomas Nele (Berlin): 

Die Entwicklung des Personalbestandes an den 
ostdeutschen Hochschulen 1990 - 1993 

Als sich den Hochschulen in der DDR vor 
fast sechs Jahren im Aufbruch und begin­
nenden Umbruch des Herbstes 1989 neue 
Freiräume eröffneten, ein großer Teil 
der Mitgljeder der Hochschulen für eine 
Veränderung der DDR bzw. später Verei­
nigung der beiden deutschen Staaten ein­
trat, war wohl für niemanden abzusehen, 
welche Folgen die Vereinigung für die 
Hochschulen und vor allem das an ihnen 
beschäftigte Personal haben würde. 

ln Vorbereitung des Einigungsvertrages 
(EV) waren die Zielsetzungen heftigst 
umstritten. Die vom Wissenschaftsrat im 
Juli 1990 fonnulierten "Perspektiven 
für Wissenschaft und Forschung auf dem 
Weg zur deutschen Einheit. Zwölf Emp­
fehlungen" gingen von einer generell qua­
lifizierten Besetzung der SteUen durch 
westdeutsche Wissenschaftler und Wis­
senschaftlerinnen, personellen Abordnun­
gen zur Neugründung von Fachbereichen 
bei öffentlicher Ausschreibung der Stel­
len und dem Verbot von Hausberufungen 
aus. In Vorbereitung einer "Wissen­
schaftsunion" 1 standen neben der Struk­
turanpassungdieAltkaderim Mittelpunkt 
der Diskussion. Mit Altkadern waren da­
bei vorwiegend die Professoren bzw. 
Leiter der Forschungseinrichtungen ge­
meint. Deren generelle Abberufung bzw. 
Entlassung wurde intensiv diskutiert2, 
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nachdem Statistiken über den prozentua­
len Anteil der Mitglieder d~r SED unter 
der Professorenschaft und Angaben über 
einen vermuteten Anteil der Mitarbeiter 
für das MfS in dieser Personengruppe 
bekannt geworden waren. 3 Vereinzelt wur­
de diese Beschränkung auf die Professo­
renschaft durchbrochen und eine gene­
relle Abberufung/ Kündigungaller dauer­
haft Beschäftigten unter Einräumung der 
Möglichkeit der Neubewerbung gefor­
dert. 4 Nur im Rahmen einer noch zu be­
stimmenden Neustrukturierung der ost­
deutschen Wissenschaftslandschaft wur­
de auf die Zukunft des Gesamtpersonals 
der Hochschuleinrichtungen eingegan­
gen, wenn bspw. Fritsch als Mitglied 
einer Evaluierungsgruppe des Wissen­
schaftsrates davon spricht, daß 50 - 60 % 
der Forscher die Hochschule verlassen 
müßten, jedoch wohl eine neue Zukunft 
in der aufzubauenden Industrie finden 
könnten.' Drastisches schwebte auch, 
zwischen Natur- und Geisteswissenschaf­
ten trennend, D. Simon vor, als er sich 
befragte, was denn die Ostdeutschen in 
die Wissenschaftsunion einzubringen 
hätten, und dies in einer Aufzählung des 
Nicht-Gewollten endete.6 

Ein Konzept zur Bewältigung der Verei­
nigung der Wissenschaftssyteme läßt sich 
aus all dem nicht entnehmen. Notwendig 
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erschien jedoch den meisten Akteuren 
die Auflösung bestimmter, vornehmlich 
geisteswissenschaftlicher Bereiche so­
wie die Auslese und Entfernung der Mit­
arbeiter des MfS aus den Hochschulen. 

Mit der Verabschiedung des Einigungs­
vertrages durch die Volkskammer der 
DDR und den Bundestag der BRD wurde 
die Überführung der Hochschulen zur 
Aufgabe der Länder. Diesen standen nach 
dem Einigungsvertrag zahlreiche Mittel 
zur Wiederherstellung der Freiheit und 
Pluralität von Lehre und Forschung, zur 
Umstrukturierung der in breiten Berei­
chen zum Mißerfolg geführten Wissen­
schaft und zur raschen Umsetzung der 
grundgesetzlichen Rahmenbedingungen, 
mithin einer Erneuerung des Hochschul­
wesens zur Verfügung.' Der politischen 
Diskussion folgend konnten die Landes­
regierungen nach Art. 13 I, III EVbis drei 
Monate nach dem Beitritt über die Über­
führung oder AbwickJ ung der Hochscliu­
leinrichtungen entscheiden. Nach einer 
Überführung der Einrichtungen standen 
den Ländern die in Anlage I, Kap. XIX, 
Sachgebiet A, Nr. 1 Abs. 4 und 5 EV 
normierten Sonderkündigungstatbestän­
de bis zum 02.10.1992 1 zur Verfügung. 
Nach Absatz 4 war dabei eine ordentliche 
Kündigung wegen mangelnder fachlicher 
Qualifikation (Abs. 4 Ziff. 1, l. Alt.), 

wegen mangelnder persönlicher Eignung 
(Abs. 4, Ziff. 1, 2. Alt.), wegen mangeln­
den Bedarfs (Abs. 4 Ziff. 2) und wegen 
ersatzloser Auflösung oder wesentlicher 
Änderung der Beschäftigungsstelle bei 
gleichzeitiger Unmöglichkeit der Wei­
terverwendung (Abs. 4 Ziff. 3), nach Ab­
satz 5 eine außerordentliche Kündigung 
wegen Verstoßes gegen die Grundsätze 
der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlich­
keit (Abs. 5 Ziff. 1) und wegen Tätigkeit 
für das MfS/ AfNS (Abs. 5 Ziff. 2) zuläs­
sig.' 

Allein von der vorbeugenden Veranke­
rung dieser rechtlichen Instrumente zur 
Erneuerung der Hochschulen kann aber 
auch auf kein Konzept der Gesetzgeber 
hinsichtlich der Umstrukturierung ge­
schlossen werden. Dies dürfte sich am 
unterschiedlichen Vorgehen der Länder 
sowie an Unterschieden bei der Anwen­
dung der mit dem Einigungsvertrag ein­
geräumten Möglichkeiten zur Personal­
reduzierungzeigen. Zahlreiche Gerichts• 
verfahren verdeutlichen die Unsicherhei­
ten bei den und den Mißbrauch durch die 
Anwender. 1° Fest steht und ist mittler­
weile auch höchstrichterlich bestä\igt: 
Anliegen des Einigungsvertrages war im 
hier interessierenden Zusammenhang die 
weitgehende Integration des Personals in 
das neue System i:fer Bundesrepublik. 11 

I. Personalbestand 1991 - 1993 

Das Ziel der weitgehenden Integration 
des Personals, mithin der Verbleib an den 
Hochschulen, soll hier dep Maßstab für 
eine Analyse der Entwicklung des Perso­
nalbestandes bilden. Die Ausgangsdaten 
sowie die Entwicklung bis 1991 sind von 
Burkhardt/Scherer dargestellt worden. 11 
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Ab 1992 liegen die Berichte der Statisti­
schen Landesämter über den Personalbe­
stand an den Hochschulen vor. Diese sind 
aufgrund des Hochschulstatistikgesetzes 
erhoben worden und deshalb untereinan­
der verglejchbar. Nachfolgend ·soll in 
Zusammen·stellung dieser bereits vorlie-
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genden Daten ein Überblick über die Ent­
wicklung des Personalbestandes an den 
Hochschulen der Länder Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Thüringen sowie des 
Ostteils Berlins gegeben werden. 

Bei der Zusammenstellung des Datenma­
terials ergeben sich aus der mit der Er­
richtung der Statistischen Landesämter 
verbundenen Vereinheitlichung der stati­
stischen Erfassung in der Bundesrepu­
blik Probleme, die sich in der nachfol­
genden Darstellung niedergeschlagen ha­
ben. 

Einerseits haben nicht alle Bundesländer 
kontinuierlich Statistiken zum Personal­
bestand an den Hochschulen vorgelegt. 13 

Andererseits erfolgte ab 1992 eine Zu­
ordnung des Personals zu den Gruppen 
nach §§ 42 ff. HRG. Dadurch ist der 
zahlenmäßige Vergleich der Gruppen nur 
bedingt möglich. Für 1991 liegen keine 
Angaben zur Anzahl der Professoren vor. 
Beim wissenschafthchen Personal sind 
ab 1992 auch nebenberuflich Tätige (z.B. 
wissenschaftliche Hilfskräfte, Drittmit­
telbeschäftigte) erfaßt, die es bis zu die­
sem Zeitpunkt an den Hochschulen nicht 
gab. Im Rahmen der Darstellung wird im 
Interesse der Vergleichbarkeit soweit als 
möglich auf Daten der Statistischen Lan­
desämter und in zweiter Linie auf Werte 
der Projektgruppe Hochschulforschung 
Berlin-Karlshorst zurückgegriffen. Trotz 
der zah.lreichen Schwierigkeiten, die mit 
einer Gegenüberstellung der Daten ver­
bunden sind, lassen sich zweifelsfrei be­
stimmte Entwicklungen erkennen, die für 
weitergehende Untersuchungen, und sei 
es als Korrektiv, notwendig sind. Der 
Rückgriff auf den Stellenbestand kann 
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angesichts unbesetzter Stellen, eines 
Überhangs, bestehender Doppelbesetzun­
gen etc. wohl nur als Hilfsgröße herange­
zogen werden. 

1989 waren im Hochschulbereich der 
DDR (mit Medizin) rund 104.300 Perso­
nen beschäftigt. Davon waren etwa 38. 900 
Angehörige des wissenschaftlichen und 
65.400 Angehörige des nichtwissen­
schaftl ichen Personals. 14 Mit dem Aus­
laufen der Sonderkündigungsmöglichkei­
ten des Einigungsvertrages zum Ende des 
Jahres 1993 waren noch etwa 78.600 
Personen im Hochschulbereich tätig. Da­
von gehörten etwa 30. 900 Personen der 
Gruppe des wissenschaftlichen und künst­
lerischen Personals an. An den Hoch­
schulen waren 4.849 Professoren be­
schäftigt. 

Es ist festzustellen, daß sich der Gesamt­
personalbestand von 1989 zu 1993 um 25 
Prozent verringert hat. Während die stati­
stische Verringerung beim wissenschaft­
lichen Personal etwa bei 20 Prozent lag, 
beträgt sie beim nichtwissenschaftlichen 
Personal 27 Prozent. Dies dürfte auf die 
zu verzeichnende Auslagerung von Auf­
gaben, die in der DDR durch hochschul­
eigenes Personal erfüllt worden sind, 
zurückzuführen sein. 

Die Entwicklungen des Personalbestan­
des verliefen in den einzelnen Ländern 
unterschiedlich. Für Brandenburg läßt 
sich im Vergleich 1993 zu 1989 eine Zu­
nahme beim Hochschulpersonal von 
3.488 auf 4.184 Personen feststellen. 

In allen anderen Ländern verringerte sich 
der Personalbestand. Spitzenreiter ist, von 
den Werten des Jahres 1990 ausgehend, 
Mecklenburg-Vorpommern mit einer 
Verringerung um 28 Prozent. gefolgt von 
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Entwicklung des Personalbestandes an den Hochschulen Sachsen-Anhalts 

zwischen 1990 und 1993 
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Berlin (21 %), Sachsen (20 %), Sachsen­
Anhalt (16 %) und Thüringen (4 %). Be­
achtenswert ist, daß bspw. in Sachsen­
Anhalt der Personalbestand 1990 - 1991 
relativ konstant blieb, währender in Sach­
sen im gleichen Zeitraum stark reduziert 
wurde. Dies könnte Hinweise auf einen 
unterschiedlichen Gebrauch der Instru­
mente des Einigungsvertrages geben, aber 
auch auf eine längere Anlaufzeit bis zur 
verwaltungsmäßigen Umsetzung der Maß­
nahmen schließen lassen. 

In Sachsen und Sachsen-Anhalt sank der 
der Gruppe der wissenschaftlichen und 
künstlerischen Mitarbeiter zuzurechnen­
de Personalbestand auch noch 1993 ge­
genüber 1992, während in den anderen 
Ländern zumindest 1993 eine weitere 
statistische Verringerung des wissen­
schaftlichen und künstlerischen Perso­
nals nicht zu verzeichnen war. 

Offenbar war der Abbau des wissenschaft-
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liehen und künstlerischen Personals zu­
mindest statistisch 1993 beendet. Dies 
wird durch erste für 1994 vorliegende Da­
ten für Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen-Anhalt bestätigt. In allen Ländern 
steigt die Anzahl der Professoren stetig, 
was mit den langsam anlaufenden Beru­
fungsverfahren zusammenhängen dürfte. 

Burkhardt/Scherer etwa geben an, daß 
mit Stand II. Quartal 1994 70 % der 
Professorenstellen besetzt waren. 15 In 
Sachsen waren zum 3 l.12.1994von2.352 
Professorenstellen l. 783 Stellen besetzt, 
was einer Quote von 76 % entspricht. 16 

Brandenburg gibt mit Stand III. Quartal 
1995 eine Quote für die Stellenbeset­
zung der Professoren von 75 % und für 
die wissenschaftlichen und künstlerischen 
Mitarbeiter von 90 % an. 11 In den Folge­
jahren kann mit dem weiteren Anwachsen 
des Anteils der Professoren am Gesamt­
personalbestand gerechnet werden. 
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Entwicklung des Personalbestandes an den Hochschulen in Mecklenburg­
Vorpommerl'! zwischen 1990 und 1993 
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II. Veränderung der Zusa~mensetzung des wissenschaftlichen 
und künstlerischen Personals 

Relativiert werden die Werte zur Ent­
wicklung des Personalbestandes erst bei 
einer Differenzierung innerhalb der Grup­
pe der wissenschaftlichen und künstleri­
schen Mitarbeiter (vgl. Tabelle 2). 

Neben der prozentualen Reduzierung des 
Anteils der Dozenten/ Assistenten und 
dem entsprechenden Anwachsen des An­
teils der wissenschaftlichen und künstle­
rischen Mitarbeiter ist eine Verlagerung 
hin zum nebenberuflichen Personal zu 
konstatieren. Insbesondere die Anzahl und 
der Anteil der wissenschaftlichen Hilfs­
kräfte nimmt zu. 18 Für die Folgejahre wird 
darauf zu achten sein, ob der Anteil der 
wissenschaftlichen Hilfskräfte zu Lasten 
des hauptberuflichen wissenschaftlichen 
und künstlerischen Personals anwächst, 
da eine gesicherte Aussage angesichts 
der Werte für die Jahre 1992 und 1993 

noch nicht möglich erscheint. Gleich­
wohl ist eine solche Entwicklung ange­
sichts der Zusammensetzung des Hoch­
schulpersonals im Land Berlin (vgl. Über­
sicht 3) wohl zu erwarten. Auffallend ist 
die Entwicklung der Zusammensetzung 
des wissenschaftlichen und künstleri­
schen Personals an der Humboldt-Uni­
versität zu Berlin im Vergleich zu den 
Gesamtwerten für das Land Berlin (vgl. 
Übersichten l bis 3). 

Signifikant ist bei einem direkten Län­
dervergleich zwischen Sachsen und Sach­
sen-Anhalt, unbenommen der zwischen 
1992 und 1993 zu konstatierenden Ver­
schiebungvom hauptberuflichen zum ne­
benberuflichen Personal, der wesentlich 
höhere Anteil von Dozenten/ Assistenten 
in Sachsen. 

Zusammensetzung des wissenschaftlichen und künstlerischen 
Hochschulpersonals der Humboldt-Universität 1992 

Übersicht 1 

wilSellschoftliche Hilfskrtfte 

lehrt...ullnl11e, 
Privatdozmcen. Emeriti 

1% 

L<hrkrtOc lllr besondcr< 
Aufgabon 

6% 
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12% 

wisscnscheftliche und 
k0ns1Jcrische Mitarbeiter 

45% 

Professoren 
9% 

Ooun1cnl AssiS1cn 
27% 
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Übtnicht 2 

Dozenlen/ Auillen 
20„ 

Übtnicht 3 

Zusammensttzuni: des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals an den 
Hochschulen des Landes Berlin 1993 
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Ebenso fällt der marginale Anteil der 
wissenschaftlichen Hilfskräfte in Sach­
sen' ins Auge (vgl. Übersichten 4 bis 7). 
Ein Vergleich mit Berlin (Übersicht 3) 

142 

),. 

rechtfertigt wohl die Annahme, daß in 
den Folge mit einer weiteren Verschie­
bung zwischen den Personalgruppen zu 
rechnen ist. 19 
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Übersicht 4 

Zusammensetzung des wlssenschaßlichen und künstlerischen Pers~"!l!_is an den 
• Hochschulen des Freistaates Sachsen 1992 

•-und --21% 

l.dlrlluolftt■et, 

"' 

Übersicht S 

Zusammensetzung des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals ■n den 
Hochschulen des Freistaates Sachsen 1993 
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Entwicklung des Personalbestandes an den Universitäten in den ostdeutschen Ländern 

Universität 1990 1991 1992 1993 
Personal davon wiss. u. kOnstl Personal davon wiss. u. kUnstl. PfflOllal davon wiss. u. ktlnstl. Personal wiss. u. kunstl. 
gesamt gesamt gesamt gesamt 

davon HS· davon HS-
Lehrer Lehrer dav. Prof. 

UniversiW Rostock 7.244 2.022. 376 7.147 2.044 5.041 1.2.93 225 5.550 1.729 

Emst-Moritz•Amdt· 5.311 1.563 242 4.599 1.365 4.626 1.334 110 4.065 1.065 
UoiveniW Greifswald .. 

Humboldt-Universitllt zu l 1.J33 4.476 820 5.165 1.907 • 667 10 .. 45!1 3.929 363 10.321 ~.237 ,. 
Berlin .. ' ···>··· ;.•. . ,..._ ,, 

'"i. ..•• .. 
Universitllt Leipzi& 11.342 3.865 690 10.083 3.517 ·. 

,. 
9.566 '• 3.420 316 8.326'''' ' 7.923' ,, 

Martin-Luther• 8.311 '· 2.620 473 ( 7.739 . 2.280 ,, 408 7.082 2.109 210 7.809'' 2.703 
Uoivenitllt Halle l > , ❖_J~. J 

• <;,• 

, -~ ... .:_. -; .>,,: .- -. - •-~ ",.:,,.,... 

Friedrich-Schiller• 6'.956 ··, 2.208 345 5.908 1.838[ ,., 207 J11 }!.;llJ~ 2.157' 243 7.027}>. i..:m 
Uaivenitllt Jena 

,f'~ ·~ • 
•v .,_,_.,. ji> ,' -, 

' '"" :··.;. ;:· .. , 

Quellen: Angaben fllt 1990 nach Burlchardt/ Scherer, Projektberichte 3191, fllt 1991 nach Statistisches Bundesamt, ftlr 1992/93 Statistische Laodeslmter B III 4 
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m. Entwicklung der Hochschulen 

Ein relativ einheitliches Bild vemutteln 
hingegen die Universitäten bei der Ent­
wicklung des Personalbestandes. Bei den 
Universitäten wird die Vergleichbarkeit 
der Werte der Jahre 1990 bis 1993 durch 
die umfangreiche Neustrukturierung der 
Hochschullandschaften der Länder zu­
sätzlich erschwert. Zumindest bis 1993 
läßt sich jedoch eine generell sinkende 

Tendenz beim Personalbestand feststel­
len. 
Statistische Steigerungen im Jahr 1993 
müßten um die Zunahme des Personals 
durch organisatorische Zuordnung (Päda­
gogische Hochschulen, Fachschulen, Me­
dizinische Akademie Erfurt) bereinigt 
werden, was auf der vorliegenden Daten­
basis nicht möglich war. 

IV. Probleme der Statistik - eine Zusammenfassung 

Dem Fazit muß voran gestellt werden, 
daß die Veränderungen des Personalbe­
standes in den Jahren 1990 bis 1993 mit 
dem vorliegenden Datenmaterial stati­
stisch nur ei~geschränkt nachvollzogen 
werden können. AJlgemein läßt sich für 
diesen Zeitraum feststellen, daß in den 
meisten Bundesländern eine Personalre­
duzierung an den Hochschulen um etwa 
20 Prozent stattgefunden hat. Der Be­
stand des wissenschaftlichen Personals 
ist in diesen drei Jahren um ein Zehntel 
reduziert worden. 

Das zahlenmäßig verbliebene wissen­
schaftliche und künstlerische Personal 
umfaßt auch Drittmittelbeschäftigte, die 
nicht im gleichen Umfang für den "nor­
malen" Hochschulbetrieb zur Verfügung 
stehen. und setzt sich vollständig anders 
zusammen. Es läßt sich eine Verschie­
bungvom in der DDR überwiegend haupt­
beruflich tätigen Personal zum nebenbe­
ruflich tätigen und anders qualifizierten 
Personal, mithin die Reduzierung des wis­
senschaftlichen Mittelbaus feststellen. 
Der hohe Anteil der wissenschaftlichen 
Hilfskräfte bedeutet, so positiv man wis­
senschaftliche Hilfskräfte auch beurtei-
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len mag. eine erhebliche Qualifikations­
verringerung beim wissenschaftlichen 
Personal. Sprach man 1990 von Erhal­
tenswertem, so wurde dagegen oft das 
Betreuungsverhältnis. realisiert wesent­
lich über einen hohen Anteil hoch qualifi­
zierter Mitarbeiter unterhalb der Hoch­
schutlehrerebene genannt. Auch der nun­
mehr prozentual höhere Anteil der Pro­
fessoren. mehr Lehraufträge, weniger Do­
zenten/ Assistenten - dies sind deutliche 
Anzeichen für die Realisierung des Ge­
genteils. 

Andererseits, und dies dürfte schwerer 
wiegen, spiegeln die vorliegenden Zahlen 
den Verbleib der 1990 an den Hochschu­
len beschäftigten Personen, die teilweise 
1990 als Potential für den demokrati­
schen Neuaufbau gewertet wurden, nicht 
wider. Eine Aussage, zu welchem Anteil 
sich das zahlenmäßig verbliebene Perso­
nal tatsächlich noch aus den 1990 an den 
Hochschulen beschäftigten Personen zu­
sammensetzt, ist aufgrund der Daten der 
Statistischen Landesämter nicht möglich. 
Weder ist der wirkliche Abgang des 1990 
an den Hochschulen tätigen Personals zu 
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ersehen noch der Anteil der Neuzugänge 
abzuschätz.en. 

Ob eine Integration des Personals, mittun 
der Verbleib des 1990 an den Hochschu­
len tätigen Personals tatsächlich erfolgt 
ist, läßt sich der Darstellung nicht ent­
nehmen. Ebensowenig können aufgrund 
der lediglich allgemeinen Tendenz Rück­
schlüsse auf den Einsatz und die Auswir­
kungen der Instrumente des Einigung.s­
vertrages zur Anpassung des DDR-Hoch­
schulsystems an das der Bundesrepublik 
gezogen werden. 

Ohne einer detaillierten Auswertung an­
derer Materialien vorgreifen zu wollen, 
sei das Problem am Beispiel der Profes­
soren an der Humboldt-Universität kurz 
angerissen: Während dort 1989 769 Pro­
fessoren20 tätig sind, sind Ende 1993 
490 Professuren besetzt. Indessen hatten 
bis November 1992 413 Professoren 
die Humboldt-Universität verlassen. 21 

Fest steht, daß mehr als 50 % der stati­
stisch erfaßten Professoren Neuberufun­
gen aus den alten Bundesländern sind. 
Folglich könnten. die Richtigkeit der Zah­
len unterstellt, allenfalls noch 250 der 
ursprünglich vorhandenenProfessoren an 
der Humboldt-Universität tätig sein. Also 
hätte sich mit der statistischen Reduzie­
rung der Anzahl der Professoren zwi­
schen 1989 und 1993 um ein Drittel eine 
Reduzierung der Anzahl der ursprünglich 
vorhandenen Professoren auf ein Drittel 
ergeben. Daß dies den Umgestaltung.s-

A•m•rkancen: 

'D. Simon,FAZl 1.08.1990 

prozeß in einem spezifischen Licht er­
scheinen ließe, muß wohl nicht betont 
werden. 

Zumindest vor dem Hintergrund, daß auch 
eine Integration des 1990 an den Hoch­
schulen befindlichen Personals in das 
dann gesamtdeutsche Hochschulsystem 
erfolgen sollte, erscheint es deshalb aber 
voreilig. wenn bspw. ausgehend von der 
Anzahl der Professuren an den Hoch­
schulen das Ausbleiben einer Katastro­
phe an diesen diagnostiziert wird. 22 

Deshalb wird in Ergänzung der Darstel­
lungen der Statistischen Landesämter eine 
Erfassung des Verlaufes der Zugänge und 
Abgänge des Personals erforderlich sein. 
Will man überdies darsteJlen, in wel­
chem Verhältnis die Sonderkündigungs­
tatbestände des Einigungsvertrages An­
wendung fanden, ist zudem eine Erfas­
sung der Abgänge nach ihren Gründen 
notwendig. 

Auf den Darstellungen aufbauend ist des­
halb im Rahmen eines Projektes an der 
Juristischen Fakultät der Humboldt-Uni­
versität eine Untersuchung des Verlaufs 
der personellen Umgestaltung geplant, 
um die Wirksamkeit der Instrumente des 
Einigungsvertrages und die daraus resul­
tierenden Probleme zu analysieren. 23 

Thomas Neie studiert im J /. Semester 
Rechtswissenschaft an der 

Humboldt-Universität zu Berlin 

1proAbberufung: K. Reinscbke,Dit Union l .fl.09. 1990; H. Fritsch,DtrSpiegtl; contr11Abberufung: H.J. Meyer, 
pen. Schreibenzitiert beiReimchke a.a.O.; 0. Simon,Fra11if,111erRu11drchau06.09. l 990 
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1 bspw.fürdieKMULeipzig,Die leil, 23.11.1990 

• lsenbes-g/ Jahn, Dir lt il, 23.11.1990 

'SZv.06.12.1990 

'D. Simon. F.-IZ 11.08.1990 
1 Art.38 EV,Denkschrift z. EV,BT-Drs. 1 ln760, S. 355,375 
1 verlänge11biuum31.12.1993,BGBl.l 1992, 15-t6 

'aus neuerer Zeit dazu: Hantel,NrwJustiJ 199-t, 489,din. NJ 1995, 169,Kutscha,NJ 199.S, 28-t,Burldmdl/Schcr-er, 
Das Hochschu/M·tsen 199-t, 276;speziell zuAbs . .S (MfS/AfNS) B. Sehlink: Vergqeuheit als ZumUIUDg.in: Grawtrt, 
R.; Festschrift für E.-W. 86ckenf6rde; P.-M. Diestel,NJ1995,631 
11 allein an der HUB sollen es 1.000 Arbeitsgerichtsverfahren sein, vgl. M. Kopper, Ntut ZDrcherZtilung v. 
2.S.09.199.S 
11 BT-Drs. 11/7817,S. l 79;BVerfG,Beschlußv. 21.02.1995-1 BvR 1397/93, UmdruckS. 20 
11 Burl..hardt/Scherer, Projektberichte 7193 der-Projektgruppe HochschulforschwigKarlshorst 
11 Der Fachbericht B 111-t des ThOringerlandesamtesfllr Statistil. ist für 1992nicht erschienen Eine Teildantelhmg 
findet sich im St1ti.stischenJahrbuch für Thüringen 199-t. Das Statistische Landesamt Berlin hat für 1992 und 1993 
bis her keine Beri~e vorgelegt. Mit freundlicher Ulllerstützung konnte aufV orberichle Zlllilckgegriff en werden 

"Burkhardt/Scherer 1.1.0.; ,·gl. Zusllll11llenstellung derWllerschiedlichen Wertefilr 1989 bei Böhm/Heger: flilher 
war ich Phys iJ.:er,heute bin ich Physikerin. ... SPI Sen·iceGesellschaft Ba-lin. S. 21 
0 BurL:hardt/Scherer, Hochschulpersonal-Ost im Wandel,DtU Hochscl,11/u~stn 1994, 276 ft 

•• Sächsischer Landtag, Drs.2/0138 
11Pressei.nfo 184/95,29.09.199.S 
11 In M-V waren 199-t 797 wissenschaftliche HilfskrAfle tätig, während for das Vorjahrkeineeinzil!-e Hilfskraft 
IUSge\\les«l \\u-de. 

"Diese Tendenz:rubiUigenArbeitskräften wird \"on Böhm/Hegera.a.0. S. 33 ebenso verzeichnet. 

"1..hn eine Vergleichbarkeit zu gewährleisten. wird aufZahlenvon M. Erhard!. Berliner Senator für Wissenschaft und 
Forsclmng, zw1lckgegriffen, diedieserauf dem 19. BildwigspolitischenF onuo des BF dW am 23.0-t. 1993 in Berlin 
nannte. 
21 M. Erhardt, 1.1.0. 

i: Zimmer,D., Wunder im Osten,Dit Ztil\". 20.05.199-t 

" Das ProjeJ..1 ~AuS\\irk1u1gender lnstn11Denlariendes Ei11igungs1·ertrages zur Al"assungdes Öffen11ichenDienstes 
auf die Hoclucl111Ieninde11 ostdeutschen LindemW1d die Uni\"enitätenBerlin, Rostock, Greif.swald, Halle, Leipzig 
wid Jena" wird 1·. Verf. am Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Staatslehre1ul!i Rechtstheorie der Hwnboldt-Univmillt 
(Prof. Dr. Rosemarie Will)realisiert. 
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lrene Uschka (Berlin): 

Wissenschaftliche Weiterbildung an Hochschulen 
der neuen Bundesländer - Standbein oder 

fünftes Rad am Wagen? 

Hochschulrektorenkonferenz, Wissen­
schaftsrat, Bund-Länder-Kommission für 
Bildun~planung und Forschun~förde­
rung, Kultusministerkonferenz und die 
Wirtschaft (zumindest in den alten Bun­
desländern) scheinen sich offenbar einig 
zu sein: Wissenschaftliche Weiterbil­
dung ist ein dringendes Erfordernis 
unserer Zeit, um die wirtschaftliche und 
soziale Leistung.miltigkeit zu erhalten und 
zu stärken. Deshalb, so kann man in allen 
einschlägigen Erklärungen lesen, ist wis­
senschaftliche Weiterbildung in der Ko­
operation zwischen den Hochschulen und 
der Wirtschaft weiterzuentwickeln und 
auszubauen. Und gleichzeitig wird von 
diesen Gremien völlig zu Recht darauf 
verwiesen, daß wesentliche Vorausset­
zungen dafür sowohl ein stabiler institu­
tioneller Rahmen als auch die personelle 
und materielle Absicherung sind. 1 Dieser 
Verweis, so selbstverständlich er einer­
seits erscheinen mag, kommt nicht von 
ungefähr - man hat seine Erfahrungen 
und weiß, wovon man spricht. Schließ­
lichkonnte und kann sich wissenschaftli­
che Weiterbildung an den Hochschulen 
der alten Bundesländer bis heute nur sehr 
schwer entwickeln und behaupten. Mas­
sive Überlast in den meisten grundständi-
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gen Studiengängen, fehlende finanzielle 
Anreize, ungenügende personelle und ma­
terielle Rahmenbedingungen für die Ko­
ordinierung innerhalb und außerhalb der 
Hochschulen sowie rechtliche Grundla­
gen, die die Spezifik der Weiterbildung 
noch kaum berücksichtigen, gelten dafür 
als die Hauptursachen - neben mitunter 
nach wie vor ablehnenden Haltungen man­
cher Hochschullehrer. 

In den neuen Bundesländern bot steh 
die große Chance, mit der Umstruktu­
rierungund Neugründung von Hochschu­
len bereits im Ansatz solche Rahmen­
bedingungen zu schaffen, die eine Wie­
derholung der diesbezüglich äußerst 
problematischen Entwicklung in den al­
ten Bundesländern weitgehendst aus­
schließen. Und das um so mehr, als Über­
last an den Hochschulen auch im Jahre 5 
nach der Vereinigung eher eine Margi na­
lie ist. Vielmehr wartete die Mehrzahl 
der Hochschulen bzw. Fachbereiche bis­
lang noch vergeblich auf den von man­
chen Bildung$planern (aus den alten Bun­
desländern) schon für die zuriickliegen­
den Jahre versprochenen Run auf die 
Hochschulen. 

Die Chance, wissenschaftliche Weiter-
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bildung hier vor den Problemen der alten 
Bundesländer zu bewahren. war aber auch 
deshalb gegeben, weil an den zu erneu­
ernden Bildungsstätten Weiterbildung 
tatsächlich eine Säule von Hochschulbil­
dung war. So waren an sämtlichen Hoch­
schulen aus DDR-Zeiten Struktureinhei­
ten der Weiterbildung (Weiterbildung.s­
zentren, Direktorate für Weiterbildung) 
nebst Verwaltungs- und Lehrpersonal 
vorhanden, konnten damit auch grund­
sätzlich nutzbare Erfahrungen in die Er­
neuerung eingebracht werden. An den 
Hochschulen waren durchschnittlich 14 
Personen für Weiterbildung tätig(darun­
ter befindet sich das Verwaltungsperso­
nal, aber vermutlich auch einzelne Hoch­
schullehrer, die ausschließlich in der 
Weiterbildung lehrten). Entsprechend 
Größe und fachlicher Profilierung be­
standen dabei sehr große Unterschiede 
zwischen den einzelnen Hochschulen 
(z.B. TU Dresden 32 Beschäftigte, Uni­
versität Bergakademie Freiberg 5 Be­
schäftigte )1 . 

Dieser Kapazität für Weiterbildung stan­
den entsprechende Weiterbildungslei-

stungen gegenüber. Dafür stehen folgen­
de Kennzahlen: Aufl 00 Direktstudenten 
(grundständiges Präsenzstudium) kamen 
durchschnittlich 87 Weiterbildung.steil­
nehmer. Entsprechend der unterschiedli­
chen Dauer der Weiterbildungen, diene­
ben postgradualen Studiengängen (etwa 
Aufbau-. Zusatz- und Ergänzungsstudien­
gängen vergleichbar) auch Lehrgänge, 
Seminare, Kurse mit kürzerer Dauer ein­
schlossen, ergab sich daraus bezüglich 
der Lehrleistungen ein Verhältnis von 
100 für das Direktstudium und 20 für die 
Weiterbildung. 3 

Angesichts dieser oppulenten Vorausset­
zungen stellt sich heute die Frage, in 
welchem Maße es im Rahmen der Hoch­
schulerneuerung auch tatsächlich gelun­
gen ist, diese zu nutzen. Diese Frage war 
Ausgang.spunkt einer entsprechenden Er­
hebung an sämtlichen Hochschulen der 
neuen Bundesländer. Die Beteiligung von 
97 Prozent der Hochschulen steht dabei 
für die hohe Vollständigkeit der Daten, 
aber ebenso für das Interesse der Hoch­
schulen, denen auch an dieser Stelle ge­
dankt sei. 

Verpatzter Start 

Ausgehend von den genannten günstigen 
Voraussetzungen hingen weitere Bedin­
gungen für die Entwicklung der wissen­
schaftlichen Weiterbildung entscheidend 
davon ab, welche Konzepte der Erneue­
rung bzw. der Neugründung den einzelnen 
Hochschulen zugrunde lagen und wel­
cher Stellenwert wissenschaftlicher Wei­
terbildung dabei beigemessen wurde. 

Die dazu_vorliegenden Erfahrungen und 
Einschätzungen· der ari den Hochschulen 
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mit Weiterbildung Beschäftigten sind 
insgesamt kritisch. Lediglich an jeder 
fünften Hochschule (22 ¾) wird einge­
schätzt, daß die Erfordernisse der wis­
senschaftlichen Weiterbildung im Pro­
zeß der Hochschulerneuerung/Hoch­
schulgründung mindestens ausreichend 
berücksichtigt wurden (siehe Übersicht 
1 ). An Fachhochschulen wird diese posi­
tive Einschätzung erstaunlicherweise zu 
30 Prozent und damit häufiger getroffen 
als an Universitäten ( 12 Prozent). Aller-
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dings belegen andere, nachfolgend ange­
führte Befunde, daß die tatsächlichen 
Rahmenbedingungen für die Weiterbil­
dung an den Fachhochschulen (im Ver­
gleich zu den Universitäten) wesentlich 
ungü~tiger sind Dazu zählt auch, daß an 
den Fachhochschulen nur in Einzelfällen 
Personalstellen ausschließlich für Wei­
terbildung bestehen, so daß damit ver­
mutlich auch wesentlich weniger fachli­
che Kompetenz in Sachen Weiterbildung 
besteht. Damit ist die etwas positivere 
Bewertung zum Stellenwert von Weiter­
bildung bei der Hochschulerneuerung 
bzw. -neugründung vor diesem Hinter­
grund zu relativieren. 

In der Mehrzahl dominieren kritische 
Urteile. Zu mehr als einem Drittel be­
steht bei dem benannten Personenkreis 
die Auffassung, daß die Erfordernisse 
der wissenschaftlichen Weiterbildung im 
Rahmen der Umgestaltung bzw. beim 
Neuaufbau der Hochschulen völlig unzu­
reichend(Bewertung: in geringem Maße, 
kaumodernicht)inAnsatzgebrachtwur­
den (insgesamt an 35 Prozent der Hoch­
schulen). In diesem Urteil unterscheiden 
sich Universitäten und Fachhochschulen 
kaum. Teils zufrieden, teils unzufrieden 
ist man an der Hälfte der Universitäten 
und an jeder dritten Fachhochschule. Vor 

dem Hintergrund der neben der schriftli­
chen Befragung durchgeführten Exper­
tengespräche verbergen sich aber auch 
hinter dieser Einschätzung eher kritische 
Wertungen. Teilweise Zufriedenheit be­
steht z. B., wenn es in harten Auseinan­
dersetzungen oder auch im Vergleich zu 
anderen Hochschulen gelungen ist, Wei­
terbildung überhaupt zu verorten. 

Während die Bewertungen ~ Stellen­
wert der wissenschaftlichen. Weiterbil­
dung bei der Hochschulerneuerung zwi­
schen den beiden Hochschultypen (Uni­
versitäten, Fachhochschulen) nur schwa­
che Unterschiede zeigen, werden die tat­
sächlich vorhandenen Rahmenbedin­
gungen wesentlich unterschiedlicher be­
wertet (siehe Übersicht 2). Nur an 24 
Prozent der Universitäten und an 14 Pro­
zent der Fachhochschulen wird einge­
schätzt, daß die Bedingungen für die wis­
senschaftliche Weiterbildung insgesamt 
hinreichend sind. Hingegen ist man an 
jeder zweiten Fachhochschule (48 %) 
der Meinung, daß die Bedingungen völlig 
unzureichend sind. An den Universitäten 
gilt das für 18 Prozent. An fast jeder 
zweiten Hochschulen wurden die Bedin­
gungen als teilweise unzureichend be­
wertet. 

Übersicht 1 : Einschätzungen211m Stellenwert von wissenschaftlicher Weiterbildung beider 
Hocmchulemeuerung (Anteil in%) 

Uni(N-17•100%) 

FHS(N-20=100 %) 

ins es. -37=100% 
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rfordernissederwissenschaftliche Weiterbildung wurden 
•• ksichtigt .. ' 

hohem/ teilweise in geringem Maße/ 
usreichendem Maße kaum/nicht 

12 

30 

22 

53 

35 

43 

35 

35 

35 
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Übersicht 2: EinschämmgenzudenRahmenbedingungenfürwissenschaftliche Weiterbildung 
(Anteil in%) 

Die BedinllUll en sind insgesamt.. 

hinreichend 

Uni(N-17-100%) 24 

FHS (N=21=100 %) 14 

insgesamt(N-38-100%) 18 

Ohne bereits auf einzelne Probleme ein­
zugehen, kommen anhand dieser beiden 
Einschätzungen die Fragen auf, warum 
die Hochschulerneuerung - bezogen auf 
die wissenschaftliche Weiterbildung - so 
kritisch reflektiert wird, wie sie über­
haupt angegangen wurde. Eine Antwort 
gestattet zumindest ein Blick in die ver­
schiedenen'.· der Hochschulerneuerung 
zugrunde liegenden Empfehlungen. 

In den Empfehlungen des Wissenschafts­
rates zur Umgestaltung der Hochschul­
und Wissenschaftslandschaft in den neu­
en Bundesländern werden die Fragen der 
wissenschaftlichen Weiterbildung insge­
samt wenig berührt. In Vorbereitung auf 
die Vereinigung(l 990) kennzeichnet der 
Wissenschaftsrat die Weiterbildung zwar 
als dringendes Erfordernis. Im Blick ist 
dabei aber vor allem die Vorbereitung auf 
die neue rechts- und sozialstaatliche Pra­
xis sowie auf die marktwirtschaftliche 
Ordnung und damit auf Weiterbildung im 
Sinne einer aktuellen Anpassungsquali­
fizierung und weniger als fester Aufga­
benbestandteil der Hochschulen.• In den 
verschiedensten Empfehlungen zum Auf­
bau der einzelnen Wissenschaften sind 
keine spezifischen Vorschläge zu Ge­
genstand, Formen oder Organisation der 
wis$Cnschafttichen.Weiterbildungenthal­
ten. 
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teils unzureichend vÖlligunzureicheod 

58 18 

38 48 

47 34 

Ein besonderer Schwerpunkt bei der Ent­
wicklung der Hochschullandschaft in den 
NBL war die Gründung von Fachhoch­
schulen. Auch die dem zugrundeliegen­
den Empfehlungen des Wissenschafts­
rates verweisen lediglich in einem Satz 
auf die Bedeutung der Weiterbildung an 
Fachhochschulen für die regionale Wirt­
schaftsförderung.' 

Insgesamt hatte wissenschaftliche Wei­
terbildung in den Leitdokumenten der 
Hochschulerneuerung einen marginalen 
Stellenwert. Ein Bezug auf die 1983 vom 
Wissenschaftsrat verabschiedeten allge­
meinen Empfehlungen zur Weiterbildung6 

bzw. eine spezifische Untersetzung hin­
sichtlich der Situation bei der Hochschul­
erneuerung erfolgte nicht. Auch in den 
aktuellen Bilanzen des Wissenschaftra­
tes zur Hochschulerneuerung wird Wei­
terbildung ausgeklamrnert. 1 

Die finanziellen Grundlagen der Hoch­
schulerneuerung wurden u.a. über das 
,,Erneuerungsprogramm für Hochschule 
und Forschung" (HEP) bereitgestellt. Die 
Struktur der zu fördernden Maßnahmen 
macht deren Schwerpunkte deutlich. Mit 
Blick auf die wissenschaftliche Weiter­
bildung ist darauf zu verweisen, daß das 
HEP u.a. vorsieht 

- die finanzielle Förderung ergänzender 
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Studienangebote, insbesondere in den 
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften, 
- .. di~-Qualifizierung des wissensch~li­
chen Personals durch wissenschaftliche 
Veranstaltungen bzw. Wissenschaftler­
austausch sowie 

- die VerbesserungvonFernstudienmög­
lichkeitenin den neuen Ländern durch die 
Einrichtung von Studienzentren, Bereit­
stellung von Studienmaterialien sowie 
Betreuung der Studierenden. 

Damit wurde vor allem auf die spezifi­
schen Weiterbildungen zur Aktualisie­
rung der Qualifikationen infolge des ge­
sellschaftlichen Umbruchs orientiert. 
Eine direkte Förderung der regulären wis­
senschaftlichen Weiterbildung war nicht 
Gegenstand des HEP. Die Förderung der 
zeitlich begrenzten Sonderformen ließe 
sich eher als Überbrückungs- und Start­
hilfe für reguläre wissenschaftliche Wei­
terbildung charakterisieren • . 

Die Bund-Länder-Kommission für Bil­
dungsplanung und Forschungsförderung 
(BLK) verabschiedete am 5.11.1990 
grundsätzliche Empfehlungen zur Wei­
terbildung an Hochschulen. Diese konn­
ten, zeitlich bedingt, zwar noch nicht die 
Spezifik der Umgestaltung des Hoch­
schulbereichs der neuen Länder berück­
sichtigen, wurden allerdings bereits auch 
den Regierungschefs der neuen Länder 
übermittelt. 9 Inhaltlich sehr detaillierte 
spezielle Empfehlungen der BLK für die 
wissenschaftliche Weiterbildung in den 
neuen Ländern aus dem Jahr 1992 kon­
zentrierten sich auf die Probleme der 
Nachqualifizierung. ln den Ausführungen 
zur Organisation der Nachqualifizierung 
wird in Anlehnung an die grundsätzlichen 
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Empfehlungen besonders auf die zentrale 
Koordinierung dieser Weiterbildungen 
und die Kooperation mit anderen· Weiter­
bildungsträgern orientiert. 1° Ferner wer­
den in diesem Zusammenhang die Ver­
besserung der Rahmenbedingungen für 
die Weiterbildung, die Berücksichtigung 
des zusätzlichen Personalbedarfs, die 
Verstärkung der Weiterbildungsberatung 
sowie der Ausbau des Fernstudiums ge­
fordert 11• 

Auch die speziellen Empfehlungen der 
BLK sind damit aber analog zum Hoch­
schulemeuerungsprograrnrn (HEP) auf 
die zeitlich begrenzte Phase der Anpas­
sung von DDR-Qualifikationen an die 
Standards der Bundesrepublik ausgerich­
tet. Die Fragen der originären und regu lä­
ren wissenschaftlichen Weiterbildung an 
den Hochschulen standen dabei kaum im 
Hintergrund. 

Ganz anders dagegen die Empfehlungen 
der Konzertierten Aktion Weiterbildung, 
einem Aktionsbündnis von unterschied­
lichen gesellschaftlichen Kräften und In­
teressengruppen unter Federführung des 
BMBW. Diese Ende der achtziger Jahre, 
ursprünglich nur auf die Probleme in den 
alten Bundesländern ausgerichtete Akti­
on zur Förderung von Weiterbildung wid­
mete sich ab 1990 auch den spezifischen 
Fragen der Weiterbildung in den neuen 
Bundesländern(NBL). Dazu wurden auch 
spezielle Empfehlungen verabschiedet, 
u.a 
- zur wissenschaftlichen Weiterbildung 
in den NBL insgesamt, 
- zur wissenschaftlichen Weiterbildung 
für ältere Erwachsene in den NBL sowie 
- zur wissenschaftlichen Weiterbildung 
von Frauen in den NBL 12

. 
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Die Empfehlung zur wissenschaftlichen 
Weiterbildung an Hochschulen der neu­
en Bundesländer 
- betont deren Beitrag zur Bewältigung 
des radikalen Strukturwandels; 
- fordert· die Hochschulen zu entspre­
chenden Initiativen auf; 
- verweist die Länder auf die Sicherung 
der entsprechenden Rahmenbedingungen, 
u.a. 
- durch Regelungen zur Verwendung der 
Einnahmen aus Weiterbildung für den 
Ausbau der Weiterbildung; 
- fordert angemessen ausgestattete zen­
trale Organisationsstellen für Weiterbil­
dung sowie 
- den Erhalt der aus DDR-Zeiten vorhan­
denen Weiterbildungszentren; 
- betont die Notwendigkeit des Wissens­
und Technologietransfers für die regio­
nalen Entwicklungsaufgaben; 
- fordert die Ausrichtung der Weiterbil­
dung auf die Intensivierung der Zusam­
menarbeit mit Mittel-und Osteuropa; 
- erwartet aus der Zusammenarbeit der 
Hochschulen der alten und neuen Bundes­
länder gemeinsame neue Ansätze der wis­
senschaftlichen Weiterbildung. 

Diese Empfehlungen von 1992 gaben den 
Ländern und Hochschulen umfassende 
und den spezifischen Bedingungen in den 
neuen Bundesländern entsprechende Leit-

linien für die Umgestaltung bzw. den Auf­
bau der wissenschaftlichen Weiterbil-
dung. 

! 

Geht man von der aktuellen Situation aus, 
spricht vieles dafür, daß diese Empfeh­
lungenkaumzur Kenntnis genommen und 
berücksichtigt wurden. Das ist in einem 
gewissen Maße möglicherweise der Zeit 
geschuldet, waren doch 1992 bereits 
grundlegende Entscheidungen zu den 
Strukturen der Hochschulen auf der Ba­
sis der Wissenschaftsratsempfehlungen 
getroffen. Das war vermutlich aber auch 
eine Frage der formalen Wertigkeit: 
Schließlich waren die Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates, von denen die Hoch­
schulstrukturkommissionen in den ein­
zelnen Ländern bei ihrer Arbeit ausgin­
gen, die Elle der Hochschulerneuerung. 

Ein weiterer Umstand hat offenbar die 
Entwicklung der wissenschaftlichen Wei­
terbildung zusätzlich erschwert. Das ist 
die Tatsache, daß vorwiegend Professo­
ren aus den alten Bundesländern die Um­
gestaltung bzw. Neugründung der einzel­
nen Hochschulen führten. Sozialisations­
bedingt waren sie damit in der Mehrzahl -
Ausnahmen bestätigen die Regel - vom 
Bild der westdeutschen Hochschule ge­
leitet, in der wissenschaftliche Weiter­
bildung in der Regel ein Mauerblüm­
chendasein fristet. 

Aus Fehlern nur bedingt ielernt 

Ausdruck des Stellenwertes, den wissen­
schaftliche Weiterbildung an den einzel­
nen Hochschulen hat, sind u.a. auch die 
personellen Ausstattungen für das 
Weiterbildungsmanagement. Das sind die 
Koordinierungsstellen u.ä. sowie Ver­
antwortliche für Weiterbildung in den 
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einzelnen Fakultäten und Fachbereichen 
( ohne Lehrkapazitäten). 

Insgesamt bestand Ende 1994 an den 38 
erfaßten Hochschulen der neuen Bun­
desländer eine Kapazitätvon45 Vollzeit­
stellen in zentraler Zuständigkeit sowie 
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von 14 Vollzeitstellen dezentral in den 
Fakultäten/Fachbereichen (rechnerische 
Größe aus dem Zeitvolumen, das jeweils 
für wissenschaftliche Weiterbildung zur 
Verfügung steht). 

Bezüglich der Stellenausstattung beste­
hen gravierende Unterschiede zwischen 
Universitäten und Fachhochschulen. Für 
die Gesamtheit der Universitäten in den 
neuen Bundesländern gilt derzeit eine 
haushaltstinanzierte Ausstattung von 53 
Stellen für das Weiterbildungsmanage­
ment, davon knapp 43 mit zentralen Be­
fugnissen und 10 in den Fakultäten (rech­
nerische Größe aus dem Zeitvolumen). 
Durchschnittlich stehen damit je Univer­
sität 2,5 Stellen zentral für wissenschaft­
liche Weiterbildung und je Fakultät 
durchschnittlich 0,09 Stellen für dezen­
trale Aufgaben zur Verfügung. Diese Aus­
stattung an den Universitäten entspricht 
einerseits der von Hochschulrektoren­
konferenz und Arbeitgebern (BDA) für 
erforderlich gehaltenen Mindestausstat­
tung der Koordinierungsstellen, berück­
sichtigt jedoch nicht spezielle, den un­
terschiedlichen Profilen der Hochschu­
len entsprechende Erfordernisse. 

Für die Gesamtheit der Fachhochschulen 
gilt derzeit eine personelle Ausstattung 
von 2,5 Stellen für zentrale Zuständigkei­
ten und 4 ,2 Stellen dezentral in den Fach­
bereichen. Im Durchschnitt hat damit jede 
Fachhochschule eine personelle Kapazi­
tät von 0,12 Vollzeitstellen für zentrale 
und jeder Fachbereich eine Kapazität von 
0,04 Vollzeitstellen für die wissenschaft­
liche Weiterbildung. Diese Stellenaus­
stattung entspricht auch nicht annähernd 
den Minimalanforderungen. 
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Natürlich ist dabei zu berücksichtigen, 
daß sich Universitäten und Fachhochschu­
len auch hinsichtlich ihrer Größe und 
ihres Profils voneinander unterscheiden. 
Setzt man die durchschnittlichen Studi­
enanfängerzahlen als eine Vergleichsba­
sis für die Größe der Hochschulen, zeigt 
sich, daß die personelle Ausstattung der 
Fachhochschulen für das Weiterbildungs­
management auch dann wesentlich un­
günstiger ist als für die Universitäten. 
Bei den Studienanfängern beträgt die 
Relation zwischen Universitäten und 
Fachhochschulen 1 : 0,56; bei den Perso­
nalstellen für das Weiterbildung.smana­
gement 1 : 0,06. 

Ste11t man die 1994 ermittelten Stellen­
ausstattungen für wissenschaftliche Wei­
terbildung von durchschnittlich 1,26 Stel­
len je Hochschule (in zentraler und de­
zentraler Zuständigkeit) der 1989 vor­
handenen Ausgang.sbasis von durch­
schnittlich 14 Personalstellen (ebenfalls 
zentral und dezentral) gegenüber, bedeu­
tet dies einen Anteil von 9 Prozent. Je­
doch sei nochmals darauf verwiesen, daß 
die ausgewiesenen Personalstellen aus 
DDR-Zeiten auch einzelne, ausschließ­
lich für Weiterbildung tätige Hochschul­
lehrer enthielt und somit keinen exakten 
Vergleich zuläßt. Sicher scheint alter­
dings, daß der Abbau der personellen 
Kapazitäten im Bereich der wissen­
schaftlichen Weiterbildung trotzdem 
wesentlich höher ist als der durchschnitt­
liche gesamte personelle Abbau an den 
Hochschulen der neuen Bundesländer, 
der im gleichen Zeitraum 40 Prozent 13 

betrug. Allerdings muß an dieser Stelle 
darauf verwiesen werden, daß fraglich ist, 
inwieweit der Umfang wissenschaftlicher 
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Weiterbildung und damit auch die Perso­
nalausstattung zu DDR-Zeiten aus dem 
tatsächlichen Bedarf oder aus politisch 
gewollten, zentralen Vorgaben resultier­
ten. Dementsprechend sind die Verände­
rungen in der Personalausstattunggegen­
über 1989 zusätzlich nur bedingt bewert­
bar. Zu bewerten ist aber die aktuelle 
Ausstattung an den derzeit geltenden Em­
pfehlungen. Die an den Hochschulen der 
neuen Bundesländer liegt insbesondere 
an den Fachhochschulen deutlich darun­
ter. 

In Anbetracht der finanzrechtlichen Be­
dingungen wurden, den Erfahrungen und 
dem Trend in den alten Bundesländern 
folgend, bislang auch an 13 Hochschulen 
der neuen Bundesländer externe Weiter­
bildungsträger (Vereine u.ä.) gegründet. 
Sie finanzieren sich aus den Einnal\men 
durch Weiterbildungsmaßnahmen. Die 
Personalstellen an diesen Weiterbil­
dungsträgern, die sowohl inhaltlich als 
auch räumlich an die Hochschulen ange­
lagert sind, wurden in der Erhebung nicht 
erfaßt. Diese Stellen sind nicht haus­
haltstinanziert, sondern werden aus den 
Einnahmen von Weiterbi ldungsmaßnah­
men bezahlt.Die ermittelte Stellenkapa­
zität enthält nicht die Stellen von Fern­
studienzentren der Fernuniversität Ha­
gen und von Technologietransferstellen. 

Neben der personellen Absicherung des 
Managements von wissenschaftlicher 
Weiterbildung bedarf es selbstverständ­
lich in erster Linie auch entsprechender 
fachlich-personeller Kapazitäten für die 
eigentlichen Weiterbildungsrnaßnahmen 
(Lehrpersonal). 

Insgesamt halten nur 21 Prozent der be­
fragten Hochschulen die Lehrkapazität 
für generell ausreichend, um eine dem 
Profil der Hochschule entsprechende 
wissenschaftliche Weiterbildung zu ge­
währleisten. 30 Prozent sehen diese Vor­
aussetzung teilweise erfüllt, während 48 
Prozent dies insgesamt verneinen (siehe 
Übersicht 3). 

Dabei zeigen sich ebenfalls deutliche 
Unterschiede zwischen den Universitä­
ten und den Fachhochschulen. An den 
Fachhochschulen werden die personel­
len Vorausetzungen deutlich ungünstiger 
eingeschätzt als an den Universitäten Nur 
10 Prozent halten die Lehrkapazitäten für 
ausreichend, aber 52 Prozent für insge­
samt ungenügend. 

Bei den Gründen für die ungenügenden 
personellen Voraussetzungen für wissen­
schaftliche Weiterbildung wird von den 
Hochschulen in erster Linie der noch 
nicht vollständig abgeschlossene Um- und 
Aufbau der Hochschulen entsprechend 

ÜbeISicht3: Einschätzung zu den personellen Kapazitäten(Lehrkapazitäten) für die wissen­
schaftliche Weiterbildung (Anteil in%) 

Die personellen Kapazitäten sind prinzipiell ... 
ausreichend teilweise ausreichend unzureiclimd 

Uni(N=J 7=100%) JS 24 42 

~~.<N::=71=J09 %) 10 38 52 
insgesamt(N-38-100%) 21 32 48 
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dem konzipierten Profi I angeführt. Dazu 
zählt insbesondere die Tatsache, daß Ende 
1994! hoch nicht alle Stellen besettt wa­
ren. Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, 
daß aber auch nach Abschluß der Neube­
setzungen vermutlich nicht in jedem Fall 
sofort für die wissenschaftliche Weiter­
bildung relevante neue wissenschaftliche 
Erkenntnisse vorliegen werden, stehen 
diese doch in engem Zusammenhang mit 
entsprechenden Forschungsleistungen. 
Aus dieser Sicht könnten an zahlreichen 
Fakultäten/Fachbereichen vermutlich 
auch in den nächsten Jahren noch erheb­
liche Probleme bestehen, wissenschaft­
liche Weiterbildung anzubieten. An­
schließend jedoch ist nicht auszu­
schließen, daß dem Bedarf an wissen­
schaftlicher Weiterbildung durch stei­
gende Studentenzahlen nur bedingt ent­
sprochen werden kann. Darauf verweisen 
schon jetzt insgesamt 6 Hochschulen. 
Für die Fachhochschulen stellen die ak­
tuellen Belastungen durch die Brücken­
kurse, die erst anlaufende Forschung so­
wie die fehlende Stellenplanung für wis­
senschaftliche Weiterbildung weitere Ur­
sachen für die aktuell insgesamt als unge­
nügend zu bewertenden personellen Vor­
aussetzungen dar. 

Als ein Hauptproblem bei der Konsoli­
dierung der wissenschaftlichen Weiter­
bildung an den Hochschulen der alten 
Bundesländer erwies sich u.a. die unbe­
friedigende Anerkennung von Lehrlei­
stungen in der Weiterbildung. Einerseits 
sehen die rechtlichen Regelungen in der 
MehrbeitkeineAnrechnungaufdasLehr­
deputat vor, gleichzeitig stehen sie auch 
einer zusätzlichen Honorierung entge­
gen. Nur in einzelnen Ländern/Hoch-
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schulen der alten Bundesländer wurden 
unterdessen über veränderte Vorgaben 
bzw. Ausgründungen(externe Weiterbil­
dungsträger an den Hochschulen) Mög­
lichkeiten geschaffen, dem zu begegnen. 
Inwieweit wurden diese Erfahrungen bei 
der Neugestaltung der wissenschaftJichen 
Weiterbildung an den Hochschulen der 
neuen Bundesländer von vorherein in 
Ansatz gebra~ht? 

An 43 Prozent dieser Hochschulen kön­
nen Lehrleistungen in der Weiterbildung 
beim Lehrdeputat berücksichtigt werden, 
an weiteren 8 Prozent zumindest teilwei­
se (vorwiegend bei Ergänzungs-, Zusatz­
studiengängen, nicht für Lehrgänge u.ä.). 
Insgesamt bestehen damit an jeder zwei­
ten Hochschule entsprechende Möglich­
keiten. Es sei auch darauf verwiesen, daß 
an einzelnen Hochschulen zwar keine 
entsprechenden Regelungen, dafür aber 
entsprechende Praktiken durch geschick­
ten Umgang mit formalen Bestimmungen 
bestehen. 

Auch bezüglich der Anreclmungder Lehr­
leistungen bestehen Unterschiede nach 
Hochschularten. An den Universitäten ist 
es insgesamt häufiger (56 %) als an den 
Fachhochschulen ( 48%) möglich bzw. 
sind die Möglichkeiten bekannt, Weiter­
bildungs-Lehrleistungen auf das Lehrde­
putat anzurechnen. 

Eine andere Form, Lehre in der Weiter­
bildung attraktiv zu machen, ist die zu­
sätzliche Honorierung. Diese Möglich­
keit besteht gegenwärtig jedoch in eini­
gen Bundesländern nur dann, wenn die 
Weiterbildungsleistungen außerhalb der 
eigenen Hochschule erbracht werden. Aus 
diesem Grund wurden u.a. externe Wei-
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terbildungsträger an den Hochschulen 
gegründet. die aus den Einnahmen auch 
Honorare zahlen können. 

Die Möglichkeit innerhalb der Hochschu­
len Honorare für zusätzliche Lehrleistun­
gen zu zahlen, setzt voraus, daß die mit 
wissenschaftlicher Weiterbildung zu er­
zielenden Einnahmen auch wieder für 
Weiterbildung verwendet werden kön­
nen, also an der Hochschule bleiben dür­
fen. Das war bislang in den alten Bundes­
ländern durchaus nicht selbstverständlich, 
vielmehr waren die Einnahmen an das 
Land abzuführen. Eine aktuelle Forde­
rung zur Förderung von Weiterbildung 
zielt deshalb auf den Verbleib der Einnah­
men aus Weiterbildung an den Hoch­
schulen, um dan1it Honorare zahlen zu 
können aber auch um eine Anschubfinan­
zierung für neue Weiterbildungsangebote 
zu ermöglichen. Unterdessen bestehen in 
einzelnen Ländern entsprechende Mög­
lichkeiten. 

An den Hochschulen der neuen Bundes­
länder ist es im Zuge der Hochschuler­
neuerung teilweise gelungen, dieses 
Hemmnis für wissenschaftliche Weiter­
bildung von vornherein auszuklammern. 
Die Hochschulgesetze von Mecklenburg­
Vorpomrnern. Thüringen und Sachsen­
Anhalt sehen die Nutzung der Einnahmen 
für die Hochschule vor. 

Die Erhebung ergab: An 43 Prozent der 
Hochschulen ist es möglich, Einnahmen 
aus Weiterbildung vollständig bzw. über­
wiegend wieder für Weiterbildung zu ver­
wenden. An den Universitäten sind diese 
Möglichkeiten wesentlich häufiger be­
kannt al$, an qen 'f:' ~chhocl_ischulen. Sieben 
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Fachhochschulen ließen diese Frage dar­
über hinaus unbeantwortet. Vermutlich 
sind diese Möglichkeiten der Einnah­
menverwendunganden Fachhochschµlen 
auch weniger bekannt, weil das Weiterbil­
dungsmanagement dort nur selten von 
hauptberuflich Beschäftigten geführt 
wird. Damit zeichnen sich auch aus dieser 
Sicht Probleme für den Ausbau der Wei­
terbildung insbesondere an Fachhoch­
schulen ab. 

Insgesamt ist damit einzuschätzen, daß 
die wissenschaftliche Weiterbildung bei 
der Hochschulerneuerung sowohl kon­
zeptionell als auch bei der praktischen 
Umsetzung nur einen geringen Stellen­
wert hatte. Die guten Ausgangsbedingun­
gen wurden offenbar nur in einzelnen 
Fällen tatsächlich zur Kenntnis genom­
men, geprüft und genutzt. Vor allem bei 
der Entwicklung der Fachhochschulen ist 
die wissenschaftliche Weiterbildung nur 
selten im Blick gewesen. Allerdings bie­
tet sich für die Fachhochschulen noch die 
Chance, aus dem Potential der aktuellen 
Brückenkurse Kristallisationskerne für 
die reguläre Weiterbildung in Zusammen­
hang mit einem forcierten Technologie­
transfer zu entwickeln. Damit könnten 
sich die Fachhochschulen in den neuen 
Bundesländern ebenfalls spezifisch pro­
filieren, so wie sich dies bezüglich der 
Forschung bereits anläßt. Alleridngs gilt 
es, diese Chance zu erkennen und zu ver­
teidigen. 

/rene Lischka, Dr. habil., ist wissen­
schaftliche Mitarbeiterin der Pro­

jektgruppe Hochschulforschung 
Berlin-Karlshorst 
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~ Perspektiven für Wissenschaft und Forschung auf dem Weg zur deutschen Einheit. Zwölf 
Empfehlungen vom Juli 1990. Wissenschaftsrat. In: Empfehlungen und Stellungnahmen 1990.­
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11 Burkhardt,A.; Scherer, D.: Hochschulpersonal Ost im Wandel. In: Du Hochschulwesen, H. 
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1994 neuer Höchststand der Habilitationen im früheren 
Bundesgebiet. Weiterer Rückgang in Ostdeutschland 

Nach Mitteilung des Statistischen Bwidesam­
tes wurden 1994 an den wissenschaftlichen 
Hochschulen in Deutschland l. 444 Habilitati­
onsverfahren abgeschlossen Das waren 25 
oder 1,8 Prozent mehr als im Vorjahr. V onden 
neu Habilitierten waren 1.247 Männer und 
197 Fraueo(13,6Prozent). DasDurcmchn.itts­
alter zum Zeitpunkt der Habilitation betrug 
40, l Jahre widentsprach somit dem Vorjah­
reswert. Über 80 Prozent der Habilitationen 
erfolgtenindenFächergruppenHumanmedi­
zin(35,6 Prozent), Mathematik undNatwwis­
senscbaften(24,4 Prozent) sowie Sprach-Wld 
Kulturwissenschaften(20,9 Pro:zent). Knapp 
ein Fünftel der Habilitationen wurde in den 
sechs kleineren Fächergruppen durchgeführt. 

Im früheren Bundesgebiet wurde 1994 mit 
1.3 52 Habilitationen ein neuer Höchststand 
erreicht. Dies entspricht einer Zunahmeum33 
Habilitationen bzw. 2,5 P.ro:zent gegenüber 
dem Vorjahr. Der seit Mitte der achtziger 
Jahre anhaltende kontinuierliche Anstieg der 
Zahl der neu Habilitierten bat sich somit im 
Berichtsjahr weiter fortgesetzt. Inzwischen 
habilitierensichan westdeutschen Hochschu­
len knapp 43 Prozent mehr Nachwuchswis­
senschaftler als noch vor :zehn Jahren, so daß 
auf etwa jeden zehnten Habilitierten Professor 
einneuHabilitierterentfällt. Das Potential an 
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hochqualifiziertem wissenschaftlichen Nach­
wuchs, derangesichtsderzunehmend Wl~• 

stigerenAltersstruktur der Professoren dnn• 
gend benötigt wird, hat sich im letzten Jahr• 
zehnt somit deutlich erhöht 

1 n den neuen Ländern und Berlin-Ost verrin­
gerte sich dagegen dieZahl der Hab~tationen 
im Jahre 1994 gegenüber dem V OfJahr noch 
einmal geringfügig von l 00 auf92(· 8,0Pro­
zent). Gegenüber 1990 betrug der Rückgang, 
der vor allem durch die Umstrukturienmg des 
Hochschulbereiches begründet ist, sogar 82,0 
Proz.ent. Das Schwergewicht der Habilitatio­
nen in denneuenLändem und Berlin-Ost lag 
bei der Humanmedizin( 41,3 Prozent). 

Der AnteilderFrauenwar, wieinden Vorjah­
ren, im Osten (15,2 Prozent) höher als im 
Westen(13,5 Prozent). 

Das Durchschnittsalter bei der Habilitation 
betrug im früheren Bundesgebiet 39,9 Jahre 
und blieb (mit+ 0, l Jahren) gegenüber dem 
V orjabr stabil. Obwohl das durcbschnittli~he 
Habilitationsalter in den neuen Ländern weiter 
zurückgegangen ist, liegt es mit 42, 7 Jahren 
immernochumfastdreiJahreüberdemwest· 
liehen V ergleich.swert 

Statistisches Bundesamt Wiesbaden 
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HRK: 274.000 Studienanfänger in deutschen Hochschulen 
; ,, • !:\nfängerzahlen_ im Vergleich ~u 1994 unverändert 

274.000StudienanfiingerbabensichimStu­
dienjahr 1995 indendeutschenHochschulen 
eingeschrieben Entgegen der Mitteilung des 
Statistischen Bundesamtes über einen Rück• 
gang der Studienanfiingerzahlenaufgnmd vor­
läufigerErgebnisseliegendieStudienanfinger· 
zahlendes Jahres 1995 in gleicher Höhe wie 
1994. Da die Einschreibungen noch nicht an 
allenHochscbulenabgeschlosseosind, können 
die endgültigen Zahlen noch um bis zu I Pro­
zent höher liegen. DamitliegtdieAniangerDhl 
auf der unteren Bandbreite der Prognose der 
Kultusministerkonferenzvon 1993. 

Einern Rückgang der Anfängerzahlen in den 
altenl...indern(inclusivefrüheres West-Berlin) 
von235.000um 1,1 Proi.entauf232.500Stu• 
dienanfanger steht ein Zuwachs in den neuen 
Lindern von 39. 500 auf 42. l 00 um plus 6,6 
Prozent gegenüber. Der Anstieg der Zahlen 
dort r.eigt, daß sich das Bildungswrhaltenin 
denneuenLändemallmihlichdem in den alten 
Ländern annähert. Inden alten Lindem ist der 
demographisch bedingte Rückgang der Stu­
dienanf"angerzahlen seitdem Wintersemester 
l 99ll'J2mm Stillstand gekommen Aufgrund 
derGeburtenentwicklunginder zweiten Hälfte 
der70er Jahrewxt dem langjährigen Trend zu 
höherenBildungsabschlüssenistauchim Wrt­
sten wieder mit mittelfristigsteigendenStu· 
dienanfiingerDhlenzurechnen. 

Ungeachtet der weitgehend stabilen Zahlen 
sind die Studienanfängerzahlen an technisch­
naturwissemchaftlichorientiertenHochschu­
lenzum Teildeutlichzurückgegangen. Derseit 
mehren:nJabren anhaltende Trend starkriick· 
läufiger Anfiingerzahlen im Bereich der lnge­
aüeur-und Naturwissenschaften auf das Ni­
veau von Anfang der 80er Jahre läßt befürch­
tm, daß ineinigenJabreneindeutlicher Mangel 
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anNaturwissemchaftlem und Ingcnieurenbo­
steht 

Nach Hochschularten differenziert ergibt sich 
folgendes Bild: 179.500oder65,5 Prozentder 
StudienanfängerbegannenihrStudiwnanUni· 
wcsitätenodergleichgestelltenHochschulen, 
94.500 Studienanfangeroder34,5 Prozent an 
Fachhochschulen Dies bedeutet bundesweit 
einen Ansteigum 1,3 Pro2lCllt a~ Universitäten 
und gleicbge&teUtenHochschulenuodeinRück· 
gangvon2,5 Prozent an Fachhochschulen. In 
den alten Lindem nahmen die Studienanfiin­
gel7Jlhlenan UDM!rsitätm um 0,8 Pro:r.entab, 
an Fachhochschulen um 2 Prozent. In den 
neuen Lindern hatten die Uniwraiti ten Zu­
wächse von 15 ,2 Prozent, an den Fachhoch• 
schulen war mit minus .5 ,4 Prozent eine riick • 
läufigeEntwicklungzuvenieichnen. 

Die Gesamtzahl der Studierenden beläuft sich 
im Wintersemester 1995/96aufl.879.100. 
Dies entspricht einem Rückgang gegenüber 
dem Vorjahrum0,6Prozentoderum 11.000. 
AndenHochschulenderaltenLänderwuen 
1.681.000Studierendeeingeschrieben,anden 
Hochschulenderneuenländer 198.000Stu­
dierende. Während in den alten Ländern ein 
Minus von 1,6 Prount zu verz.eichnen ist, 
ergibt sich in den neuen Ländern ein ausge­
prägter Anstieg wn knapp 9 Prozent. ,.Die 
anfangerstärkstenJahrgänge 1988 bis 1990 in 
Westdeutschland haben offensichtlich zügig 
studiert und ihre Examen abgelegt. Die Stu­
diendauemhabensicb nicht weiterwrlängert. 
Die Bemühungen verschiedener Hochschulen. 
die Studierenden mr Ablegung der Prüfungen 
zu ermutigen, waren erfolgreich" ,kommentier­
te HRK-Präsident Erichsen diese Entwick• 
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Studienanrani:erz.ahlrn In den Studienjahren 1993, 1994 und I995 Im Vergltlch (ohne •erwalluncsinlrrne 
Fachhochschulen") 

UnivcrsiUitcn incl. PH's FachhocMChulcn Son>t. Hochschulen ( 1) Gcumt 
un4 IYY.tN4 1994195 199.w:ru 1Yll31\14 1 ~195 lnJ'7D 1-n.V'f'4 I=~ 1- 196 IOCJl/Q~ 1994/95 l-r,;vvn 
ladto-Wirtlttnb<rc 24070 21J71 21698 14220 13417 12909 747 1108 1055 390)7 35903 3~2 
l1yrrn 25179 22540 23125 
lkrtio 12206 11682 12351 
8r111dtnburc 2119 2057 26Jl 
lrt•n 1883 17U 1950 
llaml>uri 7009 6427 5880 
H,_ 1◄636 14785 1◄775 

M«kl<nborc-Vorpom. 2015 2'40 2864 
Nitdffladis, • 14076 13615 13045 
Nonlrtltl•Wutlaltn 49141 47609 46104 
Rhtiobn4-l'fab 7166 7649 7674 
Surtand 2684 2605 2677 
S1<1dcn 6607 7373 9139 
Sl< ..... ·Anh>lt 2091 2735 3159 
Sc:hlawis•Holst,in 3998 3647 3601 
Thürio,tn 3310 3544 3703 

(;n.aml 178890 171871 174377 
dnon: 

Alu l.indtr2l 150542 142040 140529 
N<wU..s.rl) '28348 29831 33848 
All• Lind,,)) 151366 149421 148205 
N,., 1.inc1t,ll 20524 2'450 26172 

1) K•".JMusik•IT'hcok,s.• ud KArcl'llcht HochadM.ilc.l'I 

2)AAt LMdctollae 8nlla,._LMIClcrincl. ltriNI 

9619 11273 
3533 3101 
1459 1227 
1667 1340 
2413 2253 
7224 6194 
1189 1441 
6601 7246 

13856 13644 
4637 4239 

749 654 
4811 5411 
2421 2139 
2803 2967 
2219 1956 

79428 78502 

63789 63227 

"639 15275 

65950 65231 
13478 11271 

)J Allr u.da- inct chetll.al,p.s Wn1-krlta..,.. l..lftdct iacl. dwma.11,u CM-Bcirtil 

11592 499 518 634 35297 34331 35]51 
3391 693 729 70S 16432 15512 16-150 
1394 50 26 43 36~8 3310 4069 
1231 124 123 149 3674 32◄8 3))0 
2071 232 340 '.\62 9654 9020 Ull 
5917 247 214 246 22107 21193 209)8 
1227 2~ 37 48 3229 3918 4139 
7540 )66 336 265 21043 21197 :!OS!iO 

12964 960 186 870 63957 62139 599)~ 
3743 33 41 32 12536 11929 11-1-1~ 
559 116 96 55 3S49 3J55 ~~91 

◄587 335 402 372 1 J7ll 13186 I-I098 
2328 185 197 190 4704 5071 ~677 
2934 40 80 92 6841 6694 66:!7 
16/19 100 :?27 124 ~629 5727 54% 

76056 4752 53(,() 5245 26:W70 255733 25~6i8 

61460 3364 37◄2 3760 217695 209009 205149 
1◄596 1388 1611 1415 45375 46724 •99~9 
63627 3847 ◄ 107 4160 228163 218759 215992 
12429 905 1'53 1085 34907 36974 396S6 

4) Aa de• "UWtlhrn,1i•Cf111'• Fachh«N.Chulm lild c,, 19.000 StYd,uw,t"»n,a 111 'ffl'Kichnctl, c1,a.,_,.,. 1•.,00 M •• aha Llnckni. 2.~ • dc11 ftNCn Ludcnl t.,twt,h ohM: lc,1 .. , 
Uld 2.000i• lnfin. 

Studierendenwien In denWinterscmatem 1993194, 1994195 und 1995196 im Vereleich (ohne verwaltungsinterne 
Fachhochschulcn41) 

Universitäten incl PH's 
Lud 199)194 1994195 1995196 
Badtn-\Yiirtltmbtrs I14.n6 172796 168765 
layua 197.259 192117 186464 
Borli• 120.243 117-165 116152 
Rrandtnhara 10.889 11985 13292 
a,....., 17.929 18005 17507 
Jlambur,: 53.607 52109 51831 

"""" 113.311 113481 111587 
MrckknlMlrJ<• Vorp.,. IU58 IJ:?09 137411 
Nic-dtrs.ath.wta 126.0) l1.SJ:?2 121509 
Nardrhrin-Wts1ralft 394.121 404606 40'613 
Rhtinlud-Pfah 51.079 57751 57526 
S■arlu4 21.018 20344 20078 
S.cbsttl 42.646 45906 47854 
Sadlstn-Anhall 17.271 17453 17355 
Sdlla...-Holsttio 26.706 26851 26591 
Thirin"° 16.268 18865 19853 

c ...... 1.402.871 l.40&.271 1.394.725 
da••: 

'""Lia,1.,2) J.183.196 1.183.)88 1.166.471 
Ntut ~ 219.682 224.W 221.254 
All, u..i.r)l 1.280. 953 1.275.564 1.252. 704 
~ ••• Undtr3) 121.925 132.707 142.021 

1) KYnM•™••k•~· WN1 KJn:hlic-hc Hodshlra 

21 Allt: uftdtr ohac Bcr1ill, ac« lWo iKI. kdi9 

Fachboc:hJChulcn 
199319◄ 1994195 1995196 

50331 52301 51002 
57468 56941 55669 
18248 m53 18326 
2574 3466 4456 
8327 1325 8010 

15421 15312 15139 
4346) 42861 41341 
24J6 3573 4:!.~5 

2'1545 32829 ).100\I 

98393 97371 95183 
21545 21964 21804 
3813 3667 3259 

12154 15258 16780 
4409 6046 1m 

18193 17970 17541 
4393 5632 6391 

390.713 401.211 400.749 

346.499 349.548 342.964 
44.214 51.73) 57.785 

359.569 362.331 m.690 
31.144 38.950 45.059 

)) A!ic L.iftdtr iMI. chanali,a Wa1,8crli■. -- u..r iKL ... liaa 011-aati.. 

Sonsc. Hochs<hulcn ( 1) Genm1 
199319◄ 1994195 1995196 1993194 1994195 1995196 

3620 4)03 4335 228677 229400 22-1102 
)304 3289 33:?2 258031 25lJ~ 24~55 
6940 6824 6702 145431 142().17 141180 

396 434 473 13859 15885 18221 
696 752 745 l69Sl 27082 :!6'.!6:? 

22◄0 2198 2206 71268 69619 69176 
1737 1680 1748 151518 ISSO~ 154676 
115 :?H7 2~7 14\/09 170<,9 IM.:lJO 

22~ :?:?O.a :?1~6 15H:?28 lt\OJ55 1576:\.1 
6525 6-'95 6401 499039 .l()lµ72 506197 
269 307 169 7989) 10028 195W 
618 594 512 25449 24605 23m 

1691 199'1 2157 56491 63158 66791 
662 489 958 22349 23981 25890 
410 402 425 45309 45223 -1-156-' 
m 802 911 21438 ~S299 27155 

32.250 33.054 33.647 1.825.841 1.842.606 1.829.121 

21.669 22.1:?4 22.159 1.551.)64 1.555.160 1.531.594 
10.511- 10.830 11.488 274.477 287.446 297.527 
27.496 27.960 27.804 1.668.018 J.665.855 1.6)6.198 
054 5.094 5.843 157.82) 176.751 192.923 

,, A■ Je• -.etW-"--"1~" ... ~l ... ,_a ,O.OUO ~~,. ,...tadwic11t. da.,.ca-60.0CU ia ._ --~- S.CDJ '" \kft Mw■ Uadcnl (jcwc1!~ 1ltuw Bct11111 ww, 
'rtW1,111ncrl1fl 
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Elf neue Innovationskollegs 
"Förderprogramm für die neuen Bundesländer damit komplett" 

Der Hauptausschuß der Deutschen For· 
schwigsgemeinschaft(DFG)hatdieEinrich­
t\u1gvon elf weiteren Innovationskollegs be­
schlossen. Seit Juni 1994, dem Beginn dieses 
neuenFördeq,rogranunsspeziellfiirdieneuen 
Bundesländer, wurden bereits :zehn Kollegs 
eingerichtet. 

MitderGesamtzahlvonnunmehr2 l anzwölf 
verschiedenen Univmitätenist das Programm 
komplettiert. Innovationskollegs sollen die 
Strukturen für die Forschung an den Hoch­
schulendes neuen Bundesgebietesvefbessem 
und damit die Leistungsfähigkeit der Hoch­
schulen s~rken. Neben der Strukturemeuo­
rungsinddieinterdis:ripl.inireZusammenarbeit 
w1d der Anschluß an den internationalen Stand 
der Forschung Ziele des Programms. Zudem 
soll die Kooperation der Hochschulen mit 
außeruniveraitärenlnstitutionen • einschließ­
lich der Industrie • gefördert werden. 

An der Universität Halle-Wittenberg wird ein 
lnnovationskolleg "Zellspezialisierung: Ge­
meiruamkeiten und Unterschiede bei Si­
gnaltrans/er, Redoxkontro/le und Streßant­
worl in Pflanze, Tier und Meruch" einge­
richtet. Botaniker, Pharmazeuten, Biochemi­
kerundMedizinerwollenStiukturundKon­
trolledes Embryogeneseprogramms und die 
zellulären und molekularen Wirkungen des 
oxidativenStresses untersuchen. Die Wissen­
schaftlererwarten Hinweise auf das gemeinsa­
memolekulare Erbe der tierischen und pflanz· 
l.ich:nOrganismen. 

Im lnnova tionskolleg "Bewegungssysteme" 
an der Universität Jena unter Beteiligung der 
TecbnischenUnlversitätilmenauwerdenBio­
logen und Ingenieure zusammenwirken, um 
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Aufbau und Funktionsweise tierischer Bewo­
gungssystemezuanalysiere:n unddieennittel· 
tenBauprinzipienindentechnischenBereich 
zu übertragen. Der biomechanische Aufbau 
de.r Muskulatur und unterscbiedlicheGelenk­
konstruk.tionenvonlnsektenbisbinzumMen­
scbmsind dabei V orbilderfürtechnischcBau­
steine. Vor allem für die Roboter-und Mikro­
systemtechnik werden dadurch neue Impulse 
erwartet. 

An der Hwnboldt-Univmitätm Berlin widmet 
sicheinlnnovationskollegden "Kompenrali­
ons- und Regeneratlonsmechanismen nach 
definierten Veränderungen an Transmissi­
orusys/emen und ihre Bedeu/ungfor Hirn­
funk/Ionen". Im Mittelpunkt steht das Sero­
toninsystem des Zentralnervensystems. Sero­
toninisteinederÜberträgersubstam.enimGe­
him. Die Wissenscbaftlerwollenam Tienno­
delldieBedeutungdieses Systems analysieren, 
umdarausKorrelationenundBewertwigenfür 
neurologische und psychiatrische Erkrankun· 
gendesMenschenabzuleiten. 

Das Innovationskolleg "Chemisches Signal 
und biologischeAntwort" an der Universität 
LeipzigwirdsichmitdenWecltselwirkungen 
von Wirksubstanzen undihrenZielstNkturen, 
etwa Rezeptoren oder Enzymen, an und in der 
Zelle befasse!L Ziel ist die Aufklärung von 
Struktur-Wirkungs-BeziehungenbeieinerRei­
hechemischer V erbindungen,diefür Pharma­
zie und MedizinBedeutunggewinnenkönnen. 
Diesen Wechselwirkungen liegen in der Regel 
hochselektive Erkennungsmechanismen zu­
gnmde. Chemische Signale spielen vor allem 
bei der Erregungsleitung und bei Regulations­
prozesseneine Rolle. 

bodisdiule og_ 1/1996 

Ziel des Innovationskollegs "Komplexe und 
zelluläre Sensorsysteme" an der Universität 
Rosti:ibk ist es, sowohl dieZusammensetzung 
komplexerchemischerGem.ische(Körperf]üs­
sigkeiten, Atemgase,Abwässer)als auch zu­
gleich deren biologisch-medizinische Bedeu­
tung bestimmen zu können. ZudiesemZ 'MCJc 
wird dieEntwickltmgkombinierter Systeme, 
bestehend ausullulärenund physikalisch-d,e­
mischen Meßeinheiten, angestrebt 

Das Innowtionskolleg "Mechanismenderga­
s trointestinalen Bioaktivierung und -inak­
livierung "an der Universität Potsdam ist auf 
dem Gebiet der Emährungsf orsclmnganges~ 
delt; Gruppen der Universität arbeiten in ihm 
mitWissenschaftlemdesDeutschenlnstituts 
für Emihrungsforschung:msarnmen. Ein er­
heblicher Teil der menschlichen Nahrung be­
steht aus Stoffen, die nicht der Emihrong die­
nen und häufig schädlich sind. Diese Fremd­
stoffe werden teilweise von körpereigenen 
Enzymen~ndert. Während die Vorgänge in 
der Leber in diesem Zusammenhang bereits 
gutetforschtsind, ist bislangt.11bekannt, wel­
che Mechanismen im Dann selbst eine Rolle 
spielen. 

"Die Traruformalinn von Wirt.,chcr.ft.uy­
stemen und die Neuordnung der Ge.iell­
schaflenMille/-undOsteuropar "soll an der 
Europa-Universität Viadrina inFrankfur1/0der 
erforscht werden. DieAnforderungen,diedie­
se Neuordnungandie Linder Mittel-und Ost­
europa, und angesichts der Osterweiterung 
der Europäischen Union auch an die alten 
Mitglieder der EU stellt, sollen aufgearbeitet 
und ins öffentliche Bewußtsein getragen wer­
den. 

"Die Bildung eines vernetzten Logistik- und 
Simulationszentrums" strebt ein Innovati­
onskolleg an der Technischen Universität 
Chemnitz-ZwickauanZiel istdie~mJleitliche 
Betrachtung der Fabrikplanung und -steue-

boduchulc ost 1 /1996 

nmg. Durch Kooperation mit kleineren und 
mittleren Unternehmen insbesondere auf dem 
GebietdesMaschinenbaussollendieseindie 
Lage versetzt werden, auf die Turbulenzc:ndes 
Marktes schnell mit geeigneten Methodenwxl 
Software-W erbeugen zu reagieren. 

DIS Innovationskolleg "Magnetojlufddyna­
mfk (MFD) e/ekt'rtsch leitfähiger Flüssig­
keiten" 1nder Technischen Uniwnitit Dres• 
den will das Verhalten elektrisch leitfihiger 
Flüssigkeiten in Magnetfeldern sowieoberfli­
chenspanmmgsgetriebeneStrömungenuoter­
suchen. DieErkermtnissewerdenaufdemGe­
biet der Materialbehandlung sowie bei der 
V erarbeittmgund Herstellwig von.Produkten 
aus Metall-und Halbleiterschmel:zr:ngemrtzt. 

AnderOtto-wo-Ouericke-UnMnititinMag­
debwgwirdda1Innovationskolleg "Adaptive 
mechanische Systeme" eingerichtet. In vielen 
Bereichen der T echni.lc gibt es Aufgaben, die 
eine Anpassung technischer Systeme an sich 
ändernde Bedingungen in ihra-Umgebung er­
fordern. Es ist vorgesehen, W erkstolfsysteme 
mit adaptiven Eigenschaften fürtechnisch-in­
dustrielle Anwendungen henustellen und zu 
testen. Gleicluleitig sollen die Grundlagen für 
einerechnergestOtzteSimulationund()ptimie­
rungadaptivermechanischer Struktursysteme 
geschaffen werden. 

Das Innovationskolleg "Phänomene anden 
Mtnfaturlsierungsgrenzen" an der Uniwrsi­
tät Leipzig will untersuchen, wiesichdiephy­
sika lischenEigenschaftenverschiedener Ma­
terialien indem, wmnsieimmerkleinerwer­
den, also von makroskopischen zu mikrosko­
pischen Strukturen übergehen. Im Mittelpunkt 
stehenminiatwisierungsbedingte V erinderun­
gen im Bereich der Mechanik, der Optik, des 
Ladungstramportssowiedesferroelektrischen 
und magnetischen Verhaltens. Diese Erkennt• 
nisse werden für anwendungsorientierte Ent­
wicklungen genutzt Dazu gehören optoelek-
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tronischeHalbleiterstrukturen,nukromechani­
sche Stellelemente Wld Sensoren, molekulare 
F ilmewid Dünnschicliten sowie mikroskopi­
sche V erfahren im biologisch-medizinischen 
BereiclL 

Dieinsgesamt2 l lnoovationskollegsverteilen 
,ichauffolgende Universitäten: Humboldt­
Universität zuBerlin(2), Technische Universi­
tät Cottbus( l ), T echnisdte Univen:ität Chem­
nitz(2), Technische Universität Dresden(2), 
Europa Universität V iadrina in F raokfurt/Oder 

( 1 ), Universität Hallo-Wittenberg(2), Univer­
sität Jena (3), Universität Leipzig (2), Otto­
von-Guericke Universität inMagdeburg(2), 
UniversitätPotsdam(3)undanderUniversität 
Rostock ( 1 ). Das Förderprogramm Innovati­
onskollegs wird aus Sondermitteln des Bun­
desministeriums für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie (BMBF) fman­
ziert. 

Deutsche ForschungJ.-gemeinschaft 

MPG gründet Institut für demographische Forschung 
Zwölftes Institut der MPG In den neuen Ländern I Rostock als 

Standort im Gespräch 

Der Senat der Max-Planclc-Gesellscbaftzur 
Förderung der Wissenschaften e. V. (MPG) 
hataufseinerSitzungam 17.Nove:mber 1995 
in München - vorbehaltlich der Sicherstellung 
der Finanzierung - beschlossen, ein Max­
Planck-!Ntitut fürdemographischeFo.-schung 
zu gründen. Als Standort ist - vorbehaltlich 
einer abschließenden Klärung der dort gego­
benen Voraussetzungen - Rostockvorgeso­
hen. Der gebürtige Amerikaner Prot: James 
Walton Vaupel von der Medical School der 
Odense Universität in Odense/Dänemark ist 
als Gründungsdirektor des neuen Instituts in 
Aussichtgeuommco. 

Die Demographie-die Wissenschaft von der 
Struktur und Dynamik von Bevölkerungen 
sowie deren Entwicklungsbedingungen und 
Folgen-:zihltzudenSozialwisseuschaften,die 
einerseits den höchsten Grad an Quantifizie­
rungundMathematisierungallfweisenundan­
dererseits eine besondere Nähe zur Biologie 
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besitzen(sosinddiegrundlegendenBevölke­
rungsparameter wie Reproduktion und Ge­
bwt, Altern und Mortalität primär biologische 
Prozesse). In Deutschland findet Bevölko­
rungsforschung bislang vor allem in enger Bin­
dungandieamtliche Statistik statt, während in 
der wissenschaftlichen lnstinaionalisierungder 
Oemographieein Nachholbedarfbesteht- es 
gibtnurinBamberg.BerlinundBielefeldLehr­
stühlefürdiesesFach. 

AberauchimAusland, wodieEtablierungder 
Demographie wesentlich breiterwid ihre wis­
senschaftliche Reputation größer ist, wird das 
FachdenpraktischenHerausforderungenkawn 
durch wesentliche paradigmatische und me­
thodologische Innovationen gerecht- Heraus­
forderungen, wie etwa das in vielen Ländern zu 
beobachtende Absinken des Reproduktions­
niveaus der Bevölkerung durch zwückgehen­
de Sterblichkeit und anhaltende Geburtenar• 
mut, dem gleichzeitig erheblichedernographi-
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scheZuwanderungspotentialegegenüberste­
hin 

Die B~lkerungsforschungmuß;ne breite, 
interdisziplinäreGtundlageerhalten, wenn sie 
sich den weltweit anstehenden demographi­
schen Problemen slelleu und sowohl verbes­
serte projektive und prognostische Verfahren 
alsauchaufschtußreicheUrsachen-, Wirkung9-
und Folgeanalysenwrfügbarmachen wi.11. Die 
BündelungvonForschungsressourcenanei­
nem herausragenden Max-Planck-Institut 
köMtehiernichtnurdernationalen,aondem 
auchdereuropäischenundintemationalenDo­
mographieneue Impulseverleihen 

Ziel der Institutsgründung ist es, dieverschi. 
denen :zukunftsträchtigen Entwicklungen der 
wissenschaftlichen Oernognphie in einer For­
schungaeinrichtungzuintes,ienn Die formale 
Demographie soll dabei nicht nur als Hand­
werkszeug verstanden, sondern als eigener 
SchwerpunktderGrundlagenforschungeta­
bliert\\ffllen. Intsdisziplinarititllnddie Wech­
selwirkung zwischen Makro-und Mikroana­
lysen prigen das Institutskonzept. Entspre­
chenddieserAusrichtungwirddiemethodi­
scheOrientienmg sich aufModellbildungen. 
Prognosen und Simulationsrechnungen kon-
1.altrieren. 

Das inhaltliche Spektrum des neuen Max­
Planck-lmtituts soll breit angelegt werden und 
folgende möglichen Schwerpunkteaufg,eifen: 

• dieErklärunggenerativer Zusammenhänge 
(Fertilitit, Familienbildung. intergenerationelle 
Netzwerkbeziehungen), 
• die Mortalitäts-und Morbiditätsforschung­
insbesonderedieAufklärungvon Mortalitäts­
raten im hohen Alter ( etwa ein Drittel der 
minnlichenunddieHälftederweiblichenTo­
desfalleentfallenheuteinentwickeltenGesell­
schaftenauf das Lebensalter nach 80 Jahren), 
• dieAnaly.svonMigrationsphänomenen, 
• die Interdependenz von Bevölkerungs-und 
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Wirtschafuentwicklung sowie von Bevölke­
n.mgsentwick.lungundsozialernSicherungssy-
stem. • • • 
-AußerdernsollendiespezifillChenF~ 
chancen genutzt werden, die sich aus dem 
Standort des Instituts in denneuenBtmdesli~ 
dem ergeben: In der Erforschung der Bevöl­
kerungsentwicklung im vereinigten Deutsch­
land sowie in der Analyse demographischer 
Prozesse in Osteuropa soll das Institut eine 
Sc:hltlsaelrolleilbemelnnen. 

Umdieangestrebtebreiteinhaltlicbe,interdis­
ziplinäreund methodische V erankerungzuer­
reichen. 10II du neue Max-Planck-Institut im 
Endausbau aus mindestens drei Abteilungen 
bestehen. Darüber hinaus soll es über ein gllt 
ausgebautes Outwisaenachaftlerprogramm 
verfügen, damit auch Demographen und Bo­
völkerunpwiaenachaftlerandaalnltitutge­
holtv.wden können, die andere inhaltliche und 
regionale Schwerpunktevertreten als die be­
rufenen Direktoren Schließlich sollten andern 
lnstiMNachwuchsgnippenenichtetundSum­
mer-Research-W orkshops etabliert werden, 
um der besonderen Aufgabe der Nachwuchs­
förderung gerecht zu werden. Daa geplante 
Institut wird in hohem Maßedarauf angewie­
sen sein, demographische Daten in großer 
historischer Tiefe und regionaler Breite zu ar­
chivieren und auf eine einfache Weise über 
EDV den Forschem zugänglich zu machen. 
Darüber hinaus wird es Mikrodaten, z.B. aus 
Längsscmittstudüber lndividuenoderHaus-­
halte, zum Teil in eigenen Feldstudien erheben 
müssen 

AJsGnlndung1direktordesneuenMax-Planck­
lnstituts ist Prof James W. Vaupel, Odense/ 
Dänemark, in Aussiebt genommen DieBeru­
fungderweiteren Direktoren sowie des Leiters 
einer ersten Nachwuchsgruppe soll erst nach 
Vaupela Berufung und in Beratung mit ihm 
erfolgen Prof. Vaupel wurde 194.S in New 
York geboren, erwarb 196 7 den Grad eines 
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BA in mathematischer Statistik andeJ Harvard 
Un.iveJsitywid wurde 1978andicscr Univer­
sität promoviert. Zwischen 1972 und 1985 
war er • Wlterbrochen von Fonchwlßsaufent· 
halten im International Institute for Appl.ied 
Systems Analysis im österreichischen Laxen­
burg - MitglieddeslmtitutsofPolicySciences 
and PublicAffairs an der Duke University in 
Durham und danach bis 1991 Professor für 
Public Affairs and Planning am Hwnphrey 
Institute of Public Affairs der University of 

Minnesota. Seit 1991 ist er Professor für De­
mographie und Epidemiologie anderOdense 
Medical School Wld gleichzeitig Senior Scien­
tist am Sanford histituteofPublicPolicyandec 
Duke Univecsity. Außerdem leitet er seit 1990 
als Programmdirektor das Forschungspro­
gramm „Oldest-Old-Mortalityl" am US Na­
tional lnstituteof Agingdcr National Institutes 
ofHealth. 

Michael Globig (München) 

Brandenburg: 
Änderungen im Hochschulgesetz beabsichtigt 

Das Gesetz über die Hochschulen des Landes 
Brandenburg (BBHG ), das ohne Gegenstim­
men im Jahre 1991 vom Landtag beschlossen 
wwde,sollnacbAuffasswgwn Wisseoscbafts­
minister Steffen Reiche in drei Punkten geän­
dert werden: Es soll die Möglichkeit eröffnet 
werden, in begründeten Ausnahmefallen von 
der bisherzwingefidenDreierlistefürdie Ben.t­
fung von Professoren abzugehen; die Wirk­
samkeit der Arbeit derG leichstellungsbeauf­
tragten soll verbessert werden; die Rochtsna• 
tur des Dienstverhältnisses der Hodischullei­
tungsoll präziaiertwerden. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben ge­
:zeigt, daßauchdie Wirksamkeit der Arbeit der 
Gteicmtelhmgsbeauftragtenverbessertwerden 
muß. SitzungenandcnHochschulensindnicht 
nur zahlreich, sondern finden oft auch gleich• 
zeitig statt, sodaß dieOleiclistellwigsbeauf­
tragte aus zeitlichen Gründen ihr T eilnalune­
recht an allen Hochschulgremien derzeit nicht 
immerwirkwtgsvollausübc:nkann. Deshalb ist 
hier~eRegelungfüreineStellvertretwignot• 
wendig. 

168 

Die bisherigen Überlq,rungen laufendarauthin­
aus, der Diskussionim politischen Rawn über 
die Verbeamtwig auch im Hochschulbereich 
insoweitRecbnungzutragen,daß -anders als 
in den übrigenLandcsgoscczeo- die Möglich­
keit eröffnet wa-den,oll, fürdieHochschullei­
twig eio Angestelltenverhältniszu begrüoden 
Die BegründWJgeinesAngestelltcnverhältnis­
ses aufZeit bleibt aber wie ioanderen Ländem 
möglich, insbesondere dann, we:nnder Rektor 
oder Präsident ause.inem Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit heraus bestellt wird. Einever­
gle.ichbareRegelWJgwirdauchfürdasArntdes 
Kanzlers vorgesehen. Auf diese Weise soll 
auch eine Lösung der rechtlichen Probleme 
erreicht werden, die in der Vergangenheit bei 
der Besetzung der Hochschulleitung gelegent­
lich aufgetreten sind. Minister Reiche geht da­
von aus, daß nochindiesemJahrdas Kabinett 
dieGesetz.esändaungenbeschließenunddern 
Landtagzule.iten wird. 

_Brundrnburg. Ministerium für Wiss~n­
schaft, Forschung und Kullur 
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Wissenschaftsrat empfiehlt Aufnahme der FH für Technik 
_und Wirtschaft Be~lin in das Hochschulverzeichnis 

Der Wissenschaftsrat hat die Aufnahme der 
FachhochschulefürTochnikundWirtschaft 
Berlin (FHlW) in das Hochschulveruichnis 
des Hochschulbauförderungsgeset:zes zum 
l.1. l 996empfohJe1t Damit wird die letzteder 
Hocmchulen. die nach der Wiedervereinigung 
aufgnmdderEmpfehlungendes Wissemchafts­
ratesaus demJahr 1991 indenneuenLändern 
und im Ostteil Berlins gegnindetworden sind, 
TeilderGemeinschaflsaufgabeHochschulbau 
Die FHTW hatte im Jahr 1991 ihre Arbeit 
unterdemorganisatorischenDachderTechni­
schen Fachhochschule Berlin aufgenommen 
und erlangte im Jahr 1994 ihre vollständige 
Selbständigkeit. Mit einem Ausbauziel von 
7 .800 flächen bezogenen Studienplätzen trägt 
sie ~zu bei, das Studienplatzdefizit des Lan­
des an Fachhochschulen, die derzeit erst über 
einen Anteil von 13 ,2% flächenbezogener Stu­
dienplätzeamgesamtenStudienplatzautkom­
men verfügen, zu verringern und den Bedarf 
des Ostteils der Stadt an Ausbildungskapazi­
täten imFachhochschulbereich 211 befriedigen 

Der Wissenschaftsrat hat bundesweit einen 
Ausbau des F achhochschulsektors auf30% 
der Oächenbezogenen Studienplätze empfoh­
len Wld billet deshalb das Land Berlin. seine 
Anstrengungenzum Fachhochschulausbauun­
abhängigvoneinermöglichen V ereinigungrnit 
Brandenburg zu intensivieren, das besonderes 
Gewicht auf den Ausbau seines Fachhoch­
schulbereichs legt. Er empfiehlt beiden Län­
dern, den Abstimmungsprozeß bei der Pla­
nung weiterer Kapazitäten und Standortedeut­
lichzuverstärken. 

Da die FHTW aus mehreren Vorgängerein­
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richtungen hervorgegangen ist, besteht eine 
räumlicheZCISplitterungderHochschuleauf 
derzeit fünf Standorte. Durch eineKonu:ntra­
tion aller Fachbereiche am Standort Karls­
horstsolltesobaldwiemöglicheine Ursacbe 
für die Isolation einzelner Fachbereiche und 
die unzureichende Kooperation innerhalb der 
Hochschule beseitigt werden. Ein zweites 
Strukturdefi.zitergibtsichaus den mangelnden 
personell-fachlichenEntwidd~öglichkei­
ten in einulnen Fachbeieichen, die ihr Perso­
nal weitestgehend aus den Vorgängereinrich­
tungen übernommen haben und bereits jetzt 
ihre volle Personalstärke erreicht haben. Der 
Wissenschaßsratempfiehlt Land und Hoch• 
schule, ein Evaluationsverfahren in der Lehre 
insbesonderedieserFachbereicheeinzuleiten, 
wnnotwendigeVerinderung,promisedurch 
intemeundextemeBegutachtungzuinitiieren 
Dieser Weg sollte das vordringliche Ziel ver­
folgen. neueund attraktive Studienangebotezu 
entwickeln und Synergieeffekte durch eine 
Kooperation über die Grenzen von Studien­
gängen und Fachbereichen hinaus zu ermögli­
chen 

DasichdieHochschulefachlichundstrukturell 
nochimAufbaubefindehu1deineGesamtpla­
nungfürdieRegionBerlin-Brandenburgnoch 
nicht hinreichend konkretisiert ist, behält sich 
der Wissenschaftsrat zur weiteren fachlichen, 
räumlichen und personellen Entwicklung der 
Hochschule sowie zu den Planungen und Per­
spektiven des Fachhochschulsektors in der 
Gesamtregion Berlin-Brandenburgeineweite­
reStellungna hmenach fünf Jahren vor. 

Wissenschaftsrat 
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HUB: Sie sind wieder da! Anwesenheitslisten 

Zwei Jahre, nachdem die UnAUFGEFOR­
DERT(NummerS3)bereitsüberdieVerwen­
dWlg der ominösen Anwesenheitslisten an der 
Universitit berichtete, ist esaneinigen Institu­
ten mittlererweilenar Regel geworden, besagte 
Listen in Seminaren kreisen zu lassen. Vor 
allemindengeisteswissenschaftlichenfächem, 
aber auch in den Fächern der ma themalisch­
naturwissenschaftlichen Fakullälensind die als 
,.ScliwarzeListen"bekaMtgewordenenFor­
mularebeiß begehrtesMittelzwnZwcck. Ocr 
Zweck derweil ist jedoch mehr als fraglich 
Während die einen etwas von „nur für die 
Statistik" brabbeln, sehen andere Do:zenten 
eher den Sinn in der Belohnung von Nichtan­
wesenden, die nach dreimaligem Fehlen keine 
Möglichkeit zum Scheinerwerb mehr bekom­
men. 

DieAbfragepaletteistebensoeinfallsreichwie 
Wl\o'C($CNffil Angefangenvon,,lcdiglicb" dem 
NamenüberdieAnzahlderstudiertenSeme­
ster bishinzur Adresse und der Matrikelnwn­
mer sind alle erdenklichen Variationen vertre­
ten. Ocr Datenschutzbeauftragte der Hum­
boldt-UniveJ'Sität,AndreKuhring.siehtindie­
ser Verwendung einen klaren Verstoß gegen 
geltendes Recht Datenrechtlich gesicliert ist 
lediglichdieAngabedes Namens sowie des 
Datwnsund diesauchnur bei Seminaren, die 
ei11ebegrenzteAnuhlV011Teibielunemzulu­
sen oder in denen sogenannte „Sitzscheine" 
vergeben werden. Alle anderen Daten sind 
völligimilevantund wtwichtigfürden Verlauf 
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des Studiums und solange nicht der eindeutige 
V ennerk auf dieF reiwilligkeit besteht, illegal 

DieTatsache,daßdieAngabenauffreiwilliger 
Basis erhoben werden, bleibt bisher, da eher 
hinderlich, oft unerwähnt Dabei watet der 
jeweilige Do:zent nicht nur durch juristische 
Grauzonen, sondem stapft sozusagen knieejc,f 
im Datenschutz-Sumpf. Die selbsternannten 
.,Lorie Rangers der Datenerbebwig" spekulie­
renselbstverständlichauchaufdieBlauäugig­
keit und Unwissenheit der Studierenden, die 
wie sollte es auch anders sein, kommentarlos 
allegefordertenDatenrauarücken. 

Da wundert es auch keinen mehr, daß der 
Handel mit Adressen in Deutschland in den 
letztenfünfJahreneKponentialangestiegenist 
Die Ware der bereits spezifizierten Adressen, 
wie sie ja in wserem Fallvorliegen, ist zu einem 
begehrten Gut geworden, das vor allem für 
Firmen ein interessantes Mittel darstellt, um 
ihre Werbung direkt auf die Angeschrieben 
anzupassen 

Bleibt nur zu hoffen, daß all die Professoren, 
die sich in diesem Artikel wiedererkennen, so 
einsichtig sind und schleunigst ihre Listen ver­
schwinden lassen, denndienamentlicbeBrand­
markung(zwn Beispiel in einer Studentenzei­
nutg) von ,,im öffentlichen Interesse stehenden 
Persorien" istjuristisc.h eindeutig erlaubt. 

Summi Sunduwi (Berlin) 

(UnAufgeforderl 70/November 1995) 
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,,Eine Frage der politischen Hygiene" 
~ . ,. Personalkommisslpnen der TU Dresden tagen Immer noch 

wöchentlich/ Auch Neueinstellungen werden überprüft . 

Personalkommissionen - gibt's die noch? 
Natürlich. Denn noch ist im Zustindigkeits~ 
reich des Ministeriums für Wissenschaft und 
Kunst die Überprüfung der Mitarbeiter auf 
politische BelastungWl<f aufZusammenarbeit 
mit der Staatssicherheit der DDR nicht been­
det. "Von den etwa 35 000 von unserem 
Ministerium bei der sogenaMten Gauck-Be­
hön:legestelltenAuskunftsanträgensind bisher 
etwa 25 000 bearbeitet worden", berichtet 
LutzGilbertwm Personalreferat des Wissen­
schaftsministerimns. "Auchgegenwärtignoch 
treffen wöchentlich zirka zehn Auskünfte bei 
uns ein, die für die Betreffenden keine reinen 
Persilscheine bedeuten", erläutert er weiter. 
Der Grad der Belastung, die in diesen Aus­
künftenfestgestellt würde, reicheGilbertmfol­
ge von "vorhanden, aber unerheblich" bis 
"schwer belastet". Und genau in diesem Zu­
sammenhang werden die "weiterführenden" 
Personalkommissionen tätig, die nach§ 158, 
Absatz4 des Sächsischen Hochschulgesetzes 
(SHG) aktuelle Neueinstellungen und soge­
nannte Überhängebehandeln. 

An jeder sächsischen Hochschule gibt es eine 
solche Kommission - an der TU Dresden 
allerdingsaushistorischenOründenzwei,eine 
filrdie Kern-Universität lDld eine für die Medi­
zinische Fakultät. "EinerderGnlndefür die 
Weiterführung solcher Kommissionen gerade 
andenHochschulenist",soLutzGilbert, "daß 
wir damit bestmöglich das Prinzip der Einzel­
fallprüfung realisieren und die Belange des 
Betreffenden komplex berücksichtigen kön­
nen; deM nirgends kann der Betreffende so 
genau W1<f ausgewogen beurteilt werden wie 
an seiner eigenen Hochschule." Stelltdiezu-
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stindigePersonalkommission eine politische 
Belastung fest, teilt sie dies mit einer entspre­
chenden Empfehlung dem Personalreferat des 
Wissemchaftsministeriumsmit "Jedemiteiner 
politischen BelastungwrknüpftePersonalent­
scheidung trifft Minister Meyer persönlich, 
unabhängigvon der beruflichen Stellung des 
Betreffenden", hebt Lutz Gilberthervor. 

"Man kaMdavon ausgehen", erk1ärt der Prof 
Dr. Johannes Terno, Vorsitunder der TU­
Personalkommission, "daß an unsem-UOMr­
sität knapp fünfProllelltder Mitarbeiterstasi­
belastet waren bzw. mit in momentan noch 
unerkanntenEinzelfällennochsind." DieseZahl 
uige, wie sehr auch die TU Dresden mit 
inoff"iziellenMitarbeitemdurchsetz.tgewesen 
sei, denn nach Angaben aus der Gauck-Bc­
hörde war DDR-weit zirka ein Prozent der 
Bevölkerung als IM titig. 

Immer wieder sind einige der Auskünfte je­
weils zum Zeitpunkt ihres Eintreffens gegen­
standslos: Mitarbeiter sind mittlerweile in Ren­
te gegangen, haben die Uni inRichtungPrivat­
wirtschaftverlassenodenind gestorben: Doch 
die Personalkommission ist nicht nur für die 
bereits Beschäftigten zuständig. Allein600 bis 
800Neueinstellungenjährlich-daruntereine 
großeZahJ von Drittmittelbeschäftigten, Teil­
zeitkräften W1<f befristet Angestellten-fordern 
die gan:ze Kraft der Kommission. So ist der 
Arbeitsanfall auch jetzt noch immens. Minde­
stenseinma l wöchentlich muß getagt werden, 
um jeden relevantenF all individuell und angc­
messen :m behandeln Dabeiunterscheidendie 
KommissionsmitgliederzwischenAnhörmgen 
(wenn jemand zum Vorwwf der Stasibela• 
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stw1ggehört wird) wid Gesprächen(i.ndenen 
F ragender politischen Belastw1g. der eingela­
denen Person erörtert W\d erhellt werden). 

Nicht in allen Bw1desländern wird mit dem 
Problem der politischen Belastung gleich va-­
falven. So finden sich ProfessorT emo :mfolge 
beispielsweise im öffentlichen Dienst Bran­
denburgs einige Personen wieder, die die 
DresdnerUniverlassenmußtenoderhiernichl 
eingestellt werden konnten. "Angesicltts sol­
cherUngleichbehandhmgkammanscbonlcurz­
zeitigdemotiviertwerden"erklärtGudrunSei­
del, deresals Mitglied der Personalkommissi­
oo vor allem umeineAufarbeitunggehl "Es ist 
eine Frage der politischen Hygiene", betont 
sie, "daß hier eine moralische AufarbeitWlg 
e1folgt." Mit diesem Motiv bewältigt sie auch 
dasRiesenpensumanZusatzarbeit. DiePerso­
nalkommissionder Medmnischen Fakultätar­
beilelebensoengagiert: etwa 65 Prount(zwn 
Vergleich Kern-TU: n Prozent) der bisher 
gestellten Anträge sind bisher bearbeiet. "Für 
unseren Bereich", so meint Dr. 1 ngrid Straß­
berger, die Vorsitzende der MedFak-Perso­
nallcommission, "wurden etwa zwei Prozent 
allerÜbcrprüftenalsoffi.z.iclleMitarbeiterent­
taml" 

Das heiße jedoch nicht wibedingt, daß das 
medizinische Personal DDR-kritischer gewe­
sen sei. In der früheren "MedAk" habe die 
Patientenbetreuw1g deutlich vor Lehre und 
Forschung Vonang gehabt Damit habe es 
sowohl quantitativalsauch qualitativviel wm.i­
ger sensibleBereichea ls in der heutigen Kern­
TU gegeben, dieschonalleindeswegenfürdie 
Stasi attraktiver gewesen msein schien. Inner­
halbdesüberprüftenwissenschaftlichenPer­
sonals (20 Prozent) der MedFak-Mitarbeiter 
waren aber immerhin ebenfalls etwa fünfPro­
zent IM' s. "Erfreulich ist", bebt Ingrid Straß­
berger hervor, "daß wir bisher lediglich, zwei 
Fälle von Patientenbespitzelwig aufdecken 
mußten" 

Vor einer komplizierten Aufgabe steht die 
MedFak-Personalkommissioonoch: die Über­
priifunga II jener Mitarbeiter, die an den künf­
tigen, häufig privat geführten Lehrkrankenhäu­
sern angestellt sind. "Dort haben sich einige 
Leute angefw1den, die wir hier wegen Stasi­
Belastung entlassen mußten", meint Ingrid 
Straßberger. 

Muthias Bäume/ (Dresden) 

(Universitiitsjo11rnal Jer TUD /8i95) 

HIS-Studie: Gute Bedingungen an Sachsens Hochschulen 
für Ingenieurstudium 

EinenochnichtveröffentlichteStudieder HlS­
HocllSChilinfonnatioossystem GmbH,Hamo­
ver, vom September 199.5, die auf eine bun­
desweitcBefragungvonHochschulabsolven­
teosäcbsischerUniversitäteodesPrufungsjah­
res 1993_ zurüclcgd1t, neau1t zusammenfassend 
als Ergebnis: "Die RahmenbedingWlgendes 
lngenicurstudiumuind in Sachsen gut." 
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Die Studie, die HIS mit Förderwig durch das 
BWldesministerium für Bildung. Wissenschaft, 
ForschwigundTechnologiel994durchführte, 
bezieht sich weitgehend auf die Aussagen von 
Ingenieuren aus sächsischen Univa-sitäten im 
Vergleich mit Ingenieuren ausdenalten Bwi­

desländern. Sie wurden über die Rahmenbe­
dingungen des Studiwns befragt. zu denen die 
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kommunikativen Strukturen(Betreuungswr­
hältnis), dieOrganisationdcr Lehre, die tech­
nische Ausstattwtg der Universitäten und ex­
terne Bedingungen zählten. Rückblickend be­
werteten 95% der sächsischen Diplom-Inge­
nieure die Größe der Lehrveranstaltungen als 
angemessen (alte Länder: 24%), 63% der 
sächsischen Absolventen lobten den Kontakt 
zu den Lehrenden (alte Linder: 18%), und 
91%wnihnenbezeichnetcndicKontaktmög­
lichlceitenzu Kommilitonen als gut(altc Län­
der: 62%). Auch in der Hilfestellung bei der 
Stellensuche äußerten sich die Absolventen 
der sächsischen Universitäten positiver als die 
dcraltenBundesländer: 13%beuichnetcndie 
Hilfestellung als gut(alte Linder: 5%), 77% 
empfanden sie als mangelhaft (alte Länder: 
8.5% ). Als Defizit der Hochschulausbildung 
benennen die sichsischen I ngenieurc beson­
ders die Entwicklung des fachübergreifenden 
Denkens: nur 490/o von ihnen sind gegenüber 
64% in den alten Bundeslindern damit zufrie­
den. Interessant ist die Aussage der Studie in 

Bezug auf die Arbeitslosigkeit: Bis m zwei 
Monaten nach dem Studienabschluß Jiegt 1ie 
nochbeietw112J%wtd1inktaufrund6o/oetwa 
zehn Monate nach dem Examen. Da bei fällt 
auf,daßdieBeschäftigungsformderDiplom­
lngenieure aus Sachsen ■ich deutlich von der 
aus den alten Bundeslindern unterscheidet: 
66%der Absotwnten der lichsischeo Uniwr­
sititcn gehen ein unbefristctesArbeitswrhilt­
nis gegenüber 3 7% aus den alten Bundeslän­
dernein. Damit läßtsichei.ndeutigdie Akzep­
tanzder hohenQualititder Ingenieurbildung in 
Sachsendurchdie Unternehmen nachweisen. 
AbschließendseinochaufeinbesoodcresPlus 
inderAussagederbcfragtenlngcnicurehing~ 
wiesen: 690/eder säcmischcnMaschinenbau­
ingenicwebc:zeichneniln Wohnsihation wäh­
rend des Studiwnsals gut, von ihren ehemali­
gen Fachkommilitonen indcnaltenBundeslin­
dem sind es nur 39%. 

Sllchsisches St1111tsministerium JDr 
Wisun.schaft und Kunst 

Wenn sie die Wahl hätten, würden zwei Drittel ausziehen 
TU Dresden erarbeitete Studie zum studentischen Wohnen 

Ocr ~bedarf der Studentenwohnhei­
me wird allein in Dresden auf ca. 300 Mio. 
Marle benffert. Sanierungen. die jetzt erfolgen, 
millsen den Studenten also für Jahrzehnte, 
weamnichtgarJahrhundcrteGenügetun. Vor 
diesem Hintergrund scheint ein sparsames, 
langfristig auf die studentischen Bedürfnisse 
zugeschnittenes Sanicnmgskonzept dringend 
gebocen. 

Was bisher geschah, war jedoch eher die 
Anwendung westdeutscher Erfahrungen auf 
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ostdeutsche V erhältnissc. Eine systematische 
Erfassung der Wohnwünsche, die auch Schlüs­
se auf zukünftige EntwickJungenmlißt, gab es 
nicht DcshalbwurdeimSommer 1994vom 
Institut für Soziologie der TU Dresden eine 
sachsenweitcStudiezum„Wohncnimstuden­
tischen Lcbensmsammcnhangdurchgcführt. 
Vom Auftraggeber Sichsischcs Wisscn­
schaftsministeriumwurdcsiejetztcndlichzur 
V eröffentlichungfreigegeben. 

DicForschungsgruppcum Mikrosoziologie-
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Professor Karl Lenz hatte in der Methodik 
ihrer Studie den Schwerpwtlct nicht auf die 
sonst üblichen Fragebögen gelegt, sonderudie 
qualitativeMethodederGruppendiskussion 
bevorzugt. In diesen intensiven Gesprächsrun­
den konnten so auch lieferlicgendeMotiveuod 
sich daraus ergebende Verhaltenstendenzen 
beleuchtet werden, die man in Einzelbefragun­
gen kaum erfassen könnte. Erst im Erfa~ 
austausch der Wohnheimbewohner, in einer 
.,natürlichen Situation" also, wurden die Ent­
scheidungsprozessederGruppendiskussions­
teilnehmer deutlich und mit Tonband- oder 
Videoaufz.eichnqauchnachvol.lziehbar. Die 
Gruppendiskuasionenwunlendannauchdort, 
woesmöglichwar, in der ,,natürlichen Umge­
bung" der Wohnheim-Studentenclubs durch­
geführt, wobeidieStudentensystematischnach 
Wohnform, Fachrichtung, Semester, Go­
schlechtetc. ausgewählt llJld eingeladen wur­
den. So lassen sich auch mit einer kleineren 
Anzahl von Befragten qualitative Aussagen 
treffen, die nicht nur für diese kleine Gruppe 
gelten 

Für die meisten Studenten ist das lief erliegende 
Motiv, in ein Wohnheimzuziehen(Wldnichtin 
eine andere Wohnform), im Spannungsfeld 
vou,,Abnabelungsbedürfnis'' und gleichzeiti­
ger finanzieller Abhängigkeit von den Eltern zu 
suchen. Das zeigt sich daran, daß gut die 
Hälfte aller Studenten noch die Möglichkeit 
hat, bei den Eltern zu wohnen. 

-. 
Beiden Wolmheimbewohnernistdiesezusätz­
liche Wohnmöglichkeit besonders oft zu fin­
den. Mehr als die Hälfte der Heimbewohner 
fahrendannauchjedeoder jede zweite Woche 
heim Diesen,,Heimfahrem" steht jedoch eine 
fast genauso starke Fraktion der ständig im 
Wobnheimwohnendm,,Dableibet'gegenüber. 
DieHäufigkeitder Heimfahrten ist dabei übri­
gens nicht abhängig von Alter oder Studien• 
dauer, sondemoffenbarmehrvonder Bezio-
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lmngzuden Eltern und dem Freundeskreis am 
Herkunftsort 

Die Frage „Wo fühlst Du Dich zuhause?" 
wurde von der Meluheit der Wohnheimbe­
wohner mit „bei den Eltern" beantwortet, wo­
bei die häufige Neunungvon„Frewxl/in" und 
.,nirgends'' den Schluß zuläßt, daß dies wie-­
derumstarkbeziehungsabhängjgistDieFrak­
tion der ,,Dableiber" unter den W ohnbeimbe­
wobnemnämlichfühltsichrneistamStudimort 
zuhause.DaßdaMbeiden,,Heirnfahrem"Wld 
den ,,Dableibem" auch ganz unterschiedliche 
Ansprüche an das Wohnheim gestellt werden, 
erscheint logisch w1d wird späternochgenauer 
betrachtet. 

Welche Motive führen denn nun bei den ost­
deutschen, genauer bei den sächsischen Stu­
denten dazu, daß im Vergleich zum Westteil 
der Republik (13o/o) immer noch viennalso 
viele in die größtenteils maroden Wohnheime 
drängen?Zwarwaren 1989inderDDRnoch 
73o/oderStudenten Wohnheimbewobner,aber 
da wurdemanauchg)eich beider lnunatriku­
lation für 10 Mark monatlich Stipendienabzug 
direkt insSWH„eingewiesen". 

Ein Motiv für den starken Zuspruch ist der 
immer noch relativ leichteZugangzum Wohn­
heim im Gegensatz zum „freien" Wolmungs­
markt. Ein weiteres Motiv sind die in der 
absoluten Höhe immer noch relativ niedrigen 
Mieten. (Wobei hier nicht von qm-Preisen die 
Rede ist.) Das dritte Motiv ist, .,daß man sich 
um nichtskümmemmuß"im Wohnheim. Das 
vierte, ebenfalls ganz wesentliche Grundmotiv 
istdaszwanglose,,Leu~Kennenlemen" dW'Ch 
dasWohnheim. 

Diese Motive erklären jedoch nur das Einzio­
hen in ein Wohnheim. Im weiteren Verlauf 
spielen die Möglichkeiten der räumlichen Ge­
staltung eine wichtige Rolle. .,Über die Unhalt­
barkeitderräurnlichenZuständeindenunsa­
n.ierten Wohnheimen henschtabsoluteEinig-
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keit Auch wer keine besonderen Ansprüche 
an das Wohnheim stellt, kann sich damit nicht 
abfinden." charakterisiert Pro( lenzdieSitua­
tion inseiner Studie. 

Unhaltbare Zustände und Luxus­
sanierungen 

Wo die Studenten der Schuh am meisten 
drückt, wird in der Studie sehr genau heraus­
gearbeitet 

1. Hygienische Verhältnisse in Sanitärräumen 
undKüchen 

2. ungenügende Ausstattung mit gemeinsam 
genutztenEirriclttungen 

3. Energieverschwendung, (z. B. Heizungsre­
gelung durch das Öffuen der Fenster) 
4. baulicheundmalennäßige,,Zustände" 
.5. Hellhörigkeit der Räume, (,,Man hört jedes 
nichtlicbeGeriuscb!") 
6. mangelnde Untcrstützungdcrstudcntischcn 
Eigenleistungen seitens der Studenten~e 

DaßdieSanierungdcrWohnheirnedringend 
notwendig ist, ergibt sieb hieraus von selbst 
und wird auch von den Studenten durchweg 
ancrkannl Jedoch wird mehrfach der Vorwurf 
dcr,.LlDCUSsanierung''geäußert. Eine Studentin 
brachte es auf den Punkt: Es wird wirklich 
atles,egalwascsist, einfach ~enund 
d■MkommtunnötigcrLuxusrein. Wenn ich 
mirso'nLu,cusleistenkönnte, würd' icbnicht 
imWohnheimgehen!"BeiderSanierunggiltes 
ein Balance-V emältniszwischen Ausstattung 
und Kosten zu beachten, faßt Prof. Lenz das 
Problem zusammen Doch oft wurdendiel» 
\\Uhrtet über die Sanierungsarbeiten nicht oder 
nur sehr kurzfristig infonniert. Dabei wurde 
immerdiegroße Bitte an die Studentenwerke 
gerichtet, die Sanierung nicht mitten im Semo­
steroder gar in der Prüfungsvorbereitungs7.eit 
durchzuführen Es gab FiUe, in denen die 
Studenten kurz vor iluer Abschlußprüfung 
plötzlich aus dem W ohnheirn ausziehen muß­
ten. Von Mitsprache oder Mitgestaltung bei 
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den geplanten Sanierungen konnte meist nicht 
einmal die Rede sein. Selbst die individuelle 
Zimmergestaltung. das Umstellenwn Möbeln 
wurde noch im Jahre 1994(!)vonder Wohn­
heimverwaltung strikt untersagt. Hausmeister 
und Verwaltung verscbafflen sich in einigen 
FillenmitihrenGeneralschJt1sselnunangemel­
det Zutritt und kontrollierten die Einhaltung 
ihrer Bestimmungen. (Laut Mietvertrag kann 
deren Nichteinhaltung ein Kündigungsgrund 
sein) . 

Positiv Ist die Gemeinschaft 

AJspositivesGegengewicbtzualldengenann­
ten Problemen und Nachteilen apielt der Ge­
meinschaftsaspekt des Wohnheimes die lJefl• 

trale Rolle. "Man kann mal schnell ein paar 
Türenweitagehen, oderirnCJub Ksffeek.latscb 
halten .. "wirdvondenStudentenimmerwie­
der hervorgehoben. Auch filrden Studienein­
stiegwerdendievielfältigenKontaktmöglich­
keiten und der Erfahrungsaustauschals selu 
positiv wahrgenommen In diesem Zusam­
menhang ist auch zu erwähnen, daß ostdeut­
scheJugendlicheeinstirkeres Beziehungsbe­
dürfnis entwickeln. Deshalb ist es besonders 
beda~daßehemalswmandeneClub­
rlume oft abgescham wurden und werden 
oder sieb in einem sehrungemütlichenZustand 
befinden. 

Aus dem Oemeinschaftaa,pekt ergibt lieh je­
doch auch das Spannungsfeld der Eingebun­
denheitindieOemeinschaftunddcmgleichzei­
tigen Wunsch nach R,1ckzugsmöglicbkeiten. 
Das Bedürfnis nach Rückzug kommt leicht zu 
kurz, dennDoppelzirnmer(.54% )und Mehr­
bettzimmer (20%,) machen immer noch den 
größten Teil der Wohnheimzimmeraus. Ein 
besonders krasses Beispiel ist vielleicht fol­
gendes: ,.Frühumdreikommtmandannnoch 
aus dem Club, ,mtcrhältsichfreudestrahlend 
singtnocheinliedl'..." ' 

Neben der Lännbelästigung wird aber auch 
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der „niedrige Sauberkeitsstandard" anderer 
als großes Problem im Zusammenleben emp­
funden. GegenüberausländischenStudieren­
den wird dieser Vorwurf besonders oft geä u­
ßert. was auf ein Problem der Integration hin­
deutet, aber auch eine latente Ausländerfeind­
lichkeit erkennen läßt, steht in der Studie ge­
schrieben. Diese Schattenseiten treten aber 
überwiegend in großen, unüberschaubaren 
Wohnheimen auf . .,Je überschaubarer eine 
Wohneinheit, desto weniger können sich ein­
zelne den Anforderw1gen des Zusammenle­
bens entziehen." fonnuliert Prof. Lenz eine 
soziologische Gesetzmäßigkeit 

Als günstigsterEinstiegfürdas weitere Zusam­
menleben wird das gleichzeitige Einziehender 
neuenBewohnerineinZinuner gesehen. Da­
durch werde verhindert, daß sich neu hinzuge­
kommene auf der untersten Stufe der Hierar­
cbieeinfiigenmüssen-wirdeinStudentzitiert 
Von den Neuen wird ein sehr hohes Maß an 
Anpassung verlangt. Manchmal werden sie 
von,.Platzhirschen" bzw. ,,Hirschkühen" sonst 
regelrecht wieder „hinausgeekelt". 

Das beißtjedochnicht, daß Studenten Einzel­
zimmer bevorzugen. Die meisten können sich 
miteinemDoppelzimmergutanfreW1den,Stu­
denten mit Annee-Erfaluung bevorzugen so­
gar 3-4-Bettzi.mmer. Weit verbreitet ist die 
solidarische Grundhaltwig, daß sich die Stu­
dentenmit Doppel-Wld Mehrbettzimmern~ 
scheiden, weil ansaostenfürvielekein Platz in 
den Wohnheimen wäre. Das gemeinschaftli­
cheZusammenlebenistdannein,,Aushand­
lw1gsprozeß", in dem Lebensgewohnheiten, 
Sauberkeitsstandards, Lautstärken und selbst 
die Anwesenheitszeiten geregelt werden. An 
Wochenenden werden dann die Mitbewoh­
ner, auch ,,Raumteiler'' oder liebevoller „Rau­
mi"genanm, inNachbarzinun~ .. wnquartiert'', 
ummitFreund/ineinmalallein zu sein 

We1u1dieStudentenmehrEinßußmöglichkei­
ten darauf bekommen würden, mit wem sie 
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l 2-l 7qm teilen, hättedassicherlicheinenpo­
sitivenEffelct auf dasZusammenleben. Bislang 
scheint dies in den W ohnheinlennur als „Veto­
recht" praktiziert zu werden. Daß die Studen­
tenwerkeden Bewohnerneingroßzügigange­
legtes Vetorecht gewähren,scbeint unverzicht­
bar, fonnuliertProf LenzdenHandlungsdruck 
noch sehr höflich. Im Normalfall werden die 
Studenten wigefähr seit 1992 ohne Rücksicht 
aufRaucher oder Nichtraucher, Studienrich­
tungWld Sernesterz.ahl „einfachzusammeng1>­
steckt". Nur sehr wenige Studenten sehen 
diese starke Stteuw\g der Fachrichtungen und 
Semester etc. als Vorteil. Dagegen betonen 
viele Studenten, daß eine fachbez.ogene Belo­
gwig nicht nur wegen der gegenseitigen Hilfe 
beim Studieren ein Vorteil ist, sondern auch, 
weil sie einfach besser zueinander passen, 
vergleichbare Probleme haben und zu einem 
besseren Gruppenzusammenhalt beitragen. 

Von älteren Semestern wird oft beklagt, daß 
genaudieserGruppenzusammenhaltwidGo­
meinschaftsgeist nach der „Wende" einem im­
mer mehr einem grassierenden Egoismus wei­
che. Von diesen Studenten wird jedoch nicht 
reflektiert, daß dieses hohe Maß an Gesellig­
keit sich aus einem Mangel an Alternativen 
ergab, meinen die SoziologendaZLL Allerdings 
leistet die bauliche Gestaltung der Wolmhei­
me, insbesondere nach erfolgter Sanierung 
durch die Studentenwerke, der zunehmenden 
Individualisierung Vorschub. ,,Das Gemein­
schaftsleben wird nicht gefördert, es wird au­
ßemalbderWohnheimzimmerunmöglichgo­
macht, heißt es in der Studie. 

Gemeinschaftsleben wird nicht 
gefördert 

Vordem Hintergnuxl dieser Einschätzung der 
W ohnheinle durch die Studenten ist natürlich 
die Frage nach der gewünschten W ohnfomt 
hochinteressant Wenn Studierendedie freie 
Wahlbänen, würden fast zwei Drittelausden 
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Wohnheimen ausziehen. Nur jeder 4. Student 
spricht sich eindeutig für das Wohnheim aus 
und der Rest hat keine eindeutige Präferenz.. 
Di~ meisten S~enten !Jewrzugen Wohnge­
memschaften, sicher auch, weil diese Wolm• 
fonn~AJtbauschonjetztz T. erheblichpreis­
"-fflenstals das Wohnheim. Allerdingsisteine 
Altbauwohnung auf dem ,,freien Markt" nur 
unter größtem Aufwand erhältlich. Aber selbst 
wenn drei Viertel der Studenten das Wohn­
heimablehnenwlbden, bleibendieserWolm­
form immer noch mehr Studenten als in den 
altenBundesländemzugewandt Uodvondie­
sen„Wuosch-Heimkindem"wird inl knssen 
Gegensatz zu ihren W estkommilitonenmehr­
heitlich das Zweibettzimmer (30%) und das 
Appartement für zwei Personen (200/4) als 
W ohnwumch genarmt Nur jeder sechste Stu­
d«:"t, d~ ~o~wunschdas Wohnheim ist, 
WÜnSchts1chemEU1Zelzimmeroder Eimelap­
partement. Hier wird deutlich, welch hohe 
~nzdasZu,ammenJebenim Wohnheim 
bei den ostdeutschen Studierenden weiterhin 
grundsätzlich hat Eine große Mehrheit von 
Heimbewohnern möchte diese Wohnform bis 
zumEndeihresStudiumsbeibehalten. 

Wer trotnlern freiwillig aus dem Wohnheim 
aus:rieht,mußangesichtsder gespannten W oh­
nungsmarktlageschon gewichtigeGtündeda­
für haben. Bei der Schilderung dieser Gtünde 
durch nicht mehr im Wohnheim wohnende 

Studenten fii llt auf. daß kaum Pro-Argumente 
ffar ihre jetzige Wohnform genannt werden 
sondemvielmebrdieUnzufiiedenheitmit~ 
Wohnheim breit geschildertwird. lh.teHaupt­
gründefürdenAuszugwarenNegativerfah­
~mit~fehJendeR1lc:Jaugs­
moglichketten am Wohnheim und die fehlende 
~öglichlceitder Einrichtung des Wohnheim­
zunmers nach eigenen Vorstellungen. 

AuchanhanddieserSchilderungwirdbeson­
dersdeutlich, welches Potential die Wohnhei­
me noch haben, um ihre Attraktivität zu stei­
gern. F itt die Studentenwerke ist es wichtig, 
die deutlich gewordenen Unterschiede in den 

Womwünsdtenemstz.unehmen.Bisherhatdas 
WohnheimJtOCh den Vorteil, in der V orstel­
lungswelt der Studenten engmitdem Studium 
verknüpft zu sein, Je mehr sich jedoch der 
W?'mungsmarktentspanoensollte,destobnl­
chiger wird diese Basis, faßt der Professor 
seineStudiezusammen ,,Das Wohnheim hat in 
Ostdeutschland für diesen Wettbewerb mit 
anderen Wohnformen eine durchaus guteAus­
gangsposition. dieesa berzunutzengjlt" Be­
sonders den letzen Halbsatz sollten sich die 
Geschi ftsführer der Studentenwmce über ih­
ren Schreibtisch pinnen. 

Reni Krempkow (Dre:sden) 

(aus: ad rem. Das unabhängige 
Studentenhi all in Dresden J 4 und 1519J) 

Journalistik- und KMW-Studium in Leipzig _ die richtige 
Entscheidung? 

Eine Antwort auf diese und eine ganze Reihe 
anderer Fragen sucht eine Gruppe von Stu­
dentinnen bereits seit dem Sommersemester 
1994 im Ralnneneines Projektseminares tu1ter 
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der Leitung von Prof. Kutsch und Prof Stieh­
ler. Ziel der vom Presse-wid lnfonnationsamt 
der Bundesregiemng (BPA) unterstützten Stu­
die ist es, mittels einer quantitati~ Befragtmg 
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zu 1bemen wie z.B. Studienmotivation, Erwar­
tungenandas Studium in Leipzig. politischen 
Einstell1uige11, Berufszjelen iuid-vorstellw1gen 
sowie zur sozialen Lage ein wnfasseodes "so­
ziales Por1rait" dei-Studentlnnemmseres Insti­
tutes zuemellen. Nachdem die erste Auswer­
nuigsphase der im Wintersemester 1994/95 
versaodtenFragebögenabgescblossenist, lcaM 
mmmitersten, teilweiseüberraschendenEr­
gebnissenaufgewartetwerden. 

So liegt der Anteil der Studentlau1en aus den 
alten Bwldesländembisherbei 21 Prozent Die 
Entscheidimgfür Leipzig als Studienort wird 
jedoch erfreulicherweise häufiger mit dem 
WW1Sch, an einer ostdeutschen Universität zu 
srudieren( 45 Prozent)als mit der Ablehnwtg 
des Studiums an einer anderen Hochschule(32 
Prozent)begründet. EinerelativdeutlicheTrc:n­
mmgderStudentl.nneninzweiGruppengibtes 
bezüglich der Frage nachdem Ziel des Stu­
diums. Wihrend für die einen der Erwerb be­
rufspraktischer Fähigkeiten w1ter Abwertw1g 
andererKcmpetem,:neindeutigdominiert(vor­
rangigDipl-Joum. ), ist fürdieanderendieA&­
eignWlg berufspraktischerWld analytisch-re­
ßektierender Fähigkeiten etwa gleichgewichtig 
(vorallem M.A. KMW). Dies zeigt sich auch 
bei der Bewertung der einzelnen Lehrbereiche 
hinsichtlich Bedeutsamkeit und Qualität Dabei 
wurde vor allem an praxisorientierten Teilen 
des Studiums Kritik geübt, wobei jedoch we­
nigerdieQualitätderangebotenen Veranstal­
nmgen als vielmehr der fehlende Zugang zu 
diesenbemängeltwucde. Ungeachtetdessen 
würden sich jedoch 68 Prozent der Studentin­
nen wieder für dasselbe Studiwn entscl1eiden, 
waswohlauchindei-meist zielgerichteten und 
berufsorientierten Wahl des Studienfaches 
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begründet ist. So wurden Interesse an Medi­
enberufen, Fragender Kommunikation, ein 
konkretes Berufsziel, guteBerufspenipektiven 
imd die günstige Ergänzung anderer Fächer 
(Nebenfachstudentlnnen)alshäufigstcBegrün­
dungenfürdieEntscheidW1ggenaoot 

Politisch denken die Studentinnen offenbar 
gemäßigt, leicht links von der Mitte orientiert, 
wobeisichbeidenjenigen,dieausdenneuen 
Undemkommen, einestärkereLinksorientio­
(Wlßabzeiclmet Extrempositionen\Wrderi(rnit 
links 5 Prozent Wld rechts O Pro:zent) kaum 
vertreten. Auf eine gewisse Orientierungslo­
sigkeit im bundesdeutschen politischen w~ 
system köMte jedoch hindeuten, daß sich fast 
ein Drittel aller Studentinnen (vor allem am 
den neuen BlUldesländem) keiner politischen 
RichtlUlgzuordnenkaoooderwiU. 

Dasdurcl1sch11ittlichemooatlicheEiokommen 
von DM 770,-wirddurchverschiedeneF ak­
toren stark beeinflußt. So verfügen beispiels­
weise die älteren Semester über mehrGeld als 
der Durchschnitt. Gleiches gilt auch für Stu­
dentinnen mit Nebenjobs. Esistalsonichtver­
wunderlich, daß immerhin noch 43 Prozent im 
Wohnheim wohnen, liegen doch die Kosten 
hierfür mit ca. DM 170,-deutlichimterdenen 
für eine eigene Wohnung (DM380,-), eine 
Wohngemeinschaft (DM 27.S,-) oder das 
Wohnen zur Untermiete (DM 340,-). Beim 
überwiegenden Teil der Studentinnen( 64 Pro­
zent) tragen die Eltem den größten Anteil an 
der Finanzierung des Studiums, während sich 
beispielsweise nur 25 Prozent über BAföG 
.finannuen 

(relaliun /eipzig 310kt. 1995) 
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Studieren an drei Universitäten: Leipzig, Halle, Jena 
Rektoren unterzeichneten Vereinbarung 

Studierende, die an den Universitäten Halle, 
Leipzig oder Jena eingeschrieben sind, können 
1bsofor1diespenellen Vorzügeunddieje-i­
ligenBesonderbeitenjederderdrei Universitä­
ten g)eichennaßennutzen. Damit besteht die 
Möglichkeit,dieeigeneAusbildungdurchdie 
Angebote der j~ils anderen Bildungsstätten 
zu bereichern Dies besiegelten die drei Rekto­
ren am 2S. Oktober in Halle mit der Unter­
zieic:hnungeiner V ereinbarungimRahmen ihrer 
seit 1994 bestehenden Universitätspartner­
schaft. 

Auf dieser Grundlage erleichtert künftig ein 
gemeinsamer Studienausweis fürdiedrei Uni­
wrsitätendenZugangzu Lehrveranstaltungen 
der anderen Hochschulen, Prüfungs-und Stu­
dienordnungen werden abgestimmt (in Zu­
kunftvielleichtauchfürgemeinsameStudien­
gänge)und Leistungsnachweisegegenseitigan­
erkannt 

Die Rektoren Prof. Dr. Dr. Gunnar Berg(Hal­
le), Prof. Dr. GeorgMachnik(Jena)imdProf. 
Dr. Comelius Weiss (Leipzig) sind sich darin 
einig,daß diese V ereinbarungfür alle Beteilig­
ten ganz neue Anregungen zurGesta ltung des 
Studienablaufs gibt. lnsbesondered ie Studen­
ten profitieren von der Übereinkunft, die eine 
beträchtliche Erweiterung des nutzbaren Lehr­
angebotes mit sich bringt und die Studienzeit 
interessanter und vielseitigerwerden läßt Wer 
zum Beispiel wissen möchte, was in Jena die 
Fachric:hungBiochemio'Bioltdmologieanbie­
tet oder wer seine Kenntnisse in den Sprachen 
und Kulturen des Vorderen Orients erweitern 
möchte, muß nur die kur:ze Reise nach Jena. 
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Leipzig bzw. Halle auf sich nehmen, um die 
entsprechendenlehrveranmltungenbesuchen 
zu köMen. Neben klassischen Fächern, wie 
Philosophie, Mathematik und Chemie, die an 
allen drei Universititengelehrtwerden, kaM 
mansichauchfüreinesdersogenaMten"Or­
chideenfächer" entscheiden. Für Jena ließe 
1ichhierzumBeispieldieKauk11iologienen­
nen,fürH1lledieJüdischenStudienoderdie 
~tudienrichtungJapanologieund für Leipzig 
Agyptologieoder Islamwissenschaft. Für Leip­
zig ist die Einrichtung der Leibniz-Professur 
hervorzuheben, auf die jeweils für ein Semester 
int~tionale Kapazitäten berufen werden, die 
vor allem für eine Begegnung und Grenzüber­
schreitung von Natur-und Geisteswissenschaf­
ten stehen. Aus dem weitgefachertenAngebot 
der Leipziger Philologischen Fakultät anslavi­
schenSprachen kaim manauswählenoderdas 
selteneGebietderNamenkunde(Onomastik) 
belegen. Das Klmsthistorische Seminar in Jena 
wirdfürvieleverlockendseinebensowieder 
ausgebaute Bereich Kommunilcations- Wld 
Medienwissenschaft in Leipzig für die halle­
sehen Studenten der Kommunikationswissen­
schaft. 

Um die Studierenden mit dem neuen Spektrum 
an Lehrangeboten schnell vertraut zu machen, 
vw:rdendie Vorlesungsveneichnisse der drei 
Universitäten inKür7.ean universitätsöffentli­
chen Orten, zB. indenStudiendezematenund 
den PressestelJen, ausgelegt. 

Utt! Olbt!rlt. (Hallt!IS.) 

(Mf,U-UZ 8195) 
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Wissenschaftsrat empfiehlt Aufnahme der Universität 
Erfurt in das Hochschulverzeichnis 

Der Wissenschaftsrat hat die Aufnalune der 
UniversitätErfurtindasHochschulverzeichnis 
des Hochschulbauförderungsgesetzes zum 
1.1.1996 empfohlen. Damit wird der Aufbau 
dieser Hochschule TeilderGemeinschaftsauf­
ga be Hochschulbau, an der sich der Bwid wid 
dasjeweiligeLandjemitderHälftederanfal­
lendcn Kosten beteiligen. 

DasKonzeptderHochschulesiehtalszentrale 
Ziele eine Stärkung der geisteswissenschaftli­
chen Forschwig sowie eine Reform der Lehr­
und Studienorganisation vor. Insbesondere 
durchdieErrichtw,geinesMax-Weber-Kol­
legs für Kultur-wtd Sozialwissenschaftliche 
Studien soll die fakultätsübergreifende F or­
schwig an der Universität gefördert werden. 
Dabei wird an neuere Diskussionen zu einer 
kulturwi.ssemchaftlichenOrientiCfWlgderGei­
steswisseoschaftenangeknüpft,durchdiedi&­
ziplinäreAbgrenzungenüberwundenwerden 
sollen und in Forschung und Lehre ein integra­
tiver Ansatz verfolgt werden soll. Mit einer 
Begrenzung der Studiendauer, der Einführung 
verbindlicherCurricula fürdieeinzelnenFä­
chersowieeinem kwnmulativangelegtenPrü­
fungssystem, das den Erwerb von Credit­
Points vorsieht, werden Elemente englischer 
undamerikanisclv::rUniversitätenaufgesriffin 

Im einzelnen sollen stufenweise bis zum End­
ausbau der Hochschule Studien- und For­
schW1gSmöglichkeiteninden Kultur-und Sozi­
alwissenschaften, Sprach-w1d Literaturwis­
senschaften, Rechts-wld Wirtschaftswissen-
5':baften, denErziehwgswissenscbaftensowie 
im Bereich der Katholischen Theologie go­
schaffen werden. 

Der Wissenschaftsrat ist de, Auffassung, daß 
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die Universität Erfurt mit dem angestrebten 
kulturwissenschafllichenProfildasHochscl1ul­
systeminDeutschland um innovative Aspekte 
ergänzen wird. DieRealisierungdesfachlichen 
Konzepts ist geeignet, aufForschWlg W1d Leh­
rein bestehenden Universitäten zurückzuwir­
ken, wie es mit Blick auf den Stand wid die 
notwendige Weiterentwicklung der Geistes­
wissenschaften wünschenswert ist 

Die Universität Erfurt sollte nach der Empfeh­
lwigdes Wisser~haftsratesalseinevergleichs­
weise kleine, betreuungsintensiveHochschule 
mit insgesamt 4. 000 flächenbezogenen Studi­
enplätzen aufgebaut werden. Dabei muß das 
angestrebte innovative Konzept in den zeitli­
chen w,d fachlichen Ausbauplanungen zum 
Ausdruck kommen Der Wissenschaftsrat em­
pfiehlt deshalb, eine zeitliche Stufungundfach­
liche Konzentration des Aufbaus vorzuneh­
men. So sollte die Gründungsphase zunächst 
aufdasMax-Weber-Kollegausgerichtetwer­
den,dasseineTätigkeitam l. l.1996aufneh­
men kann. Neben der weiteren Entwicklwig 
der geplanten F orschw,gsschwerpwlkte fällt 
ihm zunächst auchdieAufgabe zu, den regtllä­
ren Studienbetrieb an der Philosophischen 
Fakultätvorzubereiten Wenndiepersonellen 
W1d räwnlichen V oraussetzwlgendazugege­
bensind,könnenersteStudienanfingerindie­
sen Fächern frühestens im Jahre 1999/2000 
aufgenommen werden. Zu diesen Vorausset­
zungen gehört auch die Fertigstellung des 1. 
Bauabschnitts einer Universitätsbibliothek. 

Mit dem Aufbau der Rechts-und Wirtscliafts­
wissenschaften sollte gewartet werden, bis 
erkem1bar ist, welchen Beitrag diese Fächer 
zm1 besond~enkulturwissenschaftlicheuProfil 
der Hochschule und zur Reform der Lehre 

bochschule ost 1/1996 

leistenk6nnen. Die Integration der Pidagogi­
schen Hochschule Erfurt in die Universität 
sollte frühestens imJahre2002 unter der Vor­
aussetzung erfolgen, daß der Lehrbetrieb an 
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der Philosophischen F alcultit aufgenommen 
wurdeundeinehinreichendeAnzahlvonßeru.. 
fungenerfolgt ist 

Wissenschaftsrat 
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DOKUMENTATION 

Jürgen Rüttgers, 
Bundesminister für Bildung und Forschung: 

Fünf Jahre deutsche Einheit: 
Die blühenden Landschaften sind überall im Kommen 

Wer auf fünf Jahre Aufbauarbeit in den neuen Bundesländern zurückblickt, sieht heute 
zunehmend Ergebnisse, Leistungen und Erfolge. Blühende Landschaften sind jetzt 
überall im Kommen. Die Anstrengungen des Bundes haben maßgebend dazu beigetra­
gen. Dies gilt nicht zuletzt für den Bereich von Bildung und Wissenschaft, Forschung 
und Technologie. Zahlreiche Wissenschaftler, Erfinder und Ingenieure haben die 
Chance des Neuaufbaus genutzt; sie haben ihre Fähigkeit demonstriert, flexibel und 
innovativ zu handeln. Der Umbruch wurde als Chance für einen Aufbruch genutzt. Die 
Menschen und die Einrichtungen in den neuen Ländern leisten bereits heute einen er­
heblichen Beitrag für Innovation in ganz Deutschland und damit für unsere gemeinsa­
me Zukunftssicherung. 

Die Ergebnisse der Umstrukturierung in Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technqlogie sind eine Erfolgsstory. Die neuen Länder sind schon heute eine Art Mu­
sterbeispiel für eine Innovationswerkstatt. Sie sind geradezu Vorbild für viele Staaten 
ins~sondere in ~ittel- und Osteuropa, die vor ähnlichen Herausforderungen eine~ 
poht1schen und wutschaftlichen Neuanfangs stehen. 1995 fließen über 3 Mrd DM in 
die Förderung von Bildung. Wissenschaft, Forschung und Technologie in die neuen 
Bundesländer. Ich beabsichtige, dieses Förderungsniveau auch in den kommenden 
Jahren zu halten. 

1. Außenmiversitäre Forschung - vielfältige, lebendige und 
leistungsfähige Einrichtungen 

Wissenschaft und Forschung wurden mit umfassender Unterstützung der Bundesre­
gierung in den neuen Ländern von Grund auf erneuert. In einem historisch einmaligen 
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Prozeß galt es, die leistungsfähigen Forschungskapazitäten möglichst ;i;~• ~rhalten und 
sie in eine gemeinsame Forschungsstruktur der Bundesrepublik Deutschland zu in­
tegrieren. Die Bundesregierung und die neuen Länder haben erhebliche Mittel bereit­
gestellt und damit die Grundlagen für moderne wissenschaftlich-technische Infra­
strukturen geschaffen. Die Aufwendungen für die institutionelle Förderung in den 
neuen Ländern wurden kontinuierlich mit hohen jährlichen Zuwachsraten gesteigert. 
Allein die Mittel des BMBF wurden zwischen 1992 von rd. 633 Mio. DM und auf rd. 
972 Mio. DM in 1995 und damit um gut ein Drittel erhöht. Die außeruniversitären 
Einrichtungen in den neuen Ländern sind nun mit Hilfe der Förderung des Bundes auf 
einem Niveau ausgestattet, das dem westdeutschen entspricht, mancherorts sogar 
übertrim. 

2. Neue Strukturen - Vorbild für den gesamten deutschen Forschungsprouß 

Wir können in den neuen Ländern auf eine funktions- und konkurrenzfähige For­
schungslandschaft von rd. 140 außeruniversitären Forschungseinrichtungen mit 13. 000 
Beschäftigten blicken, davon allein 110 Einrichtungen mit 8.300 Mitarbeitern im Ge­
schäftsbereich des BMBF: 
- drei Großforschungseinrichtungen/GFE) und acht Außenstellen von GFE, 
- 24 Einrichtungen der Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste und fünf Außenstel-
len solcher Institute, 
- 22 Institute, Außenstellen und sonstige Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft, 
- 11 Institute und 27 Arbeitsgruppen der Max-Planck-Gesellschaft an Universitäten. 

Nicht nur quantitativ bedeutet dies einen Zugewinn für Deutschland, sondern auch 
qualitativ. Markenzeichen der Forschung in den neuen Ländern sind insbesondere 
neue Werkstoffe und Materialien, lnfonnationstechnologie, Mikroelektronik, Bio­
technologie, Umweltforschung, Geowissenschaften und Gesundheitsforschung. An 
vielen Standorten arbeiten die außeruniversitären Forschungseinrichtungen mit for­
schenden Firmen und mit Hochschulen zusammen. Die Forschung in den neuen Län­
dern ist heute gleichberechtigt und gleichrangig auch in europäische und weltweite 
Programme, Kooperationsbeziehungen und Verbundprojekte einbezogen. Auf man­
chen Feldern sind Einrichtungen in den neuen Ländern Initiatoren und Projektleiter, 
also gleichsam aktive "Marktführer". 

3. Innovative Wirtschaft·- Voraussetzung für zukunftssichere Arbeitsplätze 

Ein weiterer wichtiger Schwerpunkt ist die Förderung von Forschung und Entwicklung 
(FuE) in der Wirtschaft in den neuen Ländern. Wir brauchen wettbewerbsfähige 
Unternehmen und dauerhafte Arbeitsplätze. Doch diese müssen auch in den neuen 
Ländern auf einer effizienten Infrastruktur von Forschungseinrichtungen sowie vor 
allem auf einer leistungsfähigen Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft selbst 
aufbauen. Von den Ende 198 9 im Wirtschaftssektor derneuen Länder vorhandenen rd. 
86.000 Beschäftigten in Forschung und Entwicklung waren nach Schätzungen Ende 
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1993 noch etwa 16.000 Personen tätig. Dieser Trend ist gestoppt. Insbesondere 
kleine und miulere Unternehmen haben ihre Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
stabilisiert. Sie beginnen auch, ihre Finanzmillel dafür wieder zu steigern. Gegenwär­
tig weist mit rd. 2.500 Unternehmen etwa ein Viertel bis ein Drittel der Industrieun­
ternehmen in den neuen Ländern Aktivitäten in Forschung und Entwicklung auf. Im 
Unterschied zu Westdeutschland bilden dabei kleine und mittlere Unternehmen mit 
rd. 70 % des industriellen Forschungs- und Entwicklungspersonals einen Schwer-
punkt. 

Das frühzeitige und umfangreiche Engagement des Bundes mit verschiedenartigen 
staatlichen Fördermaßnahmen hat sich stabilisierend a·ur das gesamte FuE-Potential 
in der Wirtschaft in den neuen Ländern ausgewirkt. Allein 1995 stellt das BMBP rd. 
1 Mrd. DM im Bereich der Fachprogramme für die Projelctiorderung zur Verfügung, 
also für den Wirtschaftssektor, die Hochschulen und die außeruniversitären For­
schungseinrichtungen in den neuen Ländern. Darüber hinaus hat das BMBF mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft bereits 1990 ein abgestimmtes Maßnahmebündel 
für Forschung und Entwicklung in der ostdeutschen Wirtschaft initiiert. Für diese 
Sondermaßnahmen wurden bisher vom BMBF rd. 736 Mio. DM zur Verfügung 
gestellt. Dazu gehören BMBF-Programme wie beispielsweise ''Technologieorien­
tierte Unternehmensgründungen". "Forschungs- und Entwicldungspersonal-Zuwachs­
förderung", "Auftragsforschung-Ost", Auftragsforschung-West-Ost" und "Produkt­
erneuerung". Die Ergebnisse all dieser Programme zeigen, daß durch die Förderung 
der FuE des BMBF in den neuen Ländern bereits wichtige Erfolge erzielt werden 
konnten: 

- So förderte das BMBF mit seiner Fördermaßnahme "Technologieorientierte Un­
ternehmensgründungen" seit 1990 den Aufbau von rd. 250 Unternehmen mit einer 
Summe von über 170 Mio. DM. Damit wurden rd. 2.500 Arbeitsplätze geschaffen. 

- Gleichzeitig wurde mit der "Forschungs- und Entwicklungspersonal-Zuwachsförde­
rung" des BMBF die Tätigkeit von über4.000 Forschungs-und Entwicldungsmitarbei­
tern in rd. 1.450 Unternehmen mit annähernd 70 Mio. DM unterstützt. Neueinstellun­
gen sind mit durchschnittlich 17.500 DM gefördert worden. 

- Darüber hinaus konnten 1.250 kleine und mittlere Unternehmen mit über 2.000 
Sonderaufträgen aus dem Forschungs- und Entwicklungsbereich gefördert werden. 
Das BMBF stellte in der Maßnahme "Auftragsforschung-Ost" hierfür 175 Mio. DM 
zur Verfügung. Damit konnte ein Volumen von 360 Mio. DM initiiert werden. Zu 
80 % haben Auftragnehmer in den neuen, zu 20 % in den alten Bundesländern und im 
Ausland diese Aufträge bearbeitet. 

- Im Rahmen der BMBF-Maßnahme "Auftragsforschung-West-Ost" wurden mit 145 
Mio. DM über 1.800 Projekte von annähernd 700 Auftragnehmern in den neuen 
Ländern unterstützt. Damit wurde ein Auftrags~olumen von 370 Mio. DM initiiert. 

In den bundesweiten Unterstützungsprogrammen für die Wirtschaft ist die Förderquo-
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te für Unternehmen in den neuen Ländern von zehn auf bis zu 60 % erhöht worden. 
Unterstützt werden vor allem Aufträge in den Bereichen Umwelttechnologie, Bio­
technologie, Fertigungstechnik, Informationstechnik, Energieforschung und Materi­
alforschung. 

Mit dem bundesweiten Förderprogramm "Forschungskooperation" des BMBF für 
mittelständische Unternehmen werden vielfältige Forschungskooperationen zwi­
schen mittelständischen Unternehmen und Forschungseinrichtungen unterstützt. Al­
lein 1994 wurden dabei in 263 Unternehmen in den neuen Ländern 300 verschiedene 
Forschungskooperationen mit rd. 39 Mio. DM gefördert. Der Anteil der Unterneh­
men aus den neuen Ländern liegt überproportional bei 30 %. Jede achte Kooperation 
erfolgt mit ausländischen Partnern. 

4. Neuanfang bei den Hochschulen 

Der Bund hat die strukturelle und personelle Erneuerung der Hochschulen in den 
Ländern bereits frühzeitig mit einem überproportionalen Engagement unterstützt. 
Dadurch besteht heute mit 16 Universitäten, 22 öffentlichen Fachhochschulen und 12 
Kunsthochschulen an 27 Standorten ein regional, fachlich und institutionell differen­
ziertes Angebot an Hochschulen. Beim Aufbau von Fachhochschulen haben die neuen 
Länder die Chance eigenständiger Entwicklungen genutzt. Hochschulgründungen in 
nichtstaatlicher Trägerschaft ergänzen dieses Spektrum. Zur Erneuerung von Hoch­
schule und Forschung und zum Aufbau von Fachhochschulen in den neuen Ländern 
wurde von Bund und den neuen Ländern ein gemeinsames Programm initiiert, das 
Hochschulsonderprogramm (HEP). 1992 wurde es revidiert, bis 1996 verlängert und 
aufgestockt. Es sieht Maßnahmen insbesondere für die personelle Erneuerung der 
Hochschulen, für den Erhalt des Wissenschaftspersonals, für die Sanierung und 
Ausstattung von Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen vor. 
Für das HEP stehen insgesamt 2,43 Mrd. DM zur Verfügung, der Bund trägt davon 75 
%. Als Bestandteil des Hochschulerneuerungsprogramms wurde das Wissenschafts­
integrationsprogramm (WIP) zur dauerhaften Eingliederung von Wissenschaftlern 
der Institute der ehemaligen Akademien an die Hochschulen der neuen Länder 
vereinbart. Für das WIP stehen rd. 600 Mio. DM bis 1996 zur Verfügung. 

Zum Ausbau der Hochschulen in den neuen Ländern sind in der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau 1991 bis 1994 Vorhaben mit einem Gesamtvolumen von rd. 2,5 Mrd. 
DM vom Bund zu 50 % mitfinanziert worden. 1995 stellt das BMBF 450 Mio. DM für 
den Hochschulbau bereit. Zusammen mit den Bundesmitteln für das BAföG (1995: 
365 Mio. DM) und weiteren Mitteln des Bundes für die Förderung von Studenten­
wohnraum steht den neuen Ländern aus Mitteln des BMBF 948 Mio. DM zur Ver­
fügung. Diese finanziellen Anstrengungen sind auch weiterhin erforderlich, um für 
eine mögliche Verdoppelung der Zahl der Studienanfänger in den neuen Ländern ent­
sprechend einschlägiger Schätzungen (ca. 60.000 im Jahr 2000) gerüstet zu sein. 

Um die technische Entwicklung der Studienförderung erheblich zu verbessern, wur-
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den 216 Ämter für die Ausbildungsförderung im Kommunalen Bereich und 15 Ämter 
bei den Studentenwerken eingerichtet und zu funktionsfähigen Einrichtungen ausge­
baut. Rund 700 Mitarbeiter dieser Ämter wurden in einem breit angelegten Schulungs­

und Betreuungsprogramm ausgebildet. 

An den Hochschulen kommen knapp zwei Drittel der neuberufenen Professoren aus 
den neuen Ländern. Fast die Hälfte der Professorenschaft ist jünger als 50 Jahre. 
Erfolgreich ist auch die Förderung der Graduiertenkollegs. Bisher ~rden 29 solcher 
Kolleg,s in den neuen Ländern eingerichtet. Von den 400 Kollegiaten Ende 1994 
kommen etwa drei Viertel aus den neuen Ländern. 

Ein neues Strukturelement, das an den Hochschulen in den neuen Ländern erprobt 
wird ist die Fördermaßnahme "lnnovationskolleg,.s". Diese Maßnahme wurde vom 
BMBF angeregt und finanziert und wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
fachlich betreut. Hochqualifizierte Gruppen von Wissenschaftlern verschiedener 
Disziplinen, die auf neuen Feldern forschen, können die Mittel ße~ibel verwe~den, 
um neue Forschungskonzepte zu verfolgen und das wissenschaftliche Profil ihrer 
Hochschule langfristig zu prägen. Ziel der Innovationskollegs ist auch die Zusammen­
arbeit zwischen Hochschulen und anderen Forschungsträgern, auch der Wirtschaft. 
sowie die Einbindung in die internationale Forschergemeinschaft. 

Eine wichtige Aufgabe war es auch, neue Ansätze im Fernstudium in den neuen Län­
dern zu schaffen. Hierzu wurden bisher fünffernstudienzentren gegründet. In Fernstu­
dienangeboten überwiegend ingenieurwissenschaftlicher Richtung an Hochschulen 
der neuen Länder sind 1994/95 350 Anfänger eingeschrieben. 930 Personen aus den 
neuen Ländern haben 1994/95 ein Studium an der Fernuniversität Hagen begonnen. 

(BMBF) 
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Hochschulrektorenkonferenz: Hochschulaufbau 
In den östlichen Bundesländern positiv! 

Nach einer ausführlichen Beratung der Hochschulleitungen der Universitäten aus den 
östlichen Bundesländern mit Vertretern des Präsidiums der Hochschulrektorenkon­
ferenz erklärte HRK-Präsident Professor Dr. Hans-Uwe Erichsen im Hinblick auf die 
gegenwärtig gezogene Bilanz des Wandels seit der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten und die Diskussion über den Erfolg und Mißerfolg bei der Neustrukturierung 
der Hochschulen in den neuen Bundesländern: 

1. Die Umstrukturierung der Hochschulen in den östlichen Bundesländern ist bei 
laufendem Betrieb vorgenommen worden. Trotz grundlegenden Strukturwandels ~ 
wie vielfacher und persönlicher Evaluation aller Lehrenden wurden ganze Fächer 
insbesondere in den Geistes- und Sozialwissenschaften neu aufgebaut, in den übrigen 
Disziplinen wurden Studiengänge neu geordnet. Dessen ungeachtet konnten die Stu­
dierenden ihr Studium weiterhin in angemessener Zeit abschließen. Dies ist dem gro­
ßen Engagement vieler Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, Assistentinnen 
und Assistenten und einer unerwarteten Bereitschaft von Hochschulangehörigen aus 
westdeutschen Hochschulen zu rascher und kontinuierlicher Hilfe zu verdanken. 

2. In den neu aufgebauten Fächern wurde eine große Zahl westdeutscher Wissen­
schaftler berufen. Das Verhältnis zwischen westdeutschen und ostdeutschen Wissen­
schaftlern ist entgegen den in letzter Zeit verbreiteten Gerüchten nicht besser und 
nicht schlechter als in westdeutschen Hochschulen. Dies ist ein gutes Zeichen po­
sitiver Entwicklung. Bedrückend und belastend wi riet jedoch die von den Hochschulen 
nicht zu beeinflussende Behandlung älterer Wissenschaftler, die aufgrund der Ren­
tengesetzgebung Renten zu erwarten haben, die in der Höhe weit unterhalb der Renten 
vergleichbarer Erwerbstätiger liegen. 

3. Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß infolge der personellen und fachlichen 
Neustrukturierung die Universitäten den Neugründungen in Westdeutschland in den 
70er Jahren vergleichbar sind, ist die Summe der eingeworbenen Drittmittel, die Zahl 
der eingerichteten Sonderforschung,sbereiche, Forschergruppen, Graduiertenkotlegs 
und Innovationskolleg ein Zeichen für die Vitalität der Hochschulforschung. 

4. Forschung wird allerding,s beeinträchtigt durch die nach wie vor große Raumenge, 
unzureichende Gebäudeausstattung und -substanz, durch die auch die Drittmittelein­
werbung beeinträchtigt wird. Notwendig ist eine rasche Aufstockung der Hochschul­
baumittel, damit nicht aus der Vernachlässigung der Hochschulen in der Zeit der DDR 
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ein Dauererbe für die Hochschulen in den östlichen Bundesländern wird. Dazu ist der 
Vorschlag eines befristeten Leasing-Programms im Rahmen des Hochschulaufbau­
förderungsgesetzes, um den Investitionsstau in kurzer Zeit abzubauen, nachhaltig zu 
unterstützen. Die Bundesregierung könnte hier ein deutliches Zeichen zugunsten 
eines zukunftsorientierten Aufbau Ost setzen. 

5. Hochschulen und ihre Mitglieder brauchen Motivation, um in schwieriger Umge­
bung und unter schwierigen Verhältnissen Überdurchschnittliches zu leisten. Hoch­
schulen sind Standortfaktoren und Motoren regionaler Entwicklung. Sie werden als 
solche indes vielfach nur von den Wissenschaftsministern, nicht aber von den Landes­
regierungen und der Bundesregierung insgesamt anerkannt: Hochschulen bilden den 
qualifizierten Nachwuchs für alle Bereiche von Wirtschaft und Gesellschaft aus. Sie 
sollten dazu auch in die Lage versetzt werden. 

6. Mil großer Sorge sehen Hochschulen und Hochschulrektorenkonferenz, daß nach 
dem Personalabbau im Zuge der Neustrukturierung erneut in den neuen Ländern über 
Personalkürzungen diskutiert wird, obwohl die Studienanfängerzahlen in absehbarer 
Zeit deutlich ansteigen werden und die Zahl der Studienanfänger aus Westdeutschland 
in den ostdeutschen Hochschulen kontinuierlich ansteigt. Hochschulen und For­
schung benötigen mittelfristig verläßliche Rahmenbedingungen. 

7. In diesem Zusammenhang steht zu befürchten, daß infolge der Prioritätensetzung 
in den Haushalten der Länder mit Ablauf des Jahres 1996 mehr als l 000 Wissen­
schaftlerinnen und Wissenschaftler in die Arbeitslosigkeit entlassen werden müssen, 
weil das Wissenschaftler-Integrationsprogramm nicht durch endgültige Übernahme 
der Wissenschaftler in die Hochschulen erfolgreich zum Abschluß gebracht werden 
kann. Die HRK fordert die Länder erneut auf, durch Bereitstellung zusätzlicher 
Stellen in den Hochschulhaushalten dem drohenden Verlust qualifizierten Potentials 
entgegenzuwirken. 

(HRKJ 
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PUBLIKATIONEN 

1. DDR-Wissenschafts-& -Hotbsthulgestbitbte 

Deutscher Bundestag (Hg.): Enquete-Kommission ,.Aufarbeitung •on Gncl,icl,te •nd Folgen 
der SED-Diktatur in neutrchland": Materialien. 18 Bde. in Kassette. 15.200 S. Suhrbmp 
Verlag/ Nomos Verlagsgesellschaft, Frankfurt a.M./Badon-Badon 1995. DM 198,-. Über den 
Buchhandel. 
Die Publilc:■tioo doltumontiort die Disltussionen, Vortrlge und Experti1on, die im Zuaammenhan1 
der Enquete-Kommiasionaarboit geführt, gehalten bzw. enteilt worden waren. Die einzelnen 
Binde 1ortieron das Material thematisch, wobei eine Reihe der abgedruckten Boitrlge von 
wisaenscbafts- und intolligenzgeschichtlichom Jnteros10 ist (im folgenden jeweils in Klammem 
vennorkt): 
Bd. 1 .Enquete-Kommission: Antrlce, Debatten, Bericht•; 
Bd. ß in vier Teilbinden „Machtstrukturen und Entschefduncsmechanlsmen Im SED-Staat 
und die Frace der Verantwortunc"; 
Bd. III in drei Teilbinden „Rolle und Bedeutunc der Jdeolocle, lntecradver Faktoren und 
dlsdpllnlerender Prakdken In Staat und Gesellschart der DDR• ( .. Protokoll der JJ. Sitzung. 
Öffentliche Anl16nmg: Wissenschaft 1111d Tecl,nlJc", Bernd-Reiner Fischer: .. Das Bildungs- und 
Enlel,ungs.sy.stem der DDR - Funlllon, J,,l,alle, ln.stn1mentallstenmg, Frelr4ume ", Werner W. 
Franke: .,F11nkllan und ln.stnlmentall.slenmg des Sports In der DDR: Phannalcologlsche Manipu­
lationen (Doping) und die Ralle der Wissenschaft", Charlotte Schubert: .,Phasen und Z4.s11rendes 
Erbe-Verst4ndnisses der DDR"); 
Bd. IV „Recht, Justiz und Polizei Im SED-Staat" (.,Protolcofl der 39. Sitzung. Öffentliche 
Anl16nlng: Die Babelsberger Konferenz ... Jom Eckort: .,Die BabelsbergerKonferenz - Legende 
und JJ'lrkllchke/1 ", Zeitzeugenberichte: Herm■M I<lenner/ Karl Mollnau/ u--Jeo, Heuer, Dieter 
Orlf: .,Rekn1tlenmg und ll11shlld1mg der J11rl.<ten in der SBZIDDR", Stoffen Hoitm1MI Han1 
Deitrich Knoth: .. DleSonderm1.shlld1mg derKlrcl,enj11rLflen - A11sh/ld,,ngvonJurlstend11rchdle 
evangelischen Landedr/cl,en In der DDR". Herwig RoggemaM: .. Da, Recht als /nstnmt1nt tm 
Kampf um die Machterhaltung - die letzten Jahre der DDR" mit besonderem Schwerpunkt auf 
der Behandlung rochtstheoroti1chor Entwicklungen); 
Bd. V in drei Teilbinden „Deutschlandpolitik, Innerdeutsche Bezlehuncen und lnternado­
nale Rahmenbedincuncen" (Peter F0rstor: .. Die deutscl,e Frnge Im Bew11fttseln der Bev6llce­
rung In beiden Teilen Deutschlands ... Elnstellungen junger Menschen In der DDR. Eine 
Dohimentatlon empirischer Unlersuchungsergebnlsse der J11ge11dforsch11ng der DDR aus den 
Jahren 1966 bis 1989°1; 
Bd. VI in zwei Teilbinden „Rolle und Selbstverstlndnis der Kirchen In den venchledenen 
Phasen der SED-Diktatur• (Gerhard Bosier: .. Dte Rolle des MJS bei der Durchsetz,mg der 
Klrchenpolltll der SED und die Durchdringung der Kirchen mit geheimdienstlichen Mitteln", 
darin u.a. ein Kapitol „ 71,eologlsche Unl\lerslltltslehrer als /noßl:lelle Mitarbeiter dts MJS "); 
Bd. VII in zwei Teilbinden „M6c;llchkeUen und Formen abw•chenden und wlderstlndlcen 
Verhaltens und opposldonellen Handelns, die rrledllche Revolution Im Herbst 1989, die 
Wledervere!nlcunc Deutschlands und Fortwirken von Strukturen und Mechanl1men der 
Diktatur" (Manfred Hertwig: .,Der Umgang des Staates mit opposltio11el/emund wlderslt'lndlgtm 
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Verhalten. Die Opposition 11011 Intelleluut11/e11 in der SED/DDR 111 den jil11/zlger Ja/1re11 
(insbesondere 1953, 1956157), Ihre U11lerdn1ck.img u11dAusschalllmg''); 
Bd. Vill „Das Ministerium fQr Staatssicherheit/ Seilschaften, Altkader, Re&ieruncs• und 
Vereini&llll&skrlminalitit"; 
Bd. IX „Formen und Ziele der Auselnandersetzuncen mit den beiden Diktaturen In 
Deutschland". 

Schulz, Eberhard: Zwisc/,en ldtntiflkudon und Opposition. Kilnstur und Wissenschaftler der 
DDR und ihr, Organisationen von 19-19 bis 1962 (PapyRosu-Hoch&eb.ulschri.ften Bd. 6). 
PapyRossa-Verlag, Köln 1995. 364 S. DM 40,-. Im Buchhandel. 
Die Studie behandelt die „Widersprüchlichen Bemühungen der SED um die Gewinnung der 
Intellektuellen für ihre Politik (1949/50)", ,.Die restriktive Kulturpolitik der SED und ihre 
unmittelbaren Auswirkungen auf die Kanstlerund ihre Or11anisationen ( 1951 /52)", ,.Kllnstler und 
Wiuenschaftl•r unt•r den Bedingunaen dea beginnenden • Aufbaus der Grundlagen des Sozialis­
mus' (1952/53)",den ,,'Neuen Kurs' • ein befristetes 'Tauwetter' (1953 bis l955r. die" Verin­
derten internationalen Bedingungen • hoher• Ansprüche an die Arbeit der Intellektuellen • neuen 
M0alichkeiten für srw1dlegende Reformen (1955/56)". die „Erneute Disziplinierung der lntellek• 
tuellen ( 1957/SBr. ,.Die Intellektuellen UJJd die 'sozialistische Perspektive' der DDR ( 1958/S9)", 
den „Bitterfelder We11' • ein 'bitterer Feldweg'? ( 1959 bis 1961 )" und die ,,zielstellung: 'Sozia­
listische deutsche Nationalkultur' (l 96 l /62)". 

Mlhlert, Ulrich: Di, Freil D11utsche Jugend 19-15 - 1949. Von Jen „Antifaschistischen Ju­
g,ndauuchiiss,n" iur SED-Alass,norganisation: Di, Erfuss11ng der Jugend i;, J,r Sowje­
tischen Bu11tr.,,ngs1.11ne (Sammlung Schöningh zur Geschichte und Gegenwut). Verlag Ferdi• 
nand Schö.n.ingb, Paderborn 1995. 386 S. DM 48,-. lm Buchhandel. 
Die Arbeit beruht auf einer 1994 in Mannheim verteidigten Dissertation. Integraler Bestandteil der 
aeinerzeitigen FDJ-Politik wid folglich auch der vorliegenden Darstellung sind die Bemühungen 
um die "Sto.rmuna der Festung Winenschaft". 

Mühlen, Patrik von zur: Der „Eistnberger Kreis". Jugend111iderstund und Verfolgung in der 
DDR 1953 - 195ll (Politik• und Gesellschaftsgeschichte Bd. 41). Verlag J.RW. Dietz Nachf., 
Bonn 1995. 256 S. DM 38,-. Im Buchhandel. 
Auf breiter Quellengrundlage gestützte Darstellw1g des Wirkens, der Verfolgung und der Nach• 
geschichte einer Gruppe Ju11endlicher wid Studenten, die ab 1953 in Eisenberg. ab 1956 auch an 
der Universität Jena mit einem Brandanschlag auf einen Schießstand, Flu11blättem, Mauerparolen, 
Karikaturen w1d eingeschwug11elter Literatur die Bevölkerung auf den Sturz des sozialistischen 
System~ vorbereiten wollte. 

Friedrich-Schiller-Universität Jena, Pressestelle (Hg.): Wiedererüffnung (Sonderausgabe Alma 
mu/er Jenen.sis). Jena 1995. 16 S. Kostenlos bei: Friedrich-Schiller-Univer&ität Jena, Pressostelle, 
Fün1engraben l, 07743 Jena. 
Die Sonderausgabe der Jenenser Universitätszeitung erschien aus Anlaß des 50. Jahrestages der 
Wiederöffnw1g der Universität • als erste in der SBZ • am 15. Oktober 1945. Jürven John.liefert 
eine ausführliche Oustellun9 des Jahres 1945 an der FSU. Daneben erinnern sich Zeitzeugen aus 
damaliger Studentenschaft und Lohrk0r:per an den Neubeginn. 

Hattenbach, K.: Muteriulien :ur Geschichte des Geographischen lnstitMts Jer Friedrich­
Schilu~Uni,enililt Jena 1945 - 196ll (Jenaer Geographische Mauuskripte Bd. 1). Hrsg. vom 
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lnstitutfllrGeographiederFSU Jena. Jona 1993. 40 S. DM 10,-. Bezug bei: lnstitutfllr~graphie 
der FSU Jona, Publication Service, 07740 JenL 
Die Darstellung umfaßt die Zeit von der Neuerofmüng der Univenitlt nach dem Kriegsende bis 
zur Auß0sung des Instituts for Geographie im Zuge der lll. Hochschulreform 196&. Die 
Beschreibung der einzelnen Entwiclclwigsphasen des Instituts ist in wissenschaftstheoretiache 
Zusammenhinge, Fragen der akdemischen Lehre und Forschung und die Entwicklungen des 
gesellschaftlichen Umfelds eingeordnet. 

Caysa, Volker/ Eichler, Klaus-Dieter (Hg.): P,axu Vemunft Gemeinschaft. Auf der Suche 
nach einer anderen Vemunft. Beltz Atheolum Verlag, Weinheim 1994. 514 S. Im Buch­
handel. 
Der Band ist dem Leipziger Philosophiehistoriker Helmut Seidel zum 65. Geburtstag gewidmet und 
ging aus einem dieserhalb am Leipziger Universitltsinstitut für Philosophie durchgeführten 
Kolloquium hervor. GuntolfHerzberg rekonstruiert die Geschichte der sog. Pra.xi1-Debatte Ende 
der 60er Jahre, die wesentlich um die Person Seidel• zentriert wer. Im übrigen weckt der Band 
Interesse, als sich, neben Autorlnnnen aus sieben weiteren Lindem, eine interesHnte Mischung 
ost• und westdeutscher Philosophinnen unter der Widmung für Seidel zusammengefunden hat. 

Kuczynski, Jilrgon: Lettte Gedanken? Zu Plrilo.,ophie 11r,d Souologie, Geschichtswissenschaft 
und WirtJchajt.nvissmschaft, schöner Literatur 11nd v,m Problem der deutschen Jntellig~n:. 
PapyRossa Verlag, Köln 1995. 253 S. DM 34,-. lm Buchhandel. 
Wie unterdessen gewohnt, mischt auch dieser K.uczynski-Band theoretische und politische 
Kurzanalysen \Dlter zahlreichen Rockgriffen auf früher veröffentlichte Thesen \Dld Argumenta­
tionen, in den letzten Jahren geschriebene Briefe wid Tagebuchaufzeichnungen, andernorts 
bereits publizierte Texte, Redemanuskripte und Polemiken. 

Kittel, Hans-Joachim: Die Et,angeli:sche Prtdiger:sch11le dn- Kirchenprowni Sachsen. Witten­
berg 1948 - 1960. Erfurt 1960 - 1993. Eine Dokumentation. Erstellt im Auftrag der 
Kirchenleitung der Evangelischen Kirche der Kirchenprovinz Sachsen. Magdeburg o.J. ( 1995). 6S 
S. Bezug bei Konsistorium der Kirchenprovinz Sachsen, PF 1424, 39004 Magdeburg. 
Die Predigerachule bildete - zunlchst allein für die KPS, dann für den ge•amten Bereich der EKU 
• gemeindepldagogisch akzentuiert Berufserfahrene zu Predigern (seit 1973 auch Predigerinnen) 
aus, die ab 1978 auch den Pfarrern gleichgestellt waren. Die BoschOre dokumentiert die 
Schulgeschichte in den Wechselwirkungen von Kirche, Gesellschaft, Ausbild\Dlg und gemein• 
schaftlichem Leben 11., Lernen. Da seit 1990 der Weg in• alcademische Theologiestudium für alle 
offen sei, brluchte es n\Dlmehr lceinen zweiten Bildungsweg als Zugang für das Pfarramt mehr, 
entschied schließlich die EKD. Infolgedessen schloß die Schule im Sommer 1993. 

Schneider, ßoa Katharina: Weltan.,cha11/iche Err.iehung in der DDR. Normen - ~axi:s - Op­
po.fition. Eine kommenti~rt~ DoAumentatinn. Leske + Budrich, Opladen 1995. 549 S. DM 78,­
. Im Buchhandel. 
Der Band befaßt sich vornehmlich mit der weltanschaulichen Erziehung im allgemeinbildenden 
Schulwesen, dabei ausführlich auch die Stellungnahmen der Kirchen und solche christlicher 
Schiller/Eltern dokumentierend. Zahlreiche Dokumente spiegeln die innerhalb der DDR-Erzie­
hungswi■senschaft zur weltanschaulichen Erziehung entwickelten Positionen wider. 

Ehmardt, Horst (Hg.): Linguimlc, Sprachunumcht und Sprachlehrerstudium in Ostdeutsch­
/a„d (19'6. 1990) (Beiträge zur Geschichte des Deutschunterrichts Bd. 16). Verlag Peter Lang, 
Frankfurt LM./Berlin/Bero/New Yorlc/Paris/Wien 1994. 322 S. DM 89,-. Im Buchhandel. 
Der Band behandelt (neben der Entwicklung des Schulfaches Deutsch) wesentlich das germani• 
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stische Sprachlehrerstudium in SBZ und DDR unter Berücksichtigung sowohl_ gesellscbaft_s-, 
schul- und wissenschaftspolitischer Faktoren wie auch fach- und wissenschaftsmtemer Bedin­
gungen. Schwerpunkte der Darstellungen bilden schulpraxisbezogene linguistische Konzept~ und 
deren Brechung in der Deutschdidaktik und -methodik der DDR sowie Prozesse der :Verbreitung 
zeitgenössischer sprachwissenschaftlicher und didaktischer A~assunge~. U:a .. ~t folgende~ 
Beitrigen: ,.Zur Geschichte der funktionalen Schule der germarusbschen Lmgw•b~ m der _DDR 
(Horst Ehrhardt), ,.Orch.ideendisziplinen im Legitimationszwang? Sprachgeschichte in ~er 
Deutschlehrer-ausbildung in der DDR" (Brigitte Döring), ,.Grammatikforschung und -lehre 1m 
muttersprachlichen Bereich Ostdeutschlands (1946- 1990)" (Werner Hackei), ,.Georg Möller -
Deutschlehrer Sprachforscher, Lehrbuchautor" (Hans-Joachim Sieben), ,.Deutsch als Fremd­
sprache in der'DDR im Spannungsfeld von Theorie und Praxis. Ein fach11esclüchtlicher Exkurs" 

(Dagnar Blei). 

Heuer, Uwo-Jens (Hg.): Die Rechtsordnung der DDR. Anspruch und WirklichbiL Nomo11 
Vedag, Baden-Baden 1995. 630 S. DM 58,- brosch., 88,- geb. Im Buchhandel. 
\ S DDR-Hochschullehrer beschreiben und bewerten materialreich 13 Rechtsgebiete der DDR: 
Rechtsventindnia in der DDR (Uwe-Jens Heuer u.Mitarb.v. EUehard Lieberam), Agrarrecht 
(Rolf Steding), Arbeitsrecht (Axel Dost), Bodenrecht (Kla~ Heue~), Familienrecht (Anita 
Grandb) Gerichtsverfassungsrecht (Frohmut Müller), Strafrecht (Ench Buchholz), Strafpro­
zeßrecht •(Horst Luther), Verwaltungsrecht (Wolfgang Bemet), Wirtschaftsrecht (Gerhard 
Pßicke/Erika Süß), Zivilrecht (Joachim Göhring/ Axel Dost), Zivilprozeßrocht (Horst Kellner), 
Rechtswiuenschaft und SED (Detlef Joseph). Da bei werden die Entwicklungen in Rocht1wi1sen­
schaft, Rechtsetzung und die Rechtsprechungspraxis gleichwertig behandelt._Ausgan~s~~t der 
Darstellungen ist die Bestimmung des Rechts i.o der DDR als .,Recht einer 1onali1t1schen 
Gestaltungs- und Erziehungsdiktatur" (U.-J. Heuer). 

2. Ostdeutsche Wissenscbaftstraosformation & -politik 

Wisseoschaftsnt(Hg.): Empfehbmgen undSteUungnahn,en 199-1. 2 Bdo. Köln 1994. 471 +330 
S. Kostenlos bei: Geschäftsstelle des Wissenschaftsrates, Brohler Str. 11, 50968 Köln. 
Unter anderem mit den Stellw1gnahme11 zu Bauvorhaben der Hochschulbibliotheken in Frankfurt/ 
M., Kiel und Leipzig, zum Bibliothekskonz.ept und zum Neubaud.er Thürin~er Univeraitits- un_d 
Landesbibliothek, zur F Orderung Gei1teawissen1chaftlicher Zentren, zur Berliner Elektronenspe1• 
cherrins-Geaellschaft für Synchrotonstrahlung (BESSY) sowie zum Forschungszentrum Ros­
aendorf. 

Friedrich-Ebert-Stiftung, Büro Leipzig (Hg.): Wi.ssem·chaftkr-Arbeitslosigkeil und t.11kunfts­
orientierte Wi.sstnschaftspulitik. Symposium der Friedrich-Ebert-Stiftung, Büro Leipr.ig in 
Zusamn,enarbtil mildem Koordinierungsausschuß flJr das III. Deutschland/reffen habilj,. 
tierter Wissenschaftler in Leipr.ig vom 4. bis S. Mllrt. 199-1. Dokumentation. Leipzig 1994. 221 
S. Bezug bei: Friedrich-Ebert-Stiftung, Bwo Leipzig, Dittricbring 21, 04109 Leipzig, 
Die in hso 2/94 bereits mit dem Vorabdruck dreier BeitrAge angek0ndigte, indessen erst jetzt 
ausgeliefene Publikation enthalt neben Grußworten die z.T. nachtriglich erweiterten Referate der 
Tagw1g. In unserem Kontext interessieren vor allem diejenigen von Werner Hauthai: ,.Pr~~l_eme 
- Thesen. Fakten zur Diskussion" (vornehmlich zu Ostdeutschland), Wener Mesko: .. Hab11it1erte 
aus und in den Neuen Bundeslindem .. , Alfred Förster: ,,Zur Lage im Sichsischen Hochschulwesen 
w1d zum Hochachulgesetzl!Obungsprozeß des Landes" sowie Larissa Klinzing: ..Zur Situation doa 
Hochschulwesens einschließlich der Probleme der Habilitierten wid z.ur Hochschulgesetzgebun11 
in den Neuen Buodeslindern aus der Sicht der GEW". 
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Bundesministerium fQr Bildung, Wissenschaf\, Forschung und Technologie (Hg.): Die nntn 

Lllndtr: dynami.,cl,e Wis.,tnscl,aftsregion 11nd Wtrbtatt do lnnoi,tltion. Erfolp heim 
A11fl,a11 Ost - eint Zwischenhi/an, dt., BMBF. Bonn 1995. 59 S. + Anl. Kostenlos bei: BMBF, 
Ref. Öffentlichkeitsarbeit, 53170 Bonn. 
Die Darstellung glieden sich in die Kapitel "Außeruniveraitllre Forschungseinrichtungen", .,For­
schung und Entwicklung in der Wirtschaft", "Hochachulen" sowie "Berufliche Bildung wid 
Weiterbilduns". In den Anlagen Übersichten zur6nanzießen NBL-FOrderungim Verantwortungs­
bereich des BMBF, den neuen Forschungseinrichtwigen im BMBF-Geschlftsbereich wid Gradu­
ierten- sowie Innovationskollegs. 

Burkhardt, Anke/ Scherer, Doris!. Weegen, Michael: Dlllmsn.iee: W-uunsdt•ft '9S. Hrsg. von 
Frank von Auer fOr die Hans-86clder-Stiftung und Gerd K.6hler fllr die Gewerbehaft Erziehung 
und Wissenschaft. Frankfurt/DOsseldorf 1995. 64 S. Kostenlos bei: GEW Hauptvorstand, Vor­
standsbereich Hochschule und Forschung. Reü•berger Str. 21, 60489 Frankfurt/M. 
Textlich und graphisch ilberaichtlich werden die Stellenhauahalte und Personalstruktur an 
deutschen Hochschulen (Peraonalatellenentwicltlun1, fachliche Struktur, Stellen au, dem Hoch­
schulsonderprogr■mm), Studienplatz:nachfr■ge und Stellenentwicklung, der wissenschaftliche 
Nachwuchs (Promotionen und Doktorandenf'l)rderung, H■bilit■tionen) sowie Alter11trulctur, 
Ersatz-und Erweiterungsbedarf bei Professorinnen dargestellt.jeweils unterschieden nach West­
und Ostdeutschland. Im Anhang die GEW-Stelhutllllahme zu den Hochschulsonderprogrammen 
(HSP I und II) und zum Hochschulerneuerungsprogramm-Ost. 

Wissenschaftsforum der Sozialdemolcntie (Hg.): Foncl,11ng in Berfm 11nd fhtde11tscl,l~nd -
Voraussetv,ngflJr lnnoi,tllion 11nd nt11t Arhtitsp/"'1.• (H. 9/Nov. l 99S der Zs. wfsseruchofls­
nolizen). Bonn 1995. 56 S. Kostenlos bei: Wissenschaftsforum der Sozialdemokntie, Baun­
scheidtstr. l 7, 53113 Bonn. 
Das Heft dokumentiert eine Fachtagung des Wissenschaftsforums in Berlin-Adlershof. Neben der 
Wiedergabe von vier Foren sind die Referate von Wolfgang K.nifka: "WJSTA in Berlin-Adlershof: 
Prototyp einer neuen Generation von Technologiezentren", Ingrid Stahmer: .,Standon Berlin • 
Politik filr Innovation und Vielfalt". Hans Kremendahl: .. Wirtschafts- und Wisaen1chaftut1ndon 
Berlin: Strukturwandel und Technologiepolitik" sowie Friedrich Buttler: "Arbeitsmarkt- und 
Technologiepolitik in der Region Berlin-Brandenburg" abgedruckt. 

Richter, Edelbert/Wipporfllrth, Chrisüan: Spaß an Un,,w/ttecl,nii. lnno•tltionen aus den neuen 
Bundal.llndtrn 11nd iltrt Scllicbale. o.0. 1995. 44 S. Kostenlos bei: Büro E. Richter MdB, 
Goetbeplatz9b, 99423 Weimar. 
Die Broschilre dokumentiert Beispiele umweltschonender Innovationen, die in ostdeutschen 
Instituten und Unternehmen entwickelt wurden und produziert werden (Waschmaschine mit 
weltweit niedrigstem Wasserverbrauch, Technologie zur Asbestvernichtung, Reaktor zur l OOpro­
zentigon Wioderaufarbeitwigvon Autowaschanl■gon, erstes quoclcailberfreie1 Thermometer u.a.) 
und mochte damit auf z.T. unterschltztes und ungenügend genutztes iMov■tive1 Potential 
aufmerksam machen. SodaM wird die Frage diskutiert, warum Firmen mit solchen Produkten 
Schwieriglcoiten beim Marktzugang haben und nicht expandieren. Hauptunachen werden in der 
Eigenkapitalschwlche und der mangelhaften Vernetzung der iMovativen Unternehmen gesehen. 
Daraus leiten die Autoren die Forderung nach einer entschlosaeneren \Dtd intelligenteren Struktur­
politik ab. 
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Buck-Bechler, Gen:raude/ Jahn, Heidrun/ Klockner, Clemens/ Tietz, Hont-Dieter (Hg.): Ange­
wandle Forschung an 1-"achhochschulen der Bundesrepublik Deutschlond.. Deutscher Stu-
dien Verlag, Weinheim 199S. 20S S. Im Buchhandel. . . 
Wesentliches Thema bei der Oründw111 von Fachhochschulen m Ostdeutschland • Vielfach als 
Umgründwig bestehender Spezialhochschulen • war das künftige Verhiltnis von Lehre wid 
(angewandter) forschwig. infolgedessen nahm sich die ProjektKfUPP•. Hochsch~fo~1ch_wig 
Berlin-Karlshorst des Themas besonders an. DiesbeZÜgliche Zwischenbilanz zog 11e an emer 
Tag'Wlg, die sie gemeinsam mit der HTW Zwickau Wld der FH-Relttorenltonf~r•nz am 27_.l28. 
März 1995 durchfühne. Die Publikation dokumentiert die Beitrige wid Arbeitsgruppen dieser 

Konferenz. 

Förderuogsgesellschaft Wissenschaftliche Neuvorhaben (Hg.): Tatigbitsbericht 199.J der ge~­
l1tSH1wenschaftlichen Furschun1,'ßchwerpunlcte. Milncben o.J. (199S). 296 S. Kostenlos bei: 
Förderuogsgesellschaft Wissonschaf\liche Neuvorhaben mbH, Theati.Derstr. 23, 80333 Milnchen. 
Dritter und zugleich letzter Titigkeitsbericht der FSP Zeitbistorische Studien, ':"iuenschafts~e­
schichte wid Wissenschaftstheorie, Europlische Aufkllrwig, Moderner Onent, Allgememe 
Sprachwissenschaft/ Typologie und Universalienforschung, Literaturwissenschaft sowie Ge­
schichte wid Kultur Ostmitteleurop11, die zugwisten Geisteswiuenschaf\licher Zentren auf gelost 
werden. 

frauohofer-Gosellschaft (Hg.): Jahresbericht 199J. Milllchen 1995. 111 S. Kostenlos bei: 
Fraunhofer-Gesellschaft, Pros- uod Öffeotlichbttsarbeat, PF 190 339, 80603 Müochea. 

Duner, Franz/ Heine, Chris.1oph: Studium oder Berufsausbildung. Abilurienten 93 aus den 
neuen Ulndem t1uf dem Weg in Jen Beruf (HIS Kuninformationea A 3/95). Hrsg. vom 
Hochschul-loformatioo1-Systom IDS, HIDAover 199S. S4 S. Kostenlos bei: HIS, GoNriede 9, 

30 l 59 Hannover. 
Empirische Ergebnisse zur nach schulischen Ausbildungswahl. deren Hintergn1nd~n und Mo~ven, 
zw regionalen Mobilitlt und W1nderuna1bilanz. Oeaondene Behandluo11der Studienberec:btigten 
mit Facbbochachulr•ife. 

Duner, Franz/ Heine, Chris.1oph: StuJienberechti1:te 9J aus Jen 11lten und den neuen Ulndem 
ein J,11/bes Jt1hr nach Scl,ulllbgang. Ergebnisse einer Vorabu~ro,ng Mr ersten Befra­
gung(HIS Kurzinformationen A 7/9S). Hrsg. vom Hochschul-Informatioos-System HJS,H1111110-
ver 199S. 10 S. Kostenlos bei: HIS, Goseriede 9, 30159 Hannover. 
Empirische Ergebnisse zur Brutto-Studierquote, zu den Tätigkeiten ein halbes Jahr nach Schul­
abgang, den angHtrebten Hoch1chul1bsch10S1en wtd der Wahl des Hochschulortes. 

Duner:· Franz/ Heine, Christoph: Studienberechtigte 90 J½ Jahr, noch Sc/rulabg~g. E_ine 
Analyse lhra nochschulisch,m Werdegangs bis IJlm De:.emb,r 1993. Ergeb!'us, ern,r 
1,weilen Befrugung(HlS Kurzinformationen A 9/95). Hrsg. vom Hochscbul-loformabou-System 
HIS, HID.llover 1995. S4 S. Kostoolos bei: HIS, Goseriede 9, 301S9 Hannover. 
Empirische Ergebniase zur Entwicklung der Titigkeitsst~tur in Halbjahresac~ritten. ~u Ent· 
scheidunaaprozeuen und Umorientierungen auf dem Weg m de~ Berufwid ~u Einzellunten_ der 
gewiblten AusbildW1gswe11e Hochschulstudium bzw. Beru.fsau1b1ldw1gen. Die Darstellung diffe­
renziert zwischen O1t• und Westdeutschland. 

Emst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald, der Rektor (Hg.): RtktorauUber,:abe um l. Juli 
1994 (Oreifswalder Uaivenitiitsreden N.F. H. 73). Greif&Wald 1994. 32 S. Kostenlos bei: Ero5t­
Moritz-Amdt-Uaiven:itllt Greifswald, Pressestelle, Domstr. 11, 17489 Greifswald. 
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Dok~ruentiert die Ansprachen dea Dekens der Theologischen F■kultlt, Bernd Hildebrandt, det 
1che1denden Relctors Hans-Jürgen Zobel, der Kultusministerin Steffi Schnoor und dea neuen 
Rektors Jilrgen K.ohler. 

Ernst-Moritz-Amdt-Universitlt Greifswald, der Rektor (Hg.): 1$jlllrrl~., J11billl11m·U1tiHnl­
tiltfnclu~r.entruM o~ JO._ Sq,te,,,J,er 1994 - der Ern.Jt-Morit%-Amdt-UniHnitll Gnifs­
,.,,,/d (Greifswalder Un1versdltsreden N.f. H. 7S). Greifsw1dd 1994. S6 S. Kostenlos bei: Emst­
Moritz-Amdt-Universitit Gmfswald, Pressestelle, Domstr. 11, 17489 Greifswald. 
Dokumentiert die Reden anlA~lich einer Veranstaltung zum Jubilium, u.a. die des Relctors JQrgen 
Kohler zum Strukturwandel 1m DV-Versorgwigssystem der Univeraitlt seit 1990 und die von 
Jürgen Formell■ zu „Stand wid Perspektiven der DY-Technologie en der Universitlt Greifswald". 

Emst-Moritz-Amdt-Universitlt Greifswald, der Rektor (Hg.): 70. Gebumtag Prof. Dr. Dr. /r.c. 
Roderich Sc/rmidt(Greifswalder Universititsreden N.f. H. 78). Greifswald 1995. 46 S. Kostenlos 
bei: Erust-Moritz-Amdt-Universitlit Greifswald, Pressestelle, Domstr. 11, 17489 Greifswald. 
Dokumentation einer Feierstunde zu Ehren des bis in die 50.r Jahre . bis zum Verlassen der DDR 
• !n. Greif~wald tltig gewesenen Historikers, veranstaltet nicht zuletzt in Würdi(IWllJ ,einer 
Attivttlt beim Neuaufbau des Historischen Instituts der EMAU nach t 990. 

Emst-Moritz-Amdt-Univenitlt Greifswald, der Rektor (Hg.): E/rnnpromotio,r Han11,lon Kohl 
,.R~hobilittttion Hinn>erletiter - einst und jtt:t" (Greifswalder UniversitJtsreden N.f. R 80). 
Greifswald 1994. 24 S. Kostenlos bei: Emst-Moritz-Amdt-UniversitJit Greifswald, Pressestelle 
Domstr. 11, l7489Greifswald. ' 
Dokumentiert die anläßlich der (umstrittenen) Ehrenpromotion gehaltenen Reden de, Rektors 
Hans-JQrgen Zobel • _eine ausführliche und bei solchem Anlaß eher unübliche Erlluterune, warum 
der Ehrung durch (wie mehrfach betont wird) die Medizinische fakultlt keine formalen OrOnde 
entgegenstehen ·, des Dekans der Med. Fak. Hans-Robert Metelmann und der Laureatin. 

Emst-Moritz-Amdt-UniversitJt Greifswald, der Rektor (Hg.): Ernst-Moritt.-Arndt-Univenitilt 
Greift-ld Fonc/rungsbericlrt 1993. Greifswald 1995. 16S S. Koste.nlos bei: Emst-Moritz­
Amdt-Universität Greifswald, D01.emat Hochschulplanung und Forschung, Domstr. 11 17489 
Greifswald. ' 

Der erst 1995 erschienene Bericht dokumentiert die Forschuugsaktivitlten des ersten Jahres in 
dem "wieder mehr Orientierungssicherheit in die Universitlt Greifswald" eingezogen war, a~ch 
wenn noch 75 von 245 Professorenstellen w,besetzt gewesen seien. (Vorwort) 

Brandenburger ~erei.n f'Ur politische Bildung „Rosa Lu,cemburg" (Hg.): Di, Europa-Unwenitllt 
Vtadrina. Ein Uberblick a11s studenti.fcher Siclrt (Br11Ddenburgische wissenschaftspolitische 
Hefte 2/1995). Potsdam 1995. SB S. Kostenlos bei: Brandenburger Verein f'Ur politische Bildung 
,,Rosa Luxemburg", Benzstr. 18/19, 14482 Potsdam. 
Zahl~eiche ~eitrige von Studierenden der Europa-Universitlt zueben10 zahlreichen.Aspelcten des 
Stud1eren1 m Fr■nkfun/Oder. Gr0ßtenteils erfrischend-subjektiv. 

Universitlt Leipzig, der Rektor (Hg.): B,ric/rt des RdtoratfkoUegiunrr der Uni11ersilllt Lnpt.ig 
Amtn,it 1991 bis 1994. Leipzigo.J. (1995). 134 S. Kos.1eolos bei: Un.iversitit Leipzig, Pressestel­
le, PF 920, 04009 Leipzig. 
Dokumentation der Berichte der Rektoratskollegiumsmitglieder vor dem Univenitltskonzil am 1. 
November 1994. Dazu ein kommentierter statistische~ Anhan9. 
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Bretschneider, 1.oge: Student,mprotukolk. Schicksuk und Gedanken l'Dn Studenten in der 
Wende:.eil. Selbstverlag. Dresden 1995. 128 S. DM 20,-. Bezug Ober Red. hocluchule osl. Uni 
Leipzig, PF 920, 04009 Leipzig. 
Die Autorin hat als Lehrkraft an der TU Dresden 1988 begonnen, mit Studierenden Interviews zu 
führen, \llld dioa bis ins Jahr 1995 fortgesetzt. Die hier vorgelegten verschriftlichton Fassungen 
bieten authentische Einblicke in MentaliUton, zugrundeliegende biographische Erfahrwigen, 
Einstollwigs• w1d Motivationswandlungen ostdeutscher Studierender. 

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, der Rektor (Hg.): Fonchun1,'$bericht 199319.J. 
Halle/S. 1995. 672 S. Kostenlos bei: MLU, Prorektorat für Forschung und wissenschaftlichen 
Nachwuchs, Universitätsplatz, 06099 Halle/S. 

lnstitut für Soziologie der Martin-Luther Universätät Halle-Wittenberg (Hg.): Jahresbericht 
l . .J.1991 bis JJ.3.1994 (Der Hallescho Grauroihor 94-2). Halle/S. 1994. 62 S. Kostenlos bei: 
Institut für Soziologie der MLU, Briefpolo'l, 06099 Halle/S. 
Am 1.12. 93 war das Institut offiziell eröffnet worden. Der Bericht spiegelt die Aufbauphase, 
anfangs "bar der notwendigsten Ressowcen ... , z.B. mit einem iußerst atöranfiilligen Telefon wid 
in einem 'Diroktorensossol', an dem das Seitenteil fehlte" (l.nstitutsdiroktor Heinz Sahner). 

Klockol, Roinhard: So:,io/11gie an den lllildeutschen Uni11enilüten: A bbuu und Neubeginn {Der 
Halloscbe Graureihor94-3). Halle/S. 1994. 14+8 S. Kostenlos bei: Institut für Soziologie der MLU, 
Briefpost, 06099 Halle/S. 
In den Jahren 1992/93 wurden in Ostdeutschland 38 Soziologie-Professorinnen berufen, davon 
33 aus West-, fünf aus Ostdeutschland und zwei aus Österreich. Von Ende 1993 72 wissenschaft­
lichen Mitarbeiterinnen stammten zwei Drittel aus West- und ein Drittel aus Ostdeutschland. Diese 
und weitere Informationen liefert der empirisch abgest0tz:te Bericht zum Neuaufbau des Faches. 

3. Wissenschaft & Hochschulen in Mittel- und Osteuropa 

Institut für vergleichende Bildung· und Hochschulforschung (Hg.): Miael- und o:t'teurop/üsche 
Bildungssysteme. Kuridurstelbmgen. Wien 1995. 171 S. ÖS 200. Bezug bei: lnslil\lt für 
vergleichende Bildung- und Hochschulforschung, Porzellangasse 2/2/41, A • 1090 Wien. 
Die Publikation liefert ;z:u den Bildungssystemen Bulgariens, Kroatiens, Polena, Ruminiens, 
Rußlands, der Slowakei, Sloweniens, Tschechiens, der Ukraine und Ungarns jeweils dio Kennda­
ten, eine Graphik der Hochschulstandorto, eine Überblicksdarstellung in Prosa und Literatwhin­
woiso. 

Fedork.o, Anoott: Finanr.ierung der Ww·enschuft in Osteurupa Ende der IJ0er, Anfang der 
90er Jahre. Zusu11,n,enfussende Au:tll'erlung vun Forschungsberichten uus elf Ländern 
(WZB papor P 95-402). Hrsg. von der Forschungsgruppe Wissenschaftsstatistik. des W1SSOn• 
schaftszeotnamsBediofürSozialforschung. Bodio 1995. 58 S. Kostenlos bei: WZB, Roichpietschu• 
forS0, 10785 Bodio. 
Dargestellt werden die Ausgaben fOr die Wissenschaft w1d die Finanzierungsquellen, das 
Einkommen der Wiuonscbaftlor sowie neue Fiiunzierun11sformen und ihr Einfluß auf' die 
Transformation dor Wissenschaftuyatome. Ein Kapitol behandelt die europäischen GUS- und die 
baltischen Staaten, ein weiteres die T1chochi1che Republik, Polen, Ungarn, Rumänien und 
Bulgarien. 
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Mayntz, Renate/ Schimank, u-, Wein gart, Peter (Hg.): Tronsf ormation mittel-and osteurop61-, 
scher Wi.,smscl,aftssJ'sleme. L6nderhnichte. Lesko + Budrich, Opladen 1995. l.182 S. DM 
7S,-. Ober doa Buchhandel. 
Die Publikation ist erstes Ergebnia einer internationalen Zusammenarbeit von deutschen und 
ost-/mitteleuroplischon Wissenschaftsforschern innerhalb des „Netzwerk Transformation mittel• 
w1d osteuropAischer Wissonschaftnystomo" (vgl. Schimank in hso 2/95). Die einzelnen Berichte 
liefern malcrostrulctwoll angelegte Transformationsuntorauchungen und folgen dabei einem ein• 
heitlichen analytischen Schema: Vorlndorungon der fllr die wi11on1chaftlicho Fouchungrelevan­
ten Gesetzgebung, der institutionellen Strukturen der Forschung sowie ihrer finanziellen und 
personellen Ressourcen werden jeweils behandelt. Darstellungsgogenstlnde sind im einzelnen die 
Linder Estland, Lettland, Litauen, Polen, Weißrußland, Rußland, Ukraine, Tschechien, Slowakei, 
Ungarn, RumAnion und Bulgarien. Daneben eine Studio zuOemoinsamlceiten von Problemlegen und 
Problembearbeitung bei der Transformation der einzelnen mittel- und ostowoplischen For­
schungssysteme (Uwe Schimank) sowie eine vergleichende bibliometrische Darstellung der 
Wissenschaftssysteme von Weißrußland, Bulgarien und der baltischen Republiken (Radoavot 
Todorov). 

Mühle, Eduard: Die 'Entso,tjetisierung' der rllßiscl,e„ Hocl,scl,u/e. Hiftori,che Vororuset­
r.ungen, Alfliegelf und Verl.auf der /locl,:schulreform in Rujllalfd seit 1965. Mit einem 
Quellenanhang in Übersetzungen von Gunhild Kasc:hJun (Dolcumonte zur Hochschuln,form 103/ 
199S). Hrsg. von der Hochschulrolctoronkonferenz.. Bonn 1995. 326 S. Bezug bei: HRK,Ahrstr. 39, 
S317SBonn. 
Die Studie und Dolcumentation entstanden 111 Ergebnis der Tltiglcoit der 1992 eingerichteten FfRK. 
"Koordiniorungs- wid Beretwtgsstelle fOr dio Zusammenarbeit mit Hochschulen und Wissen• 
1chaftsoinrichtungen in Mittel• und Osteuropa bei der Hochschulerneuerung" (vgl. HRK in hso 2/ 
95). Eingeleitet wird die Studio mit einem Überblick zw historischen Entwicklung des ruuischon 
Hochschulsystem (18. Jh. bis 1984). Es folgt ein Kapitol zur „Hochschulpolitik zwischen 
sowjetischer Porestrojlca und russischem ReformbemQhen (1985 • 1991 )", um schließlich zum 
Hauptteil der Untersuchung zu gelangen: .,Anliegen und Vorlauf der russischen Hochschulreform 
seit 1992". Sodann sind 20 wesentliche Dokumente aus den Jahren 1990 bis 1994 abgedruckt. 

Peer Pasterlfat:k 
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ZUM SCHLUSS 

Revanche der Benachteiligten· 
Nach einem Fußball-Fiasko sinnen 

Wirtschaftswissenschaftler der Universi­
tät Halle auf Vergeltung. Beim Kräfte­
messen auf dem Spielfeld mußten die 
Professoren eine glatte 1:6-Niederlage ge­
gen ihre Studenten einstecken - ~tz 
einheitlicher Trikots mit der Aufschnft 
·,.Auch Du willst Dein Examen haben". Die 
Hochschullehrer .entwickelten· jetzt .ein 
mathemaUsch-atatlstlsches • \· • Verfahren 
mit .Handicaps" filr die -Studenten: Bel 
der Revanche im nächsten Jahr sollen sie 
pro* Jahr Altersunterschied ein halbes 
Kilo Blei am Gürtel oder Fußgelenk tra­
gen. In die Gesamtwertung, so ein weite­
rer Vorschlag aus den Reihen der Profes­
soren, könnte .man auch and~re Sportar­
ten einbeziehen, insbesondere Skat. jol 

Süddeutsche Zeitung 
14./15.10.1995 

Zukunftsminister '?! 
Der Mann hat vier Jobs, doch 10 ricl.iiß kompatibel sind sie nicht. Denn 
Dr. Jürgen Rüusers, der Ei11fuclalieii l1Glber gerrie als "Zulcu1ifu111irai.ster" 
geschollen, bekornmt sein Mir&isteriwn nicht (so ,cl,neU) in den Griff. Die 
lH!iden Compulersy1te111e fiir die llier Bereiche Bildu11g/W-111e111chaft und 
Forschung/Tech11alogie sirad nu: lcompatibel. So f unlc1io11iert der Du1e11-
aus1auscl1 zwiscl,e11 de11 ei1uelnen Abteilungen wie anno dazumal: Mit 
einem Kkü,bw wird 11euumul (!) täslich n.acl, einemfesren Fahrplan (uuf 

einer sog. "Datenautobahn") l'osl 
abgeholt und verteilt. In n,ej 

Jahre11 soU ~ Zukunft du1111 
e,u;l/icl, ~-innen. Bis dal,ü, hoff, 
Rüugers, der "Mannfars Futur" 
(Der Spiegel), auf die funlctionie­
retuk Vernel.i:ung. Bis dahin soU 
auch e11hchieden sein, welche 
Farbe die Kabelschächte in deu 
Büros habetl, Wu-wünschen: Alles 
Cuie f ur~ Zulcuuft, Herr 
Muai.sler! 

Unicum9l9S 
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